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Vorwort zur kleinen Gemeindeordnung 


Liebe Spieler, Bürgermeister und Kommunalpolitiker in spe, 


mit der vorliegenden Broschüre wollen wie Ihnen ein zusätzliches Mittel an die Hand geben, 
um in der täglichen politischen Auseinandersetzung des Spiels erfolgreich zu sein. Wir haben 
diese Kleine Gemeindeordnung geschrieben, weil die meisten von uns, in der Thematik der Kom- 
munalpolitik und den dazu gehörenden Themenbereichen relativ unerfahren sind. In den mei- 
sten Fällen sind auch die Informationen die wir täglich aus der Zeitung und den Fernseh- 
nachrichten erhalten lückenhaft und stellen nur ein verzerrtes Bild dar, was sich tatsächlich in 
den Rathäusern und auf den Sitzungen der Gemeindevertretungen abspielt. 


Anhand von Stichworten und Mustersatzungen bringen wir Ihnen die verschiedensten 
Themenbereiche nahe. Sie können diese Broschüre natürlich auch ungelesen beiseite legen, aber 
ganz besonders im Mehrspielermodus wird es sich als nützlich erweisen, ab und zu unter dem 
einen oder anderen Stichwort nachzulesen und die erhaltenen Informationen bei einer zu tref- 
fenden Entscheidung zu berücksichtigen. 


Sollten Sie sich bei Ihren Entscheidungen allein von Ihrem gesunden Menschenverstand und 
Ihrem Fingerspitzengefühl leiten lassen, Kann es passieren, daß Sie im Spiel erheblich an 
Popularität verlieren, weil die Bevölkerung anderer Meinung ist und eine andere Politik von 
Ihnen erwartet. 

In der Politik spielen gesunder Menschenverstand und Fingerspitzengefühl selten eine überge- 
ordnete Rolle. Auch Sie werden nach einiger Zeit im Spiel bemerken, daß es bestimmte Sach- 
zwänge gibt, an denen Sie nicht vorbeikommen, nicht etwa weil es sich hier um ein ungeschrie- 
benes Gesetz handelt. sondern das es viel einfacher ist bestimmte Dinge in einem neuen Licht 
oder einer neuen Interpretation zu sehen und dem politischen Gegner eine Brücke bauen, über 
die Sie gemeinsam gehen Können. Diese Handlungsweise, so undurchschaubar sie auch ist, trägt 
auch heute in der Realität zur Popularität der Politiker bei. 


Für das Spiel spielt es zunächst Keine Rolle für welche Partei Sie sich entscheiden, da diese 
Regularien in aller Regel Parteiübergreifend sind. Aber zur Bewältigung des eigentlichen Ziels 
sollten Sie soviel Kompetenz und Sachverstand beweisen, daß Sich nicht von Ihren politischen 
Gegnern vorführen lassen und die aktiven Handlungen immer von Ihnen ausgehen. 


Wir wünschen Ihnen viel Spaß beim Spiel und eine erfolgreiche Wiederwahl für eine zweite 
Amtsperiode. 
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Glossar Teil 1 
ABC des Gemeindehaushalts 


(Kalkulatorische) Abschreibungen 


Unter (Kalkulatorischen) Abschreibungen versteht man den auf die Jahre der Nutzung verteil- 
ten Werteverzehr von Anlagegütern. In Kostenrechnungen nach betriebswirtschaftlichen 
Grundsätzen wird dieser Werteverzehr vom Zeitpunkt der Anschaffung an als Aufwand gel- 
tend gemacht. In der Kosten bzw. Gebührenbedarfsrechnung Kostenrechnender Einrichtungen 
sind gleichermaßen angemessene Abschreibungen zu berücksichtigen. Ebenfalls sind sie im Ver- 
waltungshaushalt in den entsprechenden Unterabschnitten Kostenrechnender Einrichtungen 
zu veranschlagen. Maßgeblich für die Höhe des jährlichen Abschreibungsbetrages ist der Aus- 
gangswert, die voraussichtliche Nutzungsdauer und die Abschreibungsmethode. Ausgangswert 
kann der Anschaffungs- bzw. Herstellungswert oder der Wiederbeschaffungswert sein (in Ba- 
den-Württemberg und Bayern darf nur vom Herstellungswert abgeschrieben werden, ebenso in 
Rheinland-Pfalz, soweit dort nicht Zeitwerte zum 1.1.1975 ermittelt wurden). Was die Ab- 
schreibungsmethode anbelangt, darf nach den Bestimmungen der kommunalen Abgabengesetze 
nur die lineare Abschreibung (gleichmäßige Verteilung der Abschreibungen auf die Jahre der 
Nutzung) gewählt werden. 


Allgemeine Deckungsmittel 


Alle Einnahmen, deren Verwendung nicht auf bestimmte Ausgaben beschränkt ist, (Gesamt- 
deckung; im Gegensatz zur Zweckbindung) werden auch als allgemeine Deckungsmittel be- 
zeichnet. Zu ihnen zählen beispielsweise Steuern und Schlüsselzuweisungen. 


Allgemeine Rücklage 


Die allgemeine Rücklage hat die Aufgabe, die rechtzeitige Leistung von Ausgaben zu sichern 
(Betriebsmittel der Kasse). Für diesen Zweck muß ein Sockelbetrag vorhanden sein, der jeder- 
zeit greifbar sein. Er beläuft sich in der Regel auf 2 v.H. der Ausgaben des Verwaltungshaus- 
halts nach dem Durchschnitt der drei dem Haushalt vorangehenden Jahre. Ferner sollen (in 
Bayern 1 v.H.) in der allgemeinen Rücklage Mittel zur Deckung des Ausgabenbedarfs der Ver- 
mögenshaushalte Künftiger Jahre angesammelt werden. Der allgemeinen Rücklage sind recht- 
zeitig Mittel zuzuführen , wenn 


die Tilgung von Krediten, die mit dem Gesamtbetrag fällig werden, die 


voraussichtliche Höhe der Zuführung (des Verwaltungshaushalts) zum 
Vermögenshaushalt übersteigt und nicht anders gedeckt werden Kann. 
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die Inanspruchnahme von Bürgschaften, Gewährverträgen u. d. Verträ- 
gen, die laufende Aufgabenerfüllung erheblich beeinträchtigt. 


für die im Investitionsprogramm der Künftigen Jahre vorgesehenen Investi- 
tionen und Investionsförderungsmaßnahmen ein unvertretbar hoher Kre- 


ditbedarf entsteht. 


Im übrigen sollen die Zuführungen und Entnahmen zu bzw. aus der Rücklage nach dem 
Finanzplan ausgerichtet werden. 


Allgemeine Zuweisungen 


Allgemeine Zuweisungen sind Zuweisungen, deren Bewilligung nicht mit Auflagen verbunden 
ist (im Gegensatz zur Zweckzuweisung). Über ihre Verwendung Kann die Gemeinde frei ent- 
scheiden. Veranschlagt werden die allgemeinen Zuweisungen im Vermögenshaushalt. 


Anlagekapital 


Das für das Anlagevermögen der Kostenrechnenden Einrichtungen gebundene Kapital wird als 
Anlagekapital bezeichnet. Die (Kalkulatorischen) Abschreibungen werden bei der Wertermitt- 


lung abgezogen. 
Anlagennachweise 


Der Nachweis von Gegenständen des Anlagevermögens, die Kostenrechnenden Einrichtungen 
dienen, erfolgt in Form von Anlagenachweisen. Diese sind schon deshalb erforderlich, um auf 
der Grundlage der in ihnen festgehaltenen Vermögenswerte die Kalkulatorischen Kosten zu be- 
rechnen, welche in die Gebührenbedarfsberechnungen und die Gebührenhaushalte eingehen. Bei 
der Bewertung des Anlagevermögens Kostenrechnender Einrichtungen ist es den Gemeinden 
freigestellt, ob sie für die Bewertung den Anschaffungs- oder Wiederbeschaffungswert wählen 
(in Bayern ist allein der Anschaffungswert zulässig). Aufzunehmen in die Anlagennachweise 
sind aber zumindest die Anschaffungs- oder Herstellungskosten sowie die Abschreibungen. 
Gleichartige Gegenstände oder solche, die einem einheitlichen Zweck dienen, Können zusam- 
mengefaßt werden. Für geringwertige Wirtschaftsgüter (Wertgrenze 800 DM) genügt die Er- 
fassung im Bestandsverzeichnis. 


Anlagevermögen 
Als Anlagevermögen werden die Teile des Gemeindevermögens bezeichnet, die dauernd der 


kommunalen Aufgabenerfüllung dienen. Dazu gehören im einzelnen: 
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die Grundstücke 


die beweglichen Sachen mit Ausnahme der geringwertigen Wirtschaftsgü- 
ter (Wertgrenze 800 DM) 


Die Beteiligungen sowie Wertpapiere, die die Gemeinde zum Zweck der 
Beteiligung erworben hat. 


die dinglichen Rechte 


die Forderungen aus Darlehen die aus Haushaltsmitteln in Erfüllung einer 
Kommunalen Aufgabe gewährt wurden. 


die Kapitaleinlagen bei Zweckverbänden u. a. kommunalen Zusammen-- 
schlüssen. 


das in das Sondervermögen mit Sonderrechnung eingebrachte Eigenkapital. 


Die ersten drei Vermögensarten gehören zur Kategorie Sachanlagevermögen und die vier weite- 
ren zur Kategorie Finanzanlagevermögen. 


Anlagen zum Haushaltsplan 

Dem Haushaltsplan ist eine Reihe von Anlagen beizufügen. Diese sollen über die Entwicklung 
der Finanzlage der Gemeinde, über ihre wichtigsten Vorhaben und deren Auswirkungen auf die 
Künftige Haushaltswirtschaft sowie über ihre wirtschaftliche Betätigung unterrichten. Für die 
Beratung des Haushaltsplans im Rat und seinen Ausschüssen sind die Anlagen notwendige 


Unterlagen. Zudem erleichtern sie Bürgern und Aufsichtsbehörden die Information. Zu den 
Anlagen zählen 


der Vorbericht 
eine Übersicht über die Verpflichtungsermächtigungen 


eine Übersicht über den voraussichtlichen Stand der Schulden (Schulden- 
übersicht) 


eine Übersicht über den voraussichtlichen Stand der Rücklagen zu Beginn 
des Haushaltsjahres 


der Finanzplan 
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Anliegerbeiträge 


Unter dem Oberbegriff Anliegerbeiträge werden im allgemeinen Sprachgebrauch die Beiträge 
zusammengefaßt, die von den Grundstückseigentümern (Anliegern) dafür erhoben werden, daß 
ihnen aus der Anschlußmöglichkeit an öffentliche Einrichtungen nicht nur vorübergehende 
Vorteile erwachsen. 

Im einzelnen gehören dazu: 


die Erschließungsbeiträge, | 
die (Kanal-) Anschluß- und Wasserbeiträge, 
die Straßen(aus)baubeiträge 


Weitere Informationen über Beiträge finden Sie im Teil 2 des Glossars unter “ABC kommunler 
Beiträge und Gebühren”. 


(Kanal)-Anschlußbeiträge 


(Kanal-)Anschlußbeiträge sind Beiträge, die erhoben werden Können für die Herstellung, An- 
schaffung, Erweiterung und (außer in Baden-Württemberg, Bayern und Nordrhein-Westfalen) 
Erneuerung von Anlagen und Einrichtungen, die der Ent- oder Versorgung mit Abwas- 
ser/Wasser dienen. Die Kosten für den Ersatz alter Entwässerungsanlagen wegen normalen 
Verschleißes werden normalerweise nicht durch Beiträge gedeckt. Rechtsgrundlage sind örtliche 
Satzungen im Rahmen der Kommunalabgabengesetze der Länder. 


Weitere Informationen über Beiträge finden Sie im Teil 2 des Glossars unter "ABC Kommuna- 
ler Beiträge und Gebühren“. 


Aufsichtsbehörden 


Der Staat hat einen großen Teil der ihm obliegenden Aufgaben den Gemeinden zur Erfüllung in 
freier Selbstverwaltung übertragen. 

Damit hat er sich jedoch nicht aus diesem Bereichen zurückgezogen. Vielmehr hat er ein Inte- 
resse daran, zu erfahren, ob und wie die Gemeinden die ihnen übertragenen Aufgaben erfüllen. 
Die Aufsicht des Staates ist insoweit vor allem eine überwachende, daneben auch eine beraten- 
de und lenkende. Sie darf nur im Interesse des Staates ausgeübt werden, nicht aber im Interesse 
Dritter. Welche Behörde (Oberkreisdirektor, Landratsamt, Regierungspräsidium, Innenmi- 
nister) die Aufsicht ausübt ist in den Ländern unterschiedlich geregelt. Die Gemeindeverord- 
nungen der einzelnen Bundesländer enthalten die entsprechenden Bestimmungen. 


Auftragsangelegenheiten 


Die Kleine Gemeindeordnung 21 


Aufgaben, die der Staat in seinen Zuständigkeitsbereich gezogen hat, um eine einheitliche Re- 
gelung zu gewährleisten, deren Erfüllung aber den Gemeinden übertragen ist, werden auch als 
Auftragsangelegenheiten bezeichnet. Zu diesen Aufgaben gehören beispielsweise die Bauauf- 
sicht, die Wohnraumbewirtschaftung, die Aufgaben der Gesundheits- und Veterinärämter, 
Paß- und Versicherungsämter sowie die Mitwirkung der Gemeinden bei den Bundes- und 
Landtagswahlen und beim Lastenausgleich. 


Aufwandsentschädigungen 


Aufwandsentschädigungen sind eine besondere Form des Auslagenersatzes, den nur der in den 
Gemeindeverordnungen ausdrücklich erwähnte ehrenamtliche tätige Personenkreis erhalten 
darf, wie z.B. Ratsmitglieder, Bürgermeister. Die Aufwandsentschädigungen werden pauschal 
oder aber in Form von Sitzungsgeldern gezahlt. Daneben ist eine gesonderte Entschädigung 
für entgangenen Arbeitsverdienst zulässig. Die Höhe der Aufwandsentschädigungen ist in ei- 
ner Satzung festzulegen. Entsprechende Erlasse der Länder setzen in Hessen, Nordrhein-West- 
falen und Rheinland-Pfalz Höchstsätze fest. 


Ausgaben 


Die Zahlungsverpflichtungen, die einer Gemeinde aus der Erfüllung ihrer Aufgaben entstehen, 
werden als Ausgaben bezeichnet. Alle in einem Haushaltsjahr voraussichtlich zu leistenden 
Ausgaben sind im Haushaltsplan zu veranschlagen. Soweit sie sich nicht errechnen lassen, sind 
sie sorgfältig zu schätzen. Alle Ausgaben sind in voller Höhe, getrennt von den Einnahmen 
nach Einzelzwecken zu veranschlagen. Der Ausweis eines Saldos ist nicht zulässig 
(Bruttoveranschlagung). Ebensowenig dürfen Ausgaben für denselben Zweck an verschiedenen 
Stellen des Haushaltsplans aufgeführt werden. Die Ausgabensätze und -vermerke im 
Haushaltsplan sind, soweit sie nicht nur erläuternder Natur sind, verbindlich. 

Sind Haushaltssatzung (und Haushaltsplan) bei Beginn des Haushaltsjahres noch nicht be- 
kanntgemacht, darf die Gemeinde im Rahmen der vorläufigen Haushaltsführung Ausgaben lei- 


sten. 
Ausgangsmeßzahl 


Zur Ermittlung der Schlüsselzuweisungen wird der Finanzbedarf der Gemeinde in der Aus- 
gangsmeßzahl ausgedrückt. Diese wird gefunden, indem ein Hauptansatz (vom Hundertsatz 
der Einwohnerzahl, gestaffelt nach Gemeindegrößeklassen) mit weiteren Ansätzen (in den 
Ländern uneinheitlich, z.B. Schüleransatz, Arbeitslosenansatz) aufsummiert wird. Diese 
Summe wird mit einem in den jeweiligen Finanzausgleichs bzw. Gemeindefinanzierungs- 
gesetzen festgesetzten DM-Grundbetrag vervielfältigt. 


Ausgleichsstock 
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Gemeinden, die ihren Haushalt nicht selbst ausgleichen Können, obwohl sie ihre Ausgaben auf 
das zur Erfüllung der zwangsläufigen Ausgaben erforderliche Maß eingeschränkt und alle 
Einnahmemöglichkeiten ausgeschöpft haben, erhalten von den Ländern zum Haushaltsaus- 
gleich besondere Bedarfszuweisungen (die übrigen Zuweisungen bleiben davon unberührt). Der 
Gesamtbetrag dieser Mittel wird auch Ausgleichsstock genannt. 

Die Höhe der Zuweisungen aus dem Ausgleichsstock hängt einerseits von den im Finanzaus- 
gleich bzw. Gemeindefinanzierungsgesetz dafür veranschlagten Mitteln ab, andererseits von 
der Höhe der als beihilfefähig anerkannten Fehlbeträge in den auszugleichenden Haushalt ab. 
Die mit der Bewirtschaftung der Mittel des Ausgleichsstocks beauftragten Landesdienststellen 
können in der Regel erst dann über die Höhe der im Einzelfall zuzuteilenden Mittel entschei- 
den, wenn alle Anträge auf Zuweisung von Ausgleichsstockmitteln geprüft sind. Da die 
Gemeinden nur die im Haushaltsjahr voraussichtlich eingehenden Einnahmen veranschlagen 
dürfen, ist eine Veranschlagung einer Zuweisung aus dem Ausgleichsstock in dem Jahr, in dem 
der Fehlbetrag entsteht, nicht möglich. Zu veranschlagen sind die Zuweisungen aus dem 
Ausgleichsstock im Verwaltungshaushalt. 


Ausschreibungen 


Um unter Ausnutzung aller Chancen am Markt das günstigste Angebot zu erzielen, müssen 
die Gemeinden alle Aufträge auf Lieferung und Leistungen vor ihrer Vergabe öffentlich (in 
Tageszeitungen, amtlichen Veröffentlichungsblättern oder Fachzeitschriften) ausschreiben. In 
Ausnahmefällen Kann auch eine beschränkte Ausschreibung (beispielsweise, wenn die Lei- 
stungen nur von einem begrenzten Kreis von Unternehmen ordnungsgemäß erbracht werden 
kann) oder eine freihändige Vergabe (u.a., wenn für die Leistung nur ein bestimmtes Unterneh- 
men in Frage Kommt) vorgenommen werden. Den Zuschlag erhält bei gleichartigen Angeboten 
in der Regel das billigste Angebot. Allerdings sollen alle Anbieter über ausreichende Erfahrun- 
gen und eine angemessene Betriebsausstattung verfügen. Deshalb muß das billigste Angebot 
nicht immer das günstigste sein. Die Richtlinien sprechen daher vom “annehmbarsten” Ange- 
bot. 

Grundlage für die öffentliche Ausschreibung sind Verdingungsunterlagen, die jedem Bewerber 
ausgehändigt werden. Sie enthalten im einzelnen die vorgesehenen Vertragsbedingungen und 
die eindeutige und erschöpfende Beschreibung der geforderten Leistung. Verbindliche Grund- 
sätze für die Vergabe sind die Verdingungsordnung für Bauleistungen (VOB) und die Verdin- 
gungsverordnung für Leistungen (VOL). 


Außerplanmäßige Ausgaben 
Siehe auch unter Über- bzw. außerplanmäßige Ausgaben. 
Bagatellsteuern 


Als Bagatellsteuern werden solche Steuern bezeichnet, deren Erträge gemessen an den Gesamt- 
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einnahmen verhältnismäßig gering sind. Auf Kommunaler Ebene gehören hierzu eine Reihe von 
Steuern, die an örtliche Tatbestände oder Vorgänge anknüpfen und so in ihrer unmittelbaren 
Wirkung örtlich begrenzt sind (örtliche Verbrauchs- und Aufwandsteuern). Zu diesen Steuern 
gehören die Getränkesteuer, die Vergnügungssteuer, die Hundesteuer, die Schankerlaubnissteuer, 
die Jagd- und Fischereisteuer sowie die Zweitwohnungssteuer. Einige dieser Steuern werden 
nicht in allen Bundesländern erhoben, manche, z.B. die Zweitwohungssteuer, nur in einigen 
Gemeinden des Bundesgebietes. 

Nach der Höhe ihres Aufkommens haben diese örtlichen Steuern für die Gemeinden insgesamt 
nur eine geringe Bedeutung. So erreichten sie 1988 mit einem Aufkommen von 496,7 Millionen 
DM lediglich eine Anteil von 0,8 v.H. an den Steuereinnahmen aller Gemeinden. Dieser Anteil 
dürfte sogar noch weiter abnehmen. In Bayern (bis auf die Hundesteuer) sind die Kommunalen 
Bagatellsteuern abgeschafft worden. 

Zur Rechtfertigung der Bagatellsteuern werden deshalb weniger fiskalische (auf die Einkom- 
menserzielung gerichtete) Gründe genannt, sondern vorwiegend ordnungs-, gewerbepolizeiliche 
und sozialpolitische Ziele. Es ist allerdings fraglich, inwieweit solche Zielsetzungen durch eine 
Besteuerung erreicht werden Können. Die Steuerreformkommission 1971 hat sich u.a. aus die- 
sem Grund für den Wegfall aller Bagatellsteuern (mit Ausnahme der Hundesteuer) ausgespro- 
chen. Zudem spricht der bei geringer Steuerergiebigkeit oft hohe Erhebungs- und Verwaltungs- 
aufwand gegen die Bagatellsteuern. 


Baumaßnahmen 


Unter den Begriff “Baumaßnahmen” fallen die Erstellung von Bauten sowie die Instand- 
setzung an Bauten, die Unterhaltung baulicher Anlagen dagegen nicht. Bevor Ausgaben und 
Verpflichtungsermächtigungen für Baumaßnahmen im Haushaltsplan veranschlagt werden, 
müssen Pläne, Kostenberechnungen und Erläuterungen vorliegen. Aus diesen sollen die Art der 
Ausführung, die Kosten der Maßnahme, des Grunderwerbs und der Einrichtung sowie die vor- 
aussichtlichen Jahresraten unter Angabe der Kostenbeteiligung Dritter sowie ein Bauzeitplan 
im einzelnen ersichtlich sein. Auch ist eine Schätzung der nach Fertigstellung der Maßnahme 
entstehenden jährlichen Haushaltsbelastungen (Folgekosten) erforderlich. Ausnahmen von der 
Erstellung aller vorgenannten Unterlagen sind nur bei Vorhaben von geringer finanzieller 
Bedeutung und bei dringenden Instandsetzungen zulässig. Die Notwendigkeit der Maßnahme 
muß in den Erläuterungen zum Haushaltsplan begründet werden. Allerdings müssen vor Be- 
ginn der Baumaßnahme wenigstens eine Kostenberechnung und ein Bauzeitplan vorliegen. 

Vor einer Beschlußfassung über Baumaßnahmen und andere Investitionen von erheblicher fi- 
nanzieller Bedeutung soll außerdem unter mehreren in Betracht kommenden Möglichkeiten 
durch Vergleich der Anschaffungs-, Herstellung- und Folgekosten, die für die Gemeinde wirt- 
schaftlichste Lösung ermittelt werden. Bei mehrjährigen Baumaßnahmen sind die einzelnen 
Jahresraten im Finanzplan anzugeben. 


Bedarfszuweisungen 


24 Die Kleine Gemeindeordnung 


Bedarfszuweisungen sind Zuweisungen, die im Einzelfall außergewöhnlichen (Not-)Lagen so- 
wie besonderen Aufgaben Rechnung tragen (Ausgleichsstock). Ihre Gewährung setzt im allge- 
meinen die Ausschöpfung der eigenen Steuerkraft im zumutbarer Weise voraus. Auf sie besteht 
kein Rechtsanspruch. Solange eine verbindliche Zusage nicht vorliegt, dürfen Bedarfszu- 
weisungen nicht im Haushaltsplan veranschlagt werden. 


Beiträge 


Beiträge sind einmalige Geldleistungen, die für die Herstellung, Anschaffung und Erweiterung 
öffentlicher Einrichtungen und Anlagen erhoben werden. Gemeint sind damit insbesondere die 
Erschließung von Grundstücken durch Herstellung oder Verbesserung von Anschlüssen an das 
allgemeine Verkehrsnetz sowie der Anschluß an die Versorgungs- und Entsorgungs- 
einrichtungen (Anliegerbeiträge). Erhoben werden die Beiträge von den Grundstückseigen- 
tümern als Gegenleistung dafür, daß ihnen durch die Inanspruchnahme der Einrichtungen und 
Anlagen wirtschaftliche Vorteile erwachsen Können. Dabei Kommt es allerdings nicht auf die 
tatsächliche Inanspruchnahme der kommunalen Einrichtung an. Allein die Möglichkeit dazu 
und der dabei unterstellte wirtschaftliche Vorteil reichen aus. Im kommunalen Haushaltswesen 
gelten Beiträge als spezielle Deckungsmittel und dürfen nur für entsprechende Baumaßnahmen 
verwendet werden. Beiträge sind Einnahmen des Vermögenshaushalts. 


Weitere Informationen über Beiträge enthält das "ABC Kommunaler Beiträge und Gebühren”. 
Benutzungsgebühr 
Die Benutzungsgebühr ist ein in einer Gebührensatzung festgelegtes Entgelt für die Benut- 
zung einer vorwiegend im öffentlichen Interesse unterhaltenen Einrichtung (z.B. Müllabfuhr, 
Straßenreinigung, Abwasserbeseitigung). Die Höhe der Gebühren muß dem Maß der 
Benutzung oder Inanspruchnahme der Kommunalen Dienste im Einzelfall entsprechen 
(Kostendeckung als Höchstgrenze). 
Weitere Informationen über Beiträge enthält das "ABC Kommunaler Beiträge und Gebühren”. 
Besondere Finanzierungsvorgänge 
Als besondere Finanzierungsvorgänge werden bezeichnet: 

die Zuführungen und Entnahmen aus Rücklagen, 


die Aufnahme und Tilgung von Krediten und inneren Darlehen, 


die Ausgaben zur Deckung von Fehlbeträgen. 
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Der Saldo dieser besonderen Finanzierungsvorgänge (Finanzierungssaldo) soll deutlich machen, 
wie diese zum Haushaltsausgleich beitragen. 


Bestandsverzeichnisse 
Die Gemeinden müssen ihr Vermögen an 
Grundstücken 
grundstücksgleichen Rechten und 
beweglichen Sachen 
in Form von Bestandsverzeichnissen nachweisen. Art und Menge sowie Lage oder Standort 
der Gegenstände müssen daraus ersichtlich sein. Freigestellt ist den Gemeinden wie sie die 
Bestandsverzeichnisse führen. Nicht geführt werden brauchen diese, soweit 
der Bestand, der sich aus den Anlagenachweisen ergibt, 
es sich um bewegliche Sachen handelt, deren Anschaffungs- oder Herstel- 
lungswert im Einzelfall oder für die Sachgesamtheit nicht mehr als 100 


DM betragen hat, 


über den Bestand von Vorräten eine ausreichende Kontrolle gewährleistet 
ist oder die Vorräte zum alsbaldigen Verbrauch bestimmt sind. 


Bestandteile des Haushaltsplanes 
Der Haushaltsplan besteht aus 
dem Gesamtplan, 
den Einzelplänen des Verwaltungshaushalts und des Vermögenshaushalts, 
den Sammelnachweisen, 
dem Stellenplan (außer NRW, dort ist der Stellenplan Anlage). 


Der Gesamtplan enthält neben einer Zusammenfassung aller Einnahmen, Ausgaben und Ver- 
pflichtungsermächtigungen nach Einzelplänen 


einen Haushaltsquerschnitt, 
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eine Gruppierungsübersicht, 

eine Finanzierungsübersicht. 
Die vorgenannten Bestandteile muß der Haushaltsplanentwurf ebenfalls enthalten. 
Beteiligung an wirtschaftlichen Unternehmen 


Für die Beteiligung der Gemeinde an wirtschaftlichen Unternehmen gelten die gleichen Vor- 
aussetzungen wie für ihre wirtschaftliche Tätigkeit generell. Ebenfalls gelten diese, wenn ein 
Unternehmen, an dem die Gemeinde mit mehr als 50 v.H. beteiligt ist (in Bayern generell), sich 
an einem anderen Unternehmen beteiligen will. Ferner muß bei einer Beteiligung der Gemeinde 
an wirtschaftlichen Unternehmen ihre Haftung auf einen bestimmten Betrag begrenzt sein, 
der in Baden-Württemberg, Hessen, Saarland und Schleswig-Holstein zudem in einem ange- 
messenen Verhältnis zur Leistungsfähigkeit der Gemeinde stehen muß. Insoweit kommen für 
eine Beteiligung nur Rechtsformen wie z.B. Aktiengesellschaften, GmbH's, eingetragene 
Genossenschaft mit beschränkter Haftung u.ä. in Frage. 


Betriebswirtschaftliche Kosten 


Kosten im betriebswirtschaftlichen Sinne sind der bewertete Güterverzehr (Werteverzehr), der 
durch Leistungserstellung verursacht wird oder auf sie einwirkt. Hierzu gehören zunächst die 
tatsächlichen Ausgaben im Haushaltsjahr (Personal- und Sachausgaben). Ferner gehören dazu 
aber auch solche Aufwendungen, denen im Haushaltsjahr Keine entsprechenden Ausgaben 
gegenüberstehen (Kalkulatorische Kosten). 


Bruttoveranschlagung 


Der Haushaltsgrundsatz, die Einnahmen von den Ausgaben getrennt zu veranschlagen, wird 
als Bruttoveranschlagung bezeichnet. Danach ist es nicht zulässig, lediglich die Differenz zwi- 
schen Einnahmen und Ausgaben, also den Nettobetrag auszuweisen. 

Beispielsweise muß die Aufnahme von Krediten in voller Höhe veranschlagt werden, ebenso der 
Ausgabenansatz für die Tilgungen. Der alleinige Ausweis der Nettokreditaufnahme ist nicht 
zulässig. 

Ausnahmen vom Prinzip der Bruttoveranschlagung gelten für die Eigenbetriebe und die Kom- 
munalen Einrichtungen, für die aufgrund gesetzlicher Vorschriften Sonderrechnungen geführt 
werden. Sie brauchen im Haushaltsplan nicht ihre gesamten Einnahmen und Ausgaben nach- 
zuweisen, sondern lediglich den Betrag, der vom jeweiligen Betrieb an die Gemeinde oder von 
ihr an den Betrieb zur Deckung von Verlusten oder zur Aufstockung des Eigenkapitals abge- 
führt wird. 
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Bürgerantrag 


Die Möglichkeit, den Gemeinderat mit bestimmten Angelegenheiten zu befassen, besteht in Ba- 
den-Württemberg, Hessen (dort Bürgerbegehren), Niedersachsen, Rheinland-Pfalz, Saarland 
und Schleswig-Holstein (dort Einwohnerantrag). 

Die Bürgerschaft Kann in diesen Ländern beantragen, daß über bestimmte Angelegenheiten der 
Gemeinde in dem zuständigen Organ beraten und entschieden wird. Es darf dabei nur um An- 
gelegenheiten des Wirkungskreises der Gemeinde gehen, für die der Gemeinderat zuständig ist. 
Der Bürgerantrag ist schriftlich einzureichen, muß eine Begründung enthalten und von einer 
Mindestzahl von Einwohnern unterzeichnet sein. 

In NRW hat jeder das Recht, sich einzeln oder in der Gemeinschaft mit anderen schriftlich mit 
Anregungen oder Beschwerden in Angelegenheiten der Gemeinde an den Rat zu wenden. Zur 
Erledigung von Anregungen und Beschwerden kann der Rat einen Beschwerdeausschuß bilden. 
Der Antragsteller ist über die Stellungnahme zu den Anregungen und Beschwerden zu unter- 
richten. 

Bürgerversammlung 


In Baden-Württemberg und Bayern sind zur Erörterung gemeindlicher Angelegenheiten (in 
Bayern zumindest) einmal jährlich Bürgerversammlungen einzuberufen. In der Bürgerversamm- 
lung Können nur Einwohner das Wort erhalten. Empfehlungen der Bürgerversammlung müssen 
innerhalb einer Frist von drei Monaten von den zuständigen Gemeindeorganen behandelt wer- 
den. 


Bürgschaften 
Bei einer Bürgschaft verpflichtet sich der Bürge gegenüber dem Gläubiger eines Dritten für die 
Erfüllung der Verbindlichkeit eines Dritten einzustehen. Gemeinden dürfen Bürgschaften nur 
im Rahmen der Erfüllung ihrer Aufgaben übernehmen. Soweit ein Bürgschaftsvertrag nicht im 
Rahmen der Geschäfte der laufenden Verwaltung abgeschlossen wird, bedarf er der Ge- 
nehmigung der Aufsichtsbehörde. Gleiches gilt für Verpflichtungen aus 
Gewährverträgen (dabei wird einem Dritten gegenüber die Haftung dafür 
übernommen, daß ein bestimmter Erfolg erreicht wird oder kein Schaden 


entsteht) 


sowie sinngemäß für Rechtsgeschäfte, die Bürgschaften oder Gewährleistungsverträgen gleich- 
kommen. Hierzu zählen: 


die Erfüllungsübernahme ($329 BGB), 
die Schuldmitübernahme, 
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die Schuldübernahme ($ 414 BGB), 
der Kreditauftrag ($778 BGB), 

die Wechselbürgschaft und 

die Ausbietungsgarantie. 


Auch gelten die vorgenannten Bestimmungen für Rechtsgeschäfte, aus denen der Gemeinde in 
künftigen Haushaltsjahren Verpflichtungen zur Leistung von Ausgaben erwachsen Können 
(z.B. die Haftung der Gemeinde für die eingegangenen Verbindlichkeiten eines von der Ge- 
meinde beauftragten Sanierungsträgers nach dem Städtebauförderungsgesetz). 

Kann die Inanspruchnahme aus Bürgschaften, Gewähr- und ähnlichen Verträgen die laufende 
Aufgabenerfüllung erheblich beeinträchtigen, sind der allgemeinen Rücklage rechtzeitig Mittel 
zuzuführen. Dadurch soll vermieden werden, daß eine nicht mit Sicherheit voraussehbare 
Inanspruchnahme aus Bürgschaften und Sicherungsverträgen zu mehr als unerheblichen 
Belastungen der Kommunalen Haushaltswirtschaft führt. 


Deckungsfähigkeit 


Die Möglichkeit, die bei einer Haushaltsstelle ersparten Mittel zur Begleichung von Mehrbe- 
dürfnissen bei einer anderen Aufgabe zu verwenden, bezeichnet man als Deckungsfähigkeit. 
Sie Kann gegenseitig oder einseitig sein. Bei der gegenseitigen Deckungsfähigkeit sind die Mit- 
tel gegenseitig austauschbar, bei der einseitigen dürfen die bei einer (deckungsverpflichteten) 
Haushaltsstelle ersparten Mittel zur Deckung von Mehrausgaben bei einer anderen (deckungs- 
berechtigten) Haushaltsstelle verwendet werden, aber nicht umgekehrt. 

Gegenseitig deckungsfähig sind alle in Sammelnachweisen veranschlagten Ausgaben sowie Per- 
sonalausgaben, sofern im Haushaltsplan ausdrücklich nichts anderes bestimmt ist. Andere Aus- 
gaben Können durch Haushaltsvermerke für deckungsfähig erklärt werden. Voraussetzung da- 
für ist im Verwaltungshaushalt ein enger sachlicher Zusammenhang der Ausgaben. Nicht für 
deckungsfähig erklärt werden dürfen allerdings Verfügungsmittel. Was die Ausgaben des 
Vermögenshaushalts anbelangt, dürfen hier nur die Ausgaben innerhalb eines Abschnitts oder 
Unterabschnitts (soweit letztere verbindlich vorgeschrieben sind) für deckungsfähig erklärt 
werden, aber nur gegenseitig. 


Deckungsreserve 
Zur Verstärkung von Ausgabeansätzen im Verwaltungshaushalt Kann auch eine sogenannte 
Deckungsreserve gebildet werden. Sie dient dazu, die während des Haushaltsjahres notwendig 


werdenden über- und außerplanmäßigen Ausgaben zu decken. 
Die Deckungsreserve ist im Einzelplan 9 und zwar unterteilt nach Personalausgaben und an- 
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deren Ausgaben in angemessener Höhe zu veranschlagen. Sie sollte auf Keinen Fall den Betrag 
übersteigen, der nach aller Erfahrung auch bei sorgfältiger Errechnung oder Schätzung aller 
notwendigen Ausgaben durchschnittlich für die sich aus der laufenden Verwaltung ergebenden 
über- und außerplanmäßigen Ausgaben üblich ist. Die Ansätze der Deckungsreserve dürfen 
nicht überschritten werden. Ihre Mittel sind nicht übertragbar. 


Dienstwagen 


Personenkraftwagen, die die Gemeinde ihren Beamten, Angestellten und Funktionsträgern 
zum dienstlichen Gebrauch zur Verfügung stellt, werden auch als Dienstwagen bezeichnet. 
Zahl und organisatorische Verwendung der Dienstwagen ist stets unter der Berücksichtigung 
des Haushaltsgrundsatzes sparsamer und wirtschaftlicher Haushaltsführung zu sehen. Die 
Haltung von Fahrzeugen Kann z.B. in Form einer zentralen Fahrbereitschaft wirtschaftlicher 
sein als es die Bereitstellung je eines Fahrzeuges zur ausschließlichen Nutzung eines jeden 
Nutzungsberechtigten wäre. Im übrigen Kommt es die Kommunen häufig billiger, die Nutzung 
privater Fahrzeuge entsprechend den steuerlichen Vorschriften zu entschädigen. 


Dienstwohnung 


Dienstwohnungen sind solche Wohnungen oder einzelne Wohnräume, die Angehörigen des öf- 
fentlichen Dienstes als Inhaber bestimmter Dienstposten unter der ausdrücklichen Be- 
zeichnung als Dienstwohnung ohne Abschluß eines Mietvertrages zugewiesen werden und im 
Haushaltsplan als solche bezeichnet sind. 

Sie dürfen nur den Angehörigen des öffentlichen Dienstes zugewiesen werden, done An- 

wesenheit an der Dienststelle auch außerhalb der Dienststunden sichergestellt sein muß oder 
dem dienstlichen Bedürfnis entsprechend leicht erreichbar in der Nähe der Dienststelle wohnen 
müssen. Anstelle einer Miete wird eine Dienstwohnungsvergütung gezahlt, die auf die 
Dienstbezüge angerechnet wird. Sie ist nach dem örtlichen Mietwert festzusetzen, darf aber 
bestimmte, durch Landesverordnungen festgesetzte Höchstgrenzen nicht übersteigen. 

Von Dienstwohnungen sind die übrigen im Eigentum der Kommunen stehenden Wohnungen 
zu unterscheiden. Unter Berücksichtigung des Haushaltsgrundsatzes sparsamer und wirt- 
schaftlicher Haushaltsführung sollte hier die ortsübliche Miete verlangt werden. Liegt die von 
der Gemeinde geforderte Miete unter der ortsüblichen Miete, sollte bei den Kommunalen Be- 
diensteten zumindest dafür Sorge getragen werden, daß die Differenz als geldwerter Vorteil der 
Besteuerung unterworfen wird. 


Durchlaufende Gelder 


Durchlaufende Gelder sind Finanzmittel, die für einen Dritten eingenommen und ausgegeben 
werden. Da sie nicht zu den Aufwendungen und Erträgen gehören, die sich aus der Erfüllung 
der Kommunalen Aufgaben ergeben, sondern Kassengeschäfte sind, die für Dritte wahrgenom- 
men werden, werden sie nicht im Haushaltsplan veranschlagt. Um durchlaufende Gelder han- 
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delt es sich zum Beispiel bei der Einbeziehung und Weiterleitung der Umlagen, Beiträge und 
sonstige Abgaben der Landwirtschaftskammern. Auch die Kassengeschäfte für Deichge- 
nossenschaften oder für Wasser- oder Bodenverbände gehören zu den durchlaufenden Geldern. 


Eigenbetriebe 


Wird die wirtschaftliche Tätigkeit einer Gemeinde von einem Unternehmen (wirtschaftliche 
Unternehmen) ohne eigene Rechtspersönlichkeit ausgeführt, spricht man von Eigenbetrieben. 
Sie sind organisatorisch weitgehend verselbständigt und werden finanzwirtschaftlich als Son- 
dervermögen geführt. Ihre Wirtschaftsführung vollzieht sich nach den Bestimmungen der 
Eigenbetriebsverordnung. An die Stelle des Haushaltsplanes tritt der Wirtschaftsplan. Er ist 
dem Haushaltsplan als Anlage beizufügen. 


Figengesellschaften 


Wird die wirtschaftliche Tätigkeit einer Gemeinde von Unternehmen (wirtschaftliche Unter- 
nehmen) mit eigener Rechtspersönlichkeit ausgeführt, spricht man von Eigengesellschaften. 
Häufige Rechtsformen sind die Aktiengesellschaft und die Gesellschaft mit beschränkter 
Haftung. Für die Eigengesellschaften der Gemeinden besteht ebenso wie für die Eigenbetriebe 
die Pflicht zur Aufstellung von Wirtschaftsplänen. 


(Gemeindeanteil an der) Einkommensteuer 


Die Gemeinden erhalten einen Anteil am Aufkommen der Lohnsteuer sowie der veranlagten 
Finkommensteuer. Er beträgt zur Zeit 15 % der von den Finanzbehörden im Gebiet eines Lan- 
des vereinnahmten Steuerbeträge. Auf die Gemeinden aufgeteilt wird der Gemeindeanteil an 
der Einkommensteuer nach dem Anteil den die einzelnen Gemeinden an der Summe des Ein- 
kommensteueraufkommens des jeweiligen Bundeslandes haben. Allerdings werden nur Einzel- 
steuerzahlungen bis zu 32.000 (Ledige)/64.000 (Zusammenveranlagte) berücksichtigt. Berech- 
nungsgrundlage sind die Bundesstatistiken über die Lohnsteuer und die veranlagte Einkom- 
mensteuer (für 1991, 92, 93, die Statistik für 1988). 


Einnahmen 

Einnahmen sind alle Finanzmittel auf die eine Gemeinde einen Anspruch hat oder die sie zur 
Deckung ihrer Ausgaben verwenden Kann. Soweit die im Haushaltsjahr voraussichtlich einge- 
henden Beträge nicht errechenbar sind, sind sie sorgfältig zu schätzen. Die Einnahmen sind 
einzeln nach ihrem Entstehungsgrund in voller Höhe und getrennt voneinander (Bruttover- 
anschlagung) im Haushaltsplan zu veranschlagen. 


Einwendungen 
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Gegen den Entwurf der Haushaltssatzung (samt Anlagen) Können die Einwohner und Ab- 
gabenpflichtigen in Baden-Württemberg und Nordrhein-Westfalen Einwendungen zu erheben. 
In Bayern sind Einwendungen gegen die Haushaltssatzung zulässig und zu behandeln als 
“Eingaben und Beschwerden an den Gemeinderat”. 

Mit jeder Einwendung muß sich die Gemeindevertretung im einzelnen in öffentlicher Sitzung 
beschäftigen und förmlich über sie beschließen. Da Einwendungen jedoch nicht den Charakter 
eines Rechtsmittels haben, übt die Gemeindevertretung mit ihrer Beschlußfassung Keine richter- 
liche, sondern ausschließlich eine politische Funktion aus. Gegen die entsprechenden Beschlüsse 
der Gemeindevertreter gibt es deshalb auch Keine Rechtsbehelfe. Die Erhebung von Einwen- 
dungen ist allerdings nicht Voraussetzung für die spätere Einlegung eines Rechtsmittels gegen 
die Haushaltssatzung direkt (abstrakte Normenkontrolle, zulässig nur in Baden-Württemberg, 
Bayern, Bremen, Hessen und Schleswig-Holstein) oder gegen einen auf ihrer Grundlage ergan- 
genen Heranziehungsbescheid zu den Realsteuern (Konkrete Normenkontrolle). Allerdings ist 
Voraussetzung, daß der Antragsteller durch die Satzung bzw. den auf ihrer Grundlage ergange- 
nen Bescheid in seinen rechtlich geschützten Interessen beeinträchtigt wird. 


Einzelplan 
Siehe auch unter Haushaltsplan. 
Entlastung 


Die Entlastung stellt das Gegenstück zur Haushaltsbewilligung dar. Während die Jahres- 
rechnung die ordnungsgemäße Haushaltsführung unter Beweis stellen soll und die Rechnungs- 
prüfung diesen Rechenschaftsbericht Kritisch zu durchleuchten hat, ist die Entlastung als ab- 
schließende Bewertung der Haushaltsführung auf der Grundlage der Ergebnisse der örtlichen 
Rechnungsprüfung anzusehen (in Bayern erst nach Abschluß der übergeordneten Rechnungs- 
prüfung). Wird die Entlastung erteilt, liegt darin zugleich die Billigung der Haushalts- und 
Wirtschaftsführung. Sie bedeutet jedoch Keinen Verzicht auf etwaige Schadenersatzansprüche, 
die sich aus der Haushalts- und Wirtschaftsführung ergeben Können. Ferner enthält sie Keinen 
Verzicht auf die disziplinarrechtliche Verfolgung von Pflichtwidrigkeiten bei der Haushalts- 
und Wirtschaftsführung. Auch das Strafantragsrecht der Gemeinde bleibt unberührt. Die 
Entlastung Kann vorbehaltlos, mit Vorbehalt erteilt oder ganz versagt werden. Letzteres hat 
für die betroffenen leitenden Gemeindebeamten noch keine unmittelbaren Rechtsfolgen, Kann 
jedoch Ausgangspunkt für haftungs-, disziplinar- und strafrechtliche Maßnahmen sein. 


Entwässerungsgebühren 
Entwässerungsgebühren sind Benutzungsgebühren für die Entwässerung der Grundstücke und 
die Klärung der Abwässer. Sie werden auch als Kanalbenutzungsgebühren oder Abwasser- 


gebühren bezeichnet. 
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Weitere Information finden Sie unter "ABC Kommunaler Beiträge und Gebühren”. 
Frläuterungen 


Erläuterungen sollen Knapp über alles Wesentliche eines Haushaltsansatzes informieren. Die 
Mehrzahl der Erläuterungen dient dazu, die Berechnungsgrundlagen für die veranschlagten 
Einnahmen näher darzulegen oder die Notwendigkeit einer Ausgabe zu begründen. Auch um 
die Zusammenhänge der einzelnen Ansätze untereinander und ihre Auswirkungen auf die 
Haushaltswirtschaft späterer Jahre erkennbar zu machen sind Erläuterungen sinnvoll. 
Vorgeschrieben sind Erläuterungen bei: 


8 größeren Einnahme- und Ausgabenansätzen des Verwaltungshaushalts, 
die von den bisherigen Ansätzen abweichen. 


® neuen Maßnahmen des Vermögenshaushalts; erstrecken sich diese über 
mehrere Jahre, ist bei jeder folgenden Veranschlagung die bisherige Ab- 
wicklung darzulegen. 

3 Verpflichtungsermächtigungen (Notwendigkeit und Höhe). 

® Ausgaben zur Erfüllung von Verträgen, die die Gemeinde über ein Jahr 


hinaus zu erheblichen Zahlungen verpflichten (z.B. Leasing), 
® den von den Bediensteten aus Nebentätigkeiten abzuführenden Beträgen, 


& besondere Bestimmungen in Haushaltsplan, z.B. Sperrvermerken, Zweck- 


bindungen von Einnahmen. 


Die übrigen Einnahmen und Ausgaben sind, soweit erforderlich zu erläutern. Ob und inwie- 
weit eine Gemeinde dies im Einzelfall tut, ist ihrer Entscheidung überlassen. Da Erläute- 
rungen aber nicht nur der Unterrichtung des Rates, sondern auch der Bürger dienen, sollte von 


ihnen häufig Gebrauch gemacht werden. 
Erschließungsbeiträge 


Erschließungsbeiträge sind Beiträge, die von den Grundstückseigentümern zur Deckung der ge- 
meindlichen Aufwendungen bei der erstmaligen Herstellung einer Erschließungsanlage auf der 
Grundlage örtlicher Satzungen nach dem Bundesbaugesetz erhoben werden müssen. Als Er- 
schließungsanlagen gelten z.B. Straßen, Wege, Plätze, Kinderspielplätze innerhalb der Bau- 
gebiete, und Grünanlagen, Lärmschutzanlagen. 

Zu unterscheiden davon sind Straßen(aus)bauarbeiten, die die Gemeinde zur Deckung ihrer 
Aufgaben für die Erweiterung, Erneuerung, Modernisierung oder Verbesserung, den Um- und 
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Ausbau einer bereits früher einmal fertiggestellten Straße nach den Kommunalabgabengesetzen 
erheben. 
Weitere Information finden Sie unter "ABC Kommunaler Beiträge und Gebühren”. 


Erstattungen 


Siehe auch unter Innere Verrechnungen. 
Fehlbedarf 


Übersteigt bei der Aufstellung des Haushaltsplans die Gesamtsumme der veranschlagten Aus- 
gaben die Gesamtsumme der veranschlagten Einnahmen, so ergibt sich ein Haushaltsfehlbedarf. 
Läßt sich ein Haushaltsausgleich trotz aller Bemühungen um äußerste Sparsamkeit bei den 
Ausgaben und trotz Ausschöpfung aller Einnahmemöglichkeiten sowie Inanspruchnahme von 
Mitteln des Vermögenshaushalts (Haushaltsausgleich) nicht erreichen, ist im Haushaltsplan 
ein Fehlbetrag zu veranschlagen. Der Beschluß eines solchen unausgeglichenen Haushaltes hat 
jedoch Ausnahmecharakter und wird in der Regel nur unter Auflagen der Aufsichtsbehörde ge- 
nehmigt werden. In Baden-Württemberg, Bayern und Rheinland-Pfalz ist er nicht zulässig. In 
Nordrhein-Westfalen ist in diesem Fall ein Haushaltssanierungskonzept aufzustellen, welches 
der Genehmigung der Aufsichtsbehörde bedarf. 


Fehlbetrag 


Übersteigen beim Vollzug des Haushalts bzw. in der Jahresrechnung die Ausgaben die Ein- 
nahmen, so wird dies als Fehlbetrag bezeichnet (Fehlbedarf). Ein Fehlbetrag Kann trotz ausge- 
glichenem Haushaltsplan durch ein Ausbleiben erwarteter Einnahmen oder über- und außer- 
planmäßige Ausgaben sowohl im Verwaltungs- als auch im Vermögenshaushalt entstehen. 
Zeichnet sich ein erheblicher Fehlbetrag ab, ist der unverzügliche Erlaß einer Nachtrags- 
satzung mit dem Ziel des Haushaltsausgleichs vorgeschrieben. Unerhebliche Fehlbeträge im 
Vermögenshaushalt sind in dem Haushaltsjahr folgenden Jahr zu decken. Entstand der Fehlbe- 
trag im Verwaltungshaushalt, ist er spätestens im zweiten, im Falle einer Haushaltssatzung 
für zwei Jahre, spätestens im dritten, den abgeschlossenen Haushaltsjahr folgenden Jahr, durch 
Einnahmen zu decken (in Baden-Württemberg und Hessen generell spätestens im dritten Jahr). 
Dazu Kann ein Antrag auf Zuweisungen aus dem Ausgleichsstock gestellt werden. Bis zu einer 
haushalts- und rechnungsmäßigen Deckung wird der Fehlbetrag Kassenmäßig aus dem Kassen- 
bestand überbrückt. 


Feuerwehrabgabe 


Unabhängig von der Feuerschutzsteuer (sie fließt den Ländern zu) werden in Baden-Württem- 
berg und Bayern auch örtliche Feuerwehrabgaben (oder Feuerschutzabgabe) erhoben. Sie die- 
nen zur Finanzierung der gemeindlichen Feuerschutzgeräte. Erhoben werden sie von Männern, 
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wenn diese keinen Feuerwehrdienst leisten. 
Finanzausgleich 


Zum Ausgleich der unterschiedlichen Finanzkraft der Gemeinden verpflichtet das Grundgesetz 
die Länder, diese mit einem von der Landesgesetzgebung zu bestimmenden Prozentsatz an 
ihrem Länderanteil der Gemeinschaftssteuern (Lohn- und Einkommensteuer, Körperschafts- 
steuer, Mehrwertsteuer) zu beteiligen (Verbundmasse). 

Mit dem Finanzausgleich soll die EinheitlichKeit der Lebensverhältnisse gewährleistet werden. 
Dazu dienen in erster Linie die Schlüsselzuweisungen. Bei ihrer Berechnung wird vom Finanz- 
bedarf (Ausgangsmeßzahl) der einzelnen Gemeinde und deren eigener Steuerkraft ausgegangen. 
Neben den Schlüsselzuweisungen gewähren die Länder den Gemeinden Zweckzuweisungen 
und Bedarfszuweisungen. 


Finanzierungssaldo 


Der Finanzierungssaldo ist der Betrag, der sich ergibt, wenn von den Gesamteinnahmen die 
Gesamtausgaben, jeweils um die besonderen Finanzierungsvorgänge bereinigt, abgezogen wer- 
den. Der Finanzierungssaldo macht sichtbar, wie die Veränderung von Schulden und Rück- 
lagen zum Haushaltsausgleich beiträgt. 

Der Finanzierungssaldo wird in der Regel negativ sein. In den meisten Gemeindehaushalten 
dürfen die zu den besonderen Finanzierungsvorgängen zählenden Einnahmen aus Krediten 
und inneren Darlehen deren Tilgung erheblich überschreiten. Bei ausgeglichenem Gesamtplan 
werden so die um die besonderen Finanzierungsvorgänge bereinigten Ausgaben höher sein als 
die entsprechend bereinigten Einnahmen. 


Finanzierungsübersicht 

Die Finanzierungsübersicht stellt dar, wie die Gesamteinnahmen und ausgaben durch die be- 
sonderen Finanzierungsvorgänge beeinflußt werden und welcher Finanzierungssaldo sich ohne 
sie ergibt. 

Durch die Finanzierungsübersicht wird auch deutlich, wie sich im Haushaltsjahr die Ver- 


schuldung durch Kreditaufnahme und Tilgung sowie die Rücklagen durch Einnahmen zu 
Zuführungen verändern. 


Finanzkontrolle 
Siehe auch unter Rechnungsprüfung. 
Finanzkraft 


Unter Finanzkraft ist zunächst ganz allgemein die Ergiebigkeit der (insbesondere eigenen Kom- 
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munalen) Einnahmequellen zu verstehen. Mit der Gestaltung der Steuer, Gebühren- und Bei- 
tragssätze haben die Gemeinden entsprechenden Handlungsspielraum. Maßstab der Finanz- 
kraft Kann so betrachtet insbesondere die Steuerkraft sein. Die Finanzkraft einer Gemeinde 
spiegelt sich aber nicht nur in ihren Einnahmen wider, sondern im Zusammenspiel zwischen 
Einnahmen und Ausgaben. 

Insoweit stellt die freie Spitze einen weiteren wichtigen Maßstab für die Beurteilung der 
Finanzkraft dar. Sie macht deutlich, in welchem Maße die Gemeinde in der Lage ist, aus ihren 
laufenden Einnahmen des Verwaltungshaushalts Vermögen zu bilden bzw. Investitionen aus 
eigener Kraft zu finanzieren. 


Finanzplan 


Der Finanzplan ist eine zukunftsorientierte, vollständige Zusammenstellung aller voraussicht- 
lichen Ausgaben und der zur Deckung dieser Ausgaben vorgesehenen Einnahmen. Zweck die- 
ser Finanzplanung ist: 


® die von der Mehrheit der Gemeindevertretung gebilligten Kommunalpoliti- 
schen Zielvorstellungen in einer Gesamtschau darzustellen und dabei zu 
erreichen, daß im Zielkonflikt zwischen an sich Wünschenswertem und fi- 
nanz- und gesamtwirtschaftlich Erreichbarem zugunsten des letzteren 
entschieden wird. Insoweit Können die Gegenwartsinteressen über den 
Budgetentwurf hinaus mit den Zukunftserfordernissen in Einklang ge- 
bracht werden. 


® eine dauerhafte Ordnung der Gemeindefinanzen (in jeder einzelnen Ge- 
meinde) zu sichern und den Haushaltsausgleich zu gewährleisten. Im ein- 
zelnen kann die Finanzierungsplanung dazu beitragen, Doppelplanungen 
zu vermeiden, Folgekosten aufzudecken und die mit einzelnen Ausgabe- 
beschlüssen verbundene Ausgabenbeschleunigung offenzulegen, 


“ eine Koordinierte Planung für den gesamten öffentlichen Bereich zu ermög- 
lichen. Die Zusammenfassung der Planungsergebnisse von Bund, Ländern 
und Gemeinden bildet eine wichtige Grundlage für die Entscheidungen 
von Bund und Ländern, insbesondere über Inhalt und Umfang Konjunk- 
tursteuernder Maßnahmen. 


Der Finanzplan ist von den Gemeinden jährlich aufzustellen und dem Haushaltsplan als An- 
lage beizufügen. Die Planungsperiode umfaßt fünf Jahre, wobei das erste Planungsjahr das 
laufende Haushaltsjahr ist. 

Grundlage für die Finanzplanung ist das Investitionsprogramm. Es ist, wie der Finanzplan, 
der Entwieklung anzupassen und fortzuführen. Dabei sind die von den Innenministern ver- 
fentlichten Orientierungsdaten zu berücksichtigen. 
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Spätestens mit dem Entwurf des Haushaltssatzung muß der Finanzplan der Gemeindevertre- 
tung vorgelegt werden. Eine Beschlußfassung ist nicht vorgesehen. Der Finanzplan hat inso- 
weit Keine verbindliche Wirkung. Dennoch sollte er nicht zu einer Wunschliste werden, in der 
sich ohne Rücksicht auf die realen Deckungsmöglichkeiten und ohne Beachtung der notwendi- 
gen Zurückhaltung bei der Einplanung von Krediten die Kommunalen Wunschvorstellungen 
niederschlagen. Dies würde den Zielen der Finanzplanung nicht gerecht. 

Wie der Haushaltsplan ist der Finanzplan in Vermögens- und Verwaltungshaushalt zu tren- 
nen. Dabei ist die für die Gruppierungsübersicht geltende Ordnung anzuwenden. 


Finanzplanungsrat 


Dem Finanzplanungsrat gehören Vertreter der Bundesministerien der Finanzen und Wirt- 
schaft, der Länderfinanzministerien und vier Vertreter der kommunalen Spitzenverbände an. 
Ein Vertreter der Deutschen Bundesbank nimmt ebenfalls an den Beratungen teil. 

Der Finanzplanungsrat gibt in Form sogenannter Grundannahmen Empfehlungen hinsichtlich 
der voraussichtlichen bzw. im gesamtwirtschaftlichen Interesse erwünschten Entwicklung der 
Einnahmen und Ausgaben. Die Finanzplanungen des Bundes, der Länder und der Gemeinden 
sollen so Koordiniert werden (Orientierungsdaten). 


Folgekosten 


Unter Folgekosten sind diejenigen Kosten zu verstehen, die eine Investition bei ihrer Nutzung 
(nach ihrer Fertigstellung) jährlich verursacht. 


Dazu zählen 
® Personalausgaben 


® sächliche (Verwaltungs- und Betriebs-)Ausgaben wie Unterhaltungs- und 
Instandsetzungsaufwand, Energiekosten, Mieten, etc., 


= Kalkulatorische Kosten (Abschreibungen, Zinsen). 


Bei Investitionen von erheblicher Bedeutung muß unter mehreren in Betracht kommenden 
Möglichkeiten durch Vergleich der Anschaffungs- oder Herstellungskosten und der Folgekosten 
die für die Gemeinde wirtschaftlichste Lösung ermittelt werden. 


Freie (Finanz-|Spitze 
Sind im Verwaltungshaushalt die laufenden Einnahmen höher als die laufenden Ausgaben, so 
ergibt sich ein Überschuß, der dem Vermögenshaushalt zuzuführen ist (Zuführung zum Ver- 


mögenshaushalt). Dieser Betrag wird zunächst für die Deckung der Kreditbeschaffungskosten 
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und die ordentlichen Tilgungen benötigt. Die Zuführung soll ferner die Ansammlung von 
Rücklagen ermöglichen und insgesamt mindestens so hoch sein wie die aus speziellen Entgelten 
gedeckten (Kalkulatorischen) Abschreibungen. 

Der danach für die übrigen vermögenswirksamen Ausgaben verfügbare Betrag (freie Spitze) 
zeigt an, in welchem Maß die Gemeinde in der Lage ist, aus den laufenden Einnahmen des 


Verwaltungshaushaltes Vermögen zu bilden, insbesondere Investitionen zu tätigen. 
Fremdenverkehrsabgabe 


Mit dieser Abgabe sollen die besonderen Kosten, die einer Fremdenverkehrsgemeinde entstehen, 
abgegolten werden. Erhoben wird die Fremdenverkehrsabgabe von Personen oder Unterneh- 
men, denen durch den Fremdenverkehr besondere wirtschaftliche Vorteile erwachsen. Die 
Fremdenverkehrsabgabe wird in Bayern, Baden-Württemberg, Niedersachsen, Nordrhein- 
Westfalen, Rheinland-Pfalz, Saarland und Schleswig-Holstein erhoben. 

Zu unterscheiden von der Fremdenverkehrsabgabe ist der Kurbeitrag, auch Kurtaxe genannt. 
Erhoben wird diese von ortsfremden Personen, denen sich die Möglichkeit bietet, die Kur- und 
Erholungseinrichtungen einer Gemeinde zu benutzen und an entsprechenden Veranstaltungen 
teilzunehmen. 


Weitere Informationen zur Fremdenverkehrsabgabe und zum Kurbeitrag finden Sie unter 
“ABC Kommunaler Beiträge und Gebühren”. 


Gebühren 
Gebühren sind Geldleistungen, die die Gemeinden als Gegenleistung erheben 


* für eine besondere Leistung (Amtshandlung oder sonstige Tätigkeit) der 
Verwaltung (Verwaltungsgebühr) oder 


%* für die Inanspruchnahme öffentlicher Einrichtungen und Anlagen (Benut- 
zungsgebühren). 


Weitere Informationen über Gebühren finden Sie unter "ABC Kommunaler Beiträge und Ge- 
bühren”. 


Gebührenhaushalte 
Die Haushaltsabschnitte der öffentlichen Einrichtungen, die in der Regel und überwiegend aus 


Entgelten finanziert werden (Kostenrechnende Einrichtungen) werden als Gebührenhaushalte 
bezeichnet. 
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Gemeindesteuern 


Gemeindesteuern sind solche Steuern, deren Erträge den Gemeinden zustehen. Gemessen am 
Steueraufkommen überragen die Realsteuern (Grundsteuer und Gewerbesteuer) sowie die (Ge- 
meindeanteil an der) Einkommensteuer. Die übrigen örtlichen Verbrauchs- und Aufwand- 
steuern (Vergnügungssteuer, Getränkesteuer, Hundesteuer, etc.) haben als Bagatellsteuern in 


der Regel kaum Bedeutung. 
Gemeinschaftsaufgaben 


Gemeinschaftsaufgaben liegen dann vor, wenn die Verantwortung, bestimmte Aufgaben wahr- 
zunehmen und zu finanzieren, von mehreren Gebietskörperschaften gemeinsam getragen wird. 
Im engeren Sinne existieren Gemeinschaftsaufgaben nur im Verhältnis zwischen Bund und 
Ländern. Das Grundgesetz (Art. 91a) sieht vor, daß der Bund bei der Erfüllung von Aufgaben 
der Länder mitwirkt, wenn die Aufgaben für die Gemeinschaft bedeutsam sind und die Mit- 
wirkung des Bundes zur Verbesserung der Lebensverhältnisse erforderlich ist. Dabei nennt das 
Grundgesetz folgende Gebiete: 


® Ausbau und Neubau der Hochschulen einschließlich der Hochschulklini- 
ken, 
= Verbesserung der regionalen Wirtschaftsstruktur, 
© Verbesserung der Agrarstruktur und des Küstenschutzes. 
Gesamtdeckung 


Unter dem Haushaltsgrundsatz der Gesamtdeckung ist die Deckung (Finanzierung) aller Aus- 
gaben durch alle Einnahmen zu verstehen. Eine Zweckbindung von Einnahmen zur Deckung 
bestimmter Ausgaben (Einzeldeckung) steht im Gegensatz dazu. 

Die Gesamtdeckung ist für den Verwaltungshaushalt und den Vermögenshaushalt jeweils ge- 
trennt vorgeschrieben. Ausnahmen gelten lediglich für Einnahmen, deren Zweckbindung durch 
Gesetz vorgeschrieben ist (beispielsweise Beiträge) oder deren Zweckbindung sich aus Herkunft 
und Natur der Einnahmen ergibt (beispielsweise Zuweisungen und Zuschüsse für Investi- 
tionen). 


Getränkesteuer 


Die Getränkesteuer ist eine örtliche Bagatellsteuer. Sie wird nur noch in Niedersachsen (bis 
Ende 1993) und Baden-Württemberg erhoben. Rechtsgrundlage für ihre Erhebung sind die 
Kommunalabgabengesetze der Bundesländer. Besteuert wird die entgeltliche Abgabe bestimm- 


ter alkoholischer und nichtalkoholischer Getränke zum Verzehr an Ort und Stelle. Die Steuer 
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wird mit einem von der Gemeinde festgesetzten Prozentsatz des Einzelhandelspreises erhoben. 
Steuerschuldner ist derjenige, der die Getränke entgeltlich abgibt. 


Gewerbesteuer 


Die Gewerbesteuer gehört ebenso wie die Grundsteuer zu den Realsteuern. Rechtsgrundlage 
sind das Gewerbesteuergesetz sowie die dazu ergangene Durchführungsverordnung und die 
entsprechenden Richtlinien. Steuergegenstand ist der Gewerbebetrieb bzw. seine Ertragskraft 
und das in ihm arbeitende Kapital. 

Zur Berechnung der Gewerbesteuer sind zwei Rechenvorgänge erforderlich. Zunächst ist der 
sog. Steuermeßbetrag zu ermitteln. Er beträgt 5 v.H. des Gewerbeertrages. Letzterer ist zuvor 
um einen Freibetrag von 36.000 DM (bei natürlichen Personen und Personengesellschaften) zu 
kürzen. 

Bei der Berechnung der Gewerbesteuer nach dem Gewerbekapital beträgt der Steuermeßbetrag 
2 v.T. des um einen Freibetrag von 120.000 DM gekürzten Gewerbekapitals. 
Steuermeßbeträge nach dem Gewerbeertrag und dem Gewerbekapital werden vom Finanzamt 
festgestellt und zu einem einheitlichen Steuermeßbetrag zusammengerechnet. Auf diesen wird 
der von der Gemeinde in der Haushaltssatzung festgesetzte Hebesatz für die Gewerbesteuer 
(ein Prozentsatz) angewandt. Der Hebesatz wird für jedes Haushaltsjahr im Rahmen der 
Haushaltssatzung neu festgesetzt. 

Am Aufkommen der Gewerbesteuer sind Bund und Länder durch die Gewerbesteuerumlage 
beteiligt. Wegen ihrer steuer-, wirtschafts- und finanzpolitischen Mängel (Substanzbesteu- 
erung, Wettbewerbsverzerrung, Konjunkturabhängigkeit, Mehrfachbelastung, etc.) ist die Ge- 
werbesteuer umstritten. Der Bund der Steuerzahler fordert deshalb die Gewerbesteuer durch ei- 
ne Beteiligung der Gemeinden an der Umsatzsteuer zu ersetzen. 


Gewerbesteuerumlage 


Mit der Gewerbesteuerumlage werden Bund und Länder am Aufkommen der Gewerbesteuer 
beteiligt. Zur Errechnung der von einer Gemeinde an das für sie zuständige Finanzamt abzu- 
führende Gewerbesteuerumlage wird das Ist-Aufkommen der Gewerbesteuer nach Ertrag und 
Kapital im Erhebungsjahr durch den Hebesatz dieses Jahres geteilt und mit 52 (bis 1979: 120, 
1980-82: 80, 1983: 58) vervielfältigt. Eine Veränderung des Gewerbesteuerhebesatzes hat so 
keinen Einfluß auf die Höhe der Gewerbesteuerumlage. Das Aufkommen der Gewerbesteuer- 
umlage teilen sich Bund und Länder je zur Hälfte. Wegen der Beteiligung der Gemeinden an 
der Finanzierung des Fonds Deutsche Einheit wird der Vervielfältiger ab 1991 jährlich neu 
festgesetzt. 


Grunderwerb 


Wie für den Vermögenserwerb allgemein gilt für den Grunderwerb, daß Gemeinden Grund- 
stücke nur erwerben sollten, soweit dies zur Erfüllung ihrer Aufgaben erforderlich ist oder 
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wird. Unzulässig wäre deshalb, wenn Gemeinden Grundstücke in der Absicht erwerben, sie le- 
diglich zum Zwecke der Gewinnerzielung wieder zu verkaufen oder um den Bestand des 
Vermögens zu vergrößern und Erträge aus ihrer Nutzung zu ziehen. Dies würde der Auf- 
gabenstellung und auch dem allgemeinen Grundsatz einer ordnungsgemäßen Finanzwirtschaft 
widersprechen. 

Allerdings ist der Erwerb von ie auf Vorrat zulässig, soweit diese zu einem späte- 
ren Zeitpunkt benötigt werden (z.B. Für Grundstückstausch, für Ziele des Straßenbaus, für 
die Erschließung von Bauland und im Hinblick auf die Aufgaben des Städtebaus oder der 
Stadtsanierung). Vage Vorstellungen über solche Künftigen Bedürfnisse machen allerdings den 
Erwerb von Grundstücken noch nicht erforderlich. Vielmehr muß stets ein Konkreter und nicht 
lediglich vermuteter Zusammenhang zur Aufgabenerfüllung bestehen. Die Ausgaben für den 
Grunderwerb sind im Vermögenshaushalt zu veranschlagen. 

Neben den Kosten für das Grundstück gehören hierzu auch alle mit den Erwerb verbundenen 
Kosten, einschließlich Maklerprovisionen, der Abfindungen, der Grunderwerbssteuer und der 
zu zahlenden Erschließungsbeiträge. Ferner gehören dazu auch die Renten und Leibrenten für 
die Abtretung von Grundstücken sowie Abfindungen im Zusammenhang mit Gebietsände- 
rungen. 


Grunderwerbssteuer 


Die Grunderwerbsteuer erfaßt alle Vorgänge, die einen Wechsel in der Person des Grundstücks- 
eigentümers (oder des Verwertungsberechtigten) zum Gegenstand haben. Ihr unterliegen insbe- 
sondere Kaufverträge und sonstige Rechtsgeschäfte, die einen Anspruch auf Übereignung eines 
inländischen Grundstücks begründen. Die Grunderwerbssteuer beträgt zwei Prozent des 
Kaufpreises und geht teils an die Länder, teils an die Gemeinden. 


Grundsteuer 


Die Grundsteuer gehört zu den Realsteuern. Steuerpflichtig ist der im Inland liegende Grund- 
besitz. Besteuerungsgrundlage ist deren Einheitswert (Grundsätze zu Ermittlung des Einheits- 
werts regelt das Bewertungsgesetz). Um aus dem Einheitswert die Grundsteuer zu berechnen, 
sind zwei Rechengänge erforderlich. Zunächst sind die im Grundsteuergesetz festgelegten 
Steuermeßzahlen (z.B. für Zweifamilienhäuser 3,1, v.T.) auf den Einheitswert anzuwenden. 
Das Ergebnis sind die Steuermeßbeträge, die das Finanzamt festsetzt und auch den Gemeinden 
mitteilt. Letztere wenden auf den Steuermeßbetrag den von den Gemeindeparlament beschlos- 
senen Hebesatz (A für land- und forstwirtschaftliche Betriebe, B für die übrigen bebauten und 
unbebauten Grundstücke) an. Die Grundsteuer belastet nicht nur die Hauseigentümer, sondern 
auch die Mieter, da sie bei Mietshäusern in der Regel in den Nebenkosten weitergegeben wird. 


Gruppierungsübersicht 


Die Gruppierungsübersicht ist eine Zusammenfassung aller gleichartigen Einnahmen und Aus- 
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gaben des Haushaltsplans nach finanzpolitischen Gesichtspunkten. Sie gibt einen Überblick 
über die Finanzierung des Haushalts, das Gewicht der einzelnen Finanzierungsquellen und die 
Höhe der wirtschaftspolitisch wirksamen Ausgaben. Zur Beurteilung der Finanzkraft (Freie 
Spitze) einer Gemeinde und ihrer Einnahmen- und Ausgabenstruktur ist sie ein brauchbares 
Instrument. Da in der Gruppierungsübersicht neben den absoluten Zahlen auch Pro-Kopf-Be- 
träge angegeben werden, eignet sie sich dadurch besonders für Vergleiche zwischen einzelnen 
Gemeinden, auch unterschiedlicher Größenordnung. Die Gruppierungsübersicht umfaßt folgen- 
de Hauptgruppen 


0 Steuern, allgemeine Zuweisungen 

1 Einnahmen aus Verwaltung und Betrieb 
2 sonstige Finanzeinnahmen 

3 Einnahmen des Vermögenshaushalts 

4 Personalausgaben 


5/6 Sächlicher Verwaltungs- und Betriebsaufwand 


7 Zuweisungen und Zuschläge 
8 Sonstige Finanzausgaben 
9 Ausgaben des Vermögenshaushalts 


Diese Hauptgruppen werden in Gruppen und Untergruppen aufgeteilt wie das folgende Bei- 
spiel zeigt: 


3 Einnahmen des Vermögenshaushalts 
30 Zuführung vom Verwaltungshaushalt 
31 Entnahmen aus Rücklagen 

37 Einnahmen aus Krediten und inneren Darlehen 


370 vom Bund, LAF, ERP-Sondervermögen 
371 vom Land 


42 Die Kleine Gemeindeordnung 


378 Vom Kreditmarkt 
379 Innere Darlehen 


Eine Gruppierungsübersicht ist nicht nur für den Haushaltsplan, sondern auch für die Jahres- 
rechnung aufzustellen. 


Haushaltsausgleich 


Stimmt im Haushalt die Summe der Einnahmen mit der Summe der Ausgaben überein, so 
spricht man vom Haushaltsausgleich. Der Haushaltsausgleich soll (in Bayern, Nordrhein- 
Westfalen und Rheinland-Pfalz) in jedem Haushaltsjahr erfolgen. dabei bezieht sich dieser 
Haushaltsgrundsatz auf die gesamte Haushaltswirtschaft einer Gemeinde, wozu die Auf- 
stellung des Haushaltsplans, dessen Ausführung, die Rechnungslegung sowie die Finanz- 
planung gehören. In Nordrhein-Westfalen ist ein Haushaltssicherungskonzept aufzustellen 
und von der Aufsichtsbehörde zu genehmigen, wenn der Haushaltsausgleich nicht erreicht 
wird. 

Die Verpflichtung zum Haushaltsausgleich gilt jeweils für den Verwaltungs- und den Vermö- 
genshaushalt getrennt. Da jedoch zwischen beiden Haushalten untereinander und der allge- 
meinen Rücklage ein ganzes System von Ausgleichsverrechnungen besteht, Kann der Haushalts- 
ausgleich nur in einem Zusammenwirken von Verwaltungs- und Vermögenshaushalt sowie all- 
gemeiner Rücklage gesehen werden: 

Der Ausgleich des Verwaltungshaushalts wird erreicht, indem die die Ausgaben übersteigenden 
Einnahmen dem Vermögenshaushalt zugeführt werden (Zuführung zum Vermögenshaushalt). 
Der Vermögenshaushalt wird dadurch ausgeglichen, daß die die Ausgaben übersteigenden Ein- 
nahmen der allgemeinen Rücklage zugeführt werden. 

Ist ein Ausgleich des Verwaltungshaushalts trotz Ausnutzung aller Spar- und Ausschöpfung 
aller Einnahmemöglichkeiten nicht möglich, so Können Mittel der allgemeinen Rücklage oder 
Erlöse aus Vermögensveräußerungen in Anspruch genommen werden (Zuführung vom Vermö- 
genshaushalt an den Verwaltungshaushalt). 

Läßt sich dennoch ein Fehlbetrag/Fehlbedarf nicht vermeiden, so ist dieser entsprechend im 
Haushaltsplan, Finanzplan sowie der Jahresrechnung (in Bayern, Baden-Württemberg und 
Rheinland-Pfalz nur hier zulässig) auszuweisen. Der Fehlbetrag/Fehlbedarf darf jedoch nur 


unerheblich sein. 
Haushaltsgrundsätze 


Als wichtigster Grundsatz der Haushaltswirtschaft gilt die Sicherung der Aufgabenerfüllung. 
Die Gemeinde hat ihre Haushaltswirtschaft so zu planen und zu führen, daß die stetige Erfül- 
lung ihrer Aufgaben gewahrt ist. Dabei Kommt es darauf an, daß dies über einen längeren 
Zeitraum ausgewogen erfolgt. Gleichzeitig ist dafür Sorge zu tragen, daß bei in Inanspruch- 
nahme der Abgabenpflichtigen für die Deckung der Ausgaben deren wirtschaftliche Leistungs- 
fähigkeit berücksichtigt wird. 
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Ferner gilt als Grundsatz die Verpflichtung, den Erfordernissen des gesamtwirtschaftlichen 
Gleichgewichts Rechnung zu tragen. Dazu sollen sich die Gemeinden im Rahmen ihrer Mög- 
lichkeiten Konjunkturgerecht verhalten. Ein weiterer Haushaltsgrundsatz von Gewicht ist der 
einer sparsamen und wirtschaftlichen Haushaltsführung. Darunter ist zu verstehen, daß die 
Ausgaben möglichst gering gehalten werden, ohne daß die Aufgabenerfüllung vernachlässigt 
wird. Ein bestimmter Nutzen soll mit dem geringsten Aufwand erzielt werden. Nutzen-Ko- 
sten-Untersuchungen sind im diesem Zusammenhang, insbesondere bei Maßnahmen von erheb- 
licher finanzieller Bedeutung hilfreich. 

Ebenfalls nennen die Gemeindeordnungen den Grundsatz des Haushaltsausgleichs und der 
Haushaltswahrheit und -Klarheit. 

Neben den Grundsätzen für die Haushaltswirtschaft bestehen Grundsätze für die Veranschla- 


gung von Einnahmen und Ausgaben im Haushaltsplan. Hier sind zu nennen: 


= Die Kassenwirksamkeit (es sind nur Einnahmen und Ausgaben zu veran- 
schlagen, die im Haushaltsjahr voraussichtlich auch tatsächlich eingehen 
oder zu leisten sind), 


® die Vollständigkeit (Einnahmen und Ausgaben sind in voller Höhe zu 
veranschlagen), 
D; die Bruttoveranschlagung (Einnahmen und Ausgaben sind getrennt von- 


einander zu veranschlagen), 


© die Einzelveranschlagung (Einnahmen sind nach ihrem Entstehungsgrund 
und Ausgaben nach ihrem Einzelzweck zu veranschlagen), 


® die Gesamtdeckung (alle Einnahmen des Verwaltungshaushalts sind 
grundsätzlich zur Deckung der Ausgaben des Verwaltungshaushalts be- 
stimmt; beim Vermögenshaushalt gilt dies entsprechend). 


Haushaltsjahr 


Das Haushaltsjahr ist das Kalenderjahr. Das gilt auch für zweijährige Haushaltssatzungen. 
Die Festsetzungen müssen dann nach Jahren getrennt erfolgen. 


Haushaltsplan 


Der Haushaltsplan ist die Zusammenstellung der geschätzten Einnahmen und der geplanten 
Ausgaben einer Haushaltsperiode. Als Teil der Haushaltssatzung bildet er die rechtliche 
Grundlage für die Haushaltswirtschaft der Gemeinden. Erst durch ihn sind sie ermächtigt, 
nicht aber verpflichtet, die veranschlagten Ausgaben zu leisten (Ausnahme vorläufige Haus- 


.; Dabei dürfen die Ausgabenansätze nur in Ausnahmefällen überschritten werden 
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(über- und außerplanmäßige Ausgaben). Derart verbindlich sind dagegen die im Haushaltsplan 
veranschlagten Einnahmesätze nicht. Ihre Veranschlagung hat den Sinn, die Finanzierung der 


Ausgaben sichtbar zu machen. 
Neben den Einnahmen und Ausgaben des Haushaltsjahres sind im Haushaltsplan die Ansätze 


des Vorjahres sowie die Ergebnisse der Jahresrechnung des davor liegenden Jahres enthalten. 
Die Wirkung des Haushaltsplans ist rein interner Art. Er bindet Rat und Verwaltung, An- 
sprüche und Verbindlichkeiten Dritter werden durch ihn weder begründet noch sonst berührt. 
Die wichtigsten Bestandteile des Haushaltsplans sind der Gesamtplan, die Einzelpläne sowie 
die Sammelnachweise. Dazu Kommen eine Reihe von Anlagen. Der Haushaltsplan gliedert sich 
in den Verwaltungshaushalt und den Vermögenshaushalt. Diese sind wiederum in zehn 
Finzelpläne aufgeteilt: 


0 Allgemeine Verwaltung 
1 Öffentliche Sicherheit und Ordnung 
2 Schulen 
3 Wissenschaft, Forschung, Kulturpflege 
4 Soziale Sicherung 
5 Gesundheit, Sport, Erholung 
6 Bau- und Wohnungswesen, Verkehr 
7 Öffentliche Einrichtungen, Wirtschaftsförderung 
8 Wirtschaftliche Unternehmen, allgemeines Grund und Sondervermögen 
9 Allgemeine Finanzwirtschaft 


Jeder dieser Einzelpläne (z.B.: 3 Wissenschaft, Forschung, Kulturpflege) ist weiter aufgeglie- 
dert in Abschnitte (z.B.: 35 Volksbildung) und Unterabschnitte (z.B.: 350 Volkshochschulen. 


Haushaltsquerschnitt 


Der Haushaltsquerschnitt ist eine Übersicht, in welcher die Einnahmen, Ausgaben und Ver- 
pflichtungsermächtigungen nach Aufgabenbereichen und nach Arten schachbrettartig geordnet 
sind. Die Aufgabenbereiche (z.B. Allgemeine Verwaltung, Öffentliche Sicherheit und Ordnung, 
Schulen usw.) sind dabei vertikal angeordnet, horizontal die zu Gruppen zusammengefaßten 
Einnahme- und Ausgabearten sowie die Verpflichtungsermächtigungen. Der Haushaltsquer- 
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schnitt gibt so zu erkennen, wie hoch für jeden Aufgabenbereich beispielsweise die Personalaus- 
gaben oder Zuschußbedarf bei den laufenden Ausgaben, oder die Ausgaben für Baumaßnahmen 
sind. | 

Da im Haushaltsquerschnitt nicht nur absolute Zahlen, sondern auch Pro-Kopf-Beträge ange- 
geben werden, eignet er sich für Gemeindevergleiche. Dem Haushaltsquerschnitt entspricht bei 
der Jahresrechnung der Rechnungsquerschnitt. 


Haushaltsrechnung 


Die Ausführung des Haushaltsplans wird in der Haushaltsrechnung nachgewiesen. In ihr sind 
die im Kassenabschluß festgestellten Beträge (Soll- und Ist-Einnahmen und Ausgaben, Kassen- 
einnahme- und Ausgabereste) für die einzelnen Haushaltsstellen nach der Ordnung des Haus- 
haltsplans nachzuweisen und den entsprechenden Haushaltsansätzen und über- und außer- 
planmäßige Ausgaben gegenüberzustellen. Durch Vergleich der Solleinnahmen und Sollaus- 
gaben des Haushaltsjahres wird unter Berücksichtigung der Haushaltsreste das Jahresergebnis 
ermittelt. Ein sich ergebender Überschuß ist der allgemeinen Rücklage zuzuführen, ein Fehl- 
betrag auf das nächste Haushaltsjahr vorzutragen. 


Haushaltsreste 


Unter Haushaltsresten sind Einnahme- und Ausgabeansätze zu verstehen, die in das folgende 
Jahr übertragen werden. Zur Bildung von Haushaltsresten sind zwei Vorgänge notwendig. 
Zunächst muß festgestellt werden, welche Haushaltsmittel noch verfügbar sind. Danach ist zu 
entscheiden, ob diese Beträge als erspart gelten sollen, also der allgemeinen Rücklage zugeführt 
werden, oder ob und in welcher Höhe diese Beträge durch Bildung von Haushaltsresten in das 
kommende Jahr übertragen werden sollen. Zu beachten sind dabei die für die Übertragbarkeit 
von Haushaltsansätzen geltenden Einschränkungen. 


Haushaltssatzung 


Die Haushaltssatzung (Satzung) gibt dem Haushaltsplan seine Rechtsverbindlichkeit. Sie ent- 
hält die Festsetzung 


a des Haushaltsplans unter Angabe des Gesamtbetrages der Einnahmen und 
Ausgaben des Haushaltsjahres, 


® der vorgesehenen Kreditaufnahmen (Kreditermächtigung), 


“ der vorgesehenen Ermächtigungen zum Eingehen von Verpflichtungen, die 


künftige Haushaltsjahre mit Ausgaben für Investitionen und Investitions- 
förderungsmaßnahmen belasten (Verpflichtungsermächtigung). 
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® des Höchstbetrages der Kassenkredite und Steuersätze, die für jedes Haus- 


haltsjahr neu festzusetzen sind. 


Zuständig für die Beschlußfassung über die Haushaltssatzung ist der Rat. Die Haushalts- 
satzung bedarf der Genehmigung der Aufsichtsbehörde für den Gesamtbetrag der Kredite der 
Verpflichtungsermächtigungen und den Höchstbetrag der Kassenkredite. 


Haushaltsvermerke 


Haushaltsvermerke sind einschränkende oder erweiternde Bestimmungen zu Ansätzen des 
Haushaltsplanes (z.B. Vermerke über Deckungsfähigkeit, Übertragbarkeit, Zweckbindung, 
Sperrvermerke). 


Hauswirtschaftliche Sperre 


Mit der haushaltswirtschaftlichen Sperre wird die Inanspruchnahme von Ausgabeansätzen 
und Verpflichtungsermächtigungen untersagt. Damit zielt sie darauf ab, Ausgaben einzuspa- 
ren. Sie Kann dann verhängt werden, wenn sich im Laufe des Haushaltsjahres zeigt, daß beim 
Haushaltsabschluß Fehlbeträge zu erwarten sind. Das ist der Fall, wenn die tatsächlichen 
Einnahmen gegenüber den veranschlagten zurückbleiben und/oder sich Ausgabenansätze, ähn- 
lich unerwartet verändern (z.B. unvorhergesehene Tariferhöhungen, Baukostensteigerungen). 

Über die hauswirtschaftliche Sperre entscheidet, abhängig von dem in den Ländern verwirk- 
lichten Kommunalen Verfassungssystem, der (hauptamtliche) Bürgermeister oder der Kämmerer, 
bzw., wenn Kein Kämmerer bestellt ist, der Gemeindedirektor. Dieser hat die Gemeindever- 
tretung unverzüglich zu unterrichten. Die Gemeindevertretung Kann die Aufhebung der Sperre 


beschließen. 
Hebesätze 


Hebesätze sind in Prozentzahlen ausgedrückte Steuersätze der Realsteuern (Grundsteuer, Ge- 
werbesteuer). Sie werden auf die vom Finanzamt ermittelten Steuermeßbeträge angewandt. 
Die Festsetzung oder Änderung der Hebesätze beschließen die Gemeindevertretungen im Rah- 
men ihrer Entscheidung über die Haushaltssatzung bzw. Nachtragssatzung. Der entsprechen- 
de Beschluß muß bis zum 30. Juni eines Kalenderjahres mit Wirkung zum Beginn dieses Jahres 
gefaßt werden. Später Können nur Hebesätze festgesetzt werden, die die zuvor geltenden nicht 
überschreiten. 


Hundesteuer 


Sie gehört zu den örtlichen Bagatellsteuern. Rechtsgrundlage sind landesgesetzliche Hunde- 
steuer- bzw. Kommunalabgabengesetze. Die Hundesteuer gilt als Ordnungssteuer, die dazu 


beitragen soll, die Zahl der Hunde zu begrenzen. Sie wird außerdem als Beitrag der Hunde- 
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halter zu den Kosten der Straßenreinigung angesehen. 


Inkompatibilität 
(Unvereinbarkeit von Amt und Mandat) 


Inkompatibilität bedeutet Unvereinbarkeit von Amt und Mandat. Sie ist Ausfluß der Tren- 
nung von Gewalten (Gesetzgebung, Regierung mit Verwaltung, Rechtspflege), welche durch 
gegenseitige Kontrolle Machtmißbrauch verhindern soll. Auf Kommunaler Ebene ist deshalb 
u.a. nicht zulässig, einer Gemeindevertretung anzugehören und gleichzeitig als Beamter oder 
Angestellter bei der Gemeinde beschäftigt zu sein. Gleiches gilt für die Beschäftigung in Kom- 
munalen Eigenbetrieben. Für Eigengesellschaften sowie Gesellschaften, an denen die Gemeinde 
maßgeblich beteiligt ist (in der Regel bei einem Anteil von mehr als 50 v.H.) gilt die Inkom- 
patibilität für Angestellte, soweit sie allein oder mit anderen, ständig, auch vertretungsweise 
berechtigt sind, das Unternehmen in seiner Gesamtheit zu vertreten. Gemeint sind damit Vor- 
standsmitglieder, Geschäftsführer, sowie deren Vertreter und Prokuristen. (Die Kommunal- 
wahlgesetze regeln die Unvereinbarkeit von Amt und Mandat im einzelnen.) 


Innere Darlehen 


Die vorübergehende Inanspruchnahme von Mitteln der Sonderrücklagen und der Sonder- 
vermögen ohne Sonderrechnung (z.B. rechtlich unselbständige Stiftungen) zur Deckung von 
Ausgaben des Vermögenshaushalts wird als inneres Darlehen bezeichnet. Allerdings Können 
Sonderrücklagen nur solange sie nicht für ihren eigentlichen Zweck benötigt werden, als innere 
Darlehen in Anspruch genommen werden. Mittel der allgemeinen Rücklage Können dagegen 
nicht als innere Darlehen entliehen werden. 


Innere Verrechnungen 


Werden Kosten für Leistungen zwischen den Einzelplänen, Abschnitten und Unterab- 
schnitten des Haushaltsplanes erstattet, spricht man von innerer Verrechnung. Hierzu gehören 
auch die aus Kalkulatorischen Gründen veranschlagten Zahlungen von und an eigene Regie- 
betriebe. Ebenfalls sind die inneren Darlehen von Sonderrücklagen hier zuzuordnen. Durch die 
inneren Verrechnungen soll die tatsächliche echte Belastung der einzelnen Verwaltungszweige 
(mit den aus der Erfüllung der Kommunalen Aufgaben erwachsenden Ausgaben) deutlich wer- 
den. Dies ist insbesondere für die Verwaltungszweige wichtig, deren Kosten durch eine entspre- 
chende Gestaltung von Entgelten ganz oder zum Teil gedeckt werden (Kostenrechende Ein- 
richtungen). Die Erstattung von Verwaltungskosten und sonstigen Gemeinkosten ist deshalb in 
solchen Fällen vorgeschrieben. 


Investitionen 
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Investitionen sind Ausgaben die das Anlagevermögen verändern. Darunter fallen insbesondere 
Ausgaben für Baumaßnahmen. Bei Investitionen und Investitionsförderungsmaßnahmen, die 
sich über mehrere Jahre erstrecken, sind im Haushaltsplan neben dem veranschlagten Jahresbe- 
darf die Ausgaben für die gesamte Maßnahme anzugeben. Die in den folgenden Jahren noch er- 
forderlichen Ausgaben sind im Finanzplan zu berücksichtigen. Das Eingehen von Verpflich- 
tungen, die erst in späteren Jahren zu Ausgaben führen, wird durch Verpflichtungsermäch- 
tigungen haushaltsmäßig abgesichert. 

Bevor Investitionen von erheblicher finanzieller Bedeutung beschlossen werden, soll unter meh- 
reren in Betracht kommenden Möglichkeiten durch Vergleich der Anschaffungs- oder Herstel- 
lungskosten die für die Gemeinde wirtschaftlichste Lösung ermittelt werden. 


Investitionsförderungsmaßnahmen 


Zuschüsse und Darlehen, die Dritten oder Kommunalen Sondervermögen mit Sonderrechnung 
für Investitionen gewährt werden, gelten als Investitionsförderungsmaßnahmen. 


Investitionsprogramm 


Als Grundlage für die Finanzplanung müssen die Gemeinden ein fünfjähriges Investitions- 
programm aufstellen. Es soll einen Überblick darüber geben, welche Investitionen und Investi- 
tionsförderungsmaßnahmen innerhalb des Planungszeitraumes notwendig werden, mit welcher 
Dringlichkeit sie anfallen und welche Ausgaben durch sie verursacht werden. 

Der Planungszeitraum ist nach Jahresabschnitten aufzuteilen. Jeder Jahresabschnitt soll die 
fortzuführenden und neuen Investitionen und Investitionsförderungsmaßnahmen mit den auf 
das betreffende Jahr entfallenden Teilbeträgen ausweisen. Unbedeutende Investitionen und 
Investitionsförderungsmaßnahmen Können nach Abschnitten zusammengefaßt werden. 

Das Investitionsprogramm ist wie der Finanzplan der jährlichen Entwicklung anzupassen 
und fortzuschreiben. Dabei soll es sich an den Deckungsmöglichkeiten für die in den Jahresab- 
schnitten anfallenden Ausgaben orientieren. Im Gegensatz zum Finanzplan muß das dem 
Finanzplan zugrundeliegenden Investitionsprogramm von der Gemeindevertretung beschlossen 
werden. 


Ist-Ausgaben 

Die tatsächlichen Ausgaben der Kasse werden als Ist-Ausgaben bezeichnet. 
Ist-Einnahmen 

Die tatsächlichen Einnahmen der Kasse werden als Ist-Einnahmen bezeichnet. 
Jagdsteuer 
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Die Jagdsteuer gehört zu den örtlichen Bagatellsteuern. Sie hat den Charakter einer Luxus- 
steuer. Rechtsgrundlage sind die Kommunalabgabengesetze der Länder. Besteuert wird der 
Jahresjagdwert bzw. bei Verpachtung vom Pächter zu entrichtende Pachtpreis. Die Ertrags- 
hoheit steht den Landkreisen und den Kreisfreien Städten zu. Üblicherweise ist derjenige, der 
berechtigt ist, die Jagd auszuüben, als Steuerzahler bestimmt. Die Steuerreformkommission 
1971 hat sich für die Abschaffung der Jagdsteuer ausgesprochen. Die Stadtstaaten Berlin, Bre- 
men und Hamburg erheben sie nicht. In Bayern und Hessen wurde sie abgeschafft. In Hessen 
strebt die Landesregierung allerdings an, das Kommunale Steuerfindungsrecht dazu formell 
wiederherzustellen. 


Jahresrechnung 


Mit der Jahresrechnung erhält die Gemeindevertretung den Nachweis darüber, inwieweit der 
Haushaltsplan bei der Ausführung eingehalten wurde. Sie weist das Ergebnis der Haushalts- 
wirtschaft einschließlich des Standes des Vermögens und der Schulden zu Beginn oder zum 
Ende des Haushaltsjahres nach. Der Gemeindevertretung ist sie innerhalb von drei (in Hessen 
vier) Monaten nach Ablauf des Haushaltsjahres zuzuleiten. Die Jahresabrechnung umfaßt den 
Kassenabschluß und die Haushaltsrechnung. Ihr sind beizufügen: 


“ eine Vermögensübersicht, 

® eine Übersicht über die Schulden und die Rücklagen, 

& einen Rechnungsquerschnitt und das Rechnungsergebnis derGruppierungs- 
übersicht, 

® ein Rechenschaftsbericht. 


Die Bestände und die Veränderungen des Vermögens sowie die Schulden und Rücklagen Kön- 
nen auch in der Jahresrechnung selbst nachgewiesen werden. Kommt die Gemeindevertretung 
nach Prüfung der Rechnung (Rechnungsprüfung) zum Schluß, die Haushalts- und Wirt- 
schaftsführung sei nicht zu beanstanden, erteilt sie die Entlastung. 


Kalkulatorische Kosten 


Unter Kalkulatorischen Kosten versteht man im betriebswirtschaftlichen Sinne Kosten die in 
einer bestimmten Rechnungsperiode nur kalkuliert, also nicht zu den Ausgaben werden oder 
vom Betrag her vom tatsächlichen Aufwand abweichen. Zu ihnen gehören die Kalkulatorischen 
Abschreibungen und Zinsen sowie der Kalkulatorische Unternehmerlohn und die Kalkulatori- 
schen Wagnisse. Von diesen berücksichtigt das Kommunale Haushaltsrecht die (Kalkulatori- 
schen) Abschreibungen und Kalkulatorischen Zinsen. Es schreibt für Einrichtungen, die in der 


Regel und überwiegend aus Entgelten finanziert werden (Kostenrechnende Einrichtungen) vor, 
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im Verwaltungshaushalt angemessene Abschreibungen und eine angemessene Verzinsung des 
Anlagekapitals zu veranschlagen. Technisch werden die Kalkulatorischen Kosten als Ausgaben 
im, die jeweiligen Kostenrechnenden Einrichtung betreffenden Unterabschnitt des Verwal- 
tungshaushalts veranschlagt. Die Gegenbuchung erfolgt in gleicher Höhe als Einnahme im Ab- 
schnitt "sonstige allgemeine Finanzwirtschaft” des Einzelplans 9. Als (Soll) Zuführung zum 
Vermögenshaushalt finanzieren die Kalkulatorischen Abschreibungen dann im Rahmen der Ge- 
samtdeckung die Ausgaben des Vermögenshaushaltes. 


Kalkulatorische Zinsen ‘ 


Unter Kalkulatorischen Zinsen sind die bei der Leistungserstellung anfallenden Kosten für das 
gesamte eingesetzte Kapital zu verstehen. Diese müssen bei der nach betriebswirtschaftlichen 
Grundsätzen ausgerichteten Kosten- bzw. Gebührenbedarfsrechnung Kostenrechnender Ein- 
richtungen berücksichtigt werden. Ebenfalls sind sie in den jeweiligen Unterabschnitten der 
kostenrechnenden Einrichtungen im Verwaltungshaushalt zu veranschlagen. Eine genaue Be- 
rechnung der Kosten des eingesetzten Eigen- bzw. Fremdkapitals ist jedoch allein schon des- 
halb nicht möglich, weil die aufgenommenen Kredite generell zur Deckung der Ausgaben des 
Vermögenshaushalts dienen (Gesamtdeckung), und sich deren Kosten nicht einzelnen Kommu- 
nalen Einrichtungen zurechnen lassen. Für die rechnerische (Kalkulatorische) Ermittlung der 
Kosten (Zinsen) des für die jeweilige Kostenrechnende Einrichtung gebundenen Kapitals wird 
deshalb von deren Anlagevermögen (Anlagekapital) ausgegangen. Als Basis Kann der An- 
schaffungs- bzw. Herstellungswert oder der Wiederbeschaffungszeitwert zugrunde gelegt wer- 
den (in Baden-Württemberg und Bayern nur der Herstellungswert). In Rheinland-Pfalz sind 
das aufgewandte Eigenkapital sowie das Fremdkapital getrennt zu verzinsen. Dabei müssen 
allerdings die aus Beiträgen und ähnlichen Entgelten sowie aus Zuschüssen und Zuweisungen 
aufgebrachten Kapitalanteile außer Betracht bleiben. 

Der Zinssatz muß angemessen sein. In der Regel wird ein Mischzins gebildet aus dem lang- 
jährigen Durchschnittswert zwischen dem für längerfristige Geldanlagen erreichbaren (Ha- 
ben)Zins (in Schleswig-Holstein ausschließlich) und dem (Soll)Zins für Kommunalkredite. 


Kassenabschluß 


Der Kassenmäßige Abschluß ist ein Nachweis über die Kassenmäßigen Vorgänge im Laufe des 
Haushaltsjahres. Er ergibt sich aus dem Abschluß der Kassenbücher zum Jahresschluß. Als Be- 
standteil der Jahresrechnung enthält er insgesamt und je gesondert für den Verwaltungs- 
haushalt und den Vermögenshaushalt sowie für Vorschüsse und Verwahrgelder: 


® die Soll-Einnahmen und die Soll-Ausgaben, 
® die Ist-Einnahmen und die Ist-Ausgaben bis zum Abschlußtag, 
= die Kasseneinnahme- und die Kassenausgabereste (Kassenreste). 
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Die Differenz zwischen Soll- und Ist-Einnahmen ist als Kasseneinnahmerest, die Differenz 
zwischen Soll- und Ist-Ausgaben als Kassenausgaberest anzugeben. Der Überschuß aller Ist- 
Einnahmen über alle Ist-Ausgaben am Abschlußtag wird als buchmäßiger Kassenbestand be- 
zeichnet und ist im Kassenmäßigen Abschluß nachzuweisen. 


Kassenkredite 


Kassenkredite sind Überbrückungskredite. Sie ermöglichen die rechtzeitige Leistung kommuna- 
ler Ausgaben, wenn die im Haushaltsplan veranschlagten Einnahmen noch nicht eingegangen 
sind. Sie dienen der Liquiditätsicherung. Allerdings dürfen Kassenkredite nur aufgenommen 
werden, soweit für die Kasse Keine Mittel aus der allgemeinen Rücklage oder den Sonder- 
rücklagen und den Sondervermögen ohne Sonderrechnung zur Verfügung stehen. 

Da Kassenkredite nicht wie Kredite im haushaltsrechtlichen Sinn als Deckungsmittel für die 
Ausgaben des Vermögenshaushalts dienen, werden sie nicht im Haushaltsplan veranschlagt. 
Allerdings muß ein Höchstbetrag (die Gesamtsumme der aufgenommenen Kassenkredite darf 
diesen zu Keiner Zeit des Jahres überschreiten) für Kassenkredite in der Haushaltssatzung fest- 
gesetzt werden. Übersteigt er 1/6 (in Baden-Württemberg und Hessen und Schleswig-Holstein 
1/5) der im Verwaltungshaushalt veranschlagten Einnahmen, muß er von der Aufsichtsbehörde 
genehmigt werden. 


Kassenreste 


Werden beim Kassenmäßigen Abschluß Einnahmen noch erwartet (wenn sie beispielsweise über 
den Abschlußtag hinaus gestundet wurden) oder müssen Ausgaben noch geleistet werden (wenn 
beispielsweise entsprechende Verwaltungsanordnungen bestehen) spricht man von Kassen- 
resten. Es handelt sich um Einnahmen, die noch eingehen bzw. Ausgaben, die noch geleistet 
werden müssen, die also noch in die Haushaltsrechnung eingehen. Von den Kassenresten zu un- 
terscheiden sind die Haushaltsreste. 


Kassenwirksamkeitsprinzip 


Das Kassenwirksamkeitsprinzip besagt als Haushaltsgrundsatz, daß im Haushaltsplan nur 
Einnahmen und Ausgaben veranschlagt werden sollen, die im Haushaltsjahr voraussichtlich 
auch tatsächlich eingehen oder zu leisten sind. Dies gilt auch für mehrjährige Investitons- 
vorhaben. Die dafür in den Folgejahren fällig werdenden Ausgaben sind im Finanzplan zu 
berücksichtigen. 

Das Eingehen von Verpflichtungen, die erst in späteren Jahren zu Ausgaben führen, wird 
durch die Verpflichtungsermächtigungen haushaltsmäßig abgesichert. 


Kleinbeträge 
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Oftmals ist der Verwaltungsaufwand für die Festsetzung und Erhebung öffentlicher An- 
sprüche bzw. Abgaben höher als deren Betrag. Um dies zu vermeiden, gelten folgende Rege- 


lungen: 


bei privatrechtlichen sowie öffentlich-rechtlichen Ansprüchen, die auf 


Gesetz, Verordnung oder Satzung beruhen und keine Abgabenansprüche 
sind, Können die Gemeinden (in Baden- Württemberg, Nordrhein-Westfa- 
len, Rheinland-Pfalz, Saarland) davon absehen, diese geltend zu machen, 
wenn sie weniger als 10 DM betragen. In Bayern und Hessen liegt diese 
Grenze bei 5 DM, in Niedersachsen bei 3 DM und in Schleswig-Holstein 
bei 20 DM. Die Gemeinden müssen dabei nicht prüfen, ob die Kosten der 
Einziehung tatsächlich außer Verhältnis zur Höhe des Anspruchs stehen. 
Ausgeschlossen ist ein Verzicht allerdings, wenn grundsätzliche Erwä- 
gungen dagegen stehen, es sich beispielsweise um einen Präzedenzfall han- 
delt oder wenn eine generelle Zahlungsunwilligkeit des Schuldners zu er- 
kennen ist; ferner, wenn der Anspruch auf allgemeinen Tarifen und Ent- 
geltregelungen beruht (z.B. Eintrittsgelder). 


bei örtlichen Verbrauchs- und Aufwandsteuern (Bagatellsteuern), Gebüh- 


ren und Beiträgen, die nach den Kommunalabgabengesetzen erhoben wer- 
den, Können die Gemeinden in Nordrhein-Westfalen, Niedersachsen und 
Rheinland-Pfalz davon absehen, diese sowie entsprechende Nebenleistun- 
gen festzusetzen, zu erheben, nachzufordern oder zu erstatten, wenn der 
Betrag geringer als 10 DM ist (außer eine Beziehung wäre wegen der 
grundsätzlichen Bedeutung des Falles geboten in Nordrhein-Westfalen 
und die Kosten der Einziehung oder Erstattung stehen außer Verhältnis 
zu dem Betrag). In Hessen liegt diese Grenze bei 3 DM, in Schleswig-Hol- 
stein Können die Gemeinden sie selbst durch Satzung festlegen. In Baden- 
Württemberg (hier außer bei Erstattungen, die bei einem geringeren Betrag 
als 3 DM beantragt werden muß), Bayer und Saarland gelten die nachfol- 
gend aufgeführten Bestimmungen der Abgabenordnung. 


Im übrigen gilt nach der Abgabenordnung für die Festsetzung von Steuern 


und steuerlichen Nebenleistungen generell, daß diese unterbleiben Kann, 
wenn feststeht, daß die Einziehung Keinen Erfolg haben wird oder wenn 
die Kosten der Einziehung einschließlich der Festsetzung außer Verhältnis 
zu dem Betrag stehen. 

Ergänzend hierzu bestehen auf der Grundlage einer entsprechenden Er- 
mächtigung der Abgabenordnung eine Kleinbetragsverordnung sowie eine 
Kleinbetragsregelung. Beide gelten jedoch nur für den Finanzamtsbereich. 


Konjunkturgerechtes Verhalten 
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Auch die Gemeinden sind verpflichtet, den Erfordernissen des gesamtwirtschaftlichen 
Gleichgewichts Rechnung zu tragen. Bei Planung und Vollzug ihrer Haushalte dürfen sie sich 
im Grunde deshalb nicht allein mit der Erfüllung ihrer Aufgaben begnügen. Vielmehr wäre eine 
flexible und Konjunkturstabilisiernde Haushaltspolitik unerläßlich. Dazu hat die einzelne 
Gemeinde jedoch nur einen beschränkten Spielraum. Beispielsweise lassen sich Investitionen 
nur in wenigen Bereichen und nur in einem begrenzten zeitlichen Rahmen aufschieben, obschon 
die Gemeinden dies bei größeren Ausgaben tun müßten, wenn dadurch die Konjunkturelle Lage 
gestört werden Könnte. Der Grundsatz der Sicherung der gemeindlichen Aufgabenerfüllung hat 
in diesen Fällen jedoch eindeutig Vorrang. 


Konsolidierung 


Konsolidierung bedeutet Festigung bzw. Sicherung. Im finanzpolitischen Sprachgebrauch ist 
damit die Sicherung der öffentlichen Haushaltswirtschaft durch Abbau der Verschuldung ge- 
meint. Dazu sind in der Regel Ausgabenkürzungen erforderlich. 


Konzessionsabgabe 


Die Konzessionsabgabe ist ein privatrechtliches Entgelt dafür, daß Versorungs- oder Verkehrs- 
unternehmen die Benutzung der öffentlichen Verkehrsräume über den Gemeingebrauch hinaus 
gestattet und ihnen ein Ausschliefigkeitsrecht der wirtschaftlichen Betätigung in dem betref- 
fenden Gebiet eingeräumt wird. Ist Keine Ausschließlichkeit vereinbart, so ist die nn 
Gestattungsvertrag gebräuchlich. 

Bemessen werden die Konzessionsabgaben als Prozentsatz von den ee der Ver- 
sorgungsunternehmen (abzüglich Mehrwertsteuer und Kohlepfennig). Bei Sonderverträgen gilt 
dabei ein Höchstsatz von 1,5 %. Für Lieferungen an allgemeine Tarifkunden gelten Höchst- 
sätze, die nach der Größe der Gemeinden gestaffelt sind. Der niedrigste Satz von 10 % gilt für 
Gemeinden mit weniger als 20.000 Einwohnern, der höchste Satz von 18 % für Gemeinden mit 
mehr als 500.000 Einwohnern. 

Kritisiert wird die Konzessionsabgabe, weil die Versorgungs- bzw. Verkehrsunternehmen, 
wenn sie als Eigenbetriebe oder Eigengesellschaften geführt werden, neben den von ihnen zu 
erwirtschaftenden Dividende, eine weitere Gewinnausschüttung an die Kommunen in Gestalt 
der Konzessionsabgabe leisten. Ferner ist die Konzessionsabgabe dazu geeignet, die Preise für 
die Versorgungsgüter zu erhöhen. 


Kostendeckung 


Werden öffentliche Einrichtungen ganz oder teilweise aus Entgelten finanziert, spricht man 
von Kostendeckung. Eine Verpflichtung, Entgelte zu erheben ergibt sich für die Gemeinden aus 
der Bestimmung, die zur Erfüllung ihrer Aufgaben erforderlichen Einnahmen soweit vertretbar 
und geboten aus Entgelten für die von ihr erbrachten Leistungen zu beschaffen, bevor sie 
Steuern erheben. Ein Gebot zur Kostendeckung besteht für diejenigen Einrichtungen und 
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Anlagen, die überwiegend dem Vorteil einzelner Personen oder Personengruppen dienen, wie 
z.B. die Müll- und Abwasserbeseitigung. Hier soll das Aufkommen der erhobenen Entgelte in 
der Regel die voraussichtlichen Kosten der Einrichtungen oder Anlagen decken. Einrichtungen 
und Anlagen die der Allgemeinheit dienen wie z.B. Badeanstalten, Sportanlagen, Theater und 
Museen u.ä. fallen nicht unter das Kostendeckungsgebot. Ob und inwieweit dabei das Auf- 
kommen der für diese Einrichtungen erhobenen Entgelte hinter den Kosten zurückbleibt und 
durch allgemeine Deckungsmittel ersetzt wird, ist der politischen Entscheidung der Gemeinde- 
vertretung überlassen. Für Entgelte, die als Gegenleistung für eine besondere Leistung (Amts- 
handlung) der Verwaltung erhoben werden (Verwaltungsgebühren) ist die Kostendeckung im 
Sinne einer oberen Grenze vorgeschrieben. 

Hier soll das veranschlagte Gebührenaufkommen die voraussichtlichen Ausgaben für den be- 
treffenden Verwaltungszweig nicht übersteigen. 


Kostenrechnende Einrichtungen 


Kostenrechnend sind öffentliche Einrichtungen, wenn sie in der Regel überwiegend aus Ent- 
gelten finanziert werden, d.h. der Anteil der Entgelte an der Gesamtfinanzierung üblicherwei- 
se mehr als 50 v.H. beträgt. Typische Kostenrechnende Einrichtungen sind die Müllabfuhr, die 
Straßenreinigung und die Entwässerung. 

Für sie, wie alle Kostenrechnenden Einrichtungen ist vorgeschrieben, daß im Verwaltungs- 
haushalt neben den im Haushaltsjahr tatsächlich zu leistenden Ausgaben (Personalausgaben, 
Sachausgaben) auch Kalkulatorische Kosten zu veranschlagen sind. Damit werden im Haus- 
haltsplan auch betriebswirtschaftliche Gesichtspunkte berücksichtigt (betriebswirtschaftliche 
Kosten). Für eine genaue Gebührenbedarfsrechnung reicht dies jedoch nicht aus. Sie ist nur mit 
Hilfe der Betriebsabrechnung möglich. 

Natürlich Können auch andere Einrichtungen, bei denen eine Kostenrechnung wünschenswert 
ist (z.B. Kulturelle Einrichtungen), wie Kostenrechnende Einrichtungen geführt werden. Im 
Haushaltsplan dürfen dabei jedoch Keine Kalkulatorischen Kosten veranschlagt werden. 


Kredite 


Kredite sind das unter der Verpflichtung zu Rückzahlung von Dritten oder von Sonderver- 
mögen mit Sonderrechnung aufgenommene Kapital. Nicht zu den Krediten im haushaltsrecht- 
lichen Sinne gehören innere Darlehen und Kassenkredite. 

Voraussetzung für die Aufnahme von Krediten ist, 


& daß sie nur für Investitionen, Investitionsförderungsmaßnahmen und zur 


Umschuldung aufgenommen werden, 


& daß eine andere Finanzierung nicht möglich ist oder wirtschaftlich un- 


zweckmäßig wäre, 


Die Kleine Gemeindeordnung 55 


® daß die Kreditverpflichtung (Schuldendienst) mit der dauernden Lei- 
stungsfähigkeit der Gemeinde im Einklang steht (Verschuldungsgrenze). 
Zu veranschlagen sind die Einnahmen aus Krediten im Vermögenshaushalt. Dort unterliegen 
sie den Prinzip der Gesamtdeckung, sind also nicht an einzelne Maßnahmen gebunden. Für die 
die Veranschlagung gilt das Bruttoprinzip. Es dürfen somit weder die Kreditbeschaffungs- 
Kosten noch die Tilgungsausgaben von den Krediteinnahmen abgezogen werden. Der Gesamtbe- 
trag der vorgesehenen Kreditaufnahme bedarf der Genehmigung der Aufsichtsbehörde. 


Laufende Ausgaben 


Die zur Erfüllung der ständigen Ausgaben einer Gemeinde im Haushaltsplan veranschlagten 
Ausgaben werden auch als laufende Ausgaben bezeichnet. Diese Ausgaben verändern weder 
das kommunale Vermögen noch mindern sie die Schulden. Unter laufende Ausgaben fallen u.a. 
Personalausgaben, sächliche Ausgaben, Leistungen der Sozialhilfe und Zinsausgaben. 


Laufende Einnahmen 


Als laufende Einnahmen werden die Einnahmen bezeichnet, die zur Deckung der laufenden 
Ausgaben dienen. Sie ändern also weder das Vermögen einer Gemeinde noch erhöhen sie die 
Schulden. Laufende Einnahmen sind unter anderem Steuern, Schlüsselzuweisungen und Ge- 
bühren. 


Leasing 


Unter Leasing versteht man eine besondere Art von Miete, Kauf, Kaufmiete oder Pacht von 
Investitionsgütern. Die Besonderheit besteht darin, daß im Gegensatz zu den genannten Ver- 
tragsformen das Risiko ähnlich wie beim Kauf auf den Leasingnehmer (Mieter) übergeht. 
Grundsätzlich wird unterschieden zwischen dem Mobilienleasing (Büromaschinen, Möbel etc.) 
und dem Immobilienleasing (Verwaltungsgebäude, Schulen, Schwimmbäder etc.). 

Vorteile des Leasing, beispielsweise bei Gebäuden und Anlagen, sind zunächst, daß die Lea- 
singnehmer nichts mit Bau und Finanzierung zu tun haben. Unter Umständen jedoch bringt 
das Leasing erhebliche fixe Belastungen mit sich, die nicht geringer sind, als Tilgungs- und 
Zinsendienst bei einem gleichgroßen, aus Krediten finanzierten Investitionsobjekt. Zahlungs- 
verpflichtungen aus Leasingverträgen kommen nach dem kommunalen Haushaltsrecht wirt- 
schaftlich einer Kreditverpflichtung gleich. Daher muß ebenso wie bei Krediten die Genehmi- 
gung der Aufsichtsbehörde eingeholt werden. 


Müllabfuhrgebühren 


Müllabfuhrgebühren sind Benutzungsgebühren für Abfuhr und Beseitigung des Mülls. Aus 
Wirtschaftlichkeitsgründen gehen insbesondere Gemeinden Kleiner oder mittlerer Größenord- 


nung dazu über, Privatunternehmer mit der Durchführung der Müllabfuhr zu beauftragen 
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(Privatisierung). 


Weitere Informationen über Müllabfuhrgebühren finden Sie unter "ABC Kommunaler Beiträge 
und Gebühren”. 


Nachtragshaushalt 


Änderungen des Haushaltsplans sind nur durch die Festsetzung eines Nachtragshaushalts im 
Rahmen einer Nachtragssatzung möglich. Zweck des Nachtragshaushaltsplans ist es, die 
notwendigen Änderungen bei den Einnahme- und Ausgabeansätzen sowie der Verpflich- 
tungsermächtigungen zu veranschlagen. Dabei gelten die gleichen rechtlichen Bestimmungen 
wie für den Haushaltsplan. 


Nachtragssatzung 


Mit einer Nachtragssatzung Können alle einzelnen Bestandteile der Haushaltssatzung geän- 
dert werden. Eine Nachtragssatzung ist zu erlassen, wenn 


E sich trotz Ausnutzung jeder Sparmöglichkeit ein erheblicher Fehlbetrag 
abzeichnet und der Haushaltsausgleich nur durch eine Änderung der 
Haushaltssatzung erreicht werden Kann, 


® bisher nicht veranschlagte oder zusätzliche Ausgaben in einem Verhältnis 
zu den Gesamtausgaben erheblichen Umfang geleistet werden müssen, 


® Ausgaben für bisher nicht veranschlagte Baumaßnahmen oder Investiti- 
onsförderungsmaßnahmen geleistet werden sollen. 


Bei außer- und überplanmäßigen Ausgaben geringen Umfangs ist Keine Nachtragssatzung er- 
forderlich. 


Nettokreditaufnahme 


Werden von der Summe der in einem Haushaltsjahr aufgenommenen Kredite die leistenden 
Tilgungen abgezogen, so ergibt sich die Nettokreditaufnahme. Um sie steigt die Gesamtver- 
schuldung (Schuldenstand). 


Öffentliche Auslegung 


Um dem Bürger Gelegenheit zu geben, sich über die Haushaltswirtschaft seiner Gemeinde zu 
informieren, muß die beschlossene Haushaltssatzung (einschließlich Anlagen) nach vorheriger 


Bekanntgabe von Ort und Zeit an sieben Tagen öffentlich ausgelegt werden (in Baden-Würt- 
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temberg, Hessen und Nordrhein-Westfalen auch der Entwurf). Gleiches gilt für die Jahres- 
rechnung und den Rechenschaftsbericht (außer in Bayern). Die Bürger und ihre Vertreter Kön- 


nen dann in die Unterlagen Einsicht nehmen. 
Über die Pflicht der öffentlichen Auslegung hinaus stellen die Gemeinden in der Regel inte- 


ressierten Bürgern, Verbänden und der Medien die Haushaltspläne und deren Anlagen sowie 
der Jahresrechnung und die Rechenschaftsberichte zur Verfügung. 


Öffentliche Bekanntmachung 


Die von der Gemeinde beschlossenen Satzungen (z.B. die Haushaltssatzung), aber auch (außer 
in Bayern) die Beschlüsse über die Feststellung der Jahresrechnung und die Entlastung müssen 
öffentlich bekannt gemacht werden. 

Das Gebot der Rechtsstaatlichkeit verlangt, daß die Bürger rechtzeitig über die Pflichten und 
Lasten, die ihnen in der Regel aus gemeindlichen Satzungen erwachsen, unterrichtet werden. 
Deshalb müssen auch das Veröffentlichungsorgan für jedermann unter angemessenen Be- 
dingungen erhältlich und der Zeitpunkt des Inkrafttretens der Vorschrift (Satzung) Klar er- 
kennbar sein. . 

Die Form der öffentlichen Bekanntmachung (Veröffentlichung im Amtsblatt oder in Tageszei- 
tungen, Aushang an Anschlagtafeln) wird von der Gemeinde in der Hauptsatzung festgelegt. 


Öffentliche Einrichtungen 


Öffentliche Einrichtungen sind im weiteren Wortsinn alle Arten von Veranstaltungen, mit de- 
nen die Gemeinden ihrem Recht und ihrer Pflicht nachkommen, die Bedürfnisse ihrer Bürger 
nach Daseinsvorsorge zu befriedigen. Im engeren Wortsinn fallen darunter alle Einrichtungen 
mit hoheitlicher Zielsetzung sowie alle Einrichtungen, die auf einer gesetzlichen Verpflichtung 
beruhen, sowie Einrichtungen des Unterrichts, Erziehungs- und Bildungswesens, der Körperli- 
chen Ertüchtigung, der Kranken-, Gesundheits- und Wohlfahrtspflege und Einrichtungen ähn- 
licher Art. 

Die Gemeinden dürfen allerdings nicht unbeschränkt öffentliche Einrichtungen schaffen (Sub- 
sidiaritätsprinzip). Unbenommen bleibt ihnen natürlich, private Unternehmen zur Erfüllung 
öffentlicher Aufgaben heranzuziehen (Privatisierung). 


Orientierungsdaten 


Die Länder geben anhand der Empfehlungen (Grundannahmen) des Finanzplanungsrats soge- 
nannte Orientierungsdaten heraus. Dieses sind auf die regionalen Verhältnisse bezogene Daten 
über die voraussichtliche bzw. im gesamtwirtschaftlichen Interesse gewünschte Entwicklung 
der Kommunalen Einnahmen und Ausgaben. Die Orientierungsdaten sollen bei der Aufstellung 
und Fortschreibung des Finanzplans berücksichtigt werden. Sie sind nicht verbindlich, da be- 
sondere örtliche Verhältnisse oder Sonderentwicklungen Abweichungen erforderlich machen 
können. 
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Personalausgaben 
Zu den Personalausgaben gehören alle Aufwendungen für 
© ehrenamtliche Tätigkeit 


& Dienst- und Versorgungsbezüge der Beamten, Angestellten, Arbeiter und 
sonstige Bediensteten, 


& Beiträge zu den Versorgungskassen und zur gesetzlichen Sozialversiche- 
rung, 

® Beihilfen, Unterstützungen und 

® Personalnebenausgaben. 


Die Höhe der Personalausgaben richtet sich nach den im Haushaltsjahr voraussichtlich besetz- 
ten Stellen. Entsprechend der Stellenaufteilung auf die Amter (Stellenplan) erfolgt die Auf- 
teilung der Personalausgaben auf die Einzelpläne, Abschnitte und Unterabschnitte. Da die 
Bezüge der Beamten durch Besoldungsgesetze und die Gehälter und Löhne der Angestellten 
und Arbeiter durch Tarifverträge festgesetzt werden, hat die einzelne Gemeinde auf die Höhe 
der Personalausgaben nur durch eine zurückhaltende Personalpolitik (Personalbestand, Einstu- 


Fung) Einfluß. 
Privatisierung 


Der Begriff der Privatisierung findet in zweierlei Sinnzusammenhang Verwendung. Einmal ist 
damit die Überführung staatlichen Wirtschaftsvermögens in private Hände gemeint. Dies war 
z.B. bei der Ausgabe von Volksaktien für die Bundeskonzerne Preussag und Veba sowie für 
das Volkswagenwerk der Fall. Dann wird mit der Privatisierung auch die Erfüllung öffentli- 
cher Aufgaben/Leistungen durch private Unternehmen bezeichnet, wenn diese Leistungen bis- 
her von kommunalen oder staatlichen Stellen erbracht wurden. 

Für eine solche Privatisierung öffentlicher Dienstleistungen bieten sich im Kommunalen Bereich 
vielfältige Möglichkeiten z.B. bei der Müllabfuhr, der Straßenreinigung, der Friedhofs- und 
Parkpflege, der Gebäudereinigung usw. Ausgehend vom Haushaltsgrundsatz der Sparsamkeit 
und Wirtschaftlichkeit, ist eine Privatisierung öffentlicher Dienstleistungen dann angezeigt, 
wenn eine Aufgabe bei gleichem Leistungsstandard preiswerter von privaten Unternehmen er- 


bracht wird. Da dies häufig der Fall ist, haben zahlreiche, vor allem Kleine Gemeinden bereits 
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die Gebäudereinigung und die Müllabfuhr privatisiert, 

Die dem Privatisierungsgedanken gegenläufige Fragestellung ist die, ob Gemeinden durch wirt- 
schaftliche Betätigung privaten Unternehmen Konkurrenz machen sollen bzw. dürfen (dazu 
siehe auch unter Subsidiaritätsprinzip, wirtschaftliche Betätigung und wirtschaftliche Unter- 
nehmen). 


Realsteuerkraft 
Siehe auch unter Steuerkraft. 
Realsteuern 


Realsteuern (auch Objekt- oder Sachsteuern) sind Steuern, die auf einzelnen Vermögens- 
gegenständen lasten. Sie werden bei denjenigen erhoben, denen die Gegenstände zuzurechnen 
sind. Da die Realsteuern weder den Verbrauch noch das Einkommen der betroffenen Steuer- 
zahler berücksichtigen, passen sie nicht in ein modernes, auf die Leistungsfähigkeit des Steuer- 
zahlers ausgerichtetes Steuersytem. Die wichtigsten Realsteuern sind die Grundsteuer und die 
Gewerbesteuer. 


Rechenschaftsbericht 


Zur Erläuterung der Jahresrechnung ist ein Rechenschaftsbericht vorgeschrieben. Seine Auf- 
gabe besteht in erster Linie darin, das Studium der Jahresrechnung sowohl dem Rat als auch 
dem Rechnungsprüfungsausschuß und den interessierten Bürgern zu erleichtern und ihren 
Inhalt zu verdeutlichen. Im Rechenschaftsbericht sind so insbesondere die wichtigsten Ergeb- 
nisse der Jahresrechnung und erhebliche Abweichungen der Jahresergebnisse von den Haus- 
haltsansätzen zu erläutern. Dazu sollten zumindest die Gesamtsumme der Soll-Einnahmen 
und Soll-Ausgaben sowie der Haushaltsreste für den Verwaltungshaushalt und den Ver- 
mögenshaushalt sowie beide zusammen dargestellt und beschrieben werden. Der Rechen- 
schaftsbericht soll außerdem einen Überblick über die Haushaltswirtschaft im abgelaufenen 
Haushaltsjahr geben. Dabei sollte er erkennen lassen, welche besonderen Ereignisse (z.B. 
größere Investitionen) auf den Haushalt eingewirkt haben. Als Anlage der Jahresrechnung ist 
der Rechenschaftsbericht (außer in Bayern) mit ihr an sieben Tagen öffentlich auszulegen. 


Rechnungsprüfung 


Die Kontrolle der Kommunalen Haushaltswirtschaft wird als Rechnungsprüfung bezeichnet. 
Ihr Zweck ist es, eine ordnungsgemäße, sparsame und wirtschaftliche Verwaltung zu gewähr- 
leisten. 

Die Rechnungsprüfung gliedert sich in die Phasen Rechnungslegung (Jahresrechnung), Rech- 
nungsprüfung und Entlastung. Während für alle Bundesländer gilt, daß die Jahresrechnung 
von dem für das Finanzwesen zuständigen Beamten aufgestellt und vom Leiter der Ge- 
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meindeverwaltung festgestellt wird, bestehen, was die Prüfung der Rechnung anbelangt, unter- 
schiedliche Regelungen. Über das Ergebnis dieser örtlichen Rechnungsprüfung ist in allen Län- 
dern eine Rechnungsprüfungsschlußbericht vorzulegen. Die Entlastung erfolgt aufgrund der 
überörtlichen Rechnungsprüfung durch die Gemeindevertretungen. Wie in den einzelnen Bun- 
desländern im einzelnen verfahren wird, ist nachfolgend zusammengestellt. 


Baden-Württemberg: In Stadtkreisen und großen Kreisstädten sowie anderen Gemeinden mit 
eigenem Rechnungsprüfungsamt prüft dieses die Jahresrechnung. Es faßt seine Bemerkungen in 
einem Schlußbericht zusammen, der im Gemeinderat vorzulegen und vom Leiter des Rechnungs- 
prüfungsamtes zu erläutern ist. Daraufhin stellt der Gemeinderat die Rechnung fest. Sodann 
erfolgt die überörtliche Rechnungsprüfung, über deren Ergebnis die Gemeinde zu unterrichten 
1St. 

Falls Kein Rechnungsprüfungsamt besteht, wird die Jahresrechnung gegebenenfalls durch einen 
Ausschuß vorbereitet; die endgültige Feststellung der Rechnung trifft der Gemeinderat. Von ei- 
ner örtlichen Rechnungsprüfung Kann dann nur mit Einschränkungen gesprochen werden. 


Bayern: Die örtliche Rechnungsprüfung wird den Gemeinderat selbst oder einen Ausschuß vor- 
genommen. Verfügt die Gemeinde über ein Rechnungsprüfungsamt, ist dieses umfassend als 
Sachverständiger heranzuziehen. Der Gemeinderat stellt die Rechnung fest. Daran schließt sich 
die überörtliche Prüfung an. Aufgrund des Ergebnisses dieser Prüfung beschließt dann der Ge- 
meinderat über die Anerkennung der Rechnung. 


Hessen: Die örtliche Rechnungsprüfung erfolgt durch das gemeindliche Rechnungsprü- 
fungsamt. In Gemeinden, in denen Kein derartiges Amt besteht, führt das Rechnungsprüfungs- 
amt des Landkreises die Prüfung durch. Das Ergebnis der Prüfung wird in einem Schlußbericht 
zusammengefaßt. Über die Entlastung beschließt die Gemeindevertretung. 


Niedersachsen: Nach Durchführung der örtlichen Prüfung durch das Rechnungsprüfungsamt 
stellt der Gemeindedirektor die Jahresrechnung fest. In Kleineren Gemeinden wird die örtliche 
Prüfung durch das Rechnungsprüfungsamt des Landkreises durchgeführt. Der Gemeinderat be- 
schließt über die Entlastung. Die überörtliche Prüfung schließt sich daran an. 


Nordrhein-Westfalen: Die örtliche Rechnungsprüfung erfolgt durch einen Ausschuß der Ge- 
meindevertretung, den Rechnungsprüfungsausschuß. Dieser bedient sich zur Durchführung der 
Arbeiten des Rechnungsprüfungsamtes (soweit vorhanden). Der Rechnungsprüfungsausschuß 
erstattet über seine Prüfung einen Schlußbericht. Über die Entlastung beschließt der Gemeinde- 
rat. Die überörtliche Prüfung schließt sich daran an. 


Rheinland-Pfalz: Die örtliche Prüfung wird vom Rechnungsprüfungsamt durchgeführt. Er 
faßt seine Bemerkungen in einem Schlußbericht zusammen, der dem Gemeinderat vorgelegt 
wird. Über die Entlastung beschließt der Gemeinderat. Die überörtliche Prüfung schließt sich 
daran an. Besteht kein Rechnungsprüfungsamt führt ein besonderer Gemeindeausschuß die 
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Prüfung durch. 


Saarland: Der Rechnungsprüfungsausschuß prüft die Jahresrechnung. Soweit ein Rechnungs- 
prüfungsamt besteht, legt der Bürgermeister dem Rechnungsprüfungsausschuß dessen Prü- 
fungsergebnis und den Schlußbericht vor. In mehreren Kreisangehörigen Gemeinden ohne eigenes 
Rechnungsprüfungsamt prüfen die Kreisrechnungsprüfungsämter aufgrund öffentlich-rechtli- 
cher Vereinbarungen die Jahresrechnung. Die Prüfungspflicht der Rechnungsprüfungs- 
ausschüsse wird davon nicht berührt. 


Schleswig-Holstein: In Gemeinden, in denen ein Rechnungsprüfungsamt besteht, prüft dieses 
die Jahresrechnung. Es faßt seine Bemerkungen in einem Schlußbericht zusammen. Schlußbe- 
richt und Jahresrechnung werden der Gemeindevertretung zur Beratung und Beschlußfassung 


vom Bürgermeister bzw. Magistrat vorgelegt. Ist Kein Rechnungsprüfungsamt vorhanden tritt 
an diese Stelle ein Ausschuß der Gemeindevertretung. 


Rechnungsprüfungsamt 


Zur Durchführung der örtlichen Rechnungsprüfung ist den größeren Gemeinden die Einrich- 
tung eines Rechnungsprüfungsamtes vorgeschrieben. Betroffen davon sind in 


Baden-Württemberg: Stadtkreise und große Kreisstädte 
Bayern: Kreisfreie Gemeinden 
Hessen: Gemeinden mit mehr als 50.000 Einwohnern 


Niedersachsen: Kreisfreie und selbständige Städte und Gemeinden mit mehr als 30.000 Ein- 
wohnern 


Nordrhein-Westfalen: Kreisfreie Städte, große und mittlere Kreisangehörige Städte 
Rheinland-Pfalz: Kreisfreie und große Kreisangehörige Städte 

Saarland: Gemeinden mit mehr als 20.000 Einwohnern 

Schleswig-Holstein: Städte über 20.000 Einwohner 

Anderen Gemeinden stellen die Gemeindeordnungen frei, ein Rechnungsprüfungsamt einzurich- 
ten. Voraussetzung dafür ist jedoch (außer in Hessen), daß ein Bedürfnis für die Einrichtung 


besteht und die Kosten in angemessenem Verhältnis zum Umfang der Verwaltung stehen. 


Rechnungsprüfungsausschuß 
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In mehreren Bundesländern befaßt sich der Rechnungsprüfungsausschuß als besonderer Aus- 
schuß der Gemeindevertretung mit der Kontrolle der Haushaltswirtschaft. Während in Bayern 
die örtliche Rechnungsprüfung durch den Gemeinderat selbst oder einen Rechnungsprüfungs- 
ausschuß vorgenommen wird, wird dieser in Schleswig-Holstein dann tätig, wenn kein Rech- 
nungsprüfungsamt vorhanden ist. In Nordrhein-Westfalen sind die Gemeinden verpflichtet, ei- 
nen Rechnungsprüfungsausschuß einzurichten. Dieser bedient sich dann zur Durchführung 
seiner Arbeiten der Rechnungsprüfungsämter (soweit vorhanden). 


Rechnungsprüfungsabschlußbericht 


Das Ergebnis der Rechnungsprüfung wird in einem Schlußbericht festgehalten. Er dient der 
Gemeindevertretung als Grundlage für die Beurteilung der Haushalts- und Finanzwirtschaft 
im abgelaufenen Rechnungsjahr und zur Beschlußfassung über die Entlastung. Der Schluß- 
bericht soll lediglich über die Mängel und Verstöße berichten, die erhebliche finanzielle Auswir- 
kungen haben oder aus denen Folgerungen für die Zukunft oder für mehrere Dienststellen zu 
ziehen sind. 

Zugänglich sein sollte der Rechnungsprüfungsbeschlußbericht jedermann. Ausreichende Infor- 
mationen sind Voraussetzung für die sinnvolle Nutzung des Rechts eines jeden Bürgers, sich an 
den Wahlen und der täglichen Bildung der öffentlichen Meinung zu beteiligen. Immer mehr 
Gemeinden veröffentlichen den Rechnungsprüfungsschlußbericht auch. Im Schleswig-Holstein 
empfiehlt der Innenminister die Veröffentlichung ausdrücklich per Erlaß. Eine entsprechende 
gesetzliche Verpflichtung der Gemeinden ist dort für die nächste Legislaturperiode in Aussicht 
gestellt. 


Regiebetriebe 


Wird die wirtschaftliche Tätigkeit einer Gemeinde von Unternehmen (wirtschaftliche Unter- 
nehmen) ohne eigene Rechtspersönlichkeit ausgeführt, die im Gegensatz zu den Eigenbetrieben 
keine organisatorische Selbständigkeit besitzen, spricht man von Regiebetrieben. Ihre Haus- 
haltsführung erfolgt nach den gleichen Kameralistischen Grundsätzen wie die anderer Verwal- 
tungszweige. 


Rücklagen 


Als Teil des Kommunalen Vermögens sind Rücklagen Geldbestände, die für die Finanzierung 
von Investitionen sowie zur Sicherung des Haushaltsausgleichs und der Kassenliquidität ange- 
sammelt werden. Soweit sie nicht als Betriebsmittel für die Kasse benötigt werden, sind die 
Rücklagen sicher und ertragbringend anzulegen. Dabei ist darauf zu achten, daß sie für ihren 
Zweck rechtzeitig verfügbar sind. Die Gebote der Greifbarkeit und Sicherheit haben allerdings 
Vorrang gegenüber dem Ertragsgebot. Insoweit gilt für die Rücklagen das Sparkonto als 
Hauptanlagemöglichkeit. Für die Anlage in Wertpapieren Kommen in der Regel nur festver- 
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zinsliche Werte in Frage, wobei der Zeitpunkt der voraussichtlichen Verwendung der Rück- 
lagemittel mit der Laufzeit des Wertpapiers übereinstimmen muß. 


Rückstellungen 


Gelder, die für Schulden angesammelt werden, die nach ihrem Grund bekannt sind. aber nicht 
nach der Höhe und dem Zeitpunkt ihrer Fälligkeit, werden als Rückstellungen bezeichnet. 
Man bildet sie z.B. für Pensionen und Unterstützungsleistungen. Im kommunalen Bereich 
werden sie in Form von Sonderrücklagen gebildet. 


Sachliche (Verwaltungs-)Ausgaben 


Für die Kommunale Verwaltungstätigkeit und Betriebsführung fallen neben Personalausgaben 
auch Sachausgaben an. Dazu gehören u.a. die Ausgaben für die Unterhaltung von Grund- 
stücken und baulichen Anlagen (Heizung, Strom etc.), Ausgaben für die Haltung von Fahr- 
zeugen sowie Geschäftsausgaben wie Porto und Telefonkosten. 

Dieser sächliche Verwaltungs- und Betriebsaufwand wird in der Gruppierungsübersicht in der 
Hauptgruppe 5/6 aufgeführt. Er Kann in Sammelnachweisen zusammengefaßt werden. 


Sammelnachweis 


Werden Einnahmen und Ausgaben des Verwaltungshaushalts, die sachlich eng zusammenhän- 
gen oder derselben Einnahmen-/Ausgabenart (Gruppierungsübersicht) angehören statt in den 
Abschnitten und Unterabschnitten der Einzelpläne im Haushaltsplan gesondert ausgewiesen 
bzw. zusammengefaßt, spricht man von Sammelnachweisen. In den Abschnitten und Unter- 
abschnitten der Einzelpläne erscheint dann, z.B. für die Personalausgaben, nur ein einziger 
Ansatz. Im Sammelnachweis erfolgt dann die (Einzel) Veranschlagung, z.B. Beamtengehälter, 
Angestelltenvergütungen, Arbeiterlöhne, etc. Sammelnachweise werden in der Regel für Per- 
sonalausgaben und Geschäftsausgaben (Bürobedarf, Bücher und Zeitschriften, Post- und 
Fernmeldegebühren, etc.) gebildet. Sammelnachweise sind, sofern sie gebildet werden, 
Bestandteile des Haushaltsplans. 

Übersicht und Lesbarkeit der Haushaltspläne werden durch Sammelnachweise erleichtert und 
die “Bewirtschaftung” der in Sammelnachweisen veranschlagten Ausgaben vereinfacht. Wegen 
der in der Regel anzutreffenden gegenseitigen Deckungsfähigkeit der Ausgaben in den Sammel- 
nachweisen werden jedoch Sparpotentiale möglicherweise nicht genügend genutzt. 

Was z.B. in einem Haushaltsunterabschnitt gegenüber dem Haushaltsansatz eingespart wird, 
kann über die gegenseitige Deckungsfähigkeit der Ausgaben in den Sammelnachweisen an an- 
derer Stelle "draufgesattelt” werden. Die gegenseitige Deckungsfähigkeit sollte hier deshalb auf 
ein Mindestmaß beschränkt werden. 


Satzung 
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Eine Satzung ist eine Art “Ortsgesetz”, mit welchem die Gemeinde in verbindlicher Weise 
Recht und Pflichten begründet. Die Satzung muß von der Gemeindevertretung (Rat) beschlos- 
sen werden und danach öffentlich bekannt gemacht werden (öffentliche Bekanntmachung). Ge- 
nehmigungs- oder Anzeigepflichten gegenüber der Aufsichtsbehörde sind zu beachten. Sat- 
zungen stehen im Rang unter den Landesgesetzen und dürfen diesen nicht widersprechen. 


Schankerlaubnissteuer 


Die Schankerlaubnissteuer gehört zu den örtlichen Bagatellsteuern. Sie wird nur noch in Ba- 
den-Württemberg, Rheinland-Pfalz und Saarland erhoben. In Hessen strebt die Landesregie- 
rung allerdings an, das kommunale Steuerfindungsrecht dazu formell wieder herzustellen. 
Rechtsgrundlage sind die Kommunalabgabengesetze der Bundesländer. Besteuert wird die er- 
teilte Erlaubnis zur Eröffnung oder Erweiterung einer Gast oder Schankwirtschaft oder eines 
Kleinhandels mit alkoholischen Getränken. Als Steuermaßstab sind der Umsatz, der Jahres- 
ertrag, das Betriebskapital, die Be-triebsfläche oder eine Kombination dieser Maßstäbe ge- 
bräuchlich. In der letzten Zeit setzte sich der Umsatz als Bezugsgröße mehr und mehr durch. 
Maßgebend ist der Umsatz im Eröffnungs- und darauffolgenden Kalenderjahr von dem ein be- 
stimmter Prozentsatz (in der Regel zwischen 2 und 30 v.H.) abzuführen ist. Die Ertragshoheit 
der Schankerlaubnissteuer liegt bei den Landkreisen und den Kreisfreien Städten. 

Zur Rechtfertigung der Schankerlaubnissteuer werden gewerbepolizeiliche Überlegungen und 
sozialpolitische Gründe angeführt. Auch soll die Schankerlaubnissteuer dem Ausgleich der mit 
der Schankerlaubnis verbundenen besonderen Vorteile dienen. 

Inwieweit die erwähnten prohibitiven ordnungspolitischen Ziele mit der 
Schankerlaubnissteuer erreicht werden, ist fraglich. Auch hielt die Steuerreformkommission 
1971 den Hinweis auf die Ordnungs- und Prohibitivfunktion wegen der grundgesetzlich ga- 
rantierten Gewerbefreiheit für bedenklich. 


Schlüsselzuweisungen 


Schlüsselzuweisungen sind Zuweisungen, die die Länder nach Maßgabe eines im jeweiligen 
Finanzausgleichs- bzw. Gemeindefinanzierungsgesetz festgelegten Schlüssels auf die 
Gemeinden verteilen (Finanzausgleich). 

Auf diese Weise werden die Gemeinden an den Steuern des Bundes und der Länder beteiligt. 
Zugleich tragen die Schlüsselzuweisungen dazu bei, Unterschiede in der Kommunalen 
Finanzausstattung auszugleichen. Schlüsselzuweisungen sind allgemeine Deckungsmittel; sie 
unterliegen keiner Zweckbindung. 

Zur Berechnung der einer Gemeinde als Schlüsselzuweisungen zufließenden Mittel werden de- 
ren Finanzbedarf und Steuerkraft gegenübergestellt. Ist die Steuerkraft geringer als der Fi- 
nanzbedarf, erhält die Gemeinde einen im jeweiligen Gemeindefinanzierungs-/Finanzaus- 
gleichsgesetz festgelegten v.H.-Satz des Unterschiedsbetrages als Schlüsselzuweisung. Der 
Finanzbedarf wird dabei in einer Ausgangsmeßzahl oder Bedarfsmeßzahl ausgedrückt. 
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Ausdruck der Steuerkraft einer Gemeinde ist die Steuerkraftmeßzahl (Steuerkraft). 


Schulden 
Siehe auch unter Kredite und Verschuldung. 
Schuldendienst 


Die Summe der für die aufgenommenen Kredite zu zahlenden Zinsen und Tilgungen wird als 
Schuldendienst bezeichnet. 


Schuldenübersicht 


Die Schuldenübersicht gibt den voraussichtlichen Stand (Gesamtsumme) der zu Beginn eines 
Haushaltsjahres insgesamt aufgenommenen Schulden (Kredite) an sowie der Schuldenstand zu 
Beginn des Vorjahres. Die Schuldenübersicht ist dem Haushaltsplan und Jahresrechnung als 
Anlage beizufügen. Beide Übersichten sehen eine Aufgliederung der Kredite nach Kreditgebern 
(Bund, Länder, Gemeinden, Kreditmarkt, etc.) vor. 


Sondernutzungsgebühren 


Bei der Nutzung von Straßen wird zwischen der Nutzung durch die Allgemeinheit (Gemeinge- 
brauch) und der Sondernutzung unterschieden. Hierunter fallen z.B. die Nutzung von 
Straßen- und Bürgersteigsflächen für Verkaufsstände oder Straßencafes, aber auch die 
Nutzung einer Zufahrt zu Bundes- und Landstraßen außerhalb geschlossener Ortschaften. Die 
dafür erhobene Sondernutzungsgebühr bemißt sich u.a. nach dem wirtschaftlichen Vorteil des 
Gebührenzahlers. 


Weitere Informationen über Sondernutzungsgebühren finden Sie im “ABC Kommunaler Bei- 


träge und Gebühren”. 
Sonderrücklagen 


Sonderrücklagen dürfen von den Gemeinden nur für Zwecke gebildet werden, die von der allge- 
meinen Rücklage nicht erfaßt werden. Sie sind daher nur für Zwecke des Ver- 
waltungshaushalts und nur insoweit zulässig, als sie nicht unter den Begriff der Haus- 
haltssicherung fallen. 

Damit ist die Bildung von Sonderrücklagen auf einen Bereich beschränkt, den man mit “"Rück- 


stellung für den laufenden Bedarf” bezeichnen Könnte. Beispiele dafür sind Rücklagen für 
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Pensionen, Instandsetzungen aber nicht für Erneuerungen und zum Ausgleich des Gebühren- 
aufkommens. 


Sondervermögen 


Das Vermögen, das für die Erfüllung bestimmter Zwecke vom Haushalt der Gemeinde abge- 
sondert oder von einem Dritten an die Gemeinde für einen festgelegten Zweck übereignet wor- 
den ist, wird als Sondervermögen bezeichnet. Hierzu gehören: 


® das Gemeindegliedervermögen (Vermögen, das der Gemeinde gehört, dessen 
Ertrag aber aufgrund alter Rechte nicht der Gemeinde,sonstigen 
Berechtigten zusteht, z.B. Erträge aus dem Gemeindeforst), 


® das Vermögen der rechtlich unselbständigen Stiftungen (Stiftungen ohne 
eigene Rechtspersönlichkeit, deren Zweck im Rahmen der örtlichen 
Aufgaben der Gemeinde liegt), 


® das Vermögen der wirtschaftlichen Unternehmen ohne eigene Rechtsper- 
sönlichkeit und öffentliche Einrichtungen, für die aufgrund gesetzlicher 
Vorschriften Sonderrechnungen geführt werden (z.B. Eigenbetriebe), 


® das Vermögen der rechtlich unselbständigen Versorgungs- und Versiche- 
rungseinrichtungen (z.B. Zusatzversorgungskassen, Unfallversicherungs- 
Kassen ohne eigene Rechtspersönlichkeit). 


Für die beiden erstgenannten Sondervermögen finden alle Vorschriften über die Haushalts- 
wirtschaft Anwendung. Sie sind allerdings im Haushalt gesondert nachzuweisen. Bei den 
wirtschaftlichen Unternehmen ohne eigene Rechtspersönlichkeit werden im Haushaltsplan nur 
deren Erträge bzw. die an sie fließenden Zuschüsse erfaßt. Ihr Wirtschaftsplan und der Jah- 
resabschluß sind dem Haushaltsplan als Anlagen beizufügen. Für die letztgenannten Sonder- 
vermögen können entweder besondere Haushaltspläne aufgestellt oder aber für die Wirt- 
schaftsführung und das Rechnungswesen der Eigenbetriebe geltenden Vorschriften sinngemäß 
angewandt werden. 


Spezielle Deckungsmittel 


Alle zweckgebundenen Einnahmen (Zweckbindung) werden auch als spezielle Deckungsmittel 
bezeichnet. Zu ihnen gehören z.B. die Gebühren, Beiträge und Zweckzuweisungen. 


Spezielle Entgelte 
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Unter speziellen Entgelten sind Geldleistungen zu verstehen, die die Gemeinden als Gegen- 
leistung erheben 


Es für die Inanspruchnahme öffentlicher Einrichtungen (Benutzungsgebühr, 
privatrechtliche Entgelte), 


® für eine besondere Leistung (Amtshandlung) der Verwaltung (Verwal- 
tungsgebühr) 


= für die Herstellung, Anschaffung und Erweiterung öffentlicher Einrich- 
tungen und Anlagen (Beiträge). 


Stellenplan 


Im Stellenplan werden die in einem Haushaltsjahr erforderlichen besonderen Stellen für Be- 
amte, Angestellte und Arbeiter ausgewiesen. Als erforderlich gelten dabei Stellen, die unter Be- 
rücksichtigung der Grundsätze der Sparsamkeit und Wirtschaftlichkeit zur Erfüllung der Auf- 
gaben einer Gemeinde notwendig sind. 

Abweichungen vom Stellenplan sind nur zulässig, soweit sie aufgrund des Besoldungs- und 
Tarifrechtes zwingend erforderlich sind. In allen übrigen Fällen muß der Stellenplan förmlich 
geändert werden. Da der Stellenplan Bestandteil des Haushaltsplanes ist, bedarf es dazu einer 
Nachtragssatzung (außer in Nordrhein-Westfalen, wo der Stellenplan Anlage zum Haushalts- 
plan ist). Der Stellenplan muß enthalten: 


& die Gesamtzahl der Stellen, 

® eine Aufgliederung der Stellen in die einzelnen Besoldungs-, Vergütungs- 
und Lohngruppen; dabei Angabe der Stellen für das Vorjahr, sowie die 
Zahl der am 30.6. des Vorjahres besetzten Stellen, 


® eine Übersicht über die Aufteilung der Stellen auf die Ämter, 


& eine Übersicht über die vorgesehene Zahl der Beamten zu Anstellung, der 
Nachwuchskräfte und der informatorisch beschäftigten Dienstkräfte. 


Steuerkraft 


Unter Steuerkraft einer Gemeinde ist die Ergiebigkeit der eigenen Steuern zu verstehen. Dieser 
spiegelt sich in der Höhe der Steuereinnahmen wider. Werden dabei nur die Realsteuern be- 
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trachtet, spricht man von der Realsteuerkraft. Ausgedrückt wird die Steuerkraft in der 
Steuerkraftmeßzahl. 


Steuerkraftmeßzahl 


Zur Ermittlung der Schlüsselzuweisungen wird die Steuerkraft einer Gemeinde in einer Steuer- 
kraftmeßzahl ausgedrückt. Sie ist die Summe von Steuerkraftzahlen (in der Regel der 
Grundsteuer, Gewerbesteuer, Gemeindeanteil an der Einkommensteuer). Deren Berechnung 
wird jeweils in den Gemeindefinanzierungs bzw. Finanzausgleichgesetzen festgelegt. Bei den 
Realsteuern werden in der Regel der Steueraufkommen durch deren Hebesätze dividiert und 
mit einem einheitlichen Hebesatz (= fiktiver Hebesatz) multipliziert. 


Steuern 


Steuern sind Geldleistungen, die zur Erzielung von Einnahmen von einem öffentlichrechtlichen 
Gemeinwesen allen denjenigen auferlegt werden, bei denen der Tatbestand zutrifft, an den die 
einzelnen (Steuer-) Gesetze die Leistungspflicht Knüpfen. Steuern stellen Keine Gegenleistung 
für eine besondere Leistung dar. Aus diesem Grunde sind sie im Gegensatz zu Gebühren und 
Beiträgen nicht zweckgebunden. Sie sind vielmehr allgemeine Deckungsmittel (Gemeinde- 
steuern). 


Straßen(aus)baubeiträge 

Straßen(aus)baubeiträge sollen von den Gemeinden erhoben werden zur Deckung ihrer Aus- 
gaben für die Erweiterung, Erneuerung, Modernisierung oder Verbesserung den Um- und Aus- 
bau einer bereits früher einmal fertiggestellten Straße. Rechtsgrundlage sind örtliche Satzungen 
im Rahmen der Kommunalabgabengesetze der Länder. 


Weitere Informationen über Straßen(aus)baubeiträge finden Sie im "ABC Kommunaler Beiträge 
und Gebühren”. 


Straßenreinigungsgebühren 


Straßenreinigungsgebühren sind Benutzungsgebühren für die von den Kommunen durchgeführ- 
te Reinigung der Straßen und Gehwege. 


Weitere Informationen über Straßenreinigungsgebühren finden Sie im "ABC Kommunaler Bei- 
träge und Gebühren”. 
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Soll-Ausgaben 


Unter Soll-Ausgaben versteht man Ausgaben, die bis zum Abschlußtag zu leisten und auf- 
grund von Auszahlungsanordnungen zum Soll des Haushaltsjahres gestellt sind. 


Soll-Einnahmen 


Unter Soll-Einnahmen versteht man die Einnahmen, die bis zum Ende des Haushaltsjahres 
fällig oder darüber hinaus gestundet und aufgrund von Annahmeordnungen zum Soll des 
Haushaltsjahres gestellt sind (ohne die erlassenen oder niedergeschlagenen Beiträge). 


Subsidiaritätsprinzip 


Subsidiarität bedeutet die Nachrangigkeit bzw. unterstützende Funktion bestimmter Dinge 
(Subsidiär = als Behelf dienend, unterstützend). Gesellschaftspolitisch ist das Subsidiaritäts- 
prinzip eine Anschauung, die dem Staat oder den Kommunen nur die helfende Ergänzung der 
Selbstverantwortung kleinerer Gemeinschaften (z.B. der Familie) zugesteht. 

Auf Kommunaler Ebene gilt das Subsidiaritätsprinzip insbesondere für die wirtschaftliche Be- 
tätigung der Gemeinden. Diese muß sich im Rahmen der sachlichen und örtlichen Zuständig- 
keiten der Kommunen bewegen. Damit sollen sie vor der Übernahme wirtschaftlicher Risiken 
bewahrt und die Angehörigen der Privatwirtschaft vor einer Beeinträchtigung ihrer Interessen 
geschützt werden. Es Kann nicht Aufgabe der Gemeinden sein, privaten Unternehmen 
Konkurrenz zu machen 


Im kommunalen Haushaltsrecht findet der Begriff Subsidiarität Anwendung bei 


= der Aufnahme von Krediten (sie dürfen nur aufgenommen werden, wenn 
eine andere Finanzierung nicht möglich ist, oder wirtschaftlich unzweck- 
mäßig wäre), 

® der Aufnahme Kassenkrediten (sie dürfen nur aufgenommen werden, so- 


weit für die Kasse Keinen anderen Mittel zur Verfügung stehen), 

® der Erhebung von Steuern (bevor diese erhoben werden, sind zuvor die 
Einnahmen aus der Bewirtschaftung des Vermögens und sonstige auf pri- 
vatrechtlicher Basis beruhender Einnahmen in Anspruch zu nehmen, dann 


die speziellen Entgelte). 


Subventionen 
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Subventionen sind finanzielle Unterstützungen, die Unternehmen aus öffentlichen Mitteln ge- 
währt werden. Zu unterscheiden sind dabei direkte Geldleistungen, Vergünstigungen bei Steu- 
ern und sonstigen Abgaben sowie Preisverbilligungen. 

Auf Kommunaler Ebene sind Subventionen in der Regel nicht zulässig. Allerdings ist es denk- 
bar, daß eine Gemeinde beispielsweise Vermögensgegenstände unter dem vollen Wert (in der 
Regel Verkehrswert) mit dem Ziel veräußert, den Wohnungsbau, die Wirtschaft oder private 
Träger im Sozialbereich zu fördern. Auch eine unentgeltliche Veräußerung von Vermögens- 
gegenständen Kann in Ausnahmefällen zulässig sein; z.B. wenn durch sie eine Aufgabe, die 
sonst von der Gemeinde erfüllt werden müßte, gefördert wird. Die unentgeltliche Veräußerung 
von Grundstücken zum Zwecke der Wirtschaftsförderung dagegen dürfte nicht zulässig sein. 
Unter Subventionen wird im heutigen Sprachgebrauch aber auch die Erhebung nichtkosten- 
deckender Gebühren in Schwimmbädern, Volkshochschulen, Theatern verstanden. Die Gründe 
dafür sind zumeist Kultur-, sozial- und gesundheitspolitischer Art. Inwieweit der angestrebte 
politische Zweck den jeweils erforderlichen Zuschußbedarf rechtfertigt, sollte indes regelmäßig 
überprüft werden. 


Tilgung 


Unter Tilgung ist die regelmäßige Ab- bzw. Rückzahlung einer Schuld (Kredit) zu verstehen. 
Erfolgt die Rückzahlung bis zu der in den Rückzahlungsbedingungen für das Haushaltsjahr 
festgelegten Mindesthöhe, wird von ordentlicher Tilgung gesprochen. Die darüberhinausgehen- 
de Tilgung, einschließlich der Umschuldungen, wird als außerordentliche Tilgung bezeichnet. 
Um den finanzpolitischen Handlungsspielraum nicht einzuengen sollten die Schuldendienst- 
leistungen niedrig gehalten und somit die Tilgung in der Regel nicht zu hoch bemessen werden. 


Überörtliche Rechnungsprüfung 


Ergänzend zur örtlichen Rechnungsprüfung erfolgt eine überörtliche Prüfung. Durch sie wird 
die Kontrolle der Kommunalen Haushaltswirtschaft wirksamer, da die Überprüfung einer grö- 
feren Anzahl von Gemeinden unterschiedlicher Struktur und Verwaltungskraft zusätzliche 
Erfahrungen und Vergleichsmaßstäbe mit sich bringt. Die überörtliche Rechnungsprüfung ist 
eine Ordnungs- und Kassenprüfung. Darüber hinaus erstreckt sich die Prüfung in Bayern, Nie- 
dersachsen, Rheinland-Pfalz, Saarland und Schleswig-Holstein (in Baden-Württemberg auf 
Antrag) auf die Zweckmäßigkeit und Wirtschaftlichkeit der Kommunalen Verwaltung. Die 
überörtliche Rechnungsprüfung ist wie folgt organisiert: 


Baden-Württemberg: Bei Gemeinden mit mehr als 4.000 Einwohnern wird eine Prüfungs- 
anstalt tätig. 


Bayern: Bei den Mitgliedern des bayerischen Kommunalen Prüfungsverbandes prüft dieser, bei 
den übrigen Gemeinden die staatlichen Rechnungsprüfungsstellen der Landratsämter. 
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Hessen: Die überörtliche Prüfung soll durch ein besonderes Gesetz geregelt werden, das aller- 
dings noch nicht erlassen ist. 

Es werden jedoch aufgrund bestehender Vorschriften von den kommunalen Aufsichtsbehörden 
Prüfungen durchgeführt, die in ihrer Wirkung zum Teil mit einer überörtlichen Prüfung zu 
vergleichen sind. 


Niedersachsen: Die Kreisfreien und die selbständigen Städte unterliegen der überörtlichen 
Prüfung durch die bei den Regierungspräsidenten eingerichteten Kommunalprüfungsämter. Die 
übrigen Gemeinden werden durch die Rechnungsprüfungsämter der Landkreise geprüft. 


Nordrhein-Westfalen: Die überörtliche Rechnungsprüfung obliegt den Gemeindeprüfungs- 
ämtern der Regierungspräsidenten (für die Kreisfreien Städte und Kreise) sowie der Landkreise 
(für die Kreisangehörigen Gemeinden). 


Rheinland-Pfalz: Für die überörtliche Prüfung ist eine besondere Abteilung des Landesrech- 
nungshofes zuständig. Dieser bedient sich bei der Prüfung der Kreisangehörigen Gemeinden der 
Rechnungsprüfungsämter der Landkreise. 


Saarland: Die überörtliche Prüfung obliegt dem Gemeindeprüfungsamt beim Minister des Inne- 
ren. 


Schleswig-Holstein: Die überörtliche Prüfung der Kreisfreien Städte und Kreisangehörigen Ge- 
meinden über 20.000 Einwohner sowie der Kreise nimmt der Landesrechnungshof wahr. 
Ansonsten wird die überörtliche Prüfung von den Rechnungs- und Gemeindeprüfungsämtern 
der Kreise durchgeführt. Das Recht des Landesrechnungshofes, diese Gemeinden durch 
Vornahme eigener Prüfung zu Kontrollieren, bleibt davon unberührt. 


Überschuß 


Im allgemeine Sprachgebrauch ist ein Überschuß der Betrag, um den die Einnahmen die Ausga- 
ben überschreiten. Dies Kann bei einzelnen Haushaltsabschnitten der Fall sein (ggf. Zuschuß- 
bedarf), aber auch im Verwaltungshaushalt sowie im Vermögenshaushalt. Der Überschuß des 
Verwaltungshaushalts ist dem Vermögenshaushalt zuzuführen, ein Überschuß im Vermögens- 
haushalt der allgemeinen Rücklage. 


Übertragbarkeit von Haushaltsansätzen 


Die im Haushaltsplan veranschlagten Einnahme- und Ausgabenansätze gelten grundsätzlich 
für ein Jahr. Mit dem Ende des Haushaltsjahres entfällt die Ermächtigung aus den Ansätzen 
des Haushaltsplanes noch Ausgaben zu leisten. Dieser Grundsatz wird durch die Übertrag- 
barkeit durchbrochen. Die zu übertragenden Mittel sind also von der Bindung an das Haus- 
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haltsjahr befreit und auch im folgenden Jahr verfügbar. Im einzelnen gilt für die Ausgaben im 
Vermögenshaushalt, daß alle Ansätze Kraft Gesetzes bis zur Fälligkeit der letzten Zahlung für 
ihre Zwecke verfügbar bleiben. Bei Bauten und Beschaffungen ist die Verfügbarkeit allerdings 
auf längstens zwei Jahre nach Schluß des Haushaltsjahres, in dem der Gegenstand oder der 
Bau in seinen wesentlichen Teilen genutzt werden Kann, beschränkt. Die Ausgaben des Ver- 
waltungshaushalts Können durch besonderen Vermerk für übertragbar erklärt werden, wenn 
dies eine sparsame Bewirtschaftung der Mittel fördert. Die Ansätze bleiben bis zum Ende des 
folgenden Jahres verfügbar. Nicht übertragen werden dürfen Verfügungsmittel und Deckungs- 
reserven. Bei den Einnahmen sind nur Kredite übertragbar. Dies Kann dann angezeigt sein, 
wenn die Lage auf dem Kreditmarkt oder die vorhandene Liquidität es zweckmäßig erscheinen 
lassen oder notwendig machen, die im Haushaltsplan veranschlagten Kredite erst im Kommen- 
den Jahr aufzunehmen. 

Technisch vollzieht sich die Übertragung dadurch, das Haushaltsreste gebildet werden. Welche 
übertragbaren Ausgaben noch verfügbar sind und in welcher Höhe sie als Haushaltsreste in das 
folgende Jahr übertragen werden, ist in der Haushaltsrechnung festzustellen. 


Über- bzw. außerplanmäßige Ausgaben 


Überplanmäßige Ausgaben liegen dann vor, wenn die im Haushaltsplan veranschlagten Aus- 
gabeansätze und die Haushalts-(ausgabe)reste überschritten werden. 

Außerplanmäßige Ausgaben sind Ausgaben, für deren Zweck im Haushaltsplan Keine Mittel 
veranschlagt und Keine Haushaltsreste verfügbar sind. 

Zulässig sind über- bzw. außerplanmäßige Ausgaben nur dann, wenn sie unabweisbar sind 
und ihre Deckung gewährleistet ist (durch Minderausgaben an anderer Stelle oder Inanspruch- 
nahme der Deckungsreserve). Für begonnene Investitionen, die im folgenden Jahr fortgesetzt 
werden, sind dagegen überplanmäßige Ausgaben auch dann zulässig, wenn ihre Deckung im 
laufenden Jahr nur durch Erlaß einer Nachtragssatzung möglich wäre, die Deckung aber im 
folgenden Jahr gewährleistet ist. Die Frage, wer über die Leistung von über- und außer- 
planmäßigen Ausgaben entscheidet, ist in den Ländern unterschiedlich geregelt. So entscheidet: 


& in Baden-Württemberg die nach der örtlichen Zuständigkeitsregeln be- 
stimmte Stelle, | 

@ in Bayern der erste Bürgermeister, 

@ in Hessen der Gemeindevorstand, 

& in Niedersachsen in den Fällen, die Keinen Aufschub dulden, der Gemein- 


dedirektor im Einvernehmen mit dem Ratsvorsitzenden, bei unerheblichen 
Ausgaben der Gemeindedirektor, 


® In Nordrhein-Westfalen der Kämmerer, soweit die Gemeindevertretung 
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nicht etwas anderes bestimmt. Ist Kein Kämmerer bestellt, so entscheidet 
der Gemeindedirektor, 


© in Rheinland-Pfalz der Bürgermeister, wenn die Entscheidung nicht bizu 
einer Sitzung des Gemeinderates oder des zuständigen Ausschusses aufge- 
schoben werden Kann, 


® im Saarland der Bürgermeister, 


® in Schleswig-Holstein der Bürgermeister, der unverzüglich die Genehmi- 
gung der Gemeindevertretung zu beantragen hat. 


Sind die Ausgaben erheblich, so bedürfen sie in allen Ländern der vorherigen Zustimmung der 
Gemeindevertretung. Im übrigen sind sie ihr zur Kenntnis zu bringen. 


Umlagen 


Umlagen sind Zahlungen von Gemeinden an übergeordnete Körperschaften oder Zweck- 
verbände und ähnliche Kommunale Zusammenschlüsse. Diese decken damit ihren Finanzbedarf 
teilweise oder völlig. Zu unterscheiden ist dabei der beitragsähnliche und der steuerähnliche 
Umlagetyp. 

Letzterer orientiert sich an der steuerlichen Leistungsfähigkeit der umlagepflichtigen Körper- 
schaften, die Kreisumlage, die Samtgemeindeumlage, die Landschaftsverbandsumlage etc.. Der 
beitragsähnliche Umlagetyp orientiert sich an den Vorteilen, die den umlagepflichtigen 
Körperschaften aus bestimmten überörtlichen oder gemeinschaftlichen Einrichtungen erwach- 
sen. Die Bemessungsgrundlagen sind in der Regel Kopfbeträge (Einwohnerzahl, Schülerzahl, 
etc.). . 


Umschuldung 


Unter Umschuldung ist die Ablösung von Krediten durch andere Kredite zu verstehen. Sie 
wird in der Regel nur infrage Kommen, wenn der neue Kredit günstigere Konditionen aufweist 
als der abzulösende. Nicht zu verwechseln ist die Umschuldung mit der ordentlichen Tilgung 
aufgenommener Kredite. Würde ein Kredit dazu aufgenommen, würde dies zu einem Fort- 
bestand der Kreditverpflichtung führen, was unzulässig wäre. 


Verfügungsmittel 


Verfügungsmittel sind Geldbeträge, die den obersten Gemeindeorganen (Bürgermeister, Ge- 
meindedirektor) ohne nähere Angabe des Verwendungszwecks zur Verfügung stehen. Sie dür- 
fen nur für dienstliche Zwecke verwendet werden, für die im Haushalt Keine anderen Aus- 


gaben veranschlagt werden. Verfügungsmittel Können allerdings nur in angemessener Höhe ver- 
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anschlagt werden. Die Verwaltungsvorschriften zu den Gemeindehaushaltsvorschriften regeln 
dazu näheres. 

Der für Verfügungsmittel im Haushaltsplan veranschlagte Betrag darf nicht überschritten 
werden. Überplanmäßige Ausgaben aus Verfügungsmitteln sind demnach nicht möglich. Ver- 
fügungsmittel sind auch nicht übertragbar (Übertragbarkeit). 


Vergnügungssteuer 


Die Vergnügungssteuer ist eine örtliche Bagatellsteuer. Rechtsgrundlage sind Landes bzw. 
Kommunalabgabengesetze. Besteuert werden in den Gemeinden veranstaltete Vergnügungen 
(z.B. Wort- und Tanzveranstaltungen, Kirmes, Zirkus, Spiel- und Geschicklichkeitsautoma- 
ten). Oper, Schauspiel und Theater werden nicht besteuert. Dafür haben Filmtheater eine 
Sonderform der Vergnügungssteuer, die Kinosteuer, zu zahlen, es sei denn, der gezeigte Film sei 
besonders wertvoll. Steuerschuldner ist der Unternehmer der Veranstaltung. Dieser wälzt die 
Steuer jedoch in der Regel auf die Teilnehmer der Veranstaltung ab. Als Steuermaßstab dienen 
entweder Preis und Zahl der ausgegebenen Eintrittskarten oder Pauschalbeträge, die für be- 
sondere Veranstaltungen nach typischen Merkmalen (beispielsweise Raumgröße) ermittelt wer- 
den. | 

Die Vergnügungssteuer wurde von der Steuerreformkommission 1971 als überholte Luxussteuer 
gewertet und ihre Aufhebung empfohlen. In Berlin, Bremen, Hamburg, Schleswig-Holstein, 
Hessen und Bayern wird Keine allgemeine Vergnügungssteuer erhoben. Außer in Bayern wird 
jedoch in diesen Ländern eine Steuer auf Spielapparate erhoben. 


Vermögen 


Zum Gemeindevermögen zählen alle im Eigentum einer Gemeinde stehenden Sachen sowie alle 
Rechte, deren Trägerin die Gemeinde ist. Zu unterscheiden ist zwischen 


= dem Anlagevermögen (die Teile des Gemeindevermögens, die dauernd deren 
Ausgabenerfüllung dienen), 
E den Finanzvermögen (hierzu gehören die Rücklagen, unabhängig von ihrer 


Anlageform), 
® dem Sondervermögen und 


= dem Treuhandvermögen (hierzu gehören die rechtlich selbständigen Stif- 
tungen sowie solche Vermögen, die Gemeinde nach besonderem Recht treu- 
händerisch verwaltet). 


Nachweisen müssen die Gemeinden das Vermögen in Form 
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© von Bestandsverzeichnissen (bei Grundstücken, grundstücksgleichen Rech- 


ten, beweglichen Sachen), 
% von Nachweisen für Geldanlagen (bei Forderungen aus Geldanlagen und 
Darlehen sowie Beteiligungen und Wertpapieren), 
® einer Vermögensübersicht, die der Jahresrechnung beizufügen ist. 
Vermögenserwerb 


Um unnötige Vermögensansammlungen und Spekulationen zu vermeiden, sollen Gemeinden 
Vermögensgegenstände nur erwerben, soweit dies zur Erfüllung ihrer Aufgaben erforderlich ist 
oder wird. Allein Vermögen zu erwerben, um den Bestand des Vermögens zu vergrößern und 
Erträge aus der Nutzung zu ziehen oder beispielsweise Grundstücke (Grunderwerb) in der Ab- 
sicht zu erwerben, sie lediglich zum Zwecke der Gewinnerzielung wieder zu veräußern, wäre 
demnach unzulässig. Dies würde der Aufgabenstellung und dem Grundsatz einer ordnungs- 
gemäßen Finanzwirtschaft widersprechen. Erforderlich ist der Erwerb von Vermögen ebenfalls 
nicht, wenn über die Bedürfnisse der Gemeinde in der Zukunft nur vage Vorstellungen beste- 
hen. Vielmehr muß stets ein Konkreter und nicht bloß vermuteter Zusammenhang zur Auf- 
gabenerfüllung bestehen. 


Vermögenshaushalt 


Als Bestandteil des Haushaltsplans weist der Vermögenshaushalt alle Einnahmen und Aus- 
gaben aus, die das Vermögen oder die Schulden einer Gemeinde verändern. Auf der Einnahme- 
seite sind dies u.a. die Erlöse aus Vermögensveräußerungen, die Entnahmen aus den Rück- 
lagen, die Einnahmen aus Krediten und inneren Darlehen. Zu den Einnahmen des Ver- 
mögenshaushaltes gehört auch die Zuführung vom Vermögenshaushalt. Ausgaben des Vermö- 
genshaushalts sind unter anderem Investitionen, Zuführungen zu den Rücklagen, Ausgaben 
für die Tilgung. 

Alle Einnahmen und Ausgaben, die der Erfüllung laufender Ausgaben einer Gemeinde und de- 
ren Deckung dienen, werden im Verwaltungshaushalt veranschlagt. 


Vermögensübersicht 


Als Anlage zur Jahresrechnung macht die Vermögensübersicht deutlich, wie sich das Vermögen 
der Gemeinde im Laufe eines Haushaltsjahres verändert hat. Dazu gibt sie den Stand der Ver- 
mögenswerte zu Beginn und zum Ende des Haushaltsjahres an. Ferner enthält sie Nachweise 
über das Finanz- und Anlagevermögen sowie über das Grund- und Sachvermögen der Kosten- 
rechnenden Einrichtungen. 


Vermögenveräußerungen 
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Da es nicht Aufgabe der Gemeinden ist, Vermögen nur um seiner selbst willen zu besitzen, sind 
die Gemeinden gehalten, Vermögensgegenstände zu veräußern, die sie zur Erfüllung ihrer Auf- 
gaben in absehbarer Zeit nicht benötigen. Dies bedarf jedoch in der Regel nur zum vollen Wert, 
d.h. zu dem am Markt zu erzielenden Verkaufspreis geschehen. Ausnahmen sind z.B. zulässig 
zur Förderung des Wohnungsbaus, zur Schaffung von wichtigen Einrichtungen für die Bürger 
durch freie Träger u.ä. 


Der ausdrücklichen Genehmigung der Aufsichtsbehörde bedürfen die Gemeinden, wenn sie 


® Vermögensgegenstände unentgeltlich veräußern (in Hessen, Niedersachsen, 
Nordrhein-Westfalen, Rheinland-Pfalz, Saarland, Schleswig-Holstein), 


» Vermögensgegenstände unter ihrem Wert veräußern (in Rheinland-Pfalz). 
In Baden-Württemberg haben die Gemeinden einen entsprechenden Be- 
schluß der Rechtsaufsichtsbehörde vorzulegen. 


5 Grundstücke oder grundstücksähnliche Rechte verkaufen oder tauschen (in 
Hessen, Niedersachsen, Nordrhein-Westfalen, Rheinland-Pfalz, Saarland, 
Schleswig-Holstein), 

© Waldgrundstücke veräußern (in Baden-Württemberg), 

® wirtschaftliche Unternehmen (in Rheinland-Pfalz) oder Beteiligungen 


(Rheinland-Pfalz, Niedersachsen) veräußern, 
" Kulturdenkmale veräußern (in Baden-Württemberg), 


= über Sachen, die einen besonderen wissenschaftlichen, geschichtlichen oder 
künstlerischen Wert haben verfügen oder solche Sachen wesentlich ändern 
(in Bayern, Hessen, Niedersachsen, Nordrhein-Westfalen, Rheinland- 
Pfalz, Saarland, Schleswig-Holstein). 


Die Erlöse aus der Veräußerung von Vermögen sind im Vermögenshaushalt als Einnahmen zu 
veranschlagen. Sie stehen voll zur Deckung der Ausgaben des Vermögenshaushalts zu Verfü- 
gung (Gesamtdeckung). Nur in Ausnahmefällen Können sie zum Ausgleich des Verwal- 
tungshaushalts in Anspruch genommen werden (Haushaltsausgleich, Zuführung vom Ver- 
mögenshaushalt zum Verwaltungshaushalt). 


Verpflichtungsermächtigungen 


Unter Verpflichtungsermächtigungen versteht man die Haushaltsplan veranschlagte Ermächti- 
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gung, Verpflichtungen zur Leistung von Ausgaben für Investitionen und Investitionsför- 
derungsmaßnahmen einzugehen, durch die die Gemeinde in Künftigen Jahren belastet wird. 
Verpflichtungsermächtigungen sind nur zulässig, wenn die Finanzierung der aus ihrer Inan- 
spruchnahme entstehenden Ausgaben in den künftigen Haushalten gesichert erscheint. In der 
Regel dürfen sie nur zu Lasten der dem Haushaltsplan folgenden drei Jahre veranschlagt wer- 
den, in Ausnahmefällen darüber hinaus bis zum Abschluß einer Maßnahme. Der Gesamtbetrag 
der Verpflichtungsermächtigungen bedarf im Rahmen der Haushaltssatzung insoweit der Ge- 
nehmigung der Aufsichtsbehörde, als in den Jahren, zu deren Lasten sie veranschlagt sind, ins- 


gesamt Kreditaufnahmen vorgesehen sind. 
Eine Übersicht über die aus Verpflichtungsermächtigungen in den einzelnen Jahren voraus- 


sichtlich fällig werdenden Ausgaben ist dem Haushaltsplan beizufügen. Eine Übertragung der 
nicht in Anspruch genommenen Ermächtigungen über das Ende des Haushaltsjahres hinaus ist 
nicht möglich. 


Verschuldung 


Die Summe aller aufgenommenen Kredite wird im allgemeinen Sprachgebrauch auch als Ver- 
schuldung oder Schuldenstand bezeichnet. 


Verschuldungsgrenze 


Die Höhe der in einem Haushaltsjahr aufgenommenen Kredite sind gesetzliche Grenzen ge- 
setzt. Insbesondere dürfen vom Volumen her die Investitionsausgaben nicht überschritten wer- 
den. Was die Höhe der Gesamtverschuldung betrifft, besteht eine solche Grenze nicht. Aller- 
dings müssen die Kreditverpflichtungen (Schuldendienst) mit der dauernden Leistungsfähigkeit 
einer Gemeinde im Einklang stehen. Die Summen aller Zins- und Tilgungsverpflichtungen in 
Gegenwart und Zukunft darf also nicht die stetige Aufgabenerfüllung gefährden. 

Dies ist sicherlich dann der Fall, wenn Zins- und Tilgungsverpflichtungen nicht mehr erwirt- 
schaftet werden Können. Anders ausgedrückt, die finanzwirtschaftliche Grenze der Kommuna- 
len Verschuldung ist dann erreicht, wenn der aus einer neuen Kreditaufnahme resultierende 
Schuldendienst und die Folge-(Betriebs-)Kosten der Kreditfinanzierten Maßnahme nicht mehr 
in jedem Jahr der Kreditlaufzeit aus der freien Finanzspritze (berechnet ohne Berücksichtigung 
der “Folgekosten” des neuen Kredits) gedeckt werden Können. 

Die Unvertretbarkeit eine Kreditbedarfs setzt demgegenüber bereits früher ein. Sie ist dann ge- 
geben, wenn die Kreditaufnahme den Haushaltsgrundsätzen der Sparsamkeit und Wirtschaft- 
lichkeit widerspricht (eine andere Finanzierung günstiger wäre; Grundsatz der Subsidiarität 
der Kreditaufnahme) sowie eine Ausgewogenheit der Finanzierung mit eigenen und mit Kre- 
ditmarktmitteln nicht mehr vorhanden ist. Vor allem ist aber von Bedeutung, daß in den späte- 
ren Jahren auch noch Investitionen vorgenommen werden müssen, für die in aller Regel ein 
angemessener Kreditspielraum bleiben sollte. 

Ausnahmen von diesen Grundsätzen dürften nur bei Vorliegen besonderer Umstände zulässig 
sein. Dies wird insbesondere für Gemeinden gelten, die zum Ausgleich ihres Haushalts auf Be- 
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darfszuweisungen angewiesen sind. Sie wären sonst vom Kapitalmarkt abgeschnitten und 
könnten keine Investitionen mehr vornehmen. 


Verwaltungsgebühren 


Die Verwaltungsgebühr ist ein in seiner Höhe einseitig festgesetztes Entgelt für eine vorwie- 
gend im Interesse einzelner Personen vorgenommene Amtshandlung, wie die Erteilung von 
Genehmigungen, Erlaubnissen, Ausnahmebewilligungen, Beglaubigungen etc. Die Höhe der 
Gebühr ist so zu bemessen, daß ihr Aufkommen die Kosten des betreffenden Verwaltungs- 
zweigs nicht übersteigt. Gebührenfrei sind allerdings solche Amtshandlungen. bei denen das öf- 
fentliche Interesse überwiegt. 


Weitere Informationen über Gebühren finden Sie im "ABC Kommunaler Beiträge und Gebüh- 


” 


ren”. 
Verwaltungshaushalt 


Als Bestandteil des Haushaltsplans weist der Verwaltungshaushalt den Aufwand für die Er- 
Füllung der ständigen Aufgaben einer Gemeinde und dessen Deckung aus. Er enthält also alle 
laufenden Einnahmen und laufenden Ausgaben. 

Alle Einnahmen und Ausgaben, die das Vermögen oder die Schulden einer Gemeinde verändern, 
werden dagegen im Vermögenshaushalt veranschlagt. 


Vorbericht 


Als Anlage zum Haushaltsplan soll der Vorbericht eine Überblick über Stand und Entwick- 
lung der Haushaltswirtschaft geben. Dazu werden unter Zusammenfassung und Auswertung 
der Ergebnisse der übrigen Anlagen zum Haushaltsplan die wichtigsten Bestandteile der 
Haushaltswirtschaft in den dem Haushaltsjahr vorangegangenen Jahren dargestellt und aufge- 
zeigt, wie die Entwicklung im Haushaltsjahr nach den Ansätzen im Haushaltsplan aussehen 
wird und welche Forderungen sich daraus für die künftigen Haushaltsjahre ergeben. 

Der Vorbericht soll im einzelnen darstellen: 


“ wie sich die wichtigsten Einnahme- und Ausgabearten, das Vermögen und 


die Schulden in den dem Haushaltsjahr vorangehenden beiden Haushalts- 
jahren entwickelt haben und in welchem Verhältnis sie zum Bedarf nach 
dem Finanzplan stehen, 
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© wie sich die Zuführungen (von Verwaltungshaushalt) an den Vermögens- 
haushalt und die Rücklagen in den dem Haushaltsjahr folgenden drei 
Jahre entwickeln werden und in welchem Verhältnis sie zum Bedarf nach 
dem Finanzplan stehen, 


= welche Investitionen und Investitionsförderungsmaßnahmen im Haus- 
haltsjahr geplant sind und welche finanziellen Auswirkungen sich hieraus 
für die folgenden Jahre ergeben, 


. in welchen wesentlichen Punkten der Haushaltsplan vom Finanzplan ab- 
weicht, 
& wie sich die Kassenlage im Vorjahr entwickelt hat und in welchem Um- 


fang Kredite in Anspruch genommen worden sind. 
Vorläufige Haushaltsführung 


Ist die Haushaltssatzung bei Beginn des Haushaltsjahres noch nicht bekanntgegeben, so darf 
die Gemeinde dennoch bis zum Erlaß der neuen Haushaltssatzung Ausgaben leisten und Ab- 
gaben erheben. Allerdings sind nur solche Ausgaben zulässig, zu deren Leistung die Gemeinde 
rechtlich verpflichtet ist oder die für die Weiterführung notwendiger Aufgaben unaufschiebbar 
sind. Insbesondere dürfen Bauten, Beschaffungen und sonstige Leistungen des Vermögenshaus- 
halts fortgesetzt werden, für die im Haushaltsplan eines Vorjahres Beträge vorgesehen waren. 
Was die Abgaben anbelangt, so dürfen diese nach den Sätzen des Vorjahres erhoben werden. 
Anzumerken ist, daß die später durch die Haushaltssatzung festzusetzenden Hebesätze der 
Realsteuern auf den Beginn des Haushaltsjahres zurückwirken. Eine rückwirkende Anhebung 
der Realsteuersätze ist allerdings nur bis zum 30. Juni eines jeden Jahres möglich. 


Wertschöpfungssteuer 


Der wissenschaftliche Beirat beim Bundesministerium der Finanzen hatte 1982 vorgeschlagen, 
die Gewerbesteuer durch eine Wertschöpfungssteuer zu ersetzen. Besteuert würde der “Beitrag 
einer Wirtschaftseinheit zur Herstellung von Gütern und Dienstleistungen”. Zur Ermittlung 
dieses Beitrags wurden die gezahlten Löhne, Mieten, Zinsen, Pachten und der erzielte Gewinn 
addiert. 

Steuerschuldner wären grundsätzlich alle Bereiche der Volkswirtschaft, also nicht nur Gewerbe 
und Industrie, sondern auch Freiberufler, Selbständige, Gesundheitswesen, Amter und Be- 
hörden. Auch die Land- und Wohnungswirtschaft Könnte nach Ansicht des Beirats in die Be- 
steuerung der Wertschöpfungssteuer einbezogen werden. Allein die interne Wertschöpfung der 
privaten Haushalte sollte nicht in die Wertschöpfungssteuer einbezogen werden. Um das Auf- 
Kommen zu erzielen, das derzeit den Gemeinden aus der Gewerbesteuer zufließt, müßte der 


Steuersatz der Wertschöpfungssteuer zwischen 2,5 und 3 v.H. betragen. Zusätzlich soll die 
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Wertschöpfungssteuer mit einem beschränkten Hebesatzrecht ausgestattet werden und als Be- 
triebsausgabe abzugsfähig sein. Wie bei der Gewerbesteuer müßten Vorauszahlungen geleistet 
werden. Aufgabe der Finanzämter soll es sein, Meßbeträge für die Wertschöpfungssteuer zu er- 
mitteln und an die Gemeinden weiterzuleiten. Erhoben werden soll die Wertschöpfungssteuer 


von den kommunalen Steuerämter. 
Die so ausgestaltete Wertschöpfungssteuer weist nach Ansicht von Experten jedoch eine Reihe 


von finanz- und wirtschaftspolitischen Mängeln und Gefahren auf. Sie führt zu Wettbewerbs- 
verzerrungen im nationalen und internationalen Bereich, Kompliziert die Besteuerung und ver- 
stößt gegen die Grundsätze der Gleichmäßigkeit und Gerechtigkeit der Besteuerung. Schließlich 
bergen die Belastungen der Investitionen und die hohe Ertragsunabhängigkeit der Wert- 
schöpfungssteuer Konjunktur- und wachstumspolitische Gefahren. 

Als Ersatz für die Gewerbesteuer schlagen die Experten deshalb eine Beteiligung der Gemein- 
den an der Umsatzsteuer vor. 


Wirtschaftliche Tätigkeit 


Wenn die Gemeinden Einrichtungen und Anlagen betreiben, die auch von einem Privatunter- 
nehmen mit der Absicht der Gewinnerzielung betrieben werden Können, spricht man von wirt- 
schaftlicher Betätigung. Diese muß allerdings im Rahmen der sachlichen und örtlichen Zustän- 
digkeit der Gemeinde bewegen. 

Die Gemeinden dürfen deshalb wirtschaftliche Unternehmen nur errichten, übernehmen oder 
wesentlich erweitern, wenn 


= ein dringender öffentlicher Zweck das Unternehmen erfordert und dieser 
Zweck durch andere Unternehmen nicht besser und wirtschaftlicher er- 
füllt werden Kann (Subsidiarität, Privatisierung) und 


® das Unternehmen nach Art und Umfang in einem angemessenen Verhäl- 


tnis zur Leistungsfähigkeit der Gemeinde und zum voraussichtlichen Be- 
darf (in Nordrhein-Westfalen) steht. 


Diese Voraussetzungen gelten auch für eine Beteiligung von Gemeinden an wirtschaftlichen 
Unternehmen. Die Gemeinden sollen so vor der Übernahme wirtschaftlicher Risiken bewahrt 
und die Privatwirtschaft vor einer Beeinträchtigung ihrer Interessen geschützt werden. 


Wirtschaftliche Unternehmen 
Unter wirtschaftlichen Unternehmen der Gemeinden sind Einrichtungen und Anlagen zu ver- 
stehen, die auch von einem Privatunternehmen mit der Absicht der Gewinnerzielung betrieben 


werden können (wirtschaftliche Tätigkeit). Geführt werden Können diese Unternehmen als 
Eigenbetriebe, Eigengesellschaften oder Regiebetriebe. 
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Wirtschaftsförderung 


Als Wirtschaftsförderung werden im weiteren Sinne alle Maßnahmen bezeichnet, die der Staat 
unter Einbeziehung aller sozialpolitischen, steuer- und finanzpolitischen und betriebswirt- 
schaftlichen Regelungen zur Verbesserung der nationalen Wirtschaft in Form von gesetzgebe- 
rischen Maßnahmen ergreift. 

Wirtschaftsförderung im engeren Sinne umfaßt jede Tätigkeit, die der Staat oder die Gemein- 
den unmittelbar zur Förderung wirtschaftlicher Einrichtungen ausüben, insbesondere die Hilfe, 
die sie in ihrem jeweiligen Einflußbereich wirtschaftlichen Organisationen oder Wirtschafts- 
betrieben gewähren. 

Hierzu gehören mittelbar alle Maßnahmen, die die Kommunale Infrastruktur verbessern (Ver- 
kehr, Energieversorgung, Kulturelles Angebot), darüber hinaus auch die werbende Tätigkeit im 
Fremdenverkehr, insbesondere auch das Reklame- und Anschlagwesen. Unmittelbare Maß- 
nahmen Kommunaler Wirtschaftsförderung dagegen wie z.B. die Gewährung steuerlicher Vor- 
teile, die Subventionierung von Grundstücken, die Befreiung von Anliegerbeiträgen oder gar fi- 
nanzielle Zuschüsse sind nicht zulässig. Zudem ist bei allen Maßnahmen der Kommunalen 
Wirtschaftsförderung zu prüfen, inwieweit durch sie der ortsansässigen Wirtschaft eine Kon- 
Kurrenz geschaffen wird, die der Gemeinde insgesamt letztendlich nur schadet. 


Wirtschaftsplan 


An die Stelle des Haushaltsplans tritt bei Sondervermögen, für die a geführt 
werden (z.B. Eigenbetriebe), der Wirtschaftsplan. Er besteht aus 


® dem Erfolgsplan (dieser muß alle voraussehbaren Erträge und Aufwen- 
dungen des Wirtschaftsjahres enthalten), 


® dem Finanzplan (er muß alle voraussehbaren vermögenswirksamen Ein- 


nahmen und Ausgaben enthalten) 
und 


® der Stellenübersicht (Beamtenstellen werden im Haushaltsplan der Ge- 
meinde gesondert aufgeführt, in der Stellenübersicht sind sie nachrichtlich 


anzugeben). 


An die Stelle der Wirtschaftspläne Kann eine Kurzgefaßte Übersicht über die Wirtschaftslage 
und die voraussichtliche Entwicklung der Betriebe treten. 

Als Anlage sind die Wirtschaftspläne den Haushaltspläne beizufügen. Dadurch soll sicherge- 
stellt werden, daß Gemeindevertretung und Öffentlichkeit über das finanzwirtschaftliche En- 
gagement der Gemeinde informiert werden. 

Zins 
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Zins ist der Preis für die Überlassung von Kapital (Kredite). Als Kreditnehmer sollten die Ge- 
meinden den Zins möglichst niedrig halten. Hohe Zinsen engen den Kreditspielraum und damit 
auch die Investitionsmöglichkeiten ein. Auf die sofortige Realisierung einer Investition unter 
Inkaufnahme überhöhter Kapitalkosten sollte deshalb verzichtet werden. 


Zuführung zum Vermögenshaushalt 


Der Betrag, um den im Verwaltungshaushalt die Einnahmen die Ausgaben übersteigen, wird 
dem Vermögenshaushalt zugeführt. Im Verwaltungshaushalt erscheint die Zuführung zum 
Vermögenshaushalt als Ausgabe und im Vermögenshaushalt als Einnahme. Sie muß mindestens 
so hoch sein, daß mit ihr die Kreditbeschaffungskosten und die ordentliche Tilgung gedeckt 
werden Können (Pflichtzuführung). Die Zuführung soll ferner die Ansammlung von Rücklagen 
ermöglichen und insgesamt mindestens so hoch sein, wie die aus speziellen Entgelten gedeckten 
Abschreibungen (Sollzuführung). Der danach für die übrigen vermögenswirksamen Ausgaben 
verfügbare Betrag zeigt an, in welchem Maße die Gemeinde in der Lage ist, aus ihrem laufen- 
den Einnahmen Vermögen zu bilden (freie Finanzspritze). 


Zuführung (vom Vermögenshaushalt) zum Verwaltungshaushalt 


Ist trotz Ausnutzung aller Spar- und Ausschöpfung aller Einnahmemöglichkeiten ein Haus- 
haltsausgleich im Verwaltungshaushalt nicht möglich, so dürfen dazu Mittel des Vermögens- 
haushalts in Anspruch genommen werden. Infrage Kommen dazu Rücklagenentnahmen und 
Erlöse aus Vermögensveräußerungen. Diese müssen zunächst im Vermögenshaushalt als Ein- 
nahmen verbucht werden. Anschließend sind die entsprechenden Beträge als Zuführung zum 
Verwaltungshaushalt im Vermögenshaushalt als Ausgabe, im Verwaltungshaushalt als Ein- 
nahme zu veranschlagen. 

Durch die Inanspruchnahme dieser Mittel zum Ausgleich des Verwaltungshaushalts dürfen 
allerdings die unabweisbare Fortführung bereits begonnener (im Vermögenshaushalt veran- 
schlagter) Maßnahmen und die Kassenliquidität nicht gefährdet werden. 

Zuschüsse sind Übertragungen (Geldleistungen) vom öffentlichen an den unternehmerischen 
(eingeschlossen die wirtschaftlichen Unternehmen der öffentlichen Hand) und übrigen Bereich 
und umgekehrt. Sie dienen zur Erfüllung von Aufgaben des Empfängers. Im weiteren Sinne 
gehören auch Erstattungen von Verwaltungs- und Betriebsausgaben dazu (Zuweisungen). 


Zuschußbedarf 


Übersteigen bei einem Einzelplan, Abschnitt oder Unterabschnitt des Haushaltsplans die Aus- 
gaben die Einnahmen, wird die Differenz als Zuschußbedarf bezeichnet. Dies ist der Betrag, 
der neben den speziellen Deckungsmitteln (Gebühren, Beiträge, Zweckzuweisungen) aus allge- 
meinen Deckungsmitteln (Steuern, Kredite) zur Finanzierung einer Aufgabe benötigt wird. 
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Das Gegenteil vom Zuschußbedarf ist der Überschuß. Er wird im Rahmen der Gesamtdeckung 
zur Finanzierung der Aufgaben verwandt, bei denen ein Zuschußbedarf entsteht. 


Zuweisungen 


Zuweisungen sind Übertragungen (Geldleistungen) innerhalb des öffentlichen Bereiches zur 
Erfüllung von Aufgaben des Empfängers. Im weiteren Sinne gehören dazu auch die Erstattun- 
gen von Verwaltungs- und Betriebsausgaben. 


Bei Zuweisungen und Zuschüssen sind zu unterscheiden: 


& Zuweisungen und Zuschüsse für Investitionen und Investitionsförde- 
rungsmaßnahmen (beispielsweise für die Finanzierung von Baumaßnah- 
men, den Erwerb von beweglichen und unbeweglichem Vermögen etc.) 
(Zweckzuweisungen), 


® Zuweisungen und Zuschüsse für laufende Zwecke (alle Zuweisungen und 
Zuschüsse, die nicht für Investitionen und Investitionsförderungsmaßnah- 
men bestimmt sind) (allgemeine Zuweisungen), 


® Schuldendiensthilfen (Geldleistungen zur Erleichterung des Schuldendien- 
stes für Kredite, vorwiegend zur Verbilligung von Zinsleistungen. Beihil- 
fen zur Schuldentilgung sind als Zuweisungen und Zuschüsse für Investi- 
tionen und Investitionsförderungsmaßnahmen zu behandeln), 


® Erstattungen von Verwaltungs- und Betriebsausgaben (Ersatz von Auf- 
wen-dungen für Verwaltung und Betrieb, die eine Stelle für eine andere 
Stelle er-bracht hat. Der Erstattung liegt ein auftragsähnliches Verhältnis 
zugrunde, im Unterschied zu den Zuweisungen und Zuschüssen im enge- 
ren Sinne, die lediglich Finanzhilfen darstellen). 


Zweckbindung von Einnahmen 


Der Haushaltsgrundsatz der Gesamtdeckung schreibt vor, daß Einnahmen nur dann auf die 
Verwendung für bestimmte Ausgaben beschränkt werden dürfen, wenn dies durch ein Gesetz 
vorgeschrieben ist oder die Beschränkung sich zwingend aus der Herkunft oder der Natur der 
Einnahme ergibt. 

Eine unmittelbare Bindung durch Gesetz liegt zum Beispiel bei den zweckgebundenen 
Finanzzuweisungen vor. Eine Zweckbindung, die sich aus Herkunft oder Natur der Einnahme 
ergibt, Kommt in erster Linie bei der Bereitstellung von staatlichen Zuwendungen aufgrund ei- 
nes Bewilligungsaktes vor, der sich nicht auf eine besondere gesetzliche Regelung stützt, son- 


dern seine Grundlage lediglich in einem Ansatz im staatlichen Haushaltsplan hat. 
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Hierzu gehören aber auch Spenden und sonstige Zuwendungen von dritter Stelle, die mit der 
Hergabe der Mittel an die Verwendung für einen bestimmten Zweck gebunden werden. Die 
Zweckbindung ist durch Haushaltsvermerk auszuweisen. 


Zweckzuweisungen 


Mit Zweckzuweisungen will der Staat Kommunale Entscheidungen beeinflussen. Durch die 
Zusage staatlicher Mittel sollen die Gemeinden veranlaßt werden, bestimmte Investitionen un- 
ter Teileinsatz eigener Mittel durchzuführen. Die Entgegennahme von Zweckzuweisungen 
bindet so die eigenen Finanzierungsmittel der Gemeinden. Auch sind Zweckzuweisungen in 
aller Regel an Auflagen geknüpft, was die Gestaltungsfreiheit der Kommunen in Hinsicht auf 
das jeweilige Vorhaben beeinträchtigt. Die Zweckzuweisungen werden auch deshalb auch als 
‘goldene Zügel” bezeichnet. 

Daraus ergibt sich, daß Zweckzuweisungen im Gegensatz zu den allgemeinen Zuweisungen, 
spezielle Deckungsmittel sind. Sie dürfen nur für die Zwecke veranschlagt werden, für die sie 
bewilligt wurden. Auch sind sie hinsichtlich ihrer zweckentsprechenden Verwendung der be- 
willigenden Stelle gegenüber nachzuweisen. 

Die Zuteilung von Zweckzuweisungen ist im allgemeinen nicht an die Ausschöpfung der eige- 
nen Steuerkraft (Erhebung der höchstmöglichen Steuern) geknüpft. Allerdings wird für ein zu- 
schußfähiges Vorhaben vielfach nicht der Höchstbetrag an Zweckzuweisungen gewährt, wenn 
eine Gemeinde überdurchschnittlich steuerstark_ist. Auch ist denkbar, daß aus vergleichsweise 
niedrigen Steuersätzen auf eine überdurchschnittliche Finanzkraft und demzufolge auf einen 
geringeren Bedarf an Zweckzuweisungen geschlossen wird. Häufig ist es allerdings die Befür- 
wortung einer Steuererhöhung, die eine Verbindung zwischen der Höhe der Realsteuersätze 
und den Zuweisungen unterstellen. 


Zweitwohnungssteuer 


Die Zweitwohnungssteuer gehört zu den örtlichen Bagatellsteuern. Rechtsgrundlage sind die 
Kommunalabgabengesetze der Länder. Besteuert wird in der Regel der jährliche Mietaufwand 
bzw. die übliche Miete für vergleichbare Wohnungen. Steuerpflichtig ist in der Regel derjenige, 
der die Zweitwohnung inne hat. Allerdings darf dabei nach einem Urteil des Bundesver- 
fassungsgerichts vom 6.12.1983 nicht zwischen einheimischen und auswärtigen Zweitwoh- 
nungsinhabern unterscheiden werden, ebensowenig nach dem Nutzungszweck, Erhoben wird 
die Zweitwohnungssteuer zur Zeit in Baden-Württemberg, Niedersachsen, Nordrhein-West- 
falen, Schleswig-Holstein und Rheinland-Pfalz (eine Gemeinde). 
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Glossar Teil 2 
ABC Kommunaler Beiträge und Gebühren 
I. Einleitung 


Bedeutung der Kommunalabgaben für die Gemeindehaushalte 


Während die Haushalte von Bund und Ländern von der Einnahmeseite hauptsächlich ‘Steuer- 
haushalte” sind (beim Bund stammen ca. 70 % aller Einnahmen, bei den Ländern ca. 65 % aus 
Steuern), machen die Steuereinnahmen bei den Gemeinden nur ca. 33 % aus. Gebühren und Bei- 
träge erbringen ca. weitere 22 % der Gesamteinnahmen. Diese speziellen Entgelte sollen die 
Vorteile ausgleichen, die dem einzelnen Einwohner aus Dienstleistungen und Einrichtungen 
der Gemeinde entstehen bzw. entstehen Können. Gebühren und Beiträge gewinnen in den Kom- 
munalen Haushalten zunehmend an Bedeutung. 


Die Begriffe: Steuern, Beiträge, Gebühren 


Die öffentlichen Gemeinwesen erheben öffentliche Abgaben aufgrund von Gesetzten. Öffent- 
liche Abgaben sind: Steuern, Gebühren und Beiträge sowie sonstige Abgaben (z.B. Abwasser- 
abgabe). 


Steuern 


Steuern sind einmalige oder laufende Geldleistungen, die der Staat oder die Gemeinde zur Ein- 
nahmebeschaffung allen auferlegt, die bestimmte gesetzliche Merkmale erfüllen. Wesens- 
merkmal der Steuer ist, daß die öffentliche Hand dem Steuerzahler dafür Keine Konkrete Gegen- 


leistung bietet. Steuern sind somit nicht zweckgebunden, sondern allgemeine Deckungsmittel. 
Beiträge 


Beiträge sind Geldleistungen, die teilweise dem Ersatz des Aufwandes für die Herstellung, An- 
schaffung und Erweiterung öffentlicher Einrichtungen und Anlagen dienen. Dies gilt beson- 
ders für die Erschließung von Grundstücken an Versorgungs- und Entsorgungseinrichtungen. 
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Diese Beiträge werden von den Grundstückseigentümern als Gegenleistung dafür erhoben, daß 
durch die Anschlußmöglichkeiten ihres Grundstücks an die öffentlichen Einrichtungen nicht 
nur vorübergehende wirtschaftliche Vorteile entstehen. Dabei Kommt es nicht auf die tatsächli- 
che Inanspruchnahme der Einrichtung an, sondern nur auf die gebotene Möglichkeit der Inan- 
spruchnahme. Im Gegensatz zur Steuer erhält der Beitragszahler eine Konkrete Gegenleistung. 
Diese drückt sich in der Möglichkeit (bzw. der Verbesserung) der baulichen oder gewerblichen 
Nutzung eines Grundstücks aus. Die AnschlußKkosten für Strom, Gas- und Fernheizungs- 
anschluß werden meist als privatrechtliche Baukostenzuschüsse erhoben. 


Gebühren 


Gebühren sind Geldleistungen, die erhoben werden als Gegenleistung 


© für eine besondere Leistung (Amtshandlung oder sonstige Tätigkeit) der 
Verwaltung als Verwaltungsgebühr 
oder 

n für die Inanspruchnahme öffentlicher Einrichtungen und Anlagen als Be- 
nutzungsgebühr. 


Steuern unterscheiden sich also von den Gebühren dadurch, daß der Gebührenpflichtige eine 
konkrete Gegenleistung erhält. Im Gegensatz zu Beiträgen, die ohne Rücksicht auf die tatsäch- 
liche Benutzung erhoben werden, entsteht die Gebührenschuld erst mit der direkten Inan- 
spruchnahme der Verwaltung oder mit der tatsächlichen Benutzung einer Einrichtung. Gebüh- 
ren können auch regelmäßig erhoben werden (z.B. Entwässerungsgebühr, Müllgebühr, Straßen- 
reinigungsgebühr). 


Zuständigkeit der Gemeinde 


Im Kommunalen Selbstverwaltungsrecht ist u. a. die Kommunale Finanzhoheit enthalten. Da- 
nach hat die Gemeinde das Recht, Abgaben nach gesetzlichen Vorschriften zu erheben. Nach 
dem Grundsatz der Gesetzmäßigkeit dürfen die Gemeinden ihre Abgaben nur aufgrund einer 
Satzung erheben; ein einfacher Gemeinderatsbeschluß reicht nicht aus. Für den Erlaß einer Ab- 
gabensatzung braucht die Gemeinde eine spezielle gesetzliche Ermächtigung, die verschiedene 
Bundes- und Landesgesetze aussprechen (z.B. für Erschließungsbeiträge = Baugesetzbuch; für 
die übrigen Anliegerbeiträge und Verwaltungs- und Benutzungsgebühren = Kommunal- 
abgabengesetze der Bundesländer). Die Gemeinden müssen ihre Abgabensatzungen und die 
nachfolgenden Änderungen öffentlich bekanntmachen (im Gemeindeamtsblatt; Tageszeitung, in 
kleineren Gemeinden Anschlagtafel; die Art der Bekanntmachung ist in einer besonderen Sat- 
zung festzulegen). 

Die Entgelte für die Benutzung öffentlicher Einrichtungen (z.B. Bäderpreise) Kann die Ge- 
meinde auch privatrechtlich regeln. Dann genügt ein einfacher Gemeinderatsbeschluß; Benutzer 
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und Gemeinde stehen sich als gleichberechtigte Partner gegenüber. 

Als Folge ihrer Verwaltungshoheit ist die Gemeinde berechtigt, die Einzelheiten für die Erhe- 
bung und Bemessung von Abgaben im Rahmen der Gesetze durch Satzung zu regeln. Die Ge- 
meinde führt die Veranlagungsarbeiten, also die Berechnung der Abgaben, aufgrund satzungs- 
gemäßer Besteuerungsgrundlagen durch und erläßt die Abgabenbescheide. 

In Niedersachsen führen die Samtgemeinden für ihre Mitgliedsgemeinden anstelle der Einzelge- 
meinden die Veranlagung und Erhebung der Gemeindeabgaben durch. Die schriftlichen Abga- 
benbescheide müssen grundsätzlich die Rechtsgrundlagen sowie eine Belehrung enthalten, wel- 
cher Rechtsbehelf zulässig ist, wo und wann dieser einzulegen ist. Bezahlt der Abgabenpflich- 
tige nicht rechtzeitig, so erhält er von der Gemeinde eine Mahnung, muß Säumniszuschläge be- 
zahlen und nach erfolgloser Mahnung mit der Beitreibung rechnen. 


Wie Kann sich der Bürger gegen eine Abgabe wehren? 


Das Grundgesetz räumt jedem, der sich durch die öffentliche Gewalt in seinen Rechten verletzt 
fühlt, den Rechtsweg gegen derartige Maßnahmen ein. Dies gilt auch für die Aufforderung von 
öffentlichen Abgaben durch die Gemeinde. Dabei richtet sich das Verfahren zur Erhebung der 
kommunalen Abgabe, d. h. zum Erlaß des Abgabenbescheides und zur Beitreibung der Forde- 
rung, weitgehend nach den Vorschriften der Abgabenordnung. 

Für den Rechtsweg gegen Abgabenbescheide sind die Vorschriften der Verwaltungsgerichts- 
ordnung maßgebend. Sie regeln, unter welchen Voraussetzungen Klagen vor den Gerichten der 
Verwaltungsgerichtsbarkeit zulässig sind und welche Form- und Fristerfordernisse beachtet 
werden müssen. Im einzelnen hat der Bürger folgende Rechtsbehelfs- und Antragsmöglich- 
keiten: 


1. Widerspruch 


Hält der Bürger einen Kommunalen Abgabenbescheid für falsch oder die Forderung generell für 
unberechtigt, Kann er innerhalb eines Monats nach Zugang bzw. Bekanntgabe des Bescheides 
Widerspruch einlegen. Mit dem Widerspruch wird eine erneute Prüfung des Bescheides erreicht 
mit dem Ziel der gänzlichen oder teilweisen Aufhebung des Bescheids, soweit er nicht in Ord- 
nung und somit rechtswidrig ist. 

Der Widerspruch ist immer bei der Gebietskörperschaft (Gemeinde) einzulegen, deren Behörde 
den Bescheid erlassen hat. In den meisten Bundesländern entscheidet die Gemeinde, deren Be- 
hörde den Bescheid erlassen hat, selbst über den Widerspruch. Entscheidet eine andere Behörde 
über den Widerspruch, so Kann dieser zur Wahrung der Frist auch dort eingelegt werden. Der 
Widerspruch muß schriftlich eingelegt oder bei der entsprechenden Behörde zu Protokoll gege- 
ben werden. Bei schriftlichem Widerspruch muß das Schreiben innerhalb der Frist eines 
Monats bei der Behörde eingegangen sein. Der Widerspruch muß begründet werden, aber die 
Begründung Kann später nachgereicht werden. Im Abgabenbescheid muß die Gemeinde in einer 
Rechtsbehelfsbelehrung angeben, wer Adressat für den Widerspruchs ist und in welcher Frist 
der Widerspruch einzulegen ist. Ist die Rechtsbehelfsbelehrung unvollständig, verlängert sich 
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die Widerspruchsfrist auf ein Jahr. 

Der Widerspruch gegen Abgabenbescheide hat keine aufschiebende Wirkung, d.h. der Bürger 
muß trotz Widerspruch den geforderten Betrag zum Fälligkeitszeitpunkt zahlen. Dies ist meist 
ein Monat nach Zugang des Bescheides. Bestehen aber berechtigte Zweifel an der Recht- 
mäßigkeit des Bescheides, soll auf Antrag die Aussetzung der Vollziehung gewährt werden. 
Die Frage der Kostenpflicht und Kostenerstattung im Widerspruchsverfahren ist in den 
Bundesländern unterschiedlich geregelt. Besteht Kostenpflicht, muß der Bürger bei Zurück wei- 
sung des Widerspruchs die zur Rechtsverteidigung nötigen Aufwendungen der Ausgangsbe- 
hörde zu tragen. Diese sind oft mit der Widerspruchsgebühr erfaßt. Hinzu Kommen gegebenen- 
falls besondere Auslagen (z.B. Sonderportokosten, Kosten für Zeugen, Sachverständige, Be- 
weiserhebung). Bei teilweiser Zurückweisung des Widerspruchs entsteht die Kostenpflicht nur 
anteilig entsprechend dem Verhältnis des nicht erfolgreichen Teils des Widerspruchs. 


Die Höhe der Gebühr richtet sich nach dem Streitwert bzw. dem Wert der Amtshandlung. Bei 
Kommunalabgabenbescheiden entspricht der Streitwert der geforderten und angefochtenen Ab- 
gabe. Bei nur teilweiser Anfechtung gilt nur der Teilbetrag als Streitwert. Entsprechend dem 
Streitwert sind die Gebühren in Kosten- bzw. Gebührensätzen und -verzeichnissen des jeweili- 
gen Landes festgesetzt. Bei Rücknahme des Widerspruchs vor einer endgültigen Entscheidung 
kann sich die Widerspruchsgebühr je nach Fortgang des Verfahrens um ein Zehntel bis zu fünf 
Zehntel ermäßigen. Der Gebührenrahmen bewegt sich zwischen 10 und 300 DM. 

Ist Kostenerstattung im Widerspruchsverfahren vorgesehen, erhält der Bürger die für seine 
Rechtsverfolgung nötigen Kosten und Auslagen erstattet, wenn dem Widerspruch stattgegeben 
wird. Bei teilweisem Erfolg gilt auch nur entsprechend anteiliger Kostenersatz. Da es sich bei 
den Kommunalabgaben meist um schwierige Rechtsfragen handelt, werden in der Regel auch 
die Kosten für einen Rechtsanwalts erstattet. Dies gilt nicht, wenn der Bescheid wegen vom 
Bürger leicht nachzuprüfender Rechenfehler oder falscher Grundstücksangaben angefochten 
wird. 

Ist Keine Kostenerstattung im Widerspruchsverfahren vorgesehen, Kann der Bürger diese Ko- 
sten geltend machen, wenn er vor dem Verwaltungsgericht gewinnt. Hierüber entscheidet dann 
das Gericht. 

Meist besteht eine Kostenerstattung in den Bundesländern, in denen auch eine Kostenpflicht 
vorgesehen ist. 

Im einzelnen gilt für die einzelnen Bundesländer folgendes: 


Keine Kostenpflicht und Kostenerstattung im Widerspruchsverfahren in Hessen, 
Nordrhein-Westfalen. 

Keine Kostenpflicht, aber Kostenerstattung in Schleswig-Holstein. 

Kostenpflicht nur, wenn die Gemeindesatzung dies vorsieht, auf jeden Fall Kosten- 
erstattung in Niedersachsen. 

Kostenpflicht und Kostenerstattung in Baden-Württemberg, Bayern, Berlin, Bre- 
men, Hamburg, Rheinland-Pfalz, Saarland. 
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2. Klage vor dem Verwaltungsgericht 


Wird der Widerspruch ganz oder teilweise zurückgewiesen, so ist die Anfechtungsklage vor 
dem Verwaltungsgericht zulässig. Die Klage muß innerhalb eines Monats ab Zugang bzw. Be- 
kanntgabe des Widerspruchsbescheides erhoben werden. Mit der Klage wird der ursprüngliche 
Abgabenbescheid in der Form des Widerspruchbescheids angefochten. Die Klage ist schriftlich 
oder zu Protokoll bei dem zuständigen Verwaltungsgericht zu erheben und zu begründen. Im 
Widerspruchsbescheid müssen in einer Rechtsbehelfsbelehrung Adressat und Frist der Anfech- 
tungsklage angegeben werden. Ist die Rechtsbehelfsbelehrung fehlerhaft, verlängert sich diese 
Frist auf ein Jahr. Auch die Klage gegen den Abgabenbescheid hat Keine aufschiebende Wir- 
kung. Die geforderte Abgabe muß trotz Klage zum Fälligkeitszeitpunkt gezahlt werden, es sei 
denn, einem Antrag auf Aussetzung der Vollziehung wurde stattgegeben. Gewinnt der Bürger 
im Verwaltungsprozeß endgültig, erhält er den bereits gezahlten Betrag zurück, der für jeden 
vollen Monat seit Rechtsanhängigkeit mit 0,5 % zu verzinsen ist. 


3. Berufung vor dem Oberverwaltungsgericht bzw. dem Verwaltungsgerichtshof 


Gegen eine Klageabweisung durch das Verwaltungsgericht Kann wieder innerhalb eines Mo- 
nats nach Zustellung des vollständigen Urteils unter gewissen Voraussetzungen Berufung 
beim Oberverwaltungsgericht bzw. in den Bundesländern Bayern, Baden-Württemberg und 
Hessen beim Verwaltungsgerichtshof eingelegt werden. 

Seit 1. Januar 1991 ist nach $ 131 Abs. 2 Verwaltungsgerichtsordnung Voraussetzung zu Be- 
rufung, daß die bestrittene Geldforderung den Betrag von 1.000 DM übersteigt oder die Beru- 
fung im Urteil des Verwaltungsgerichts ausdrücklich zugelassen ist. 

Die Nichtzulassung der Berufung Kann durch Beschwerde angefochten werden. sie ist inner- 
halb eines Monats nach Zustellung des vollständigen Urteils bei dem Gericht einzulegen, gegen 
dessen Urteil Berufung eingelegt werden soll. 

Die Berufung ist bei dem Verwaltungsgericht einzulegen, dessen Entscheidung angefochten 
wird. Die Frist ist auch gewahrt, wenn die Berufung innerhalb der Rechtsmittelfrist beim 
Oberverwaltungsgericht bzw. beim Verwaltungsgerichtshof eingeht. 


4. Revision vor dem Bundesverwaltungsgericht 


In Klageverfahren gegen Erschließungsbeiträge und bei bestimmten Voraussetzungen ist gegen 
die Zurückweisung der Berufung durch das OVG bzw. den VGH die Revision beim 
Bundesverwaltungsgericht möglich. Dies gilt meist nur bei ausdrücklicher Zulassung durch das 
OVG bzw. den VGH, es sei denn, es werden schwerwiegende Verfahrensmängel gerügt. 

Das Bundesverwaltungsgericht prüft als Revisionsinstanz nur noch die Verletzung von 
Rechtsfragen und ist im Gegensatz zum OVG bzw. VGH Keine Tatsacheninstanz. Bei Klage- 
verfahren gegen Kommunalabgabenbescheide, die auf dem Kommunalabgabengesetz eines Lan- 
des beruhen, ist in der Regel das OVG bzw. der VGH die letzte Instanz. 
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Normenkontrollverfahren 


Die Verwaltungsgerichte sind befugt, im verwaltungsgerichtlichen Verfahren zu überprüfen, 
ob die Abgabensatzungen mit den einschlägigen Bundes- und Landesgesetzen vereinbar und ob 
sie ordnungsgemäß zustande gekommen sind. Die in diesem Normenkontrollverfahren getroffe- 
nen Entscheidungen haben nur Bindungswirkung unter den Prozeßbeteiligten. Stellt das Ge- 
richt in diesem Verfahren fest, daß der Bescheid rechtswidrig ist, weil die dem Bescheid zugrun- 
deliegende Satzung erhebliche Mängel hatte, braucht die Gemeinde andere darauf beruhende 
mittlerweile unanfechtbare Bescheide nicht aufzuheben. 

In den Ländern Baden-Württemberg, Bayern, Bremen, Hessen, Niedersachsen und Schleswig- 
Holstein Kann die Rechtmäßigkeit einer Abgabensatzung von Oberverwaltungsgericht bzw. 
Verwaltungsgerichtshof in einem abstrakten Normenkontrollverfahren überprüft werden. Dies 
bedeutet, daß natürliche oder juristische Personen einen Antrag auf Überprüfung einer Ab- 
gabensatzung stellen Können, wenn ihnen durch die Anwendung dieser Vorschrift Nachteile 
entstehen können. Der vorherige Erlaß eines Abgabenbescheides ist hier nicht notwendig. 

Wird in dem abstrakten Normenkontrollverfahren die Ungültigkeit einer Satzung festgestellt, 
so ist diese Entscheidung für die Gemeinde verbindlich. Die Gemeinde muß die beanstandete 
Satzungsbestimmung oder die ganze Satzung formal aufheben. Auch in diesem Fall braucht 
die Gemeinde mittlerweile rechtskräftig gewordene Bescheide nicht aufheben, darf aber aus die- 
sen Bescheiden nicht mehr vollstrecken. Die Gemeinde hat die Möglichkeit, durch eine rückwir- 
kende geänderte Satzung diesen Rechtverstoß bzw. Satzungsmangel zu “heilen”. 


6. Aussetzung der Vollziehung 


Der Widerspruch und die Anfechtungsklage gegen kommunale Abgabenbescheide befreien nicht 
von der Zahlungsverpflichtung zum Fälligkeitszeitpunkt. Daher Kann der Bürger gleichzeitig 
mit dem Widerspruch oder auch später auf Antrag auf Aussetzung der Vollziehung bei der 
Gemeinde stellen, die den Bescheid erlassen hat. Diesem Antrag soll stattgegeben werden, wenn 
ernste Zweifel an der Rechtmäßigkeit des angefochtenen Bescheides bestehen oder wenn die 
Vollziehung eine unbillige, nicht durch überwiegende öffentliche Interessen gebotene Härte für 
den Bürger zur Folge hätte. Die Aussetzung der Vollziehung Kann von einer Sicherheits- 
leistung abhängig gemacht werden. Wird dem Aussetzungsantrag stattgegeben, so braucht die 
geforderte Abgabe noch nicht gezahlt werden. Allerdings ist dann, wenn später die Abgaben- 
forderung als rechtmäßig anerkannt wird, für jeden vollen Monat der Aussetzung ab ursprüng- 
licher Fälligkeit ein Aussetzungszins in Höhe von 0,5 % des ausgesetzten Betrages zusätzlich 
zu zahlen. Wird der Antrag erst nach Fälligkeit gestellt, so entstehen für die Zeit zwischen 
Fälligkeit und Antrag auf die Aussetzung der Vollziehung Säumniszuschläge. 

Solange über den Antrag auf Aussetzung der Vollziehung noch nicht entschieden ist, soll die 
Gemeinde trotz der Fälligkeit nicht vollstrecken, es sei denn, der Anspruch der Gemeinde wäre 
ansonsten gefährdet. 


7. Anordnung der aufschiebenden Wirkung 
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Gibt die Gemeinde dem Antrag auf Aussetzung der Vollziehung nicht statt, so Kann der Bürger 
beim zuständigen Verwaltungsgericht Antrag auf Anordnung der aufschiebenden Wirkung ($ 
80 Abs. 5 VwGO) stellen. Der Antrag ist auch schon vor der Anfechtungsklage zulässig. Das 
Verwaltungsgericht prüft im summarischen Verfahren die Erfolgsaussichten des Widerspruchs 
und entscheidet danach über den Antrag. Sobald der Antrag auf Anordnung der aufschieben- 
den Wirkung bei dem Verwaltungsgericht eingegangen ist, fordert dieses die Gemeinde in der 
Regel auf, bis zur Entscheidung des Gerichts von Vollstreckungshandlungen abzusehen. Auch 
hier sind bei Anordnung der aufschiebenden Wirkung Aussetzungszinsen zu zahlen. Gegen ei- 
ne ablehnende Entscheidung des Gerichts ist Beschwerde beim OVG bzw. VGH zulässig. 


8. Ruhen des Verfahrens 


Mit dem Antrag auf Ruhen des Verfahrens Kann der Bürger das Ziel verfolgen, eine Ent- 
scheidung des Gerichts oder der Gemeinde über das eingelegte Rechtsmittel hinauszuschieben. 
Voraussetzung ist, daß eine gleichgelagerte Rechtsfrage, die für die Entscheidung über das 
Rechtsmittel des Bürgers erheblich ist, vor einem höheren Gericht zur Entscheidung ansteht. 
Der Vorteil liegt darin, daß der Bürger nach ungünstiger Entscheidung des höheren Gerichts 
sein Rechtsmittel zurückzunehmen Kann, um evtl. Kosten zu sparen. Der Antrag ist schriftlich 
unter Hinweis auf das andere Verfahren zu stellen. 


9. Wiedereinsetzung in den vorigen Stand 


Dieser Antrag ermöglicht dem Bürger die Einlegung eines Rechtsbehelfs bei unverschuldeter 
Fristversäumnis. Adressat ist die Behörde, bei der der ursprüngliche Rechtsbehelf innerhalb der 
versäumten Frist hätte eingelegt werden müssen, d. h. beim Widerspruch der Gemeinde, bei der 
Klage das Verwaltungsgericht. 

Der Antrag auf Wiedereinsetzung ist innerhalb von zwei Wochen nach Wegfall des Grundes, 
der zur Fristversäumnis geführt hat, zu stellen. Er erfolgt schriftlich bei gleichzeitiger Ein- 
legung des ursprünglichen Rechtsmittels mit der Begründung für die unverschuldete Fristver- 
säumnis. Bei der Beurteilung der Frage, ob die Fristversäumnis unverschuldet war, ist die 
Rechtsprechung sehr streng. Dem Antrag wird in der Regel nur stattgegeben bei plötzlicher 
schwerer Krankheit, ungewöhnlicher Verzögerung bei der Postzustellung oder Urlaub, der län- 
ger andauerte als die gesamte Rechtsmittelfrist. 


10. Untätigkeitsklage 


Ist über den Widerspruch oder den Antrag auf Vornahme eines Verwaltungsaktes ohne zurei- 
chenden Grund von der Behörde nicht in angemessener Frist sachlich entschieden worden, so ist 
die Klage vor dem Verwaltungsgericht ($ 75 VwGO) zulässig. Die Klage Kann nicht vor drei 
Monaten seit der Einlegung des Widerspruchs oder dem Antrag erhoben werden, es sei denn, 
besondere Umstände des Falles lassen eine kürzere Frist notwendig erscheinen. Nach Ablauf 
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eines Jahr ist die Klage unzulässig. Hat die Gemeinde aus einem zureichenden Grund noch 
nicht über den Widerspruch oder Antrag entschieden, so setzt das Gericht das Verfahren bis 
zum Ablauf einer von ihm bestimmten Frist aus. 


11. Formlose Rechtsbehelfe 


Jeder Bürger Kann sich mit Bitten und Beschwerden an die zuständigen Stellen wenden. Diese 
Rechtsbehelfe sind nicht form- oder fristgebunden. Sie Können bei der Behörde eingelegt wer- 
den, die den Abgabenbescheid oder eine Abgabensatzung erlassen hat, also bei der Gemeinde, 
oder der Aufsichtsbehörde (für Kreisangehörige Gemeinden = Oberkreisdirektor bzw. Landrats- 
amt; für Kreisfreie Städte und große Kreisstädte = Regierungspräsident). Die Behörde muß die- 
sen formlosen Rechtsbehelf annehmen und die vom Bürger Kritisierte Entscheidung überprüfen. 
Mit diesem Antrag beantragt der Bürger die Aufhebung oder Änderung der getroffenen Maß- 
nahme bei der Behörde, die den Bescheid erlassen hat. Mit der Aufsichtsbeschwerde wendet 
sich der Bürger direkt an die Aufsichtsbehörde, um von ihr eine Änderung oder Aufhebung der 
Maßnahme einer untergeordneten Behörde oder Gemeinde zu erreichen. Mit der Dienstauf- 
sichtsbeschwerde wendet der Bürger sich an den Dienstvorgesetzten, um das Verhaltens eines 
öffentlich Bediensteten überprüfen zu lassen. 

Die Einlegung eines formlosen Rechtsbehelfs ist nicht Voraussetzung für ein formales Rechts- 
behelfsverfahren (Widerspruch, Klage) und ersetzt dieses auch nicht. Wird der formlose 
Rechtsbehelf abgelehnt, ist gegen die Ablehnung ein neues formales Rechtsbehelfsverfahren 
nicht möglich. 


12. Stundung/Ratenzahlung 


Kommunalabgabenforderungen Können ganz oder teilweise gestundet werden, wenn die Ein- 
ziehung bei Fälligkeit eine besondere Härte bedeuten würde und der Anspruch durch die 
Stundung nicht gefährdet erscheint. Die erhebliche Härte Kann sachliche und persönliche Grün- 
de haben. Eine sachliche Härte Kann z.B. vorliegen, wenn der Bürger mit der Abgabenfor- 
derung zu diesem Zeitpunkt nicht rechnen Konnte. Eine erhebliche persönliche Härte Kann z.B. 
vorliegen, wenn der Bürger durch die fristgerechte Zahlung der geforderten Abgabe in ernsthaf- 
te Zahlungs- bzw. Existenzschwierigkeiten Käme. Die Gemeinde Kann zur Entscheidung über 
einen Stundungs- bzw. Ratenzahlungsantrag die Darlegung der finanziellen Verhältnisse des 
Antragstellers verlangen. Außerdem Kann sie die Stundung von einer Sicherheitsleistung abhän- 
gig machen. Für die Zeit der Stundung bzw. Ratenzahlung erhebt die Gemeinde Stundungs- 
zinsen in Höhe von 0,5 % des noch nicht gezahlten Betrages für jeden vollen Monat ab 
Fälligkeit bzw. Stundungsantrag. Wird der Stundungs- bzw. Ratenzahlungsantrag erst nach 
der Fälligkeit gestellt, entsteht für die Zeit zwischen Fälligkeit und Antragstellung ein Säum- 
niszuschlag in Höhe von 1 % der fälligen Abgabe je angefangenen Monat. Es empfiehlt sich, 
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der Gemeinde mit dem Antrag eine konkreten Ratenzahlungsplan zu unterbreiten. 

In besonderen Fällen sollen die Gemeinden eine zinslose Stundung der geforderten Abgabe ge- 
währen. So ist der Erschließungsbeitrag solange zinslos zu stunden, wie ein Grundstück, zur 
Erhaltung der Wirtschaftlichkeit eines landwirtschaftlichen Betriebes landwirtschaftlich oder 
als Wald genutzt werden muß ($ 135 BauGB). Diese Regelung gilt auch für die Nutzungs- 
überlassung und Besitzerübergabe an Familienangehörige. Eine ähnliche Regelung sehen die 
Kommunalabgabengesetze in Baden-Württemberg und Bayern bei landwirtschaftlich genutz- 
ten Grundstücken auch für Beiträge nach KAG vor. Gleiches gilt für unbebaute beitragspflich- 
tige Grundstücke, deren Nichtbebauung im Interesse der Erhaltung der charakteristischen 
Siedlungsstruktur oder des Ortsbildes liegt. Die KAG der anderen Länder sehen derartige Rege- 
lungen nicht vor. Allerdings sollte aus Billigkeitsgründen in gleichgelagerten Fällen ebenfalls 
die Abgabe gestundet werden. Auch ein Verzicht auf Stundungszinsen aus Billigkeitsgründen 
ist in solchen Fällen möglich. 


13. Erlaß 


Eine Kommunale Abgabe Kann ganz erlassen werden, wenn die Einziehung der Abgabe nach 
Lage des einzelnen Falles unbillig wäre. Eine solche sachliche Unbilligkeit liegt vor, wenn man 
davon ausgehen Kann, daß der Gesetzgeber im betreffenden Einzelfall die Abgabe nicht gefor- 
dert hätte, sofern er die besonderen Umstände gekannt hätte. Ein Kompletter oder teilweiser 
Erlaß von Beiträgen Kann ausgesprochen werden, wenn ungewöhnliche atypische Zusatz- 
Kosten für den Anschluß eines Grundstücks an die Kanalisation entstehen oder vorherige frei- 
willige umfangreiche Zuschüsse zum Ausbau einer Straße geleistet worden sind. Ein Erlaß aus 
persönlichen Billigkeitsgründen Kann sich aus den wirtschaftlichen Verhältnissen des Bürgers 
ergeben. Gerade im Beitragsrecht wird es aber dem Schuldner zugemutet, sein Grundstück 
durch die Aufnahme eine Hypothek zu belasten oder bei einem großen Grundstück Teilflächen 
zu verkaufen. Somit ist der Komplette oder teilweise Erlaß einer Kommunalen Abgabe die Aus- 
nahme. Der Erlaß bedeutet einen endgültigen Verzicht der Gemeinde auf die Abgabe. 


II. ABC-Nachschlageteil 
Abbuchungsauftrag 

Siehe auch unter Lastschriftverkehr 
Abfallgebühren 


Siehe auch unter Müllgebühren 


Abflußbeiwert 
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In Rheinland-Pfalz ist der Abflußbeiwert Teil des Beitragsmaßstabs für die Abwasserbeseiti- 
gung des Oberflächenwassers, d.h. des Niederschlagwassers. Hier Kann nämlich Beitragsmaß- 
stab entweder die bebaute und befestigte Grundstücksfläche oder die mit Abflußbeiwerten ver- 
vielfältigte Grundstücksfläche sein. Nach der Kommunalabgabenverordnung vom Rheinland- 
Pfalz gelten innerhalb eines Gebietes mit Bebauungsplan die Grundflächenzahlen als Abfluß- 
beiwerte. In Gebieten, für die Keine Grundflächenzahlen festgelegt sind, gelten in dieser Kom- 
munalabgabenverordnung speziell festgesetzte Abflußbeiwerte. z.B. 


Für Grundstücke in: 

E Kleinsiedlungsgebieten und Wochenendhausgebieten 0,2 

® Gewerbe. und Industriegebiete 0,8 

® sonstige Baugebiete (sogenannte diffus bebaute Gebiete) 0,4 

“ Befestigte Parkplätze und Abstellplätze, Garagen und Tiefgaragen 0,9 

® gewerbliche und industrielle Lager- und Ausstellungsflächen mit umfang- 
reichen baulichen Anlagen (z.B. Einkaufszentren) 0,8 

& Gärtnerei und Baumschulen mit Freiflächen 0,4, 
mit Gewächshausflächen 0,8 

® Kleingärten 0,1 


Dies sind nur Beispiele weiterer Aufschlüsselungen, die in $ 11 Kommunalabgabengesetz gere- 
gelt sind. 


3 Grundflächenzahl 

® Abwassergebühr 
Abgaben 
Abgaben (öffentliche) ist der Sammelbegriff für alle Geldleistungen, die der Bürger Kraft öf- 
fentlichen Rechts an das öffentliche Gemeinwesen (Bund, Land, Gemeinde, sonstiger öffent- 


lich-rechtlicher Körperschaften) abzuführen hat. Dazu gehören insbesondere Steuern, Beiträge, 
Gebühren. 


Abgabenbescheid 
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ist ein belastender Verwaltungsakt, der Art und Höhe einer Abgabe förmlich festsetzt. Zur Er- 
hebung von Beiträgen muß die Gemeinde immer einen Beitragsbescheid erlassen. Dieser Be- 
scheid muß die Rechtsgrundlage, auf der er beruht, angeben sowie eine Rechtsmittelbelehrung 
enthalten, in der Adressat, Art und Frist des Rechtsmittels gegen einen solchen Bescheid ge- 
nannt werden. Verwaltungs- und Benutzungsgebühren Können dagegen auch formlos bekannt 
gegeben werden (z.B. durch Anschlag der Eintrittspreise). 

Der Bescheid muß die Behörde bezeichnen, die ihn erlassen hat, die veranlagte Abgabe nach 
Art und Betrag eindeutig ersichtlich sein und den Schuldner benennen. Bei grundstücksbezoge- 
nen Beiträgen ist das Grundstück genau zu bezeichnen, wobei in der Regel die Benennung des 
Grundstücks durch Bezeichnung des Flurstücks, der Flur und der Gemarkung zu erwarten ist. 
Außerdem müssen die wesentlichen Grundlagen der Berechnung der Abgabe und die genaue 
Bezeichnung der Maßnahme, für die die Abgabe erhoben wird, so ausreichend beschrieben wer- 
den, daß sie vom betroffenen Abgabenschuldner nachvollzogen werden Können. 


Abgabenfestsetzung unter Vorbehalt der Nachprüfung 


Die Festsetzung einer Kommunalen Abgabe “unter Vorbehalt der Nachprüfung” ist möglich. 
Das heißt, solange ein Abgabenfall nicht abschließend geprüft ist, Können die Abgaben allge- 
mein oder im Einzelfalle unter dem “Vorbehalt der Nachprüfung” festgesetzt werden, ohne daß 
dies einer Begründung von Seiten der Gemeinde bedürfte. So gilt die Festsetzung einer Voraus- 
zahlung grundsätzlich als Abgabenfestsetzung unter Vorbehalt der Nachprüfung. 

Hiervon ist allerdings die Vorausleistung zu unterscheiden. Während der Wirksamkeit des Vor- 
behalts Kann die Abgabenfestsetzung aufgehoben oder geändert werden. Auch der Ab- 
gabenschuldner Kann in diesem Zeitraum jederzeit die Aufhebung oder Änderung dieser Abga- 
benfestsetzung beantragen. Beitragsfestsetzungen unter Vorbehalt der Nachprüfung sind nach 
den Bestimmungen der KAG nur in Baden-Württemberg, Rheinland-Pfalz und Schleswig-Hol- 


stein möglich. 
Abgabenordnung (AO) 


Die Abgabenordnung ist ein Bundesgesetz und regelt als wichtigstes Grundlagengesetz des 
Steuerrechts den Aufbau der Steuerbehörden, das Besteuerungsverfahren, das außergerichtliche 
Rechtsbehelfsverfahren sowie das Steuerstraf- und Bußgeldrecht. Sie gilt direkt für alle Steu- 
ern, soweit sie durch Bundesrecht oder EG-Recht geregelt sind und durch Bundes- oder 
Landesfinanzbehörden verwaltet werden. Für Kommunalabgaben aufgrund der Kommunalab- 
gabengesetze der Bundesländer wird sie teilweise entsprechend angewendet. Dies gilt besonders 
für das Erhebungsverfahren. 


Abgabensatzung 


Die Gemeinden dürfen Abgaben (wenn ein spezielles Gesetz nichts anderes bestimmt) nur auf- 
grund einer förmlichen Satzung erheben, die der Gemeinderat (Rat) zu beschließen hat. Die Ab- 
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gabensatzung muß Klar und bestimmt abgefaßt sein. 
Die Kommunalabgabengesetze der Bundesländer schreiben den Mindestinhalt von 
Abgabensatzungen vor (länderweise geringfügige Unterschiede): 


1. Kreis der Abgabenpflichtigen (z.B. Haus- oder Grundstückseigentümer) 


2. Abgabengegenstand, d.h. welche Sache oder welcher Vorgang bzw. Umstand der 
Abgabe unterworfen wird (z.B. die Benutzung der Entwässerungsanlage unterliegt 
der Entwässerungsgebühr.) 


3. Abgabenmaßstab als Merkmal, aus dem mit Hilfe des Abgabensatzes die Abgabe 
berechnet wird, z.B. Art, Wert, Menge (z.B. Größe des Müllgefäßes oder Zahl der 
Personen im Haushalt) 


4. Abgabensatz, der mit dem Abgabenmaßstab multipliziert die Höhe der Abgabe er- 
gibt 


5. Entstehung und Fälligkeit der Abgabe. 


Die Abgabensatzung Kann darüber hinaus weitere Festlegungen treffen. Als "Ortsgesetze” 
werden Satzungen nach dem Kommunalrecht öffentlich bekanntgemacht (z.B. im gemeindli- 
chen Amtsblatt oder in Tageszeitungen). Wie dies geschieht, bestimmen die örtlichen Satzungen 
über die Form der öffentlichen Bekanntmachung. In Niedersachsen ist vorgeschrieben, daß Sat- 
zungen der Gemeinden und Landkreise in den einzelnen amtlichen Verkündigungsblättern be- 
Kanntzumachen sind. Die Satzung tritt am Tag nach ihrer Bekanntmachung in Kraft, wenn 
die Satzung selbst nichts anderes bestimmt. 


Ablösung 


Im Einvernehmen mit demnächst beitragspflichtigen Grundstückseigentümer (nicht gegen des- 
sen Willen) Kann die Gemeinde vereinbaren, daß der ganze Betrag vor Entstehen der Beitrags- 
pflicht abgelöst wird. Der vereinbarte Betrag gilt als endgültige Leistung; eine Abrechnung 
nach tatsächlichen Kosten (wie bei der Vorausleistung) findet später nicht statt. Vorausset- 
zung für die Ablösung ist, daß das betreffende Grundstück überhaupt einer Beitragspflicht un- 
terliegt. Die Ablösung von Teilforderungen ist unzulässig. Um eine gleichmäßige Handhabung 
der Ablösung in der Gemeinde zu gewährleisten und die Höhe des Ablösungsbetrages genügend 
bestimmbar und nachprüfbar zu machen, muß die Gemeinde dafür maßgebende Bestimmungen 
beschließen. Diese Können entweder in der entsprechenden Satzung oder einer allgemeinen 
Verwaltungsanordnung stehen. Auf jeden Fall müssen sie durch den Rat beschlossen werden. 
Die Ablösungsvereinbarung bezieht sich auf das Grundstück in der Flächenausdehnung, die es 
zum Zeitpunkt des Vertragsabschlusses hat. Wird es später vergrößert, so ist für den hinzu- 
kommenden Teil ein neuer Beitrag zu erheben. Wird es später verkleinert, so bezieht sich die 
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Ablösewirkung auch auf die abgeteilte Fläche. Die Ablösung gilt als endgültig. Spätere Nach- 
forschungen der Gemeinde oder Erstattungen an den Grundstückseigentümer sind ausge- 
schlossen. Nur in Ausnahmefällen Kann nach Abschluß dieses öffentlichrechtlichen Ablö- 
sungsvertrages die Geschäftsgrundlage wegfallen, so daß der Grundstückseigentümer bzw. der 
Erbbauberechtigte einen Anspruch auf Rückzahlung des gezahlten Ablösungsbetrages hat. 
Dies ist dann anzunehmen, wenn entgegen der vorherigen Annahme das Grundstück gar nicht 
beitragspflichtig werden Kann, weil es vor der endgültigen Erstellung der beitragspflichtigen 
Anlage die Bebaubarkeit eingebüßt hat. 

Nach neuester Rechtsprechung des Bundesverwaltungsgerichts besteht für den Grund- 
stückseigentümer ein Rückzahlungsanspruch bzw. für die Gemeinde ein Nachzahlungsan- 
spruch dann, wenn sich später herausstellt, daß der endgültige Erschließungsbeitrag nur die 
Hälfte oder weniger des vereinbarten Ablösungsbetrages ausmacht oder der endgültige 
Erschließungsbeitrag das doppelte oder mehr dieses Ablösungsbetrages ergibt. (Einstellplätze) 


Abrechnungsgebiet 


Die Gemeinde hat die Wahl, die Abrechnung des Erschließungsbeitrags in räumlicher Hinsicht 
nach drei Alternativen abzugrenzen: 


]. Einzelabrechnung, bei der jede einzelne Erschließungsmaßnahme nach ih- 
rer Herstellung als Einheit abgerechnet wird. Dieses Verfahren überwiegt 
in der Praxis. 

2, Bildung von Erschließungsabschnitten 


Dabei werden räumliche Abschnitte einer Erschließungsanlage als selb- 
ständige Teile abgerechnet, z.B. Straße A von Querstraße B bis Querstraße 
C. Dieses Verfahren findet Anwendung, wenn die Straße räumlich und 
zeitlich in verschiedenen Abschnitten hergestellt wird und das Zurück- 
stellen der Beitragserhebung bis zur Fertigstellung aller Straßenbauarbei- 
ten für die anderen Abschnitte der gleichen Straße die Gemeinde finanziell 
überfordern würde. 

a; Einheitliches Erschließungsgebiet 
Hier werden mehrere Erschließungsanlagen, die für die Erschließung der 
Grundstücke z.B. von der Funktion her eine Einheit bilden, zusammen- 
gefaßt. Dieses Verfahren führt vor allem in Gemeinden, die größere Gebiete 
zusam-menhängend erschließen, zu einer gleichmäßigeren Belastung der 
Beitragspflichtigen. Die Zusammenfassung mehrerer funktionell zusam- 
menhängender Erschließungsanlagen bietet den Vorteil, daß mehrere 
Straßen von unterschiedlicher Breite, die etwa zur gleichen Zeit ausgebaut 
werden, aber unterschiedliche Kosten verursachen, gemeinsam abgerechnet 
werden. Bei getrennter Ab-rechnung müßten dagegen die Beitragspflichti- 
gen für breitere Straßen mit stärkerem Verkehr und größeren Belästigun- 
‚gen höhere Beiträge bezahlen als solche Beitragspflichtige, die an schmale- 
ren Wohnstraßen mit geringem Fahrverkehr gleich große und baulich in 
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gleicher Weise nutzbare Grundstücke besitzen. Eine solche Abrechnung 
nach Erschließungseinheiten dient somit der gerechteren Beitragsverteilung 
unter den Beitragspflichtigen, denn die Gemeinden würden auch bei einer 
Einzelabrechnung der Straße ihre Aufwendungen gleichermaßen als Bei- 
träge nach der Erschließungssatzung erhalten. Die Zusammenfassung 
mehrerer Straßen zu einer Erschließungseinheit will nicht den Vorteil einer 
einzelnen Straße, sondern aller funktionsmäßig zusammenhängenden Er- 
schließungsanlagen zur Grundlage der Beitragsbelastung jedes einzelnen 
von der Erschließungseinheit erschlossenen Grundstückes machen. Über 
die Bildung von Erschließungsabschnitten oder einer Erschließungseinheit 
entscheidet der Gemeinderat. 

4. In Rheinland-Pfalz werden zur Erhebung wiederkehrender Beiträge Ab- 
rechnungsgebiete bzw. Abrechnungseinheiten gebildet. Für den Ausbau 
von Verkehrsanlagen, deren Erneuerung, Erweiterung oder Verbesserung 
aller solcher in diesem Abrechnungsgebiet wird von allen Grundstücks- 
eigentümern innerhalb dieses Abrechnungsgebietes zur Deckung dieser bei- 
tragsfähigen Kosten ein jährlich wiederkehrender Beitrag erhoben. 


Siehe auch unter wiederkehrender Beitrag. 
Abscheider 


Anlagen der Grundstücksentwässerung, die besonders schädliche oder störende Stoffe aus dem 
Abwasser zurückhalten, die nicht in die Abwasserbeseitungsanlagen gelangen dürfen (z.B. Öle, 
Benzin, Sand, Fette). Die Errichtung von Abscheidern Kann als baurechtliche Auflage gefor- 
dert werden. 


Abschnitte der Erschließungsanlage 


Räumlich begrenzter Abschnitt einer Erschließungsanlage, der als selbständiger Teil abgerech- 
net wird (siehe auch unter Abrechnungsgebiet). 


Abschreibungen 


Sie sind dadurch begründet, daß sich die Einrichtungen, aus den die Bürger Leistungen in An- 
spruch nehmen, durch Verschleiß, Überalterung sowie technische und wirtschaftliche Überho- 
lung ständig abnutzen. Mit den Abschreibungen wird die Abnutzung der Einrichtungen, ent- 
sprechend der Nutzungsdauer auf die einzelnen Jahre als Kosten (siehe auch Kalkulatorische 
Kosten) aufgeteilt. Sie werden als Kostenfaktor bei der Berechnung von Benutzungsgebühren 
sowie privatrechtlichen Entgelten einbezogen. Als Ausgangswert Kann in den meisten 
Bundesländern der Anschaffungs- bzw. Herstellungswert oder der höhere Wiederbeschaffungs- 
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wert angesetzt werden. In Baden-Württemberg und Bayern beschränken sich dagegen die 
Abschreibungen auf die ursprünglichen Herstellungskosten. Außerdem sind hier Staats- 
zuschüsse, Zuwendungen Dritter und Anliegerbeiträge in Abzug zu bringen. In den Bun- 
desländern, in den die Gemeinden die Wahl des Ausgangswertes erlauben, Kann für die 
Abschreibung entweder der Anschaffungs- oder Herstellungswert als Mindestwert oder der 
Wiederbeschaffungswert gewählt werden. (Näheres siehe unter "ABC des Gemeindehaushalts”) 
Siehe auch unter kalkulatorische Zinsen und Kalkulatorische Kosten. 

Absetzbarkeit, steuerliche 


Siehe auch unter Steuerliche Absetzbarkeit 
Absetzungen 


Wird die Abwassergebühr nach dem bezogenen Frischwasser (siehe auch Frischwassermaßstab) 
bemessen, so sind bestimmte Mengen, die nachweislich nicht in die Kanalisation eingeleitet 
werden, abzusetzen. Die Satzung Kann vorschreiben, daß eine Absetzung nur in Frage kommt, 
wenn bestimmte Mengen (z.B. 60 m3 pro Jahr und Grundstück) überschritten werden. In der 
Regel ist ein Antrag erforderlich. Beweispflichtig ist der Benutzer oder Abgabenpflichtige. Ei- 
ne Absetzung ist vor allem für Bäckereien, Getränkehersteller, Eisfabrikanten, Wäschereien, 
Gärtnereien und landwirtschaftliche Betriebe mit Großvieh vorgesehen. Die Gemeinden dürfen 
dabei in ihren Satzungen Pauschalierungen (z.B. nach Vieheinheiten oder nach Art der Be- 
triebe) vorsehen. 

Der Gebührenschuldner Kann auch durch den Einbau eines privaten Abwasserzählers die ge- 
naue Menge ermitteln. 


Abwasser 


Das im Haushalt, Gewerbe und Industrie gebrauchte und verunreinigte oder erwärmt abgelei- 
tete Wasser sowie Niederschlagswasser (z.B. Regen, Schnee von überbauten oder befestigten 
Grundstücksflächen), das vor Einleitung in die Gewässer in einer Kläranlage gereinigt werden 
muß. Bei Einleitung in eine öffentliche Kanalisation wird eine Entwässerungsgebühr erhoben. 


Abwasserabgabe 


Seit 1981 erheben die Länder eine Abwasserabgabe für in Gewässer eingeleitetes Schmutz- und 
Niederschlagswasser. Von der Abgabe soll der Anreiz ausgehen, den Gewässern weniger Schad- 
stoffe zuzuführen. Deshalb richtet sich die Höher der Abwasserabgabe nach der Schädlichkeit 
und der eingeleiteten Menge. Der jeweilige auf den Verschmutzungsgrad bezogene Abgaben- 
satz wird sich in nächsten Jahren laufend erhöhen, um damit den Anreiz zur ständigen Verbes- 
serung der Kläranlagen zu erreichen. Die Einnahmen sind zweckgebunden zum Bau von Klär- 
anlagen und anderer Vorkehrungen zum Gewässerschutz zu verwenden. Abgabenpflichtig ist, 
wer Abwasser einleitet. 
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Die Länder Können bestimmen, daß anstelle einzelner Einleiter die Gemeinde abgabenpflichtig 
sind. Für Haushaltungen, die an die öffentliche Kanalisation angeschlossen sind, sowie für sog. 
Kleineinleiter sind die Gemeinden abgabenpflichtig. Gemeinden Können ihre Abgabe auf die 
Verursacher, d.h. die angeschlossenen Grundstücke, umlegen. Die Abwasserabgabe wird dann 
mit der Entwässerung, getrennt ausgewiesen, erhoben. 

Nach dem geänderten Abwasserabgabengesetz des Bundes Können die Länder ab dem 1.1.1989 
bestimmen, unter welchen Voraussetzungen die Einleitung abgabenfrei bleibt. Dies soll der 
Fall sein, wenn der Bau der Abwasserbehandlungsanlage (Sickergrube) den allgemein aner- 
kannten Regeln der Technik entspricht und die ordnungsgemäße Schlammbeseitigung sicherge- 
stellt ist. 

Das Landeswassergesetz in Nordrhein-Westfalen läßt z.B. ab dem 1.1.1989 das Schmutz- 
wasser unberücksichtigt, das im Rahmen landesüblicher Bodenbehandlung auf landwirtschaft- 
lich, forstwirtschaftlich oder gärtnerisch genutzte Böden aufgebracht wird. 


Abwasseranfall 


Rund 80 - 90 % des von Haushalten und Unternehmen bezogenen Wassers wird wieder als 
Abwasser eingeleitet. Im Durchschnitt werden in der Bundesrepublik_pro Einwohner und Tag 
150 Liter (ohne Regenwasser) angesetzt. 


Abwasseranlage 
Siehe auch unter Entwässerungsanlage. 
Abwasserbeitrag 
Siehe auch unter Entwässerungsbeitrag. 
Abwassergebühr 


Sie wird für die Entwässerung jedes an die öffentliche Kanalisation angeschlossenen Grund- 
stücks erhoben. Die Gebührenpflicht entsteht nur, wenn das Grundstück an die Kanalisation 
angeschlossen ist. Die Höhe der Gebühr richtet sich nach einem Wahrscheinlichkeitsmaßstab, 
da die Anwendung eines Wirklichkeitsmaßstabes nicht praktikabel und realisierbar ist. In der 
Praxis hat sich der Frischwassermaßstab durchgesetzt. Danach richtet sich die Höhe der 
Gebühr nach der Menge aus der Wasserversorgung zugeführten Frischwassers. Eine gesonderte 
Berücksichtigung des abgeleiteten Regenwassers spielte bisher keine besondere Rolle. Nach 
neuerer Rechtsprechung (z.B. der OVG Münster) ist in Gebieten mit großen überbauten bzw. 
befestigten Grundstücksflächen die abgeleitete Regenwassermenge gesondert zu berücksichti- 
gen. 

Diese Forderung wird damit erklärt, daß bei großen befestigten bzw. überbauten Grundstücks- 
flächen (z.B. in Großstädten) der größte Teil des Regenwassers nicht mehr in die Erde ver- 
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sickert, sondern direkt in die Kanalisation eingeleitet wird. In solchen Fällen wird die Ent- 
wässerungsgebühr aufgeteilt in eine Frischwassergebühr und eine Regenwassergebühr, bei der 
ein fester Betrag pro qm überbauter bzw. befestigter Grundstücksfläche erhoben wird. 

Als sachgerechter Gebührenmaßstab ist auch der Einwohnergleichwert (EGW) anerkannt. Die 
Gemeinden erheben meist voll Kostendeckende Abwassergebühren; für die Einleitung des 
Straßenabwassers in die Kanalisation wird ein bestimmter Prozentsatz an den entstandenen 
Kosten abgesetzt (zwischen 10 und 20 % der Gesamtkosten der Entwässerung). 

Siehe auch unter Gemeindeanteil und Absetzungen. 


Abzugskapital 


Das Kapital, das bei der Berechnung der Kalkulatorischen Zinsen und für die Gebühren- 
bemessung nicht berücksichtigt werden darf (Zuschüsse für Staatsbeiträge, Spenden, Anlieger- 
beiträge, sonstige Zuwendungen Dritter). 


Siehe auch unter Kapitalverzinsung und Ertragszuschüsse. 
Aquivalenzprinzip 


Dies ist das im Gebührenrecht nach verfassungsrechtlichen Grundsätzen zu beachtende Gebot 
der Verhältnismäßigkeit. Diesem Prinzip entspricht im Gebührenrecht meist der Wirklichkeits- 
maßstab. Auch beim Wahrscheinlichkeitsmaßstab muß nach dem Aquivalenzprinzip zwischen 
der Gebühr und der von der Verwaltung erbrachten Leistung in Form einer Verwaltungs- 
tätigkeit oder der Inanspruchnahme von öffentlichen Einrichtungen ein angemessenes Ver- 
hältnis bestehen. Hier stehen die Kosten, die der Gemeinde entstehen, und der Vorteil, der dem 
Benutzer geboten wird, gegenüber. Es darf Kein Mißverhältnis zwischen erhobener Abgabe 
und der Leistung der Gemeinde bestehen. Die Berücksichtigung von Maßstäben, die mit der 
Inanspruchnahme der Einrichtung oder mit dem aus ihr entspringenden Vorteil sachlich nichts 
zu tun haben, ist unzulässig (z.B. Höhe des Einkommens, Familienstand, 
Vermögensverhältnisse). Wenn eine Gebühr (Eintrittsgeld) aus sozialen Gründen niedriger als 
dem Aquivalenzprinzip entsprechend angesetzt wird, so darf dieses nicht zu Lasten der ande- 
ren Gebührenzahler gehen, sondern muß durch Zuschüsse aus Steuermitteln abgedeckt werden. 


Akteneinsicht 


Die Verwaltungsverfahrensgesetzte der Länder räumen den Bürgern in bestimmtem Umfang 
das Recht zur Akteneinsicht ein. Die Verwaltungsbehörden haben die Pflicht, den Betroffenen 
die Akten zur Einsicht vorzulegen, soweit die Kenntnis der Akten zur Geltendmachung ihrer 
rechtlichen Interessen notwendig ist. 

Im Abgabenrecht ist die Pflicht der Gewährung der Akteneinsicht zwar ausgeschlossen, doch 
kann die Kommune in Einzelfällen diese gewähren. Sie muß jedoch beachten, daß das 
Steuergeheimnis gewahrt bleibt. Die Gemeinde sollte aber z.B. die Einsicht in die Rechnungen 
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für die Herstellung der Erschließungsanlagen sowie in die Zahl der Maßstabseinheiten ge- 
währen, damit der Bürger die Rechtmäßigkeit eines Beitragsbescheids überprüfen Kann. 
Sprechen Gründe des Datenschutzes dagegen, hat sie aber entsprechende Auskünfte zugeben. 
Die Ablehnung einer beantragten Akteneinsicht stellt einen Verwaltungsakt dar, der durch 
Widerspruch angefochten werden Kann. 


Anbaustraßen 


Nicht alle Gemeindestraßen sind beitragspflichtig. Für den Erschließungsbeitrag ist vielmehr 
entscheidend, daß die Straßen zum Anbau bestimmt sind. Die Anbaustraßen setzen voraus, daß 
an ihnen tatsächlich gebaut werden Kann und rechtlich gebaut werden darf bzw. das anliegen- 
de Grundstück gewerblich genutzt werden Kann. Von den Baugrundstücken muß ein Zugang 
zur Anbaustraße möglich und erlaubt sein. 


Anhängigkeit 


Anhängigkeit ist ein gerichtliches Verfahren, wenn ein Gericht mit ihm befaßt ist, also sobald 
ein Antrag, eine Klage oder ein Rechtsmittel bei dem Gericht eingereicht ist. Anhängigkeit ist 
von Rechtsanhängigkeit deshalb zu unterscheiden, weil sie früher eintritt und nicht unbedingt 
schon mit der Rechtsanhängigkeit endet. 

In außergerichtlichen Rechtsbehelfsverfahren ist ein förmlicher Rechtsbehelf dann anhängjig, 
wenn er bei der zuständigen Behörde eingegangen ist. 


Anliegerbeiträge 
Oberbegriff für Beiträge, die Grundstückseigentümer entrichten müssen, denen aus der An- 
schlußmöglichkeit an öffentlichen Einrichtungen und durch Straßenherstellungen sowie Stra- 


Renausbauten nicht nur vorübergehende Vorteile erwachsen. Darunter fallen im einzelnen: 


1. Erschließungsbeiträge 


DL 


Abwasser- (oder Kanal-) Anschlußbeiträge 


3 Wasserversorgungsanschlußbeiträge 

4. Straßen- (Aus-) Baubeiträge 

Er Fernheizanschlußbeiträge 

6. Beiträge für Energieversorgung (Strom, Gas); diese werden aber in der 


Praxis meist als privatrechtliche Baukostenzuschüsse erhoben. 
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Anrechenbarer Aufwand 


Beiträge dürfen nur für die Teile der Erschließungsanlage erhoben werden, die nötig sind, da- 
mit die Grundstücke baulich und gewerblich entsprechend den baurechtlichen Vorschriften 
(z.B. Bebauungsplan) genutzt werden Können. 


Siehe auch unter Beitragsfähige Erschließungsaufwendungen. 
Anschlußbeitrag 

Siehe auch unter Entwässerungsbeitrag. 

Anschlußleitung 


Verbindungsleitung für Wasserversorgung und Kanalisation (z.B. Wasserleitung von der Ver- 
sorgungsleitung der Gemeinde bis zum Wasserzähler). Diese Leitungen sind in einigen Gemein- 
den Teil des öffentlichen Netzes, in anderen müssen sie von den Grundstückseigentümern herge- 
stellt und unterhalten werden. 


Siehe auch unter Hausanschlußleitungen. 
Anschlußnehmer 


Der Anschlußnehmer (Anschlußinhaber) unterliegt den in der Satzung festgelegten Pflichten 
(z.B. Anschluß- und Benutzungszwang, Auskunfts- und Meldepflichten, Reinigung der 
Grundstücksentwässerungsanlagen, Gewährung von Zutritt für Gemeindebedienstete). Als 
Anschlußnehmer gilt der Grundstückseigentümer, bei einem Erbbaurecht der Erbbauberechtigte. 


Anschlußwert 


Rechnerische Größen (z.B. Einwohner) für die Kapazitätsplanung einer Abwasser-, 
Wasserversorgungs- oder Abfallanlage. 


Anschlußzwang 


Nach den Gemeindeordnungen haben die Gemeinden das Recht, die Benutzung ihrer öffentli- 
chen Einrichtungen durch Satzung zu regeln. Dabei Können die Gemeinden aus Gründen des 
öffentlichen Wohls durch Satzung für die in dem Gebiet gelegenen Grundstücke den Anschluß 
an die Wasserleitung, Abwasserbeseitigung, Abfallbeseitigung, Straßenreinigung, Fernwärme- 
versorgung und ähnliche der Volksgesundheit dienenden Einrichtungen vorschreiben. Voraus- 
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setzung hierfür ist ein dringendes öffentliches Bedürfnis. Fiskalische Gesichtspunkte allein 
rechtfertigen den Anschlußzwang nicht. Wenn jedoch aus finanziellen Gründen ohne An- 
schlußzwang eine notwendige Gemeindeeinrichtung nicht errichtet oder unterhalten werden 
könnte, ist der Anschlußzwang zulässig. Eine Befreiung vom Anschlußzwang in besonderen 


Fällen Kann die Satzung vorsehen. 
Siehe auch unter Benutzungszwang. 


Anteil der Gemeinde 
Siehe auch unter Gemeindeanteil. 
Anzeigepflichten 


In der Satzung festgelegte Pflichten, in bestimmten Fällen (z.B. Störungen und Schäden am 
Wasserzähler, Anzeige vor dem Beginn der Bauarbeiten und vor dem Zudecken der Grund- 
stücksentwässerungsanlagen) der Gemeinde Mitteilung zu machen. 


Art der baulichen Nutzung 


Die Art der Nutzung eines Grundstücks muß als Maßstab für die Berechnung der Erschlie- 
Rungsbeiträge zugrunde gelegt werden und sich in der Höhe der Beiträge auswirken. Unter der 
Art der Nutzung ist die Verwendung des Grundstücks für Wohnzwecke oder für Zwecke von 
Gewerbe und Industrie zu verstehen. Die Art der Nutzung ergibt sich in der Regel aus dem Be- 
bauungsplan. Bei Gebieten ohne Bebauungsplan fehlt allerdings eine formal festgelegte Nut- 
zungsart. In diesen Fällen ist an die vorhandene Bebauung anzuknüpfen. Die Art der bauli- 
chen Nutzung soll den Vorteil erfassen, der einem Beitragspflichtigen durch die Herstellung der 
Erschließungsanlage für sein Grundstück entsteht. 

Das Bundesverwaltungsgericht hält es im Regelfall für ausreichend, wenn mindestens die rein 
gewerblich oder industriell genutzten Grundstücke stärker belastet werden. Dies geschieht in 
den kommunalen Beitragssatzungen meist in der Weise, daß die überwiegend gewerblich oder 
industriell genutzten Grundstücke mit einem Zuschlag (z.B. 10 - 20 %) gegenüber den Wohn- 
grundstücken belastet werden. Der wirtschaftliche Vorteil, der sich aus der zulässigen Nut- 
zungsart ergibt, schwankt nach Größe und Struktur seiner Gemeinde sowie der Lage des 
Grundstücks im Gemeindegebiet. Die Gemeinde hat hier einen städtebaulichen Ermessens- 
spielraum. Das Bundesverwaltungsgericht hält neuerdings eine Zuschlag von 50 % für gewerb- 
lich und 100 % für industriell genutzte Grundstücke für zulässig. 


Siehe auch unter Maß der baulichen Nutzung und Verteilungsmaßstäbe. 


Eine Erschließungsbeitragssatzung, die Keine unterschiedlichen Maßstäbe für verschiedenartig 
nutzbare Grundstücke enthält, ist grundsätzlich nichtig. 
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Siehe auch unter Verteilungsmaßstäbe, Vollgeschoßmaßstab und Geschoßflächenmaßstab. 


Auch bei unaufschiebbaren Anordnungen und Maßnahmen von Polizeivollzugsbeamten sowie 
in wenigen besonders gesetzlich geregelten Fällen entfällt die aufschiebende Wirkung eines 
förmlichen Rechtsbehelfs. Es Kann trotz Einlegung eines Rechtsbehelfs die sofortige Vollzie- 
hung angeordnet werden, wenn übergeordnete Gründe des Gemeinwohls dies erfordern (siehe 
auch unter I. Einleitung, 1. Widerspruch und 6. Aussetzung der Vollziehung). 

In bezug auf Säumniszuschläge ist die Frage der aufschiebenden Wirkung in den Bundeslän- 
dern unterschiedlich geregelt. So hat der Rechtsbehelf gegen den Säumniszuschlag aufschieben- 
de Wirkung z.B. in Bayern, Baden-Württemberg, Hessen, Niedersachsen, Schleswig-Holstein 
und Rheinland-Pfalz. Keine aufschiebende Wirkung hat der Rechtsbehelf z.B. in Bremen und 
Nordrhein-Westfalen. 


Siehe auch unter Rechtsbehelfe und Rechtskraft. 
Ausbaubeitrag 


Allgemeine Bezeichnung für Beiträge nach den Kommunalabgabengesetzten für den Ausbau 
von Straßen, Wegen, Plätzen u. d. 


Ausgleichsbetrag 


Zur Finanzierung der Sanierung hat der Eigentümer eines im förmlich festgelegten Sanierungs- 
gebiets gelegenen Grundstücks einen Ausgleichsbetrag an die Gemeinde zu zahlen. Dieser Aus- 
gleichsbetrag soll der durch die Sanierung bedingten Werterhöhung des Grundstücks entspre- 
chen. 

Damit errechnet sich der Ausgleichsbetrag aus der Differenz zwischen dem Bodenwert des 
Grundstücks, wie er ohne geplante und durchgeführte Sanierung wäre (Anfangswert) und dem 
Bodenwert, der sich nach der Sanierung ergibt (Endwert). 

Die Gemeinde fordert den Ausgleichsbetrag durch Bescheid an. Er wird einen Monat nach Be- 
Kanntgabe des Bescheides fällig. Für die Erhebung des Ausgleichsbetrags ist eine Satzung nicht 
erforderlich, da das BaugB abschließende Regelungen trifft. In einem förmlich festgelegten 
Sanierungsgebiet finden die Regelungen des Erschließungsbeitragsrechts Keine Anwendung. 


Auskünfte 

Auskünfte der Gemeinde, die fälschlich eine Gebühren- oder Beitragsfreiheit in Aussicht stellen 
oder die Abgaben zu niedrig angeben, sind wegen des Verstoßes gegen die Gesetzmäßigkeit und 
Abgabengleichheit nichtig. 

Auskunftspflichten 
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$ 90 der Abgabenordnung (AO 77) verpflichtet die Beteiligten, alle für die Besteuerung erhebli- 
chen Tatsachen vollständig und wahrheitsgemäß offenzulegen und ihnen bekannte Beweis- 
mittel anzugeben. Diese Bestimmung gilt auch für Kommunale Gebühren und Beiträge. Es ist 
zweckmäßig, daß die Gemeinde in den Satzungen spezielle Auskunftspflichten festlegen. 
Umgekehrt sind die Gemeinden verpflichtet, dem Bürger, der einen Abgabenbescheid erhält, alle 
Auskünfte zu erteilen bzw. Einsicht in die Unterlagen zu gewähren, soweit dies erforderlich 
ist, um die Rechtmäßigkeit des Bescheides zu prüfen. Einschränkungen dieser Auskunftspflicht 
sind nur aus Gründen des Steuergeheimnisses und Datenschutzes anderer betroffener Bürger 
zulässig. 


Ausnutzbarkeit 
Siehe auch unter Nutzungsfaktor, Vollgeschoßmaßstab und Art der baulichen Nutzung. 
Aussetzung der Vollziehung 


Der Widerspruch gegen kommunale Abgaben hat grundsätzlich Keine aufschiebende Wirkung. 
Die Abgabe muß trotz des Widerspruchs gezahlt werden. Dies Kann durch einen Antrag auf 
Aussetzung der Vollziehung (Siehe auch 1. Einleitung unter “Wie Kann sich der Bürger gegen 
eine Abgabe wehren?” Ziffer 6 und 7) verhindert werden. 


Siehe auch unter Rechtsbehelfe und Verzinsung. 
Auswärtigenzuschlag 


Die Erhebung von Zuschlägen auf Benutzungsgebühren für Ortsfremde (bei Verwaltungsge- 
bühren und Beiträgen scheidet dies von vornherein wegen des Charakters dieser Abgaben aus) 
ist rechtlich umstritten und wird von der Rechtsprechung widersprüchlich beurteilt. Ein solcher 
Zuschlag Kann nur nach ausreichend sachlicher Rechtfertigung erhoben werden. Dies wäre z.B. 
bei einem Friedhof denkbar, wenn die Bestattungsmöglichkeiten zu gering sind. 


Baugebiete 


Im Bebauungsplan Kann die Gemeinde die für die Bebauung vorgesehenen Flächen nach der 
Art ihrer baulichen Nutzung als Baugebiete darstellen. Die wichtigsten Baugebiete sind: 
Kleinsiedlungsgebiete, reines Wohngebiet, besonderes Wohngebiet, Mischgebiet, Gewerbegebiet, 
Industriegebiet. Die mögliche bauliche Nutzung regelt im einzelnen für das jeweilige Gebiet die 
Baunutzungsverordnung,. 


Siehe auch unter künftige Baugebiete. 


Baugesetzbuch 
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Das Baugesetzbuch faßt in einem Gesetz das frühere Städtebauförderungsgesetz und das 
frühere Bundesbaugesetz zusammen. Das BauGB ist seit dem 1.7.1987 in Kraft und hat die 
beiden anderen Gesetze abgelöst. 

Das Baugesetzbuch enthält die wichtigsten Bestimmungen des Erschließungsbeitragsrechts in 
den $$ 123 bis 135 sowie in der Überleitungsvorschrift des $ 242. 


Bauleitpläne 


Die Bauleitplanung soll die städtebauliche Entwicklung ordnen. Die von der Gemeinde auf- 
gestellten Bauleitpläne haben die Aufgabe, die bauliche und sonstige Nutzung der Grund- 
stücke (siehe auch Art der baulichen Nutzung und Maß der baulichen Nutzung) in der 
Gemeinde zu ordnen und zu leiten. Als Bauleitplan stellen die Gemeinden bzw. 
Planungsverbände einen Flächennutzungsplan und einen Bebauungsplan auf. Der 
Flächennutzungsplan ist ein vorbereitender Plan, er umfaßt das gesamte Gemeindegebiet. Aus 
ihm wird der Bebauungsplan entwickelt, der einen verbindlichen Bauleitplan darstellt. So setzt 
der Bebauungsplan z.B. Art und Maß der baulichen Nutzung der Grundstücke im 
Bebauungsplan fest. 


Bauliche Nutzung 
Siehe auch unter Art und Maß der baulichen Nutzung. 
Baunutzungsverordnung 


Die Verordnung über die Nutzung der Grundstücke (Baunutzungsverordnung = BauNVO) 
vom 26.11.1968 enthält detaillierte Angaben über Art und Maß der baulichen Nutzung sowie 
über die Bauweise. Die Baunutzungsverordnung ergänzt die Vorschriften des Bundesbau- 
gesetzes. Bei unbeplanten Gebieten wird die Baunutzungsverordnung bei der Festlegung des 
Maßes der zulässigen baulichen Nutzung herangezogen. 


Baumassenzahl 


Die Baumassenzahl gibt an, wieviel Kubikmeter Baumasse je Quadratmeter Grundstücksfläche 
zulässig sind. Dabei ist die Fläche des Baugrundstückes maßgeblich, die überbaut werden darf. 
Sie wird im Bebauungsplan festgesetzt. 


Bebaubarkeit 


Der Erschließungsbeitrag und die übrigen Kommunalen Beiträge stellen auf die zulässige bauli- 
che oder gewerbliche Nutzung eines Grundstückes ab. Diese Festsetzung trifft der Bebauungs- 
plan. Ein im Bebauungsplan ausgewiesener Bauplatz unterliegt z.B. der Beitragspflicht auch 
dann, wenn der Eigentümer erklärt, daß er nicht bauen wolle. Es Kommt nur auf die Mög- 
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lichkeit der Bebaubarkeit an. Diese Möglichkeit darf aber nicht nur rechtlich, sondern muß 
auch tatsächlich gegeben sein. in diesem Zusammenhang bestimmt das BauGB, daß bauliche 
Vorhaben auf einem Grundstück, nur zulässig sind, wenn die Erschließung (siehe auch Er- 
schließungsanlagen) tatsächlich und rechtlich gesichert ist, d.h. wenn der Bau der erforderlichen 
Straßen, Kanäle, Wasseranschlüsse usw. in angemessener Zeit durchgeführt wird. 
Bebauungsplan 


Als verbindlicher Bauleitplan enthält er die rechtsverbindlichen Festsetzungen für die städte- 
bauliche Ordnung. Er bildet die Grundlage für weitere zum Vollzug des BauGB erforderliche 
Maßnahmen. Er wird aus dem Flächennutzungsplan entwickelt. In ihm werden Art und das 
Maß der baulichen Nutzung, die Bauweise, die Flächen für den Gemeindebedarf, die Verkehrs- 
flächen und anderes festgesetzt. Er wird vom Gemeinderat als Satzung beschlossen und nach 
seiner Genehmigung öffentlich bekannt gemacht. Der Bebauungsplan ist somit Gesetz im mate- 
riellen Sinn und Kann im Wege der Normenkontrolle überprüft werden. Die Gemeinde muß die 
Ziele und Zwecke der Planung darlegen. Sie muß die Entwürfe der Bauleitpläne mit Er- 
läuterungen und Begründungen für die Dauer eines Monats öffentlich auslegen und im Wege 
einer Anhörung Gelegenheit zur Äußerung und zur Erörterung geben. Während der Ausle- 
gungsfrist Kann jeder die Planung einsehen und Bedenken und Anregungen (das sind Keine 
Rechtsbehelfe) vorbringen. Die Gemeinde soll die Auswirkungen der Planung aufzeigen; dazu 
gehören auch die Kosten der Erschließung. Bauvorhaben sind nur zulässig, wenn sie den Fest- 
setzungen des Bebauungsplanes nicht widersprechen; hiervon hängt die Baugenehmigung ab. 
Während einer Planaufstellung ist ein Bauvorhaben nur dann zulässig, wenn nach dem Stand 
der Planungsarbeiten anzunehmen ist, daß dies den Künftigen Festsetzungen des Bebauungs- 
planes nicht widersprechen wird. 


Befreiungen 


von der Abgabenpflicht sind gesetzlich oder durch Satzung geregelt. Im Landesgebührengesetz 
gibt es die sachliche Gebührenfreiheit, etwa auf dem Gebiet der Sozialhilfe, und die persönliche 
Gebührenfreiheit. Befreiungen sind teils von Amts wegen zu beachten oder auf Antrag zu ge- 
währen. Die Tatbestände von sachlicher und persönlicher Freiheit sind auch im Kommunal- 
abgabengesetz geregelt. Ebenso kann der Ortsgesetzgeber (Gemeinderat) im Rahmen seines (ört- 
lich) gesetzgeberischen Ermessens weitere Tatbestände von Gebührenbefreiungen oder Ermä- 
Pigungen schaffen. Die einmal festgelegte Gebührenbefreiung Kann nicht dadurch umgangen 
werden, daß für die bloße Mitteilung der gebührenfreien Entscheidung wiederum eine Gebühr 
gefordert wird. Die nach außen wirkende Erklärung ist von der zugrundeliegenden Ent- 
scheidung nicht zu trennen 


Begrünung 


Grünflächen entlang der Straße oder an besonderer Stelle innerhalb des Baugebietes gehören heu- 


te zu einer modernen städtebaulichen Erschließung. Grünanlagen müssen aber in einer räum- 
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lichen Beziehung zu dem betreffenden Erschließungsgebiet stehen. Eine Beitragspflicht entfällt, 
wenn diese Anlage nach ihrer Ausdehnung offensichtlich den Einwohnern der gesamten 
Gemeinde oder eines Ortsteils dienen. Nach der Rechtsprechung gelten Grundstücke durch eine 
Grünanlage “erschlossen”, die in nicht weiter als 200 m von der Anlage entfernt sind. In Aus- 
nahmefällen Kann wegen besonderer örtlicher Verhältnisse und Lage der Abstand größer sein. 
Siehe auch unter Grünflächen. 


Behältertarif 

Müllgebühr, bei der sich der Maßstab nach dem Fassungsvermögen des Müllgefäßes richtet. 
Siehe auch unter Müllgebühr. 

Beitragsbescheid 


Die Gemeinden fordern einen Beitrag durch schriftlichen Bescheid an. Dieser Bescheid wird 
dem Beitragsschuldner bekannt gemacht oder in bestimmten Fällen auch förmlich zugestellt. 
Der Beitragsbescheid ist ein Verwaltungsakt, gegen den der Betroffene Widerspruch einlegen 
oder später vor dem Verwaltungsgericht erheben Kann. Insbesondere muß der Bescheid folgende 
Voraussetzungen erfüllen: 


Er muß die Behörde bezeichnen, die ihn erlassen hat. 

Genaue Bezeichnung des Beitragsschuldners. Ein zusammengefaßter Bei- 
tragsbescheid an mehrere Beitragsschuldner muß jeden ausreichend be- 
zeichnen. 

Die verlangte Abgabe muß nach Art und Betrag eindeutig ersichtlich sein. 
Bei grundstücksbezogenen Beiträgen ist das Grundstück genau zu be- 
zeichnen, in der Regel entsprechend den Bezeichnungen im Grundbuch. 
Die wesentlichen Grundlagen der Berechnung der Abgabe und die genaue 
Bezeichnung der Maßnahme, für die die Abgabe erhoben wird, müssen 
ausreichend beschrieben werden. 


Siehe auch unter Abgabenbescheid. 
Beitragserhebungspflicht 


$ 127 Abs. 1 BauGB verpflichtet die Gemeinde zur Erhebung eines Erschließungsbeitrags. Für 
Versorgungs- und Entsorgungseinrichtungen erheben die Gemeinden aufgrund der Länderkom- 
munalabgabengesetze Beiträge. Bei dem öffentlichen Verkehr gewidmeten Straßen, Wegen und 
Plätzen werden für die Erweiterung und Verbesserung Beiträge nach den Kommunalab- 
gabengesetzen der Länder erhoben. In der Praxis besteht auch hier eine Beitragserhebungs- 
pflicht. 
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Beitragsfähige Erschließungsanlagen 


Die Gemeinde erhebt nicht für alle Erschließungsanlagen Erschließungsbeiträge. Der Erschlie- 
fungsbeitrag erfaßt nur die Kosten der erstmaligen Herstellung. Für die Versorgungs- und 
Entsorgungseinrichtungen richtet sich die Erhebung der Beiträge nach den Kommunalabgaben- 
gesetzen und der jeweiligen örtlichen Satzung. Zu den Erschließungsanlagen nach BauGB sie- 
he auch unter Erschließungsanlagen. 


Beitragsfähige Erschließungsaufwendungen 


Die Gemeinde darf nicht in allen Fällen den gesamten Aufwand für die beitragsfähigen Er- 
schließungsanlagen umlegen. $$ 127-129 BauGB erklären abschließend folgende Aufwen- 


dungen für beitragsfähig: 


1, Grunderwerb 
Verkehrswert des von der Gemeinde bereitgestellten Geländes zum Zeit- 
punkt der Bereitstellung. 


3. Kosten der Freilegung (z.B. Beseitigung von Zäunen, Bäumen). 
4. Erstmalige Herstellung von 
- Fahrbahnen 
Gehwegen 
Radwegen 


Parkflächen und Grünanlagen als Bestandteil von Verkehrsan- 
lagen oder falls nach städtebaulichen Grundsätzen innerhalb der 
Baugebiete zu deren Erschließung notwendig 
Straßenentwässerung 

Straßenbeleuchtung 

Anlagen zum Schutz von Baugebieten gegen schädliche Um- 
welteinwirkungen (z.B. Lärmschutzwälle) 


#, Kosten der Übernahme der von Dritten hergestellten Erschließungsanla- 
gen 
6. Kreditzinsen für die Vorfinanzierung der Erschließungsanlagen 


Die Beitragspflicht für Kinderspielplätze ist mit Geltung des BauGB ab 1. Juli 1987 entfallen. 


Den Aufwand für Brücken, Tunnels und Unterführungen (mit überörtlicher Bedeutung) sowie 
Normalbreiten von Ortsdurchfahrten im Zuge von Bundes-, Landes- und Kreisstraßen (Land- 
straßen zweiter Ordnung) dürfen die Gemeinden nicht in den Erschließungsbeitrag einrechnen. 

Die Gemeinde darf nach $ 129 Abs. 1 BauGB nur solche Aufwendungen, die für die Erschlie- 
fung eines Baugbietes tatsächlich notwendig sind, umlegen. Sie Kann zwar ihre Straßen so 
breit und teuer bauen, wie sie es für erforderlich hält. Die Grundstückseigentümer dürfen zu 
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den Abgaben für diese Straßen aber nur insoweit herangezogen werden, als diese zur Er- 
schließung der baulich oder gewerblich zu nutzenden Fläche notwendig sind. Jede Gemeinde 
legt deshalb in ihrer Erschließungsbeitragssatzung für die einzelnen Straßenarten bestimmte 
Kriterien (z.B. für die Straßenhöchstbreiten) fest. Überschreitet sie diese, so darf sie den dafür 
anfallenden Mehrbedarf nicht in die Beiträge einrechnen. 

Für Beiträge nach den Kommunalen Abgabengesetzen ist in diesen Gesetzen nicht ausdrücklich 
geregelt, welche Aufwendungen der Gemeinde in einzelnen beitragsfähig sind. Allerdings sind 
hier die wesentlichsten Gesichtspunkte aus dem Erschließungsbeitragsrecht zu übernehmen. 
Entscheidend für die Beitragsfähigkeit von Aufwendungen ist stets, ob sie für Arbeitsvorgänge 
entstehen, die sich unmittelbar auf den Ausbau der Anlage (z.B. Straßen, Wege und Plätze) be- 
ziehen und die programmgemäße Durchführung der Maßnahmen erforderlich sind. Aufwen- 
dungen, die lediglich anläßlich der Ausbaumaßnahme entstehen (z.B. Aufstellung von Ver- 
kehrszeichen) sind nicht beitragsfähig. Der Aufwand muß an der öffentlichen Straße der son- 
stigen Anlage selbst entstanden sein; Kosten für Folgemaßnahmen an anderen Grundstücken 
(z.B. Tieferlegen von baulichen Anlagen auf Anliegergrundstücken) sind nicht beitragsfähig. 
Die Gemeinde bestimmt nach ihrem Ermessen, welche Einzelarbeiten erforderlich sind, um das 
mit dem Ausbau verfolgte Ziel zu erreichen. 

Die Höhe der für die von der Gemeinde für erforderlich gehaltenen Arbeiten entstandenen 
Kosten haben die Beitragspflichtigen grundsätzlich hinzunehmen. Die Zahlung Kann nicht mit 
der Begründung abgelehnt werden, die Gemeinde hätte die Maßnahmen wirtschaftlicher durch- 
führen Können. Etwas anderes Kommt nur ausnahmsweise dann in Betracht. wenn sich die 
Gemeinde bei der Vergabe der Aufträge oder bei der Ausführung der Baumaßnahmen offen- 
sichtlich nicht an das Gebot der Wirtschaftlichkeit gehalten hat und dadurch die Kosten in für 
die Gemeinde erkennbarer Weise eine grob unangemessene Höhe erreichen, d.h., die Kosten sind 
sachlich völlig unvertretbar. 


Beitragspflicht 


Die Erschließungsbeitragspflicht entsteht mit der endgültigen Fertigstellung der Erschlie- 
Pungsanlage (Siehe auch unter endgültige Fertigstellung). Das BauGB verlangt nicht, daß die 
Grundstücke bereits bebaut sind oder daß der Bauherr mit einem Bauvorhaben beginnt. Auch 
die Erteilung der Baugenehmigung spielt Keine Rolle, ausgenommen bei der Erhebung von Vor- 
ausleistungen. Der Beitragspflicht unterliegen Grundstücke, für die der Bebauungsplan eine 
baulich oder gewerbliche Nutzung festsetzt. Fehlt ein solcher Bebauungsplan. dann unterlie- 
gen solche Grundstücke der Beitragspflicht, die nach der Verkehrsauffassung Bauland sind und 
nach der geordneten baulichen Entwicklung der Gemeinde zur Bebauung anstehen. 

Die Gemeinde muß die Merkmale der endgültigen Herstellung einer Erschließungsanlage in der 
Erschließungsbeitragssatzung allgemein festlegen. Eine Erschließungsanlage ist noch nicht 
fertiggestellt, wenn die im Bebauungsplan vorgesehene Straßenbreite noch nicht vorhanden ist. 
Im Interesse der Rechtsklarheit geben Gemeinden oft öffentlich bekannt, wann bestimmte 
Erschließungsanlagen als endgültig hergestellt anzusehen sind. 

Bei Entwässerungs-, Wasseranschluß- und Fernheizbeiträgen entsteht die Beitragspflicht, so- 
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bald das Grundstück an diese Einrichtungen angeschlossen werden Kann. Der Beitragspflicht 
unterliegen aber auch solche Grundstücke, die nicht baulich oder gewerblich nutzbar sind, 
wenn sie an die Entwässerung oder an die öffentliche Wasserversorgung angeschlossen sind 
(z.B. Weingärten, landwirtschaftliche Grundstücke, Gartenbaubetriebe). 

Voraussetzung für das Entstehen der Beitragspflicht ist das Vorliegen einer gültigen Satzung 
der Gemeinde. Da einzelne Satzungsmängel, die nicht zur Unwirksamkeit der gesamten 
Satzung führen, rückwirkend geheilt werden Können, Kann auch bei fehlerhaften Satzungen 
die Beitragspflicht entstanden sein. 


Siehe auch unter Rückwirkung, Entstehen der Beitragspflicht und Kostenspaltung. 
Beitragsspaltung 


Bei der Entwässerung errichten die Gemeinden die öffentlichen Einrichtungen nicht in einem 
Zuge, sondern über Jahre hinweg (z.B. zuerst mechanischer, dann biologischer und später che- 
mischer Teil des Klärwerks). Soweit solche Teile einer öffentlichen und beitragsfähigen 
Einrichtung für sich selbständig nutzbar sind, Können die Gemeinden dafür Teilbeträge erhe- 
ben. Dies ist in der Satzung zu regeln. Die Schuld für den Teilbetrag entsteht, sobald das 
Grundstück an den Teil der Einrichtung angeschlossen werden Kann. 


Siehe auch unter Kostenspaltung und Teilbeträge. 
Beitragspflichtige Grundstücke 


Beitragspflichtig sind nur Grundstücke, die nach dem Bebauungsplan oder aufgrund bereits 
vorhandener Bebauung baulich oder gewerblich genutzt werden dürfen. Erschlossene Grund- 
stücke, für die eine bauliche oder gewerbliche Nutzung nicht festgesetzt ist, sind nur beitrags- 
pflichtig, wenn sie nach der Verkehrsauffassung Bauland sind und zu Bebauung anstehen. Es 
gibt erschlossene Grundstücke die nicht beitragspflichtig sind, z.B. solche, die mit Bauverbot 
belegt sind. 


Siehe auch unter Beitragspflicht und Wirtschaftliche Einheit. 
Beitragspflichtiger 


ist der Eigentümer des Grundstücks, beim Erbbaurecht der Erbbauberechtigte. Für den 
Erschließungsbeitrag bestimmt $ 134 Abs. 1 des BauGB ausdrücklich, daß derjenige persönlich 
beitragspflichtig ist, der zur Zeit der Zustellung des Beitragsbescheides Grundstückseigentümer 
bzw. Erbbauberechtigter ist. Für Beiträge nach den Kommunalabgabengesetzten der Länder 
gilt zunächst grundsätzlich derjenige als Beitragspflichtiger, der zur Zeit des Entstehens der 
sachlichen Beitragspflicht (z.B. Zeitpunkt der Möglichkeit des Anschlusses an eine Anlage 
bzw. deren Nutzung) Grundstückseigentümer bzw. Erbbauberechtigter ist. Dies ist z.B. im 
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Kommunalabgabengesetz des Landes Bayern ausdrücklich festgeschrieben. Nach den Kom- 
munalabgabengesetzen anderer Länder (z.B. Nordrhein-Westfalen) Kann die Gemeinde nach 
dem BauGB denjenigen zum Beitragspflichtigen bestimmen, der zum Zeitpunkt der Zustellung 
des Bescheides Grundstückseigentümer bzw. Erbbauberechtigter ist. Dies muß jedoch in der 
Ortssatzung ausgesprochen sein. 

In Hessen, Niedersachsen, Rheinland-Pfalz und Saarland bestimmt das KAG, daß der Zeit- 
punkt der Zustellung des Bescheides entscheidend ist. 

Siehe auch unter Entstehen des Bescheides und Endgültige Herstellung. 


Beitragssatzung 


Spezielle Abgabensatzung zur Erhebung von Erschließungs- oder Entwässerungs- oder Was- 
seranschluß- oder Straßenbaubeiträgen. Diese Satzungen stellen verbindliches Ortsrecht dar. 
Zweckmäßigerweise halten sich die Gemeinden weitgehend an Satzungsmuster, die von den 
Innenministern oder den Kommunalen Landesverbänden (Gemeindetag, Städtetag, Städte- oder 
Gemeindebund) ausgearbeitet wurden. Solche Satzungsmuster sind auf Keinen Fall verbindlich 
für den Ortsgesetzgeber. 


Siehe auch unter Satzung. 

Bekanntgabe 

Siehe auch unter Zustellung 

Bekanntmachung 

Siehe auch unter Öffentliche Bekanntmachung 

Beleuchtung 

Der Grundstückseigentümer muß auf seinem Grundstück das Anbringen von Haltevor- 
richtungen und Leitungen für die Beleuchtungskörper der Straßenbeleuchtung dulden. Die 
Kosten der erstmaligen Herstellung der Straßenbeleuchtung sind beitragspflichtiger Erschlie- 
Pungsaufwand. 

Während die Kosten für die spätere Instandhaltung der Straßenbeleuchtung nicht auf den 
Grundstückseigentümer umgelegt werden Können, ist dies auch bei einer späteren nachhaltigen 
Verbesserung der Straßenbeleuchtung durch Erhebung eines Beitrags möglich, sofern die Kom- 
munalabgabengesetze der einzelnen Bundesländer dazu ermächtigen. 


Bemessung der Abgaben 


Das im Beitrags- und Gebührenrecht geltende Äquivalenzprinzip fordert die Verhältnis- 
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mäßigkeit zwischen der Leistung der Gemeinde und der finanziellen Gegenleistung des Ab- 
gabepflichtigen. Der Gleichheitsgrundsatz gebietet, daß wesentlich Gleiches und wesentlich 
Ungleiches unterschiedlich zu behandeln ist. Dieses Prinzip berührt die Gebühren und Bei- 
tragspflichtigen untereinander; es bedeutet, daß nur bei gleichem Vorteil und bei gleichem Be- 
nutzungsumfang gleich hohe Beiträge oder Gebühren angesetzt werden dürfen. Sind wesentli- 
che Unterschiede vorhanden, so muß die Gemeinde differenzieren. Sie darf also z.B. nicht für 
alle Grundstückseigentümer ohne Rücksicht auf die zulässige bauliche oder gewerbliche Nut- 
zungsmöglichkeit einen einheitlichen Erschließungs- oder Entwässerungsbeitrag verlangen. 
Dies würde zu dem absurden Ergebnis führen, daß der Eigentümer eines Hochhauses genauso- 
viel zu entrichten hätte wie der Besitzer eines Kleinen Grundstücks, auf dem er nur ein Kleines 
Haus errichten darf. Bei etwa gleichgroßer Grundstücksgröße und etwa gleichgroßer baulicher 
Nutzung darf der Betrag nicht wesentlich unterschiedlich sein. Die Ausführungen gelten auch 
für die Gebühren. Das BauGB stellt den Gemeinden drei Möglichkeiten für die Beitragsbe- 
messung zur Wahl (siehe auch Verteilungsmaßstäbe), wobei auch eine Kombination möglich ist. 
Dabei hat sich als Maßstab die Geschoßfläche für das Maß der baulichen Nutzung besonders 
bewährt (die Art der Nutzung wird oft mit einem Zuschlag für überwiegend industrielle und 
gewerbliche Nutzung angesetzt). Für die übrigen Beiträge benennen die Kommunalabgaben- 
gesetze Keine Konkreten Maßstäbe, sondern verpflichten die Gemeinden lediglich, bei der Bei- 
tragsbemessung die entstehenden Vorteile für die Grundstückseigentümer zu berücksichtigen. 
Aus Gründen der Praktikabilität legen die meisten Gemeinden bei der Bemessung der Wasser- 
anschluß- und Abwasserbeiträge den selben Maßstab wie beim Erschließungsbeitrag zugrunde. 
Der Gleichheitsgrundsatz und das Aquivalenzprinzip gelten auch für die Bemessung der Ver- 
waltungs- und Benutzungsgebühren. Die Verwaltungsgebühren werden nach dem der betref- 
fenden Behörde entstehenden Verwaltungsaufwand bemessen. Eine detaillierte Kostener- 
mittlung in jedem Einzelfall wäre zu aufwendig wäre, Kann die Gebühr nach dem durch- 
schnittlichen Verwaltungsaufwand für derartige Amtshandlungen festgesetzt werden. Die Fi- 
nanzministerien der Bundesländer geben für den staatliche Bereich Pauschalsätze (z.B. Per- 
sonalkosten je Stunde, Kosten der Diensträume usw.) an, die auch von den Gemeinden ange- 
wendet werden können. 

Daneben sind weiterhin das wirtschaftliche oder sonstige Interesse des Gebührenpflichtigen zu 
berücksichtigen. Dieses Interesse wird als Geldwert ausgedrückt, der sich nach dem Wert des 
Gegenstandes (z.B. bei Baugenehmigungsgebühren), nach der Geltungsdauer des Vorteils (z.B. 
Sperrzeitverkürzung) oder nach erzielbaren wirtschaftlichen Vorteilen (z.B. Umsatzstei- 
gerungen, Gewinne) richtet. 

Bei den Benutzungsgebühren muß die Gemeinde oft ebenfalls wie bei den Beiträgen auf einen 
Wahrscheinlichkeitsmaßstab zurückgreifen, weil ein Wirklichkeitsmaßstab zu aufwendig wäre. 
Als Wirklichkeitsmaßstab bietet sich bei den Wassergebühren die tatsächlich bezogene Wasser- 
menge nach Maßgabe der Messungen von Wasseruhren an. Bei den Abwassergebühren scheidet der 
Wirklichkeitsmaßstab aus, weil nicht nur die Menge der in das Kanalnetz eingeleiteten Abwässer, 
sondern auch der Grad und die Art der Verschmutzung exakt gemessen werden müßten. Die Ge- 
meinden legen deshalb den Frischwassermaßstab zugrunde. Auch bei den Müllgebühren ist nur ein 
Wahrscheinlichkeitsmaßstab (z.B. Größe der Müllgefäße, Personentarif, Haustarif) praktikabel. 
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Dasselbe gilt für die Gehwegsreinigungsgebühr und für die Straßenreinigungsgebühren, bei denen 
meist der Frontmeter Maßstab ist bzw. die Fläche zugrunde gelegt wird, die die Anlieger reinigen 
müßten, wenn ihnen die Gemeinde diese Aufgabe nicht abgenommen hätte. 


Bemessungsgrundlage 


Merkmal des Abgabengegenstandes ist, mit dessen Hilfe der Abgabenmaßstab ermittelt wird 
(z.B. Einheitswert bei der Grundsteuer). 


Siehe auch Bemessung der Abgaben und Verteilungsmaßstab. 
Benutzungsgebühren 


Benutzungsgebühr ist eine Geldleistung, die von einer Gemeinde oder einem Gemeindeverband 
als Gegenleistung für die Inanspruchnahme einer öffentlichen Einrichtung oder Anlage, die 
vorwiegend im öffentlichen Interesse vorgehalten bzw. unterhalten wird, erhoben wird. Ob die 
Einrichtung freiwillig oder zwangsweise (aufgrund von Anschlußzwang) benutzt wird, ist 
nicht entscheidend (siehe auch 1. Einleitung). Benutzungsgebühren dürfen nur aufgrund einer 
Satzung erhoben werden, die den Kreis der Gebührenschuldner, den die Gebühr begründenden 
Tatbestand, Maßstab und Satz der Gebühr sowie den Zeitpunkt ihrer Fälligkeit regelt. Im 
übrigen gelten auch hier das Aquivalenzprinzip und das Kostendeckungsprinzip. 


Benutzungszwang 


Die Gemeinde Kann durch Satzung die Benutzung der Wasserleitung, Abwasser- und Abfall- 
beseitigung, Fernwärmeversorgung und ähnlicher der Volksgesundheit dienender Einrichtun- 
gen vorschreiben. Der Benutzerzwang ist nur bei öffentlichen Einrichtungen zulässig, die der 
Volksgesundheit dienen, wenn ein öffentliches Interesse vorliegt. Damit soll erreicht werden, 
daß z.B. Gefahren für Gesundheit (z.B. sauberes Trinkwasser) und Schäden für die Allge- 
meinheit (z.B. einwandfreie Abwasser- und Abfallbeseitigung) ausgeschlossen werden. Die 
Satzung kann Ausnahmen von dem Benutzerzwang vorsehen (z.B. wenn die gemeindliche 
Einrichtung den Anforderungen eines bisherigen Selbstversorgers nicht gerecht werden Kann). 


Siehe auch unter Anschlußzwang. 
Bereitstellungsgebühren 


Da Benutzungsgebühren nur für die tatsächliche Inanspruchnahme einer Einrichtung erhoben 
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werden dürfen, kommt die Erhebung von Bereitstellungsgebühren nur in Ausnahmefällen in 
Frage. Dies ist bei einer Privatwasserversorgung zulässig, wenn daneben noch ein “Reserve- 
anschluß” an die öffentliche Wasserversorgung besteht. 


Besondere Wegebeiträge 


Nach den Kommunalabgabengesetzen in Nordrhein-Westfalen, Niedersachsen, Schleswig-Hol- 
stein und Saarland Können die Gemeinden für Straßen und Wege, die nicht dem öffentlichen 
Verkehr gewidmet sind (hierzu gehören in erster Linie land- und forstwirtschaftliche Wirt- 
schaftswege) und die wegen der mit ihnen bezweckten Ausbeutung (z.B. Kiesanbau) oder Be- 
wirtschaftung von Grundstücken oder im Zusammenhang mit einem gewerblichen Betrieb au- 
Bergewöhnlich beansprucht werden und deshalb Kostspieliger ausgebaut werden müssen, die 
Mehraufwendungen von den Grundstückseigentümern oder Unternehmen als besondere Wege- 
beiträge erheben. Entscheidend dabei ist, daß die außergewöhnliche Beanspruchung den Kost- 
spieligeren Ausbau erforderlich macht. Diese Beiträge sind nach dem verursachten Mehrauf- 
wendungen zu bemessen. Beitragspflichtig ist der Grundstückseigentümer bzw. der Berechtigte 
zur Führung des gewerblichen Betriebes, der die Straße bzw. der Berechtigte beansprucht. Die 
Erhebung besonderer Wegebeiträge setzt das Bestehen einer gültigen Satzung voraus. In Ba- 
den-Württemberg besteht die Möglichkeit, nach dem Straßengesetz solche Mehraufwendungen 
vom Verursacher zu verlangen. 


Bestandskraft 


Bestandskraft im Abgabenrecht bedeutet, daß ein Bescheid wegen Ablaufs bestimmter Fristen 
nicht mehr angefochten werden Kann. Dann Kommt es nicht mehr darauf an, ob der Bescheid in 
der Sache richtig ist bzw. mit den gesetzlichen Vorschriften übereinstimmt. Unabhängig von 
diese Frage ist er endgültig bestandskräftig und damit die Rechtsgrundlage für die Gemeinde 
zur Vollstreckung aus dem Bescheid. Nur in wenigen Ausnahmefällen ist noch eine Über- 
prüfung des Bescheides zu erreichen. 


Siehe auch unter Wiedereinsetzung in den vorigen Stand, Nacherhebung und Rechtskraft. 
Biochemischer Sauerstoffbedarf 

benennt die Sauerstoffmenge in mg/l, die zur biologischen Zersetzung des abbaubaren organi- 
schen Anteils der Verunreinigung des Wassers verbraucht wird. In der Praxis wird der auf 5 
Tage bezogene Sauerstoffbedarf mit der Bezeichnung BSB 5 angegeben. 

Biologische Reinigung 


Verfahren zur Reinigung von Gewässern, in denen ein großer Teil der organischen Schmutz- 
stoffe bei ausreichender Zufuhr von Sauerstoff durch Mikroorganismen abgebaut wird. In Ver- 
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bindung mit der mechanischen Vorreinigung wird in Kläranlagen ein Abbau der Verschmut- 
zung bis zu 95 Prozent erreicht. 


Brücken 


Das BauGB bestimmt ausdrücklich, daß Brücken sowie Tunnels und Unterführungen mit den 
dazugehörigen Rampen nicht als Kosten einer Erschließungsanlage auf die Grundstücks- 
eigentümer umgelegt werden Können. Das gleiche gilt in der Regel für Beiträge nach den KAG. 
Siehe auch unter beitragsfähige Erschließungsaufwendungen. 


Bundesbaugesetz 


Das Bundesbaugesetz (BBauG) in der Fassung vom 18.6.1976, regelt in den $$ 127 bis 135 
den Erschließungsbeitrag. Das Bundesbaugesetz ist zum 1.7.1987 außer Kraft gesetzt und 
durch das Baugesetzbuch abgelöst. 


Siehe auch unter Baugesetzbuch. 
Chemische Reinigung 


Teil der Abwasserreinigungsanlage (Klärwerk), in dem Abwasser mit chemischen Substanzen 
entgiftet und schädliche Schwebestoffe durch chemische Zusätze entfernt werden. 


Dingliche Haftung 


Der Erschließungsbeitrag und die übrigen Anliegerbeiträge ruhen auf dem Grundstück als 
öffentliche Last. Der jeweilige Grundstückseigentümer ist ähnlich wie bei einer eingetragenen 
Hypothek oder Grundschuld verpflichtet, die Geltendmachung der dinglichen Haftung auch 
dann zu dulden, wenn er nicht persönlicher Schuldner der Beiträge ist. Deshalb sollte sich ein 
Grundstückskäufer stets vor dem Kaufabschluß erkundigen, ob bereits Beiträge angefallen und 
noch nicht bezahlt sind. 


Dorfgebiet 


Festlegung der baulichen Nutzung eines Baugebietes, das vorwiegend der Unterbringung land- 
und forstwirtschaftlicher Betriebe und dem Wohnen dient. 


Duldung 


Der Eigentümer eines Grundstücks muß die Zwangsvollstreckung in den Grundbesitz bei sol- 
chen Abgaben dulden, die als öffentliche Last auf dem Grundbesitz ruhen (dingliche Haftung). 
Weitere Duldungspflichten, z.B. den Zutritt zum Grundstück, zum Ablesen eines Wasser- 
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zählers usw., legen die Gemeinden in der Satzung fest. 
Eckgrundstücke 


Als Eckgrundstücke gelten Grundstücke, die durch mehrere Straßen erschlossen werden. Somit 
zählen zu den Eckgrundstücken nicht nur die, die an einer Kreuzung von zwei Straßen liegen, 
sondern auch die, die zwischen zwei Straßen liegen und von ihnen erschlossen sind. Im Er- 
schließungsbeitragsrecht ist es zulässig, für jede dieser Erschließungsanlagen den vollen Beitrag 
zu erheben. Andererseits ist es den Gemeinden auch gestattet, besonders bei Wohngrundstücken 
eine Eckgrundstücksermäßigung vorzusehen. 

Dies wird in der Erschließungsbeitragssatzung der Gemeinde bestimmt. Solche Ermäßigungen 
können ohne Rücksicht auf Art der baulichen oder gewerblichen Nutzung der Grundstücke 
vorgesehen oder aber auch die Ermäßigung nur auf Wohngrundstücke beschränkt werden. Die 
Beschränkung auf Wohngrundstücke ist zulässig, weil die Rechtsprechung davon ausgeht, daß 
gewerblich genutzte Grundstücke von der Mehrfacherschließung einen größeren Vorteil haben 
können als Wohngrundstücke. Die satzungsmäßigen Vergünstigungen dürfen die übrigen An- 
lieger in Erschließungsbeitragsrecht zusätzlich belasten. Der Umfang der Eckgrundstücks- 
ermäßigung ist durch die Rechtsprechung in der Weise begrenzt worden, daß die Anlieger, deren 
Grundstücke durch die Erschließungsanlage erschlossen wurden, um nicht mehr als 50 Prozent 
des Beitrags belastet werden, den sie ohne die Eckermäßigungsregelung zu tragen hätten. 

Die Eckgrundstücke selbst müssen aber so belastet werden, daß die Höhe des Beitrags nicht un- 
ter dem liegt, den sie ohne Ecklage zutragen hätten. 

Die Ermäßigungsregelung Kann z.B. so aussehen, daß Eckgrundstücke, die zu verschiedenen 
Abrechnungsgebieten gehören, zu jedem dieser Abrechnungsgebiete in dem Verhältnis herange- 
zogen werden, in dem die Grundstücksbreiten (Frontmeterlängen) an den Erschließungsanlagen 
zueinander stehen. 

Beispiel: Das Eckgrundstück E liegt mit 20 Metern Grundstücksbreite an der Straße A und 
mit 30 Metern Grundbreite an der Straße B. Für das Grundstück legt der Bebauungsplan die 
Geschoßflächenzahl mit 0,8 fest. Die beitragsfähige Geschoßfläche errechnet sich dann aus der 
Grundstücksfläche mit 600 qm x.0,8 = 480 qm. Diese Geschoßfläche ist der Verteilungsmaßstab 
für die Aufteilung der Erschließungsbeiträge unter dem einzelnen Beitragspflichtigen. Beim 
Eckgrundstück E wird dann die beitragspflichtige Geschoßfläche von 480 qm im Verhältnis 
20:50 (= 40 %) auf die Straße A und 30:50 (= 60 %) auf die Straße B aufgeteilt. Das Grund- 
stück E wird somit zu den Herstellungskosten für die Straße A mit 192 qm Geschoßfläche (40 
% aus 480) und mit 288 qm Geschoßfläche zur Straße B (60 % aus 480) herangezogen. 

Beim Erschließungsbeitrag wird das Eckgrundstück bei Abrechnung einer Erschließungseinheit 
nur einmal herangezogen. 

Bei Geschäftsgrundstücken oder sonst überwiegend gewerblich oder industriell genutzten 
Grundstücken sehen die Gemeinden in ihren Erschließungsbeitragssatzungen Keine Vergünsti- 
gungen vor, weil diese Grundstücke aus der Doppelerschließung einen Vorteil erfahren. 

Im Straßenbaubeitragsrecht nach den Kommunalabgabengesetzen der Länder kann zum einen 
aus Gründen der Praktikabilität auf eine Eckgrundstücksermäßigungsregelung entsprechend 
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den Erschließungsbeitragsrecht verzichtet werden, andererseits aber auch hier unter bestimmten 
Voraussetzungen eine Ermäßigung vorgesehen werden, die zu Lasten der übrigen Anlieger 
geht. Auch hier muß die Ermäßigung in der Satzung geregelt sein. Die im Erschließungsbei- 
tragsrecht übliche allgemeine und undifferenzierte Eckgrundstücksvergünstigungen zu Lasten 
der anderen Grundstückseigentümer kommt nicht in Betracht, weil mit dem Straßenbaubeitrag 
nicht der in der allgemeinen Erschließungssituation liegende Vorteil, sondern der infolge einer 
konkreten Verbesserungsmaßnahme eintretende Vorteil abgeschöpft wird. Deshalb Kann die 
Ecklage den mit dem Beitrag abzugeltenden Vorteil nur dann mindern, wenn eine Straße, die 
an das Grundstück grenzt, bereits eine Ausstattung besitzt, die die zweite Straße durch die 
Baumaßnahme enthält. Dies zeigt folgendes Beispiel: Hatten bei einem Eckgrundstück die bis- 
her gleichartig ausgestatteten Straßen A und B Keinen Gehweg und wird jetzt lediglich an der 
B-Straße eine Gehweganlage hergestellt, so ist der Vorteil des Eckgrundstückes durch die Geh- 
weganlage an der B-Straße ebenso groß wie bei allen Anliegern der B-Straße. Somit darf ihm 
hierfür keine Ermäßigung zu Lasten der anderen Anlieger gewährt werden. Eine Ermäßigung 
dagegen kommt dann in Betracht, wenn später auch die A-Straße einen Gehweg erhält. 

Um aus Gründen der Praktikabilität solche Schwierigkeiten zu umgehen, ist es den Gemeinden 
im Straßenbaubeitragsrecht auch gestattet, generelle prozentuale Grundstücksermäßigungen 
vorzusehen, die allerdings nicht zu Lasten der übrigen Anlieger gehen dürfen, sondern von der 
Gemeinde zu tragen sind. 

Dann wird der zu erhebende Beitrag bei dem Eckgrundstück ebenso ermittelt wie bei allen an- 
deren Anliegergrundstücken, doch wird von dem errechneten Beitrag ein Prozentsatz gewisser- 
maßen erlassen. Es handelt sich somit um eine generelle Billigkeitsentscheidung zugunsten der 
Eckgrundstücke und zu Lasten der Gemeinde. 

Bei den übrigen Anliegerleistungen (insbesondere bei den Kanalanschlußbeiträgen) gibt es keine 
Doppelveranlagung, weil die Mehrfacherschließung den Eckgrundstücken Keine verbesserte 
Nutzungsmöglichkeit bringt. Ein Beitrag für die weitere Anschlußmöglichkeit darf nur dann 
erhoben werden, wenn diese weitere Möglichkeit objektiv geeignet ist, dem Grundstück tat- 
sächlich einen Vorteil zu geben. 


Eigenanteil 
Siehe auch unter Gemeindeanteil. 
Aufschiebende Wirkung 


Der formelle Rechtsbehelf gegen einen Verwaltungsakt hat grundsätzlich aufschiebende Wir- 
Kung. Das bedeutet, daß der Eintritt der formellen Rechtskraft gehemmt wird. Die in dem Ver- 
waltungsakt getroffene Anordnung bzw. geforderte Leistung braucht bis zu einer abschließen- 
den Entscheidung über den Rechtsbehelf nicht befolgt zu werden. 

Die aufschiebende Wirkung entfällt bei der Anforderung von öffentlichen Abgaben und Ko- 
sten. Hier muß trotz Einlegung eines Widerspruchs oder Einspruchs der geforderte Betrag zum 
Fälligkeitstermin gezahlt werden. 
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Eigentümer 


Persönlicher Beitragspflichtiger ist, wer zum Zeitpunkt der Bekanntgabe des Beitragsbe- 
scheides Eigentümer ist. Maßgeblich ist der Eintrag im Grundbuch. Beim Erbbaurecht tritt der 
Erbbauberechtigte an die Stelle des Eigentümers. 

Beim Wohnungs- und Teileigentum sind die einzelnen Miteigentümer nur entsprechend ihrem 
Miteigentumsanteil beitragspflichtig. 

Bei Beiträgen nach den KAG der Länder Kann auch der Eigentümer zum Zeitpunkt des Ent- 
stehens der Beitragspflicht beitragspflichtig sein. Einige Bundesländer, z.B. Nordrhein-West- 
falen, überlassen es den Gemeinden, in den Satzungen festzulegen, welcher Zeitpunkt entschei- 
dend ist. 


Einheitssätze 


Das BauGB überläßt den Gemeinden die Wahl, ob sie die Kosten der Erschließungsanlagen 
nach tatsächlich entstandenen Kosten oder nach Einheitssätzen ermitteln wollen. Einheits- 
sätze sind auf Erfahrung und Vergleich beruhende pauschale Durchschnittssätze. Maßstab für 
die Festsetzung solcher Einheitssätze sind die der Gemeinde für gleichartige Einrichtungen 
oder Anlagen üblicherweise durchschnittlich erwachsenden Aufwendungen. Die Einheitssätze 
sind in der Erschließungsbeitragssatzung festzulegen, z.B. je gm Gehweg, Straßenfläche usw. 
Diese Sätze werden von Zeit zu Zeit den gestiegenen Kosten angepaßt. 


Siehe auch unter Ermittlung des beitragsfähigen Erschließungsaufwands. 


In Baden-Württemberg sind für die übrigen Beiträge Einheitssätze nicht vorgesehen, in Bay- 
ern nur für die Erstattung der Kosten für Grundstücksanschlüsse. In Hessen, Niedersachsen, 
Nordrhein-Westfalen und Schleswig-Holstein haben die Gemeinden die Wahl, die Beiträge 
nach dem Kommunalabgabengesetz nach tatsächlichen Kosten oder nach Einheitssätzen abzu- 
rechnen. 


Siehe auch unter Ermittlung des beitragsfähigen Erschließungsaufwands. 


Die Anwendung solcher Einheitssätze Kann im Einzelfall zu Über- oder Unterschreitungen 
des tatsächlichen Aufwands führen, was dem Grundsatz widerspricht, daß das veranschlagte 
Beitragsaufkommen den gesamten Aufwand nicht überschreiten soll. Geringe Abweichungen 
sind allerdings zulässig. Werden Einheitssätze nach der gegenwärtigen Kostenlage festgesetzt 
und so auf mehrere Jahre zurückliegende Herstellungsarbeiten angewendet, daß der danach er- 
rechnete Aufwand in einem groben Mißverhältnis zu den tatsächlich entstandenen Kosten 
steht, müssen satzungsmäßig festzulegende Abschläge vom Einheitssatz gemacht werden. 


Einleitungsbeschränkungen 
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In der Entwässerungssatzung Können die Gemeinden solche Abwässer ausschließen, die die 
Reinigungswirkung der Kläranlagen beeinträchtigen, die öffentliche Kanäle angreifen oder den 
Wasserfluß behindern Können. Dann ist der Verursacher verpflichtet die aggressiven Abwässer 
entsprechend selbst vorzuklären. 


Einstellplätze, Errichtung durch Bauherrn 


Nach den Vorschriften der Landesbauordnungen oder Garagenverordnungen muß ein Bauherr 
bei der Herstellung baulicher Anlagen eine feste Anzahl von Einstellplätzen errichten; Kann er 
diese Verpflichtung nicht erfüllen, so muß er nach Abmachung mit der Baubehörde eine Ablöse- 
summe entrichten. Diese Zahlung hat aber Keine Auswirkung auf die Berechnung der Er- 
schließungsbeiträge. Die Gemeinde hat die Ablösesumme zweckgebunden für die Schaffung 
vorn Parkplätzen zu verwenden. Diese müssen aber nicht in unmittelbarer Nähe des Grund- 
stücks sein, sondern Können auch durch den Bau von Parkhäusern geschaffen werden. Diese 
müssen jedoch in einer gewissen räumlichen Beziehung zu dem Grundstück liegen, für das eine 
Ablösesumme gezahlt wurde. 


Finwohnergleichwert (EGW) 


Der Einwohnergleichwert findet sowohl als Maßstab bei der Bemessung der Abwasserver- 
schmutzung Berücksichtigung als auch als geeigneter Maßstab für die Entwässerungsgebühr 
oder für die Bemessung der Müllgebühr. Hinsichtlich des Abwassers geht der Einwohnergleich- 
wert von der Abwasserverschmutzung pro Einwohner als Grundwert aus. Als Einheit wird 
der 5tägige Sauerstoffbedarf der auf einen Einwohner entfallenden täglichen Abwassermenge 
angenommen (im Durchschnitt ca. 175 Ü). Dieser Wert wird als biochemischer Sauerstoffbedarf 
(BSB5) bezeichnet. Der EGW vergleicht auch den Verschmutzungsgrad gewerblicher und in- 
dustrieller Abwässer mit dem häuslichen Abwasser; so erbringt ein Industriebetrieb mit einer 
Abwasserbelastung, die der von 100.000 Einwohnern entspricht, 100.000 EGW. Der EGW 
bestimmt maßgeblich die Kapazitätsplanung der Klärwerke. Die Rechtsprechung hat den 
EGW als geeigneten Maßstab für Entwässerungsgebühren anerkannt. Da die laufende 
Ermittlung des EGW einen hohen Verwaltungsaufwand verursacht, Kommt er in der Praxis 
kaum zur Anwendung. 

Bei der Abfallgebühr bezeichnet der Einwohnergleichwert die Abfallmenge, die sich gemessen 
am durchschnittlichen in einer bestimmten Zeit je Einwohner anfallenden Abfallvolumen um- 
gerechnet erfahrungsgemäß in Betrieben, Warenhäusern, Bürogebäuden und sonstigen nicht zu 
Wohnzwecken dienenden Gebäuden ergibt. 


Siehe auch unter Müllgebühr. 
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Finzugsermächtigung 
Siehe auch Lastschriftverkehr. 
Endgültige Herstellung 


Die Erschließungsbeitragspflicht entsteht mit der endgültigen erstmaligen Herstellung der An- 
lage. In der Erschließungsbeitragssatzung muß die Gemeinde die Merkmale der endgültigen 
Herstellung festlegen, d.h. in der Satzung ist genau festzulegen, ab welchem Ausbauzustand 
die Anlage als endgültig hergestellt zu betrachten ist. Im Erschließungsbeitragsrecht ist der Be- 
griff der endgültigen Herstellung somit als eine im Rechtssinne, d.h. als eine Herstellung, die 
nach rechtssatzmäßig festgelegten Merkmalen zu beurteilen ist, zu qualifizieren. 

Der Begriff der endgültigen Herstellung im Sinne der Kommunalabgabengesetze ist als Her- 
stellung im tatsächlichen Sinne zu verstehen, d.h. eine Herstellung, die sich am Bauprogramm 
der Gemeinde orientiert und insoweit den Zeitpunkt des Abschlusses der technischen Ausbau- 
arbeiten markiert. Die Merkmale der endgültigen Herstellung sind nicht in einer Satzung fest- 
zulegen. Dies ist deshalb nicht erforderlich, weil der die Abgabe nach den Kommunal- 
abgabengesetzen begründende Tatbestand z.B. durch Begriffe wie Erweiterung und Verbesse- 
rung ausreichend umschrieben wird. Er erhält seine Bestimmtheit aus einem Vergleich zwischen 
dem früheren und dem später hergestellten Zustand. In manchen Bundesländern, z.B. Hessen, 
ist der Zeitpunkt der Fertigstellung von der Gemeinde festzustellen und öffentlich bekannt- 
zumachen. 

Eine Anlage im Sinne des Straßenbaubeitragsrechts ist regelmäßig mit dem Abschluß der tech- 
nischen Ausbauarbeiten selbst noch nicht hergestellt, sondern zur endgültigen Herstellung ge- 
hört grundsätzlich auch die Abnahme durch die Gemeinde und die Baufirma. 

Während die Beitragspflicht sowohl nach dem Erschließungsbeitragsrecht als auch nach dem 
Kommunalabgabengesetzen der Länder frühestens mit dem Zeitpunkt der endgültigen Herstel- 
lung entsteht, entsteht sie bei leitungsverbundenen Einrichtungen und Anlagen, die der Versor- 
gung, oder der Abwasserbeseitigung dienen, erst, sobald das Grundstück an diese Einrichtung 
oder Anlage angeschlossen werden Kann. Allerdings ist Voraussetzung das Vorliegen eine wirk- 
samen Satzung. 


Entgelte 

Siehe auch spezielle Entgelte und vertretbares Entgelt. 

Entstehen eines Beitrags 

Beim Erschließungsbeitrag entsteht die Beitragspflicht mit der endgültigen Herstellung der Er- 
schließungsanlage. Die Merkmale der endgültigen Herstellung muß die Gemeinde in einer Sat- 


zung festlegen. Der Gemeinde muß es außerdem möglich sein, den Beitrag zu berechnen. 
Weitere Voraussetzungen sind erfolgte Widmung, Eigentum der Gemeinde an den Erschlie- 
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Pungsanlagen, soweit in der Satzung gefordert, sowie der Ausbau entsprechend Bebauungsplan 
oder ersatzweise Zustimmung der höheren Verwaltungsbehörde. 

Der Entwässerungsbeitrag und der Wasseranschlußbeitrag entstehen, sobald das Grundstück 
an die öffentliche Entwässerung bzw. Wasserversorgung angeschlossen werden Kann. Formale 
Voraussetzungen für das Entstehen der Beitragspflicht ist eine rechtskräftige Satzung. Die 
Gemeinde darf somit Beiträge auch für unbebaute, aber bebaubare und anschlußfähige 
Grundstücke erheben. 


Siehe auch unter endgültige Fertigstellung. 
Entwässerungsanlagen 


Das Abwassersystem besteht aus folgenden Teilanlagen: 


3, Kanalnetz im Misch- oder Trennungssystem 

2: Hausanschlußleitungen, diese führen vom Hauptsammler zum Gebäude 
3, Rückhaltevorrichtungen 

4. Pumpstationen 

ee} 


Gräben (offen oder verdohlt), Wasserläufe, in die Regen oder Schmutzwas- 
ser eingeleitet wird 

6. Kläranlagen, der mechanische, biologische oder chemische Teil sowie 
Schlammbehandlungs- oder aufbereitungsanlage 


Alle diese Teile der Abwasseranlagen bilden die Gesamtanlage. Erhebung von Teilbeträgen für 
die einzelnen Teile des gesamten Abwassersystems ist möglich und üblich. 


Siehe auch unter Kostenspaltung. 
Entwässerungsbeitrag 


Die Kommunalabgabengesetze räumen den Gemeinden das Recht ein, aufgrund einer Satzung 
Entwässerungsbeiträge, oft auch Kanalanschlußbeitrag genannt, zu erheben. Mit dem Ent- 
wässerungsbeitrag beteiligt sich der Grundstückseigentümer an den Kosten für die Kana- 
lisation einschließlich Kläranlage. Der Beitrag soll den wirtschaftlichen Vorteil ausgleichen, 
den das Grundstück durch den Anschluß an die öffentliche Kanalisation hat. Die Beitrags- 
pflicht entsteht, sobald das Grundstück an die Kanalisation angeschlossen werden Kann. 
Weitere Voraussetzung ist u.a. das Vorliegen einer wirksamen Satzung, in der Vorausset- 
zungen und Bemessungsgrundlagen für den Entwässerungsbeitrag im einzelnen geregelt sind. 
Wegen des Vorteilsausgleichs für das Grundstück bezieht sich der Verteilungsmaßstab auf 
Größe und Art und Maß der baulichen Nutzung des Grundstücks. In der Praxis hat sich in den 
letzten Jahren der Vollgeschoßmaßstab immer mehr durchgesetzt. Als zulässig wird allerdings 


auch die Bemessung des Entwässerungsbeitrags nach Einwohnergleichwerten angesehen. 
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Die nach dem in der Satzung festgelegten Verteilungsmaßstab auf die einzelnen Grundstücke 
umlagefähigen Kosten werden im wesentlichen nach zwei Arten ermittelt: 


1. Alle Kosten für die Herstellung der Kanalisation in der Straße einschließ- 
lich anteiliger Kosten des Klärwerks, von Hauptsammlern und ähnlichen 
Einrichtungen werden ermittelt. Von diesem Betrag werden ggf. anderwei- 
tige dazu bestimmte Zuschüsse in Abzug gebracht. Danach wird der Ei- 
genanteil der Gemeinde abgezogen, der dem öffentlichen Interesse an der 
allgemeinen Entwässerung entspricht. Hierbei ist insbesondere ein Abzug 
für die Straßenentwässerung anzusetzen. Dieser prozentuale Anteil wird 
durch Beschluß des Gemeinderates in der Satzung festgeschrieben. Der ver- 
bleibende Restbetrag wird auf alle Grundstücke, die an diesen Kanalisati- 
onsstrang angeschlossen werden Können, umgelegt entsprechend der anre- 
chenbaren Grundstücksfläche. 

2, Die zweite Möglichkeit besteht darin, die durchschnittlichen Herstellungs- 
kosten für die gesamte Kanalisation der Gemeinde zu ermitteln und diese 
nach dem Abzug bestimmter Zuschüsse und des Eigenanteils der Gemeinde 
auf alle Grundstücke der Gesamtgemeinde oder eines größeren Bereiches 
umzulegen. Dadurch ergibt sich ein bestimmter Beitragssatz pro Quadrat- 
meter anrechenbarer Grundstücksfläche, der in der Satzung durch Be- 
schluß des Gemeinderats festzulegen ist. Dieser Satz ist alle paar Jahre 
den Kostensteigerungen anzupassen. 

In Rheinland-Pfalz kann die Gemeinde entscheiden, ob sie einmalige oder 
wiederkehrende Beiträge erhebt. 

Der Beitrag wird durch einen Bescheid vom Grundstückseigentümer bzw. 
Erbbauberechtigten angefordert. Der Beitrag wird in der Regel einen 
Monat nach Zustellung des Bescheids fällig; in Rheinland-Pfalz der ein- 
malige Beitrag nach drei Monaten. 


Die Gemeinde Kann auf die Erhebung von Beiträgen zur Deckung der umlagefähigen Herstel- 
lungskosten der Entwässerungsanlage verzichten und diese Kosten stattdessen in die regel- 
mäßige Abwassergebühr einbeziehen. Entschließt sich eine Gemeinde, Herstellungskosten nur 
über Entwässerungsgebühren zu decken, obwohl sie bereits einen Teil durch die Erhebung von 
Beiträgen erhalten hat, so muß sie diesen Betrag in Abzug bringen. Nachteil der Erhebung über 
die Entwässerungsgebühren ist, daß die Eigentümer noch nicht an die Kanalisation angeschlos- 
sener Grundstücke dadurch nicht an den Herstellungskosten beteiligt werden, da die Abwasser- 
gebühr erst mit dem tatsächlichen Anschluß an die Kanalisation zu zahlen ist. In den meisten 
Bundesländern ist auch die Erhebung eines Beitrags zur Deckung der Kosten für eine Er- 
weiterung oder Verbesserung der Kanalisation möglich. Voraussetzung zur Erhebung dieses so- 
genannten Erweiterungsbeitrags ist allerdings, daß das Grundstück, durch diese Erweiterung 
oder Verbesserung einen neuen und größeren Vorteil gegenüber dem vorherigen Zustand hat. 
Dies ist z.B. der Fall, wenn eine mechanische Kläranlage durch eine biologische Kläranlage er- 
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setzt wird. Außerdem zählen dazu die Erweiterungen von Kanalrohren, wenn sie notwendig 
werden, weil die alten für die Entwässerung der bereits angeschlossenen Grundstücke wegen 
größeren Abwasseranfalls nicht ausreichen. 

Die Kosten für den Ersatz alter Entwässerungsanlagen wegen des normalen Verschleißes und 
Verfalls werden dagegen nicht durch Beiträge gedeckt, sondern müssen in die Kalkulation der 


Abwassergebühren einbezogen werden. 


Siehe auch unter Abwassergebühren, Vollgeschoßmaßstab und Geschoßflächenmaßstab. 
Entwässerungsgebühren 


Siehe auch unter Abwassergebühren und Frischwassermaßstab. 
Erbbauberechtigter 


Bei einem Erbbaurecht tritt der Erbbauberechtigte als (persönlicher) Beitragspflichtiger an die 
Stelle des Eigentümers. 


Siehe auch unter Beitragspflichtiger. 
Erlaß 


Erlaß ist der endgültige Verzicht auf einen Teil oder auf die gesamte a 
(Näheres siehe Einleitung 1.). 


Siehe auch unter Stundung und Ratenzahlung. 
Ermittlung des beitragsfähigen Erschließungsaufwands 


In der Erschließungsbeitragssatzung muß die Gemeinde festlegen, auf welche Weise sie den 
Aufwand für die einzelnen Erschließungsanlagen ermittelt. $ 130 BauGB läßt drei Möglich- 
keiten offen: 
I, Ermittlung nach tatsächlichen Kosten 
Dabei werden die tatsächlich entstandenen und nachgewiesenen Kosten 
angesetzt. Die gesamte Abrechnung Kann über einen längeren Zeitraum 
gehen. Der Beitragspflichtige Kann seine Belastung im voraus nicht genau 
kalkulieren. Es handelt sich aber um die genaueste und gerechteste Art der 
Kostenermittlung. 
a, Einheitssätze 
Hier wird der Herstellungsaufwand z.B. für je Quadratmeter Straße oder 
Gehweg pauschaliert im voraus in der Satzung festgelegt. Die Einheits- 
sätze sind nach dem ortsüblichen Aufwand für vergleichbare Erschlie- 
Pungsanlagen zu ermitteln. Dabei ist es problematisch zutreffende Ver- 
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gleichsobjekte auszuwählen. Bei Einheitssätzen Kann rascher abgerechnet 
werden, der Beitragspflichtige Kann die Beitragshöhe Kalkulieren. Die 
Finheitssätze gelten für einen längeren Zeitraum; bei wesentlichen Bau- 
preiserhöhungen werden sie angehoben. 

3 Kombination aus Einheitssätzen und tatsächlichen Kosten ist möglich, 
z.B. Einheitssätze für Straßenbeleuchtung und Entwässerung und nach 
den tatsächlichen Kosten für die übrigen Erschließungsanlagen. 


Neben der Bestimmung über die Art der Ermittlung des beitragsfähigen Erschließungsauf- 
wandes enthält $ 130 Abs. 2 BauGB Bestimmungen über den Abrechnungszeitraum. Der Auf- 
wand Kann so für eine einzelne Erschließungsanlage oder für bestimmte Abschnitte einer Er- 
schließungsanlage oder auch mehrere Erschließungsanlagen, die eine Einheit bilden, ermittelt 
werden. 


Siehe auch unter Abrechnungsgebiet. 
Erneuerung 


Nach dem Kommunalabgabengesetz der meisten Länder Können auch zum Teil für die Erneue- 
rung von öffentlichen Einrichtungen oder Anlagen Beiträge erhoben werden. Erneuerung be- 
deutet Ersetzen einer abgenutzten Anlage durch eine neue Anlage von gleicher räumlicher Aus- 
dehnung, gleicher funktioneller Aufteilung der Fläche und gleichwertiger Befestigungsart. 

In Baden-Württemberg und Bayern sowie in Nordrhein-Westfalen ist eine Erneuerung grund- 
sätzlich nicht beitragsfähig (Siehe auch unter nachmalige Herstellung); die Erneuerung ist aus 
erwirtschafteten Abschreibungen zu finanzieren, wobei diese dann höhere Benutzungsgebüh- 
ren bedingen. 


Siehe auch unter endgültige Herstellung, Verbesserung und Erweiterung. 

Ersatzvornahme 

Kommt der Grundstückseigentümer nach schriftlicher Androhung und erfolglosem Ablauf einer 
zuvor gesetzten Frist einer ihm von der Gemeinde auferlegten Pflicht nicht nach, so Kann die 
Gemeinde selbst die Handlungen vornehmen oder von einem Dritten durchführen lassen. Die 
Kosten muß der Verpflichtete tragen.(Beispiel: Schließung einer Hauskläranlage und Anschluß 
an das öffentliche Kanalnetz) 

Siehe auch unter Zwangsmittel. 


Erschließungsanlagen 


Nach $ 127 Abs. 2 BauGB zählen zu den Erschließungsanlagen: 
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die öffentlichen zum Ausbau bestimmten Straßen, Wege und Plätze 

die öffentlichen, aus rechtlichen oder tatsächlichen Gründen mit Kraft- 

fahrzeugen nicht befahrbaren Verkehrsanlagen innerhalb der Baugebiete 

(z.B. Fußwege, Wohnwege) 

Sammelstraßen innerhalb der Baugebiete; Sammelstraßen sind öffentliche 

Straßen, Wege und Plätze, die selbst nicht zum Anbau bestimmt, aber zur 

Erschließung der Baugebiete notwendig sind 

Parkflächen und Grünanlagen mit Ausnahme von Kinderspielplätzen, so- 

weit sie nicht Bestandteil der in Nr. 1 bis 3 genannten Verkehrsanlagen 

oder nach städtebaulichen Grundsätzen innerhalb der Baugebiete zu deren 
Erschließung notwendig sind. 


Entgegen der früheren Rechtslage bestimmt das BauGg®B jetzt ausdrücklich, daß für Kinder- 

spielplätze Keine Erschließungsbeiträge erhoben werden dürfen. Für die genannten Erschlie- 

Pungsanlagen erheben die Gemeinden einen Erschließungsbeitrag nach BauG®. 

Im allgemeinen Sprachgebrauch werden darüber hinaus zu Erschließungsanlagen gezählt: 
Versorgungseinrichtungen für Strom, Gas, Wasser, Fernwärme 
Einrichtungen für die Abwasserbeseitigung 


Straßenbeleuchtung 


Anschlüsse der Straße, Versorgungs- und Entsorgungseinrichtungen an 
das öffentliche Netz. 


Hierfür Können die Gemeinden Beiträge nach den KAG der Länder erheben. 


Siehe auch unter beitragsfähige Erschließungsanlagen und beitragsfähige Erschließungsauf- 
wendungen. 


Erschließungsaufwand 

Siehe auch unter beitragsfähige Erschließungsaufwendungen. 

Erschließungsbeitrag 

Erschließungsbeiträge sind Beiträge, die von den Grundstückseigentümern zur teilweisen 


Deckung der gemeindlichen Aufwendungen bei der erstmaligen Herstellung einer Erschlie- 
Pungsanlage erhoben werden. Die Gemeinden dürfen dabei nur den “anderweitig nicht gedeck- 
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ten Erschließungsaufwand” umlegen; sie müssen also Staatszuschüsse und ähnliches absetzen. 
Außerdem hat die Gemeinde einen Eigenanteil an dem umlagefähigen Erschließungsaufwand 
von mindestens 10 % zu tragen. (Siehe auch unter Gemeindeanteil). Rechtsgrundlage für die 
Erhebung von Erschließungsbeiträgen ist das BauGB; die nähere Ausgestaltung dieser Rah- 
menvorschrift muß in einer örtlichen Beitragssatzung geregelt sein. 


Erschließungsbezirk. 
Siehe auch unter Abrechnungsgebiet. 
Erschließungseinheit 


Wenn mehrere Erschließungsanlagen gemeinsam abgerechnet werden, spricht man von einer Er- 
schließungseinheit oder einem Abrechnungsgebiet. 


Erschließungsgebiet 


Siehe auch unter Abrechnungsgebiet. 


Erschließungslast 


Die Gemeinde ist zur Herstellung bestimmter Erschließungsanlagen verpflichtet. Der einzelne 
Einwohner hat Keinen Anspruch darauf, daß die Gemeinde eine bestimmte Erschließungsanlage 
herstellt. Eine erteilte Baugenehmigung verpflichtet die Gemeinde, in absehbarer Zeit benutz- 
bare Erschließungsanlagen herzustellen. Das BauGB und die sonstigen baurechtlichen Vor- 
schriften lassen Bauvorhaben nur zu, wenn ihre Erschließung tatsächlich und rechtlich gesi- 
chert ist. In besonderen Situationen Kann sich für die Gemeinden die Notwendigkeit der Er- 
schließung zu einer Pflicht verdichten. Die Gemeinde Kann die Erschließung auch durch Ver- 
trag auf Dritte übertragen. 


Siehe auch unter Erschließungsbeitrag. 
Erschließungsvertrag 


Die Gemeinde Kann die Erschließung durch öffentlichrechtlichen Vertrag auf einen Dritten 
(Bauträger) ganz oder teilweise übertragen. Nach Abschluß aller Erschließungsarbeiten wird 
das Eigentum an diesen Erschließungsanlagen der Gemeinde übertragen. Im Erschließungsver- 
trag wird genau festgelegt, welche Erschließungsanlagen und in welcher Ausstattung diese her- 
zustellen sind. Auch bei Abschluß eines solchen Vertrags müssen die Gemeinden den gesetzli- 
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chen Eigenanteil (Gemeindeanteil) mit min. 10 % tragen. Der Bauträger wälzt in der Regel sei- 
ne Aufwendungen für die Erschließung auf spätere Käufer von Wohnungen und 
Reihenhäusern um, indem er sie dem Kaufpreis zuschlägt. Da der Gemeinde für diese Er- 
schließung Keine Kosten entstanden sind, Kann sie hierfür auch Keine Erschließungsbeiträge 
von den Grundstückseigentümern erheben. Soweit ihr jedoch bei der Übernahme der Erschlie- 
Pungsanlagen in ihr Eigentum Aufwendungen entstehen, Können diese wiederum durch Erhe- 
bung eines Erschließungsbeitrags umgelegt werden. 


Erschließungszone 
Siehe auch unter Abrechnungsgebiet 
Erschlossene Grundstücke 


Ein Grundstück wird durch eine Erschließungsanlage erschlossen, wenn zwischen ihm und der 
Anlage rechtlich und tatsächlich Verkehrsbeziehungen möglich sind. In der Regel wird ein 
Grundstück von der öffentlichen Straße erschlossen, an die es angrenzt. 

Voraussetzung ist, daß von der Erschließungsanlage bzw. einer öffentlichen Straße mit Ver- 
und Entsorgungswagen bzw. Kraftfahrzeugen des Rettungswesens und auch privaten Kfz an 
die Grenze des Grundstücks herangefahren werden Kann. Nach neuester Rechtsprechung reicht 
es aus, wenn mit einem solchen Fahrzeug bis zur Höhe des Grundstücks gefahren werden Kann, 
so daß es von da aus ohne weiteres betreten werden kann. Für sogenannte Hinterlieger- 
grundstücke, die nicht unmittelbar an eine Straße angrenzen, Kann von dem Erschlossen sein 
ausgegangen werden, wenn eine Verbindung durch öffentliche oder private Durchfahrt oder 
Zuwegung gegeben ist. Diese Zuwegung muß rechtlich gesichert sein, d.h. z.B. durch Ein- 
tragung in das Grundbuch. 

Für Beiträge nach den KAG ist in der Regel von einem erschlossenen Grundstück auszugehen, 
wenn eine tatsächliche und rechtliche Anschlußmöglichkeit für dieses Grundstück an die 
betreffende öffentliche Einrichtung besteht. Voraussetzung ist, daß der tatsächliche Anschluß 
mit wirtschaftlich vertretbarem Aufwand hergestellt werden Kann. Das ist dann anzunehmen, 
wenn ein "vernünftiger" Eigentümer entsprechende Aufwendungen vornehmen würde, um die 
Bebaubarkeit seines Grundstückes zu ermöglichen. 


Siehe auch unter beitragspflichtige Grundstücke. 
Erstmalige Herstellung 


Erschließungsbeiträge nach den Vorschriften des BauGB Können nur zur Deckung der Kosten 
für die erstmalige Herstellung der Anlage erhoben werden, nicht dagegen für die Erweiterung, 
Erneuerung und Instandsetzung bestehender Anlagen. Allerdings sehen die Kommunalen Ab- 
gabengesetze einiger Bundesländer vor, daß die Gemeinden auch zum Ausbau und zur Erwei- 
terung bzw. ebenso zur Verbesserung bestehender Erschließungsanlagen Beiträge erheben dür- 
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fen (z.B. Bayern, Rheinland-Pfalz, Niedersachsen); in Nordrhein-Westfalen Können Beiträge 
nur für die Verbesserung von Straßen, Wegen und Plätzen erhoben werden. Die Erneuerung ei- 
ner öffentlichen Anlage ist nur in einigen Ländern beitragsfähig (Hessen, Niedersachsen, 
Rheinland-Pfalz, Saarland). In jedem Fall muß die Beitragserhebung in einer Ortssatzung ge- 
regelt sein. 


Siehe auch unter historische Straße. 
Erweiterung 


Darunter wird eine räumliche oder funktionelle Ausdehnung einer bestehenden Einrichtung 
oder Anlage verstanden. Eine Erweiterung ist nur dann beitragsfähig, wenn sie den bisher be- 
günstigten Grundstückseigentümern neue Vorteile bietet. Dies z.B. der Fall, wenn zu der vor- 
handenen mechanischen Abwasserreinigung eine biologische Reinigungsstufe neu errichtet 
wird. Dann müssen im Wege der Kostenspaltung auch die Grundstückseigentümer nochmals 
Teilbeiträge entrichten, die bereits früher eine Entwässerungsbeitrag für die Herstellung des 
Kanalnetzes und für das mechanische Klärwerk entrichtet haben. Als Erweiterung Können 
auch anzusehen sein z.B. eine Vergrößerung der Kläranlage, der Bau eines neuen Hochbehäl- 
ters, der Ersatz der vorhandenen Rohre durch größer dimensionierte Rohre. 

Eine Erweiterung des vorhandenen Kanal- oder Wasserleitungsnetzes auf bisher noch nicht er- 
schlossene Gebiete oder die Erweiterung des Klärwerks wegen zunehmender Abwassermenge 
infolge neu ausgewiesener Baugebiete bleibt dagegen für die bereits erschlossenen Gebiete uner- 
heblich. Für die neu erschlossenen Grundstücke löst die Erweiterung des Netzes die Beitrags- 
pflicht im Sinne einer Herstellung der Anlage aus. 

Im Straßenbaubeitragsrecht ist eine Erweiterung z.B. in der Regel anzunehmen bei einer Ver- 
breiterung der Gehwege oder der Fahrbahn bzw. bei der Verbreiterung um eine Parkspur für 
den Anliegerverkehr. Voraussetzung für eine Erweiterung ist, daß zusätzliche, vorher nicht 
Straßenzwecken dienende Flächen in Anspruch genommen werden. Im Kommunalabgaben- 
gesetz von Nordrhein-Westfalen, das bei Straßen, Wegen und Plätzen auch die Kosten für die 
Verbesserung als beitragsfähig ansieht, ist der Begriff der Erweiterung regelmäßig mit den Be- 
griff der Verbesserung umfaßt. 


Siehe auch unter erstmalige Herstellung, nachmalige Herstellung und Erneuerung. 
Fälligkeit 


Der Erschließungsbeitrag wird einen Monat nach Zustellung des Beitragsbescheides fällig. Bei 
den übrigen Anliegerbeiträgen und bei den Gebühren wird der Fälligkeitszeitpunkt in der Sat- 
zung festgesetzt. Auch diese Anliegerbeiträge werden in der Regel einen Monat nach Zustel- 
lung des Bescheides fällig. In Rheinland-Pfalz der einmalige Beitrag nach drei Monaten. Die 
Fälligkeit löst die sofortige Zahlungspflicht aus. Auch ein Widerspruch gegen den Bescheid än- 
dert zunächst nichts an dem Fälligkeitszeitpunkt, es sei denn, es ist Aussetzung der Voll- 
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ziehung beantragt. 
Siehe auch unter Säumniszuschlag. 
Festgebühren 


Diese werden für genau bezeichnete Verwaltungstätigkeiten erhoben; dabei handelt es sich 
meist um Gebühren von untergeordneter Bedeutung oder für massenweise anfallende gleicharti- 
ge Vorgänge wie z.B. Kopien, Auskünfte. Die Gebühren werden in Gebührensatzungen (Ge- 
bührenordnungen) festgelegt. 


Festsetzungsfrist 


Zum Schutz der Abgabepflichtigen bestimmt $ 169 AO, der auch für Kommunalabgaben An- 
wendung findet, daß die Abgabe innerhalb einer bestimmten Zeitspanne nach ihrer Entstehung 
festgesetzt werden muß. 

Diese Festsetzungsfrist beträgt für Beiträge und Gebühren meist vier Jahre; sie beginnt mit 
dem Ablauf des Kalenderjahres, in dem die Abgabe bzw. Beitragspflicht entstanden ist (Siehe 
auch unter Entstehen des Beitrags). Nach Ablauf der Frist dürfen die Abgaben nicht mehr 
festgesetzt und durch Gebühren- oder Beitragsbescheid angefordert werden, dann tritt die 
Festsetzungsverjährung ein. Wird der Bescheid dennoch erlassen, ist er rechtswidrig. Es muß 
Widerspruch eingelegt werden, wenn er nicht bestandskräftig werden soll. 

Die Frist ist gewahrt, wenn der Bescheid vor Ablauf der Festsetzungsfrist den Bereich der Be- 
hörde verlassen hat, d.h. abgesandt worden ist. 


Festsetzungsverjährung 


Ist der Gebühren- oder Beitragsbescheid nicht vor Ablauf der Festsetzungsfrist abgesandt, so 
tritt Festsetzungsverjährung ein. Der Bescheid ist dann rechtswidrig. Die Abgabe Kann nicht 
mehr erhoben werden. Von der Festsetzungsverjährung zu unterscheiden ist die Zahlungsver- 
Jährung. 


Siehe auch unter Festsetzungsfrist und Zustellung. 
Feuerwehrabgabe 


Die Feuerwehrabgabe ist weder eine Steuer noch eine Gebühr oder ein Beitrag, sondern eine 
Ausgleichsabgabe für nicht geleisteten Feuerwehrdienst. Sie ist nicht zu verwechseln mit der 
Feuerschutzsteuer. Sie wird in Bayern erhoben, in Baden-Württemberg nur, wenn in der 
Gemeinde Keine Berufsfeuerwehr eingerichtet ist. In Baden-Württemberg wird sie von allen 
männlichen Einwohnern zwischen dem 18. und 50. Lebensjahr verlangt. Ihre Höhe darf bis 
200 DM betragen. Die persönlichen und wirtschaftlichen Verhältnisse des einzelnen Können 
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berücksichtigt werden. 
Flächenbeitrag 


Siehe auch unter Umlegung. 


Flächenmaßstab 


Maßstab für die Beitragsbemessung, der allein auf die Grundstücksgröße (z.B. Grundstücks- 
fläche) oder Kombiniert mit anderen Gesichtspunkten, wie z.B. Art und Maß der baulichen 
Nutzung, auf die Grundstücksgröße abhebt. Besonders geeignet für die Vorteilsbemessung 
durch die Anschlußmöglichkeiten ist die Geschoßfläche, die sich durch Multiplikation mit der 
Grundstücksfläche mit der Geschoßflächenzahl ergibt. 


Siehe auch unter Vollgeschoßmaßstab und Verteilungsmaßstäbe. 
Flächennutzungsplan 

Siehe auch unter Bauleitpläne. 

Folgekosten 


Unter Folgekosten sind diejenigen Kosten zu verstehen, die eine Einrichtung oder Anlage bei 
ihrer Nutzung jährlich verursacht. Dazu zählen Personalausgaben, sächliche Verwaltungs- 
ausgaben, Unterhaltungs- und Instandsetzungsaufwendungen, Betriebskosten sowie Kalkula- 
torische Zinsen und Abschreibungen. Sie Können zu einer erheblichen Belastung der Kommuna- 
len Haushalte führen. Deshalb dürfen die Gemeinden Ausgaben für Investitionen von erhebli- 
cher Bedeutung in Haushaltsplan erst dann veranschlagen, wenn sie die Folgekosten ermittelt 
haben. 


Folgelastenverträge 


Bei der Erschließung neuer Wohngebiete entstehen den Gemeinden häufig hohe Folgekosten 
(z.B. Neubau von Schulen, Kindergärten, Freizeiteinrichtungen). In einem sachlich vertretba- 
ren Rahmen können die Gemeinden mit einem Bauträger vereinbaren, daß letzterer der Ge- 
meinde zu den Kosten der Herstellung solcher Einrichtungen einen angemessenen Folgekosten- 
beitrag gewährt. Der Baukostenträger wälzt diese Aufwendungen auf den Verkaufspreis ab. 


Freilegung 
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Kosten von Vorarbeiten, die erforderlich sind, um auf dem betreffenden Gelände die Arbeiten 
für die Herstellung der Erschließungsanlagen durchführen zu Können, wie z.B. Beseitigung 
von Bäumen, Sträuchern, Zäunen, Einebnen von Gelände. Diese Kosten zählen zu den er- 
schließungsbeitragsfähigen Aufwendungen. 


Fremdenverkehrsabgabe, Fremdenverkehrsbeitrag 


Mit dieser Abgabe sollen die besonderen Kosten, die einer Fremdenverkehrsgemeinde entstehen, 
abgegolten werden. Abgabenpflichtig sind Personen und Unternehmen, denen durch den Frem- 
denverkehr besondere wirtschaftliche Vorteile erwachsen, wie z.B. Hotel und Gaststätteninha- 
ber, Privatherbergen, Unternehmer und Inhaber von Warengeschäften, denen der Fremdenver- 
kehr erhöhte Verdienstmöglichkeiten bietet. 

Die Abgabe ist nach den besonderen wirtschaftlichen Vorteilen dieses Personenkreises zu be- 
messen (insbesondere nach den Mehreinnahmen). Die Fremdenverkehrsabgabe (Beitrag) Kann 
neben dem Kurbeitrag erhoben werden. Abgabenrechtlich handelt es sich weder um einen Bei- 
trag noch um eine Gebühr, sondern um eine öffentlich-rechtliche Abgabe besonderer Art. Diese 
Fremdenverkehrsabgabe wird in Baden-Württemberg, Bayern, Niedersachsen, Nordrhein- 
Westfalen, Rheinland-Pfalz, Saarland und Schleswig-Holstein erhoben. 


Friedhofsgebühr 


Die Gemeinden bieten auf dem Gebiet des Bestattungs- und Friedhofswesens unterschiedliche 
Leistungen an. Dafür kann die Gemeinde zum einen Verwaltungsgebühren und zum anderen 
auch Benutzungsgebühren erheben. | 

Für Genehmigungen zur Aufstellung und Veränderung eines Grabmals, für die Zulassung zur 
gewerbsmäßigen Grabpflege Kann eine Verwaltungsgebühr festgesetzt werden. 
Benutzungsgebühren Kann die Gemeinde erheben für die Benutzung der Einrichtungen des 
Friedhofsträgers wie z.B. für die Nutzung der Leichenhalle, die Bestattung und insbesondere 
für die Überlassung eines Grabes. Dabei wird in der Regel in der Höhe der Benutzungsgebühr 
unterschieden nach Urnengräbern, Reihen- und Wahlgräbern sowie der Verleihung besonderer 
Grabnutzungsrechte. Ob die Gemeinde Zuschläge auf die Gebühr für Ortsfremde erheben darf, 


ist in der Rechtsprechung umstritten. 
Frischwassermaßstab 


Dieser Maßstab dient als Grundlage für die Bemessung der Wassergebühr sowie für die Ab- 
wasser bzw. Entwässerungsgebühr. Für die Wassergebühren stellt die tatsächlich bezogene 
Wassermenge einen Wirklichkeitsmaßstab dar. Die exakte Messung setzt den Einbau von 
Wasserzählern voraus. Wo dies noch nicht gegeben ist, Kommen als Wahrscheinlichkeitsmaß- 
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stab in der Satzung wiedergegebene, pauschalierte, auf das Jahr bezogene Erfahrungswerte zur 
Anrechnung (z.B. die Zahl der Personen, bei landwirtschaftlichen Betrieben die Anzahl der 
Tiere nach Tierarten gestaffelt). 

Es dient der Verwaltungsvereinfachung und Übersichtlichkeit, wenn die Gemeinde denselben 
Maßstab auch für die Berechnung der Abwassergebühr verwendet. Nach allgemeinen Er- 
fahrungen wird die auf einem Grundstück bezogene Wassermenge wieder in irgendeiner Form 
den Entwässerungsanlagen zugeführt. Soweit eine private Wasserversorgung vorhanden ist, 
werden die daraus entnommenen Mengen bei der Berechnung der Entwässerungsgebühr zuge- 
rechnet. Für Nachweislich nicht eingeleitete Wassermengen ab einer örtlich festzusetzenden 
Menge werden Absetzungen vorgenommen. 


Siehe auch unter Abwassergebühr. 
Frontmeter 


Die Frontmeter bemessen sich nach der Grundstücksbreite entlang der Erschließungsanlage. 
Wenn auch der Frontmetermaßstab im BauGB als zulässiger Verteilungsmaßstab benannt ist, 
so äußert die Rechtsprechung zu Recht erhebliche Bedenken gegen ihn im Hinblick auf die Bei- 
tragsgerechtigkeit. Er berücksichtigt nämlich in Keiner Weise Art und Maß der baulichen Nut- 
zung und bevorzugt außerdem sog. Handtuchgrundstücke (mit schmaler Straßenbreite, aber 
großer Tiefe). Für Beiträge findet er deshalb praktisch Keine Anwendung. Auch für die Bemes- 
sung von Abfall- und Abwassergebühren wird er ebenfalls Kaum noch angewendet und dürfte 
allenfalls dort noch zulässig sein, wo Art und Maß der Grundstücksnutzung für alle Grund- 
stücke annähernd gleich ist. 

Für die Straßenreinigungsgebühr dagegen ist der Frontmetermaßstab Kombiniert mit der Häu- 
figkeit der Reinigung als zulässig anzusehen. In Nordrhein-Westfalen z.B. ist er durch eine 
Mustersatzung vorgeschlagene und auch allgemein angewandte Maßstab. 


Siehe auch unter Straßenreinigungsgebühr. 


Fußgängerzone 


Dies ist ein ausschließlich dem Fußgänger vorbehaltener Verkehrsbereich. Soweit die Fußgän- 
gerzone zur Erschließung eines Baugebietes erforderlich ist, zählt sie zum beitragsfähigen Er- 
schließungsaufwand. Ob die Gemeinden bei nachträglicher Errichtung einer Fußgängerzone 
Beiträge erheben dürfen, entscheidet sich nach den Kommunalabgabengesetzen der Länder. 
Eine Beitragserhebung ist z.B. in Bayern, Hessen, Rheinland-Pfalz, Niedersachsen, Nordrhein- 
Westfalen möglich, nicht dagegen in Baden-Württemberg. Die Berechtigung zur Erhebung von 
Anliegerbeiträgen ergibt sich daraus, daß die Rechtsprechung in der Einrichtung der Fuß- 
gängerzone in der Regel eine Verbesserung gegenüber dem vorherigen Zustand sieht bzw. das 
OVG Münster für Nordrhein-Westfalen sogar wegen der erforderlichen Umwidmung und völ- 
lig neuartigen Funktion der Straße eine nachmalige Herstellung (erneute Herstellung) annimmt. 
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Auch der für die Beitragserhebung notwendige Vorteil für die anliegenden Grundstückseigen- 
tümer wird als gegeben angesehen, weil beispielsweise Geräusch- und Geruchsbelästigungen 
verdrängt werden und erfahrungsgemäß für anliegende Geschäfte Umsatzsteigerungen zu er- 
warten sind. 

Da die Einrichtung einer Fußgängerzone in der Regel zu einem Großteil auch im Interesse der 
Gemeinde liegt, hat die Gemeinde einen relativ großen prozentualen Anteil der Kosten selbst zu 
tragen. 


Garagen 


Grundstücke, die nur mit einer Garage überbaut und von einer Straße erschlossen sind, gelten 
als beitragspflichtige Grundstücke. Entsprechendes gilt bei der Anschlußmöglichkeit für die 
Entwässerung und Wasserversorgung. Da die Beiträge nur auf den Vorteil aus dem Anschluß 
und nicht etwa auf den Abwasseranfall abheben, Können sich trotz geringerer Abwassermenge 
relativ hohe Beträge ergeben. Die geringe Abwassermenge wirkt sich nur bei den Abwasser- 
gebühren aus. Beitragspflicht entsteht auch dann, wenn kein Wasseranschluß vorhanden ist. 

Die gegenüber der Wohnbebauung oder gewerblichen Nutzung untergeordneten Bebauung ei- 
nes Garagengrundstücks findet in der Satzung Berücksichtigung durch den Ansatz einer nied- 
rigeren Geschoßflächenzahl bzw. eines niedrigeren Nutzungsfaktors beim Vollgeschoßmaßstab. 


Gebühren 


Gebühren sind einmalige oder wiederkehrende Geldleistungen, die als Gegenleistung für Inan- 
spruchnahme einer besonderen Leistung (Amtshandlung oder sonstigen Tätigkeit) der Ver- 
waltung oder für die Benutzung einer öffentlichen Einrichtung oder Anlage (siehe auch I. Ein- 
leitung) erhoben werden. 


Siehe auch unter Verwaltungsgebühr, Benutzungsgebühr, Straßenreinigungsgebühr, Sondernut- 
zungsgebühr und Abwassergebühr. 


Gebührenhaushalt 


Unter Gebührenhaushalte versteht man die Haushaltsabschnitte der öffentlichen Einrich- 
tungen, die überwiegend aus den Entgelten, d.h. Gebühren oder Beiträgen der Benutzer, finan- 
ziert werden. 

Der Umfang der Kostendeckung soll umso höher sein, je größer die wirtschaftlichen Vorteile 
für den einzelnen Benutzer sind. So fordern z.B. die meisten Gemeinden bei Abfall- und Ent- 
wässerungsgebühren volle Kostendeckung. Soweit ein öffentliches Interesse an der Einrichtung 
vorhanden ist, kann sich die Gemeinde mit einer nur teilweisen Kostendeckung begnügen (z.B. 
Bäder). Über den Umfang der Kostendeckung entscheidet der Gemeinderat (Rat). 


Gebührenmarken 
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Sie dienen als Quittungsnachweis und zur Kontrolle bezahlter Verwaltungs- und Be- 
nutzungsgebühren. Kleinere Gemeinden bis mittlere Städten erheben teilweise die Müllgebüh- 
ren durch Ausgabe von Gebührenmarken, die von der Gemeindekasse oder z.B. von Einzelhan- 
delsgeschäften und Banken an die Benutzer verkauft werden. 


Gebührengestaltung 


Die Gemeinde muß die Ausgestaltung der Gebühren in der Satzung festlegen; die Gemeinde hat 
dabei einen weiten Spielraum. Sie hat aber bei der Festsetzung das Aquivalenzprinzip und 
Gleichheitsgrundsatz zu beachten. Die Gebühren werden nach dem Verursacherprinzip erho- 
ben; dabei sind verschiedene Gebührentarife möglich. 


Gebührenmaßstab 


Unter Gebührenmaßstab versteht man die satzungsmäßige Festlegung der Bemessungsgrund- 
lage oder auch der Methode, nach der unter Anwendung des Gebührensatzes die Konkrete Höhe 
der jeweiligen Gebührenschuld errechnet werden Kann. Dabei gilt für alle Gebühren der Grund- 
satz. daß zwischen der der Leistung der Gemeinde und der Höhe der Gebühr ein angemessenes 
Verhältnis bestehen muß (Äquivalenzprinzip). 

Bei Verwaltungsgebühren bietet sich als Maßstab der Verwaltungsaufwand und der Nutzen 
des Empfängers (nach Wert eines Gegenstandes, z.B. einer Baugenehmigung; nach der Gel- 
tungsdauer eines Vorteils, z.B. Sperrzeitverkürzung oder nach anderen wirtschaftlichen Vor- 
teilen) an. 

Bei den Benutzungsgebühren haben die Wirklichkeitsmaßstäbe (z.B. Wasserverbrauch nach 
Wasserzähler) Vorrang vor den Wahrscheinlichkeitsmaßstäben. Wo ein Wirklichkeitsmaßstab 
technisch möglich und ohne übermäßige Kosten zu ermitteln und anwendbar ist, fordern die 
Gerichte diesen Maßstab, der dem Aquivalenzprinzip in vollem Umfange gerecht wird. 

Ein Wahrscheinlichkeitsmaßstab darf nur angewendet werden, wenn eine genaue Feststellung 
der tatsächlichen Leistung unmöglich oder wirtschaftlich nicht vertretbar ist. Er muß dem Aus- 
maß der Benutzung wenigstens im großen und ganzen entsprechen, und zwar sowohl im Ver- 
hältnis der Gemeinde zum Benutzer (Äquivalenzprinzip) wie auch im Verhältnis der Benutzer 
untereinander (Gleichheitsgrundsatz). Beispiele für Wahrscheinlichkeitsmaßstäbe: Personen- 
zahl beim Wasser, Größe der Müllbehälter oder des Haushaltes bei den Müllgebühren. 


Gebührenschuldner 
Die Gebührenpflichtigen sind eindeutig in der örtlichen Satzung zu bestimmen. Bei den 
Verwaltungsgebühren ist der Schuldner derjenige, auf dessen Veranlassung (z.B. Antrag- 


stellung) oder in dessen Interesse eine gebührenpflichtige Amtshandlung vorgenommen wurde. 
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Bei Benutzungsgebühren ist in der Regel der unmittelbare Benutzer Gebührenschuldner. Bei 
den grundstücksbezogenen Benutzungsgebühren wie Abfall- und Abwasserbeseitigung, Geh- 
wegreinigung, Wasser, Kann die Gemeinde zwischen dem unmittelbaren oder mittelbaren Be- 
nutzer (Mieter, Pächter oder Hauseigentümer) wählen. Die Gemeinde Kann sich auf Bezie- 
hungen zum Hauseigentümer beschränken. Dieser legt dann die Belastungen auf die einzelnen 


Mieter um, ohne daß er die Mithilfe der Gemeinde beanspruchen Kann. 


Gebührentarife 


Bei den Verwaltungsgebühren sind vor allem die Festgebühren zu nennen , die Wertgebühren 
und die Rahmengebühren. Bei den Benutzungsgebühren Kennen wir die Mindestgebühren als 
Verbrauchsgebühren, Grundgebühren, Mindestverbrauchsgebühren, Zählergebühren und Ver- 
rechnungsgebühren sowie Mehrgebühren als Mehrverbrauchsgebühren und Zusatzgebühren. 


Gehwege 


Die Aufwendungen für die erstmalige Herstellung der Gehwege zählen zu den beitragsfähigen 
Erschließungsaufwendungen. Wird nur auf einer Straßenseite ein Gehweg angelegt oder ist der 
Gehweg auf einer Straßenseite breiter als auf der anderen, so sind nach dem Grundsatz der 
Einheit der Straße die Aufwendungen als Gesamtkosten zu behandeln und auf alle Beitrags- 
pflichtigen jener Straße umzulegen. Ob die Gemeinde nach der nachträglichen Anlegung von 
Gehwegen nach endgültiger Herstellung der Erschließungsanlagen noch Beiträge erheben darf, 
bestimmen die Kommunalabgabengesetze der Bundesländer. 

Außer in Baden-Württemberg Können in allen anderen Bundesländern Beiträge für die nach- 
trägliche Anlegung oder Verbesserung erhoben werden, wenn diese einen zusätzlichen Vorteil 
für das Grundstück bedeutet. In Rheinland-Pfalz werden Beiträge für das Vorhalten solcher 
Anlagen erhoben. Bei dem wiederkehrenden Beitrag für alle Anlagen in einem bestimmten Ge- 
biet werden von allen Grundstückseigentümern mehrmals Beiträge erhoben. 


Gemeindeanteil 


Anteil des Aufwands, den die Gemeinden an den Kosten für die Erschließung bzw. Herstellung 
oder Erweiterung einer Anlage selbst tragen. Da Beiträge zur Deckung der Kosten für eine 
öffentliche Einrichtung oder Anlage nur insoweit auf die Grundstückseigentümer umgelegt 
werden dürfen, wie diese einen Vorteil davon haben, ist bei der Ermittlung des umlagefähigen 
Aufwands zunächst insoweit ein Teilbetrag in Abzug zu bringen, als man davon ausgeht, daß 
die öffentliche Einrichtung oder Anlage auch der Allgemeinheit dient und damit der Gemeinde 
selbst einen Vorteil bringt. 

Beim Erschließungsbeitrag müssen die Gemeinden mindestens 10 Prozent des beitragsfähigen 
Erschließungsaufwands selbst tragen; die Höhe des Gemeindeanteils (Eigenbehalt) ist in der 
Erschließungsbeitragssatzung festzulegen. 
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Bei den übrigen Beiträgen Kann die Gemeinde grundsätzlich den gesamten beitragsfähigen 
Aufwand umlegen. Ein Mindestsatz an Eigenanteil ist nicht gesetzlich vorgeschrieben. Da 
aber auch hier regelmäßig, die Allgemeinheit, d.h. die Gemeinde, einen Vorteil von den öffentli- 
chen Einrichtungen und Anlagen hat, soll auch hier wegen dieses Vorteilsprinzips ein prozen- 
tualer Eigenanteil in der Satzung festgeschrieben werden. Dieser ist sowohl nach der Art der 
öffentlichen Einrichtung bzw. Anlage als auch von Gemeinde zu Gemeinde unterschiedlich. 

Im Straßenbaubeitragsrecht verhält es sich regelmäßig so, daß der Vorteil der Allgemeinheit am 
Ausbau der Straßen, die überwiegend dem überörtlichen bzw. innerörtlichen Durchgangsver- 
kehr dienen, größer ist als beim Ausbau von reinen Anliegerstraßen. Bei letzteren überwiegt 
eindeutig der Vorteil für die Anlieger selbst. Bei der Bestimmung des Eigenanteils ist zum einen 
das Ausmaß der Nutzung durch die Allgemeinheit ausschlaggebend und zum anderen die 
Frage, inwieweit die Gemeinde als Eigentümer von Grundstücken einen Vorteil von der Ein- 
richtung hat. Dieser ermittelte Eigenanteil ist von dem gesamten Aufwand in Abzug zu brin- 
gen, so daß lediglich der Restbetrag auf die Grundstückseigentümer umgelegt werden Kann. 
Mittlerweile ist es auch als zulässig, wenn die Gemeinde bezüglich ihrer eigenen Grundstücke 
am umlagefähigen Aufwand beteiligt wird wie jeder andere Grundstückseigentümer auch. Bei 
Beiträgen für Ver- und Entsorgungseinrichtungen dürfte der Anteil der Gemeinde in der Regel 
niedriger liegen als im Straßenbaubeitragsrecht. Auch hier hängt die Höhe davon ab, inwieweit 
die Einrichtung der Gemeinde auch zugute Kommt, beispielsweise durch Entwässerung öffent- 
licher Straßen und Plätze. Der Eigenanteil Kann für unterschiedliche Straßentypen jeweils pro- 
zentual in der Satzung festgelegt werden; es ist auch zulässig, für bestimmte Straßen und Ein- 
richtungen spezielle Satzungen zu beschließen, was jedoch wenig praktikabel erscheint. Als zu- 
lässige Eigenanteile der Gemeinde in Straßenbaubeitragsrecht nach den Kommunalabgaben- 
gesetzen dürfen folgende Prozentsätze anzusehen sein: 


Bei Ortsdurchfahrten, die überwiegend dem überörtlichen Verkehr dienen, 70 - 80 %, 
bei Ortsdurchfahrten, die überwiegend dem innerörtlichen Durchgangsverkehr die 
nen, 50 %, 

bei reinen Anliegerstraßen 20 - 30 %, bei Fußgängerzonen 50 %. 


Die angebenen Prozentsätze sind nur Richtwerte, da der genaue Vorteil der Allgemeinheit an 
einer Anlage oder Einrichtung immer aufgrund der örtlichen Verhältnisse zu prüfen ist. Der 
VGH Baden-Württemberg fordert bei den Entwässerungsbeiträgen, daß die Gemeinde in der 
Regel mindestens 10 % der Aufwendungen selbst tragen muß, und führt dazu aus, daß Gründe 
des Umweltschutzes und Hygiene für diese öffentliche Interessenguote sprechen. 


Geschoßflächenmaßstab 


Die Rechtsprechung stellt heraus, daß das Maß der baulichen Nutzung einen besonders geeig- 
neten Maßstab für die Ermittlung der Beiträge darstellt. Dieser Wahrscheinlichkeitsmaßstab 
geht davon aus, daß im allgemeinen der objektive Wert eines Grundstücks von der möglichen 
wirtschaftlichen Nutzung abhängt. Diese wächst mit der Größe der zulässigen Geschoßfläche. 
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Die Geschoßfläche errechnet sich aus der Grundstücksfläche multipliziert mit der Geschoß- 
flächenzahl. In der Regel Kann die Geschoßflächenzahl dem Bebauungsplan entnommen wer- 
den. In unbeplanten Gebieten (solche ohne Bebauungsplan) darf die Gemeinde bei den bebauten 
Grundstücken auf die tatsächliche Nutzung und damit auf die tatsächliche Geschoß- 
flächenzahl abstellen. Bei den unbebauten Grundstücken ist die überwiegend tatsächliche Nut- 
zung der übrigen erschlossenen Grundstücke maßgebend. 


Siehe auch unter Verteilungsmaßstäbe, Vollgeschoßmaßstab und Kombinierte Grundstücks- 
flächen/Geschoßflächenmaßstab. 


Geschoßflächenzahl 


Die Geschoßflächenzahl gibt an, wieviel Quadratmeter Geschoßfläche je Quadratmeter Grund- 
stück zulässig sind. Die Geschoßflächenzahl Kann den Festsetzungen im Bebauungsplan ent- 
nommen werden. 


Gewerbliche Abfälle 


Gewerbliche und industrielle Abfälle (Definition meist in den Satzungen) werden nicht zusam- 
men mit dem Hausmüll, sondern getrennt entsorgt. Die Abfuhr gewerblicher und industrieller 
Abfälle regelt die Gemeinde (bzw. der Landkreis) in Einzelfall durch Sondervereinbarungen, 
sofern es die besonderen Verhältnisse des Unternehmens erfordern. Soweit Keine abweichende 
Regelung erforderlich ist, gelten die für die Abfuhr des Hausmülls maßgeblichen Vorschriften 
entsprechend. Häufig verbinden die Gemeinde (Landkreise) aus organisatorischen Gründen die 
Sperrmüllabfuhr und die Abfuhr gewerblicher Abfälle miteinander. Die meisten Gemeinden 
(Landkreise) erheben für Gewerbeabfälle die Gebühren nach einem Behältertarif. Auch eine Be- 
messung der Gebühr nach Einwohnergleichwert, d.h. Berücksichtigung der Anzahl der im ge- 
werblichen Betrieb beschäftigten Personen gekoppelt mit der Art des gewerblichen Betriebes ist 
zulässig. 


Siehe auch unter Müllgebühr. 
Gleichheitsgrundsatz 


Während das Aquivalenzprinzip das Verhältnis der Benutzer zur Gemeinde betrifft, erfaßt der 
Gleichheitsgrundsatz das Verhältnis der Benutzer untereinander. Er gebietet, daß bei gleichen 
Vorteilen in wesentlichen gleich hohe Beiträge, bei einem im wesentlichen gleichem Umfang der 
Benutzung der Einrichtungen etwa gleich hohe Gebühren zu entrichten sind. Bei wesentlichen 
Unterschieden im Vorteil oder Benutzungsumfang müssen sich auch Beiträge und Gebühren in 
unterschiedlicher Höhe ergeben. 


Globalberechnung 
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Das gesamte Entwässerungssystem der Gemeinde wird beitragsrechtlich als Einheit gesehen. In 
der Regel errichten die Gemeinden nicht das ganze Kanalnetz und die Abwasserreinigungsan- 
lagen auf einmal, sondern in Abschnitten. Der Beitrag des einzelnen Grundstückseigentümers 
richtet sich nicht an den Kosten der vor seinem Grundstück verlegten Kanalrohre aus; vielmehr 
leistet er mit seinem Beitrag einen Anteil zu den Gesamtkosten des Entwässerungssystems. Die 
Gemeinde ist daher verpflichtet, für die Bemessung der Beiträge schon bei Beginn des Ausbaus 
einer öffentlichen Entwässerungsanlage eine Globalberechnung aufzustellen, die von den 
Gesamtherstellungskosten ausgeht. Bei dieser Kostenberechnung muß die Gemeinde die Künfti- 
ge Entwicklung für die Kapazitätsplanung von Kanalnetz und Klärwerk, berücksichtigen. 
Diesen Herstellungskosten muß sie den Verteilungsschlüssel für das gesamte zu entwässernde 
Gebiet gegenüberstellen (also z.B. die Gesamtzahl der entwässerten Geschoßflächen in der 
Gemeinde). 

Sie erhält so den Beitragssatz je Einheit der Bemessungsgrundlage (also z.B. DM/qm Geschoß- 
fläche). Nur so läßt sich nach Auffassung des VGH Baden-Württemberg dem Gebot der 
Gleichbehandlung aller in Betracht Kommenden Anschlußnehmer ausreichend Rechnung tragen. 
Aus diesem Grund verlangt dieses Gericht auch eine neue Globalberechnung, wenn die Gemein- 
de den Bemessungsmaßstab ändert oder wenn sie das Kanalisationsnetz wesentlich über die 
bisherige Gesamtplanung hinaus erweitert. Der Beitragssatz je Berechnungseinheit (z.B. 
DM/gm Geschoßfläche) ist dann genau in der Beitragssatzung festzulegen. Er Kann bei Ko- 
stensteigerungen angepaßt werden; dazu muß die Gemeinde die Satzung ändern. 


Gräben 


Die von der Gemeinde zu unterhaltenden offenen Gräben und Wasserläufe zählen zu den Ab- 
wasseranlagen, wenn sie in das Entwässerungssystem integriert sind. 


Grünflächen 


Grünanlagen, die Bestandteil öffentlicher zum Anbau bestimmter Straßen, Wegen und Plätzen 
oder Sammelstraßen innerhalb der Baugebiete sind bzw. soweit sie nach städtebaulichen 
Grundsätzen innerhalb der Baugebiete zu der Erschließung notwendig sind, gehören zu den 
beitragsfähigen Erschließungsaufwendungen. Dies gilt sowohl für die Grünflächen an Straßen 
wie auch für Grünanlagen an besonderer Stelle mit Ruhebänken usw. Werden Grünanlagen als 
selbständige Bestandteile einer ansonsten schon fertigen Erschließungsanlage (Straße) später 
erstmals hergestellt, so gilt auch hier das Erschließungsbeitragsrecht. Führen sie jedoch als un- 
selbständige Bestandteile zur Verbesserung einer schon fertigen Anlage (Straße), so gilt das 
Beitragsrecht nach den Kommunalabgabengesetzen der Länder. Sofern sie nach ihrer Lage und 
Ausstattung jedoch der gesamten Bevölkerung als Erholungsfläche dienen, gelten sie nicht als 
beitragsfähige Erschließungsanlagen. 


Grundbeiträge 
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Die Rechtsprechung hält die Erhebung von Grundbeiträgen in der Regel für unzulässig, weil 
sie gegen das Äquivalenzprinzip und den Gleichheitsgrundsatz verstoßen. Grundbeiträge 
widersprechen dem Vorteilsprinzip, weil Kleinere Grundstücke stärker als größere Grundstücke 
belastet würden. Ein Grundbeitrag Kann allenfalls dann zulässig sein, wenn für alle betroffe- 
nen Grundstücke die für die Bemessung des jeweiligen Vorteils maßgeblichen Faktoren absolut 
gleich sind. 


Grundflächenzahl (GFZ) 


Die Grundflächenzahl gibt an, wieviel Quadratmeter Grundfläche (von Gebäuden) je Quadrat- 
meter Grundstücksfläche zulässig sind. Die Grundflächenzahl ist in der Regel den Bestimmun- 
gen des Bebauungsplans zu entnehmen. 


Siehe auch unter Geschoßflächenzahl. 
Grundgebühr 


Grundgebühren sollen die Kosten abgelten, die als fixe Kosten schon für die Bereitstellung der 
öffentlichen Einrichtung entstehen. Die Grundgebühr darf höchstens diese fixen Kosten decken 
und nur erhoben werden in Zusammenhang mit einer zusätzlichen Benutzungsgebühr, die von 
der tatsächlichen Inanspruchnahme der Leistung abhängig ist. Grundgebühren darf die Ge- 
meinde nur erheben, wenn die Einrichtung tatsächlich in Anspruch genommen wird oder die 
tatsächliche Inanspruchnahme unterstellt werden Kann. In den Bereichen der Strom- und Gas- 
versorgung sind sie als sogenannte Grund- und Arbeitspreise am weitesten verbreitet. 


Grunderwerb 


Der zu der Herstellung von Erschließungsanlagen erforderliche Grunderwerb rechnet zum bei- 
tragsfähigen Erschließungsaufwand. Für den Grunderwerb ist die Kostenspaltung möglich. 
Entsprechendes gilt auch für die Entwässerungs- und Wasseranschlußbeiträge. Bei der Kalku- 
lation der Benutzungsgebühren wird der Grundstückswert zur Kalkulatorischen Kapitalver- 
zinsung herangezogen, soweit er nicht über Beiträge finanziert wurde. 


Grundstück, 


Im Erschließungsbeitragsrecht ist nach der Rechtsprechung des Bundesverwaltungsgerichts 
grundsätzlich vom Buchgrundstück auszugehen, wie es im Grundbuch eingetragen ist. Nur aus- 
nahmsweise Kann der wirtschaftliche Grundstücksbegriff Anwendung finden, wenn es nach 
dem Sinn des Erschließungsbeitragsrechts grob unangemessen wäre, den bürgerlich-rechtlichen 
Grundstücksbegriff des Buchgrundstücks zugrunde zu legen. Dies ist z.B. dann der Fall, wenn 
zwei benachbarte schmale Buchgrundstücke desselben Eigentümers nicht, aber wohl zusammen 
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ein Baugrundstück darstellen und bebaubar sind. Dann werden diese Grundstücke zu einer 
wirtschaftlichen Einheit zusammengefaßt. Bei der Heranziehung zum Erschließungsbeitrag 
werden sie als ein Grundstück behandelt. Auch im Beitragsrecht nach KAG gilt in den meisten 
Fällen der Grundbuchbegriff; anderer Ansicht ist das OVG Münster für Nordrhein-Westfalen. 


Siehe auch unter beitragspflichtige Grundstücke und landwirtschaftliche Grundstücke. 


Grundstücksanschlüsse 


In den Satzungen der Gemeinden ist vorgeschrieben, daß der Anschluß der Grundstücke an die 
öffentliche Entwässerungsanlage und an die öffentliche Wasserversorgung sowie spätere Än- 
derungen von der Gemeinde zu genehmigen sind. Soweit Grundstücksanschlüsse von der Ge- 
meinde hergestellt werden, Kann sie dafür Kostenersatz verlangen bzw. die Aufwendungen 
über die Erhebung von Beiträgen decken (näheres hierzu siehe unter Hausanschlußleitungen). 


Grundstücksentwässerungsanlagen 


Als Grundstücksentwässerungsanlagen gelten alle zur Ableitung von Abwasser dienenden Ein- 
richtungen bis zum Anschlußkanal an die öffentliche Entwässerungsanlagen. Der Anschluß ist 
nach den satzungs- und baurechtlichen Bestimmungen auszuführen. Die Grundstücksentwäs- 
serung hat der Grundstückseigentümer auf seine Kosten herzustellen, zu unterhalten und nach 
Bedarf zu reinigen. 


Grundstücksfläche 


Die Grundstücksfläche stellt für sich allein einen problematischen Verteilungsmaßstab für Bei- 
träge dar. Der Vorteil liegt in der relativ leichten Handhabung, der Nachteil darin, daß er für 
sich allein die teilweise recht unterschiedlichen Vorteile, die für ein Grundstück durch die 
Erschließung entstehen, nicht ausreichend berücksichtigt (z.B. zulässige stärkere Bebau- 
ungsmöglichkeit oder unterschiedliche Nutzungsart). 


Siehe auch unter Bemessung der Abgaben, Geschoßfläche und Verteilungsmaßstäbe. 


Als alleiniger Maßstab ist die Fläche nur zulässig, wenn in dem Abrechnungsgebiet nur eine 
einheitliche Nutzung zulässig ist. 


Gruppenkläranlagen 


Kläranlagen, die mehrere Gemeinden für die Reinigung ihrer Abwässer gemeinsam betreiben. 
Als Organisationsform Können die Gemeinden einen Zweckverband bilden (als besondere öf- 
fentliche Körperschaft) oder im Wege der öffentlichrechtlichen Vereinbarung eine Gemeinde mit 
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der Betriebsführung beauftragen. Die Ausgaben für die Investition und die Betriebskosten 
werden nach einem bestimmten Schlüssel (z.B. Abwasserzufluß, angeschlossene Einwohner) 
auf die einzelnen Gemeinden umgelegt, die diese Kosten ihrerseits wieder auf die Benutzer ab- 
wälzen (Beiträge, Gebühren). 


Hauptsammler 


Teil eines Entwässerungsnetzes, der das Abwasser aus verschiedenen Zuleitungen aufnimmt 
und gesammelt an die Kläranlage weiterleitet. 


Hausanschlußleitungen 


Zur Herstellung eines Anschlusses der einzelnen Grundstücke bzw. Häuser an die Hauptkanä- 
le einer gemeindlichen Entwässerungs- oder Versorgungsanlage, die regelmäßig in einer öffentli- 
chen Straße liegen, sind noch Abzweigleitungen von den Versorgungsleitungen bzw. Sammlern 
zum Gebäude führen. Diese Abzweigleitungen liegen zum Teil im öffentlichen Verkehrsraum 
und zum Teil im privaten Gelände (Vorgarten). Begrifflich unterscheiden die Kommunalabga- 
bengesetze der Länder teilweise zwischen Grundstücksanschlüssen und Hausanschlüssen. 
Ersteres sind die Abzweigleitungen von der Hauptleitung bis zur Grenze des privaten Grund- 
stücks, letzteres der Teil der Leitungen von der Grundstücksgrenze bis zum Haus selbst. In der 
Praxis spielt die Unterscheidung jedoch Keine wesentliche Rolle, da die Gemeinden sich in der 
Regel satzungsmäßig das Recht vorbehalten, die Herstellung und Unterhaltung dieser Haus- 
oder Grundstücksanschlußleitungen an das Entwässerungsnetz und an die Versorgungsleitun- 
gen selbst durchzuführen oder durch einen von ihnen beauftragten Unternehmer durchführen 
zu lassen, um somit einen einwandfreien Zustand dieser Anschlüsse zu gewährleisten. Dafür 
sehen die Bestimmungen der Kommunalabgabengesetze der Länder vor, daß die Gemeinde dann 
einen Anspruch auf Ersatz der Kosten für Herstellung, Erneuerung und Veränderung sowie 
für die Unterhaltung hat. Die Höhe des Erstattungsanspruches richtet sich nach den tatsächli- 
chen Kosten oder nach Einheitssätzen. Die Gemeinden Können in der Satzung bestimmen, daß 
die Haus- oder Grundstücksanschlüsse zu der öffentlichen Einrichtung oder Anlage selbst ge- 
hören. Dann werden diese Kosten dem Aufwand für die öffentliche Versorgungsanlage zuge- 
schlagen und über die Erhebung von Beiträgen mit gedeckt. 


Hebeanlagen 


Sie dienen wie Pumpanlagen zur Überbrückung von Steigungen und zählen zu den beitrags- 
pflichtigen Abwasseranlagen. 


Heilung von Satzungsmängeln 
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Siehe auch unter Rückwirkung. 
Heranziehungsbescheid 


Zieht die Gemeinde den Bürger zur Zahlung von Beiträgen oder Gebühren heran, so muß sie 
dazu einen Beitrags- oder Gebührenbescheid erlassen. Deshalb wird ein solcher Bescheid von 
den Gemeinden oft als Heranziehungsbescheid bezeichnet. 

Siehe auch unter Beitragsbescheid. 


Herstellung, endgültige 


Herstellung ist grundsätzlich die (erstmalige) Schaffung einer neuen Anlage. Damit überprüft 
werden Kann, wann eine solche Anlage endgültig hergestellt ist, sind die Merkmale für die end- 
gültige Herstellung der Erschließungsanlage in der Satzung festzulegen; die Beitragspflicht 
entsteht mit dieser endgültigen Herstellung (Entstehen des Beitrags). Hat die Gemeinde in ihrer 
Satzung die Kostenspaltung eingeführt, so Kann sie Teilbeträge verlangen, sobald sie die ent- 
sprechenden Teile der Erschließungsanlage fertiggestellt hat. 

Bei der Erhebung von Beiträgen für die Anschaffung, Erweiterung, Erneuerung bzw. Verbes- 
serung von Einrichtungen und Anlagen nach den Kommunalabgabengesetzen ist eine Festle- 
gung solcher Merkmale in der Satzung deshalb nicht notwendig, weil sich schon aus diesen ge- 
nannten Begriffen ersehen läßt, wann diese Voraussetzungen erfüllt sind. 


Siehe auch unter erstmalige Herstellung. 
Herstellung, nachmalige 


Wenn auch die Kommunalabgabengesetze einiger Länder (z.B. Nordrhein-Westfalen) die Er- 
neuerung einer öffentlichen Anlage nicht als beitragsfähige Maßnahme genannt haben, so sind 
auch hier die Kosten für eine tatsächliche Erneuerung in der Praxis beitragsfähig. Die 
Ersetzung einer abgenutzten Anlage durch eine neue Anlage von gleicher räumlicher Ausdeh- 
nung, gleicher funktioneller Aufteilung der Fläche und gleichwertiger Befestigungsart wird 
nämlich deshalb als beitragsfähig angesehen, weil eine nachmalige Herstellung im Sinne von 
zweiter Herstellung vorliegt. Voraussetzung ist jedoch, daß die Ersetzung der alten Anlage erst 
nach einer durch die bestimmungsgemäße Benutzung verursachte Abnutzung erfolgt ist. Dem- 
gegenüber beschränkt des Kommunalabgabengesetz von Baden-Württemberg die Beitragser- 
hebung ausdrücklich auf die erstmalige Anschaffung oder Herstellung. 

Da die Kosten für die laufende Unterhaltung und Instandsetzung von der Gemeinde selbst ge- 
tragen werden müssen, Kann eine solche Erneuerungsmaßnahme nur dann beitragsfähig sein, 
wenn sie nach pflichtgemäßem Ermessen der Gemeinde ihrer Verpflichtung zu laufenden Un- 
terhaltung und Instandsetzung der alten Anlage nachgekommen ist. Erfolgt die Erneuerung 
vor den üblicherweise zu erwartenden Nutzungsende, so ist zu prüfen, ob nicht in 
Wirklichkeit die Beseitigung eines sog. aufgestauten Reparaturbedarfs besteht. 
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Siehe auch unter erstmalige Herstellung, Herstellung, endgültige Herstellung, Erneuerung und 
Verbesserung. 


Historische Straßen 


Für Straßen, die bereits vor dem 29.6.1961 vorhanden und ortsbauplanmäßig hergestellt waren, 
darf die Gemeinde Keine Erschließungsbeiträge erheben. 

In der Praxis ist es oftmals schwer festzustellen, ob eine Straße früher zunächst nur proviso- 
risch und nunmehr endgültig hergestellt wird, oder sie bereits früher als endgültig hergestellt 
galt. Im letzten Fall gilt sie als historische Straße, für die Kein Erschließungsbeitrag erhoben 
werden darf. Wird dagegen nur eine provisorisch hergestellte Straße endgültig ausgebaut, so ist 
die Gemeinde zur Erhebung von Erschließungsbeiträgen verpflichtet. Zur Abgrenzung der 
Frage, ob es sich um eine provisorische oder endgültige Herstellung handelt, Kommt es entschei- 
dend auf den damaligen Willen der Gemeinde an, und ob die Straße nach damaligen örtlichen 
Bedürfnissen ausreichend ausgebaut war. Wenn der Ausbau dem Willen der Gemeinde, die 
Straße in ortsüblicher Weise und den zu dieser Zeit gegebenen Verkehrsverhältnissen entspre- 
chenden Art endgültig herzustellen genügte, dann sind alle späteren Baumaßnahmen (z.B. 
Modernisierung, Verbreiterung, neuer Straßenbelag, breiterer Gehweg) nicht mehr beitrags- 
fähig. Bei den nach dem 29.6.1961 hergestellten Straßen Kann es Keine Zweifelsfrage mehr ge- 
ben, weil die Erschließungssatzung der Gemeinde die Merkmale der endgültigen Herstellung 
festlegen muß. 

In Niedersachsen Können auch bei historischen Straßen für spätere Baumaßnahmen, die den 
wirtschaftlichen Wert der Straße für die Anlieger wesentlich verbessern, die Grundstücks- 
eigentümer noch mit Straßenbaubeiträgen herangezogen werden. Im übrigen bleibt auch bei 
Straßen, für die schon Erschließungsbeiträge gezahlt wurden, das Recht der Gemeinde zur Er- 
hebung von Straßenbaubeiträgen nach den Kommunalabgabengesetzen unberührt. Die Unter- 
scheidung, ob Beiträge nach dem Bundesbaugesetz oder den Kommunalabgabengesetzen erho- 
ben werden, ist für den Anlieger insofern erheblich, als der Gemeindeanteil beispielsweise bei 
Beiträgen nach den Kommunalabgabengesetzen für Straßen, die vornehmlich den Durchgangs- 
verkehr dienen, höher ist als bei Erhebung eines Erschließungsbeitrags nach dem Bundesbau- 
gesetz. 

Im Beitrittsgebiet gilt It. Einigungsvertrag folgendes: 

Für Erschließungsanlagen oder Teile von Erschließungsanlagen, die vor dem Wirksam werden 
des Beitritts bereits hergestellt worden sind, Kann nach dem Baugesetzbuch ein Erschließungs- 
beitrag nicht erhoben werden. Bereits hergestellte Erschließungsanlagen oder Teile von Er- 
schließungsanlagen sind die einem technischen Ausbauprogramm oder den örtlichen Ausbauge- 
pflogenheiten entsprechend fertiggestellten Erschließungsanlagen oder Teilen von Erschlie- 
Pungsanlagen. Leistungen die Beitragspflichtige für die Herstellung von Erschließungsanlagen 
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oder teilen von Erschließungsanlagen erbracht haben, sind auf den Erschließungsbeitrag anzu- 
rechnen. Die Landesregierungen werden ermächtigt, bei Bedarf Überleitungsregelungen durch 
Rechtsverordnung zu treffen. 


Höchstbreiten 


Die Gemeinde hat das Recht, ihre Straßen städtebaulichen und verkehrstechnischen Bedürf- 
nissen entsprechend auszubauen. Die Eigentümer der durch diese Straße erschlossenen Grund- 
stücke dürfen aber nur mit dem Aufwand belastet werden, der erforderlich ist, um die Grund- 
stücke ausreichend zu erschließen. Die Gemeinde muß jedoch die für die Erschließung eines 
Baugebietes erforderliche Straßenbreite nicht in jedem Einzelfall feststellen. Sie ist verpflichtet, 
in der Erschließungsbeitragssatzung Art und Umfang der Erschließungsanlagen allgemein ab- 
zugrenzen. 

Erfolgt der Ausbau über das in der Satzunggeregelte Maß hinaus, so dürfen nur die Kosten als 
Beitrag auf die Grundstückseigentümer umgelegt werden, die notwendig waren zum Ausbau 
entsprechend den Satzungsregeln. Die Kosten für den darüber hinausgehenden Teil des Aus- 
baus hat die Gemeinde aus allgemeinen Steuermitteln zu tragen. Als Anhaltspunkt, welche 
Höchstbreiten im allgemeinen erschließungsbeitragsrechtlich für zulässig erachtet werden, Kann 
man sich an den im Anhang dargestellten Mustersatzungen orientieren. 


Industrielle Abfälle 

Siehe auch unter Gewerbliche Abfälle, Müllgebühren und Einwohnergleichwert. 
Immisionsschutzanlagen 

Anlagen zum Schutz von Baugebieten gegen schädliche Umwelteinwirkungen in Sinne des 
Bundesimmissionsschutzgesetzes (Luftverunreinigungen, Geräusche, Erschütterungen u.a.) 
sind beitragsfähige Erschließungsanlagen, auch wenn sie nicht Bestandteil der Erschließungs- 
anlage selbst sind (Lärmschutzwälle). 

Siehe auch unter beitragsfähige Erschließungsanlagen. 

Kalkulatorische Kosten 

Unter Kalkulatorischen Kosten versteht man im betriebswirtschaftlichen Sinne Kosten, die in 


einer bestimmten Rechnungsperiode nur Kalkuliert, also nicht zu Ausgaben werden oder vom 


Betrag her vom tatsächlichen Aufwand abweichen. Zu ihnen gehören die Kalkulatorischen Ab- 
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schreibungen und Zinsen sowie der Kalkulatorische Unternehmerlohn und die Kalkulatorischen 
Wagnisse. Das Kommunale Haushaltsrecht berücksichtigt von diesen die Kalkulatorischen Ab- 
schreibungen und Kalkulatorischen Zinsen. Da das Kommunale Haushaltsrecht für Einrich- 
tungen, in der Regel und überwiegend aus Entgelten (Gebühren, Beiträgen) finanziert werden, 
vorschreibt, im Verwaltungshaushalt angemessene Abschreibungen und eine angemessene Ver- 
zinsung des Anlagekapitals zu veranschlagen, werden die Kalkulatorischen Kosten in die Be- 


rechnung der Gebühren einbezogen. 
Es handelt sich dabei um Kl lisned Abschreibungen, die denen das Anlagekapital (nach 


Anschaffungs- oder Wiederbeschaffungszeitwert ermittelt) entsprechend der Nutzungsdauer 
der Einrichtung auf die einzelnen Jahre als Kosten verteilt werden, und um die Kalkulatorische 
Kapitalverzinsung, also um die Verzinsung des von der Gemeinde eingesetzten Kapitals. Das 
über Anliegerbeiträge, Staatszuschüsse oder Zuwendungen Dritter aufgebrachte Kapital bliebt 
dabei außer Ansatz. 


Siehe auch unter Abschreibungen und Kapitalverzinsung. 
Kalkulatorische Zinsen 


Zu den Kosten, die für die Bemessung der Gebühren maßgeblich sind, zählt auch eine angemes- 
sene Verzinsung des eingesetzten Kapitals. Dabei unterliegt das gesamte betriebsnotwendige 
Kapital der Verzinsung, allerdings gekürzt um Beiträge, Zuweisungen und Zuschüsse Dritter. 
Diese Beträge müssen abgesetzt werden, weil dieses Geld nicht von der Gemeinde selbst bereit- 
gestellt worden ist. Für die rechnerische (Kalkulatorische) Ermittlung der Kosten (Zinsen) des 
für die jeweilige Kostenrechnende Einrichtung eingesetzten Kapitals wird von deren Anlage- 
vermögen ausgegangen. Diese Kann entweder nach dem Anschaffungswert bzw. den Herstel- 
lungskosten ermittelt werden oder nach dem höheren Wiederbeschaffungswert. Bei dem Wie- 
derbeschaffungswert werden die ursprünglichen Anschaffungskosten mit dem Preisindex wei- 
tergerechnet. 

Der Ansatz des höheren Wiederbeschaffungswerts ist aus gebührenrechtlicher Sicht problema- 
tisch, weil die Gemeinde bei einer Geldanlage z.B. auch nur den ursprünglichen Anlagebetrag 
verzinst erhielte. Die Gemeinden dürfen nur von den jeweiligen Restbuchwerten ausgehen. 
D.h., die inzwischen abgeschriebenen Beträge des Anlagevermögens müssen außer Ansatz blei- 
ben. 

Das nach diesen Grundsätzen zu berücksichtigende Anlagekapital wird in der Regel mit einem 
Satz verzinst, der zwischen dem Zins für langfristige Kapitalanlagen und langfristige Kredite 
liegt. 

Während beispielsweise in Bayern und Baden-Württemberg vorgeschrieben ist, daß von den ur- 
sprünglichen Anschaffungs- und Herstellungskosten auszugehen ist, Kann z.B. in Nordrhein- 
Westfalen und Hessen der Wiederbeschaffungswert angesetzt werden. 


Siehe auch unter Abschreibungen und Kalkulatorischen Kosten. 
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Kanalanschlußbeitrag 

Siehe auch unter Entwässerungsbeitrag. 
Kanalbaubeitrag 

Siehe auch unter Entwässerungsbeitrag. 
Kanalisationsgebühr 

Siehe auch unter Abwassergebühr. 
Kanalisationsplanung 


Sie soll beinhalten: geo- und topographische Verhältnisse des Entwässerungsgebietes, Sied- 
lungsräume, Bevölkerungsverhältnisse, städtebauliche Planung, Gewerbe- und Industriege- 
biete, Untergrund- und Grundwasserverhältnisse (hydraulische Berechnung). 


Kapitalverzinsung 
Siehe auch unter kalkulatorische Zinsen. 
Kinderspielplätze 


Die Kosten für Kinderspielplätze sind seit Inkrafttreten des Baugesetzbuches zum 1. Juli 
1987 nicht mehr als Erschließungsbeiträge auf die Grundstückseigentümer umzulegen. Zwar 
könnten diese Kosten nach den Bestimmungen einiger Kommunalabgabengesetze, insbesondere 
in Rheinland-Pfalz, auf die Grundstückseigentümer umgelegt werden, doch sollte darauf ver- 
zichtet werden, da Kaum abgegrenzt werden Kann, für welche Grundstücke ein Kinderspiel- 
platz noch die Grundsätze des Vorteilsausgleichs erfüllt. 


Kläranlage 


Anlage, die nach einem mechanischen, biologischen und chemischen Verfahren die zugeführten 
Abwässer vor Einleitung in ein öffentliches Gewässer (Vorfluter) reinigt. Die Gemeinden er- 
richten die einzelnen Stufen oder Teile häufig in Zeitabständen und führen dann in der Sat- 
zung die Beitragsspaltung ein. 

Die mechanischen Reinigungsanlagen fangen Grobstoffe durch Rechen und Siebe und minerali- 
sche Schwebstoffe durch Sandfänge auf. Die infolge der Schwerkraft sinkenden Stoffe oder 
Schwimmstoffe werden im Vorklärbecken entfernt und als Schlamm weiterbehandelt. Der an- 
fallende Schlamm wird durch Schlammbehandlung, z.B. durch Schlammfaulung, -verbrennung, 
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-Kkompostierung, hygienisch unschädlich gemacht. 

Bei der biologischen Reinigung werden organische Schmutzstoffe unter ausreichender Sauer- 
stoffzufuhr von Kleinlebewesen (Mikroorganismen wie Algen, Bakterien, Geißeltierchen, Pilze, 
Protozoen) abgebaut. Dazu dienen vor allem Berieselungsfelder, Fischteiche, Bodenfilter, Bele- 
bungsverfahren, Tropfkörper. 

Bei der chemischen Reinigung wird das Abwasser mit chemischen Zusätzen behandelt. 

Die Kosten für die Herstellung einer Kläranlage gehören zu den beitragspflichtigen Kosten des 
gesamten Abwassersystems und werden somit über die Erhebung von Entwässerungsbeiträgen 
auf die Grundstückseigentümer umgelegt. 

Siehe auch unter Entwässerungsanlagen und Entwässerungsbeitrag. 


Kleinbeträge 


Nach den Bestimmungen der Kommunalabgabengesetze Kann davon abgesehen werden, Abga- 
ben und abgabenrechtliche Nebenleistungen festzusetzen, zu erheben, nachzufordern oder zu 
erstatten, wenn der Betrag eine bestimmte Höhe nicht überschreitet und die Kosten der Einzie- 
hung oder Erstattung außer Verhältnis zu dem geringen Betrag stehen, Die genaue Höhe dieses 
Kleinbetrags ist in den einzelnen Bundesländern unterschiedlich festgesetzt bzw. die Festset- 
zung den Gemeinden überlassen worden. So gelten beispielsweise als ein solcher Kleinbetrag 
10,- DM in Nordrhein-Westfalen, Rheinland-Pfalz und Niedersachsen; 3,- DM in Hessen; in 
Baden-Württemberg, Bayern und Saarland gelten die Bestimmungen der Abgabenordnung, in 
Schleswig-Holstein Können die Gemeinden die Beträge selbst festlegen. 


Kleineinleiter 


Die von den Gemeinden an das Land abzuführende Abwasserabgabe Kann nicht nur auf die an 
die öffentliche Kanalisation angeschlossenen Grundstücke umgelegt werden, sondern auch auf 
die sogenannten Kleineinleiter. Zur Deckung dieser Abwasserabgabe erhebt die Stadt anstelle 
der Einleiter, die im Jahresdurchschnitt weniger als 8 m3 pro Tag Schmutzwasser aus Haus- 
haltungen oder ähnlichem Schmutzwasser einleiten, eine Kleineinleiterabgabe. Dies betrifft 
diejenigen, die noch nicht an die Kanalisation angeschlossen sind und in das Grundwasser ein- 
leiten. Unter Einleiten im Sinne des Abwasserabgabengesetzes ist das unmittelbare Verbringen 
des Abwassers in ein Gewässer zu verstehen, wobei das Verbringen in den Untergrund auch als 
Einleiten in ein Gewässer angesehen wird. Diese Kleineinleiterabgabe bemißt sich in der Regel 
nach der Anzahl der Grundstücksbewohner und wird im Laufe der Jahre ständig erhöht. 


Siehe auch unter Abwasserabgabe. 
Kombinierter Grundstücksflächen-/Geschoßflächenmaßstab 


Dieser in vielen Gemeinden übliche Beitragsmaßstab berücksichtigt ebenfalls, wie von der 
Rechtsprechung vorgeschrieben, die Grundstücksfläche und Art und Maß der baulichen Nut- 
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zung. In diesem Fall berechnet sich die anrechenbare Grundstücksfläche, indem die nach dem 
reinen Geschoßflächenmaßstab ermittelte Zahl zu der Grundstücksfläche addiert wird, d.h. ei- 
gentliche Grundstücksfläche x Geschoßflächenzahl + Grundstücksfläche = anrechenbare Fläche 
nach dem kombinierten Maßstab. 


Siehe auch unter Geschoßflächenmaßstab und Geschoßflächenzahl. 


Kommunalabgabengesetz (KAG) 


Die einzelnen Bundesländer haben Kommunalabgabengesetze erlassen, die allgemeine Regelun- 
gen für die Kommunalen Abgaben enthalten. Diese Vorschriften gelten jedoch nur insoweit, als 
nicht sondergesetzliche Regelungen bestehen. Die einzelnen Kommunalabgabengesetze regeln 
vor allem den Erlaß von Kommunalen Abgabensatzungen, die Anwendung von Bundesrecht 
(insbesondere der Abgabenordnung), die Erhebung von Verwaltungs- und Benutzungsgebühren 
sowie von Beiträgen. Obwohl in den Grundzügen im wesentlichen gleiche Regelungen getroffen 
wurden, bestehen in Einzelheiten teilweise Abweichungen. Dies gilt insbesondere für die 
Kommunalabgabengesetze von Rheinland-Pfalz. 


Kostendeckung 


Werden öffentliche Einrichtungen ganz oder teilweise aus Entgelten (Gebühren, Beiträge) fi- 
nanziert, so gilt das Kostendeckungsprinzip. Dies bedeutet einerseits, daß die Einnahmen aus 
Gebühren und/oder Beiträgen insgesamt nicht höher sein dürfen als die tatsächlichen Kosten 
für die Einrichtung oder Anlage. Andererseits sollen die Gemeinden zumindest bei denjenigen 
Einrichtungen oder Anlagen, die überwiegend dem Vorteil einzelner Personen oder Personen- 
gruppen dienen, möglichst Kostendeckende Gebühren und Beiträge erheben, so daß die tatsäch- 
lichen Kosten nicht aus allgemeinen Steuermitteln gedeckt zu werden brauchen. Nach dem 
Grundsatz des kommunalen Selbstverwaltungsrechts, zu dem auch die Einnahmehoheit als Teil 
der Finanzhoheit gehört, haben die Gemeinden einen politischen Entscheidungsspielraum über 
den Umfang der Kostendeckung. In der Praxis wird dieser Entscheidungsspielraum der Ge- 
meinden derzeit immer mehr eingeengt. 

Nach den Grundsätzen einer sparsamen und wirtschaftlichen Haushaltsführung sind sie näm- 
lich gehalten, dort, wo es möglich ist und nicht sozialpolitische Gründe dagegen sprechen, mög- 
lichst alle Kosten durch Einnahmen aus Gebühren und Beiträgen zu decken, um nicht auf all- 
gemeine Steuermittel zurückgreifen zu müssen. 

Bei den Klassischen Benutzungsgebühren, wie Müll- oder Abwassergebühren, wird mittlerweile 
überall eine 100 prozentige Kostendeckung erreicht. Einrichtungen und Anlagen, die vorwie- 
gend der Allgemeinheit dienen, wie z.B. Badeanstalten, Sportanlagen, Theater, Museen u.ä. er- 
reichen dagegen kaum eine volle Kostendeckung, da der Kostendeckungsgrundsatz hier oftmals 
in Konflikt zu sozialpolitischen Gesichtspunkten, die in der Zumutbarkeit der Belastung für 
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den Benutzer begründet liegen, steht. Kostendeckende Gebühren würden praktisch große Teile 
der Bevölkerung von der Benutzung der Einrichtung ausschließen. 

Für die Erhebung von Verwaltungsgebühren bildet der Kostendeckungsgrundsatz insofern eine 
obere Grenze, als das Gebührenaufkommen die Kosten des jeweiligen Verwaltungszweiges für 
diese Amtshandlungen nicht überschreiten darf. 

Beim Erschließungsbeitrag müssen die Gemeinden mindestens 10 % als Eigenbehalt tragen (Ge- 
meindeanteil). Bei den übrigen Beiträgen ist eine volle Kostendeckung grundsätzlich zulässig. 
Allerdings ist hier wiederum der Vorteil, den die Allgemeinheit von der Einrichtung oder An- 
lage hat, zu berücksichtigen 

Der Kostenbegriff orientiert sich an betriebswirtschaftlichen Grundsätzen. Zu diesen Kosten 
gehören somit auch die Kalkulatorischen Kosten für Abschreibung und Kapitalverzinsung. 


Kostenermittlung 


Die Ermittlung der Kosten richtet sich nach betriebswirtschaftlichen Grundsätzen. Die veran- 
schlagten Personalausgaben und die laufenden sächlichen Betriebs- und Verwaltungsausgaben 
können dem Haushaltsplan (Verwaltungshaushalt), die entsprechenden Ergebniszahlen dem 
Sachbuch der Gemeinde entnommen werden. Betriebs- und periodenfremde Aufwendungen sind 
auszuscheiden. Zu den geleisteten Aufgaben sind noch die Kalkulatorischen Kosten (Abschrei- 
bung, Kapitalverzinsung) hinzuzurechnen, die bei den Kostenrechnenden Einrichtungen als 
haushaltstechnische Ausgaben anzusetzen sind. 


Kostenrechnende Einrichtungen 


sind solche öffentlichen Einrichtungen, die die Gemeinde gegen die Errichtung einer Benut- 
zungsgebühr oder eines privatrechtlichen Entgelts den Benutzern zur Verfügung stellen. In 
Baden-Württemberg z.B. fallen darunter alle Einrichtungen, bei denen die Einnahmen nicht 
nur eine untergeordnete Rolle spielen, also auch Theater, Museen usw. mit einem relativ gerin- 
gen Kostendeckungsgrad. In den übrigen Bundesländern gelten als Kostenrechnende Ein- 
richtungen nur solche, bei denen die Entgelte regelmäßig mindestens die Hälfte der Kosten 
decken. Von besonderer Bedeutung sind Kindergärten, Altenheime, Krankenhäuser, Badean- 
stalten, Abwasserbeseitigung, Schlachthöfe und Bestattungseinrichtungen. Die Wasser- und 
die Energieversorgung stellen wirtschaftliche Unternehmen der Gemeinde dar. 


Kostenspaltung 


Die Kostenspaltung ermöglicht der Gemeinde, Teilbeträge für bereits fertiggestellte Teile von 
Anlagen zu erheben. Die Gemeinde muß dann mit Beitragserhebung nicht warten, bis sie alle 
Anlagen fertiggestellt hat. Es liegt im Ermessen der Gemeinde, ob sie die Kostenspaltung ein- 
führen will. Macht sie davon Gebrauch, so muß sie dies in der Satzung festlegen (genaue 
Bezeichnung der Teilanlagen, z.B. Fahrbahn, Gehweg, Straßenbeleuchtung). Die Beitrags- 
pflicht entsteht mit der endgültigen Herstellung der betreffenden Teilanlagen sowie dem Vor- 
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liegen weiterer Voraussetzungen. 

Beim Erschließungsbeitrag Kann die Gemeinde die Kosten für Grunderwerb, Freilegung und 
für Teile der Erschließungsanlagen wie Fahrbahn, Gehweg, Parkflächen, Grünanlagen, Stra- 
Benbeleuchtung, im Wege der Kostenspaltung selbständig erheben. Bei der Entwässerung wer- 
den die Einrichtungen häufig in Teile (z.B. Kanalnetz, mechanischer und biologischer sowie 
chemischer Teil der Kläranlage) errichtet. Der Teilbetrag entsteht, sobald das Grundstück an 
die Teileinrichtung angeschlossen werden Kann. 

Für das Beitragsrecht nach den Kommunalabgabengesetzen spielt der Grundsatzung der 
Kostenspaltung Keine so wesentliche Rolle, weil danach schon begrifflich der Aufwand für jede 
einzelne Baumaßnahme ohne weiteres selbständig ermittelt und auf den Beitragspflichtigen 
umgelegt werden Kann. Das Erschließungsbeitragsrecht geht dagegen vom Grundsatz der Ein- 
heit einer Erschließungsanlage mit allen erforderlichen Teileinrichtungen aus und Knüpft die 
Entstehung der Beitragspflicht grundsätzlich an die Fertigstellung dieser einen Gesamtanlage 
mit allen Teileinrichtungen. Im Beitragsrecht nach den Kommunalabgabengesetzen dürfen für 
den Grunderwerb von Straßenland und für dessen Freilegung Teilbeträge im Wege der Kosten- 
spaltung nicht in allen Bundesländern verlangt werden, weil diese Vorgänge Keine selbständi- 
gen Vorteile verschaffen. Allerdings sehen die Kommunalabgabengesetze von Hessen und 
Niedersachsen ausdrücklich vor, daß hier im Wege der Kostenspaltung selbständig Beiträge für 
den Grunderwerb erhoben werden dürfen. Auch in Baden-Württemberg ist dies zulässig. 

Die Kostenspaltung unterscheidet sich von den Voraussetzungen dadurch, daß erstere die 
Beiträge auf bereits hergestellte Teile der Anlagen aufteilt, während letztere eine Zahlungs- 
pflicht vor der Entstehung der Beitragspflicht begründen. 


Siehe auch unter Beitragsspaltung, Herstellung, endgültige Herstellung und Entstehen des 
Beitrags. 


Künftige Baugebiete 


Baut eine Gemeinde ihre Kläranlage im Hinblick auf Künftige Baugebiete, die erst in Kommen- 
den Jahren erschlossen werden, schon jetzt mit einer wesentlich größeren Kapazität aus, so 
darf sie den entsprechenden Kostenanteil nicht schon jetzt bei der Berechnung der Entwässe- 
rungsbeiträge einkalkulieren. Würde beispielsweise für die vorhandene Bebauung ein Klärwerk 
mit 80.000 Einwohnergleichwerten ausreichen, richtet die Gemeinde das Klärwerk aber im 
Hinblick auf neue Baugebiete auf eine Kapazität von 100.000 Einwohnergleichwerten aus, so 
darf sie derzeit nur 80 % der Herstellungskosten bei diesem Beispiel für die Kläranlage einbe- 
ziehen. Die restlichen 20 % muß sie bei den Grundstücken in den Neubaugebieten einkalkulie- 
ren. Bei der Globalabrechnung wird dies durch die Berechnung des Beitragssatzes je 
Bemessungsgrundlage erreicht. 


Kurbeitrag, Kurtaxe 


Der Kurbeitrag (die Kurtaxe) wird zur Finanzierung der Herstellung und Unterhaltung der zu 
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Kur und Erholungszwecken bereitgestellten Einrichtungen erhoben. Beitragspflichtig sind die 
Personen, die in der Kurgemeinde Unterkunft nehmen, ohne dort die Hauptwohnung zu haben. 
Der Kurbeitrag ist somit eine Gegenleistung für die gebotene Möglichkeit, Kureinrichtungen in 
Anspruch zu nehmen. Der Kurbeitrag Kann auch von Zweitwohnungsinhabern erhoben wer- 
den. Er ist neben der Fremdenverkehrsabgabe zulässig. 

Zur Zeit wird er erhoben von Kur- und Verkehrsgemeinden in den Ländern Baden-Württem- 
berg, Bayern, Hessen, Niedersachsen (von den Gemeinden für die Landesbäder), Nordrhein- 
Westfalen, Rheinland-Pfalz und Schleswig-Holstein. 


Lärmschutzanlagen 


Anlagen zum Schutz vor Lärmbelästigungen wie Schutzwälle zählen zum beitragsfähigen Er- 
schließungsaufwand. Dies gilt auch dann, wenn sie nicht selbst Bestandteil der Erschließungs- 
anlage sind, also z.B. ein Wohngebiet gegen eine in der Nähe verlaufende Schnellstraße oder 
Autobahn abschirmen. 


Siehe auch unter beitragsfähige Erschließungsanlagen. 
Landwirtschaftliche Grundstücke 


Landwirtschaftlich genutzte Grundstücke sind vom Erschließungsbeitrag befreit, solange sie 
kein Bauland darstellen. Weist der Bebauungsplan Flächen für die Landwirtschaft oder Wald 
aus. so sind sie von Erschließungsbeitrag freigestellt. Etwas anderes gilt unter Umständen für 
den mit dem Wohnhaus bebauten Teil des landwirtschaftlichen Grundstücks. 

Wird innerhalb eines Bebauungsplans ein Grundstück land- und forstwirtschaftlich genutzt, 
so ist der Erschließungsbeitrag nach $ 135 Abs. 4 BauGB solange zinslos zu stunden, wie das 
Grundstück, zur Erhaltung der Wirtschaftlichkeit des landwirtschaftlichen Betriebs genutzt 
werden muß. 

Nach den Kommunalabgabengesetzen der Länder kann jedoch eine Beitragspflicht für ein 
landwirtschaftlich genutztes Grundstück entstehen, wenn es z.B. durch den Ausbau einer 
Straße wesentlich leichter und weniger gefahrvoll erreicht werden Kann. Dann ist auch dieser 
Vorteil durch den Ausbau der Straße durch eine Beitragspflicht auszugleichen. 

Der Entwässerungsbeitragspflicht unterliegt das landwirtschaftliche genutzte Grundstück, 
dann, wenn es tatsächlich an die Abwasserbeseitigung angeschlossen ist. Bei Hofgrundstücken, 
die wesentlich größer sind als der eigentliche Wohnteil mit Nebengebäuden. ist zu prüfen, in- 
wieweit nur dieser Teil des Grundstücks beitragspflichtig ist. 

Auch nach den KAG der Länder Baden-Württemberg und Bayern für landwirtschaftlich ge- 
nutzte Grundstücke eine Stundung des Beitrags vorgesehen. In den übrigen Ländern sollte eine 
Stundung aus Billigkeitsgründen geprüft werden. 


Lastschriftverkehr 
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Die Gemeinde Kann den Abgabenschuldner nicht verpflichten, dem Einzug von Beitrags- und 
Gebührenforderungen per Lastschrift zuzustimmen. Bei regelmäßig wiederkehrenden Abgaben 
hat dieses Lastschriftverfahren allerdings den Vorteil, daß bindende Termine nicht versäumt 
werden. Dadurch ist sichergestellt, daß nicht durch versehentlich zu späte Zahlung einer Ab- 
gabe ein Säumniszuschlag zu zahlen ist. 

Innerhalb des Lastschriftverkehrs unterscheidet man in der Hauptsache zwischen zwei 
Verfahren, den Einzugsermächtigungsverfahren und dem Abbuchungsauftragsverfahren. 

Bei der Einzugsermächtigung erteilt der Abgabenschuldner dem Empfangsberechtigten, d.h. 
der Gemeinde schriftlich die Ermächtigung, fällige Förderungen per Lastschrift vom Konto 
einzuziehen. Die Ermächtigung Kann jederzeit vom Abgabenschuldner widerrufen werden. 
Darüber hinaus Kann er einer Belastung seines Kontos innerhalb von sechs Wochen widerspre- 
chen, d.h. er fordert seine Bank auf, die unberechtigte Lastschrift zurückzugeben. Sein Kredit- 
institut muß ihm dann den zunächst abgebuchten Betrag wieder gutschreiben. 

Den Abbuchungsauftrag erteilt der Abgabenschuldner direkt an sein Kreditinstitut. Wird 
dann eine Lastschrift zu Lasten seines Kontos eingelöst, so kann er dem im Gegensatz zur 
Einzugsermächtigung nicht mehr widersprechen. Der abgebuchte Betrag muß ihm nicht gutge- 
schrieben werden. Für die Zukunft Kann er aber auch diesen Abbuchungsauftrag widerrufen. 


Mahngebühren 


Die Mahnung ist eine gebührenpflichtige Amtshandlung. Die Voraussetzungen und Höhe einer 
Mahnung sind in der Regel in den Vollstreckungsgesetzen der Länder mit entsprechenden Aus- 
führungsbestimmungen festgeschrieben. 


Mahnung 


Vor der Beitreibung einer Abgabe ist der Gebühren- oder Beitragspflichtige zu mahnen. Schrift- 
liche Mahnungen sind verschlossen auszuhändigen oder zuzustellen. Regelmäßig wiederkeh- 
rende Zahlungen wie Abwasser- und Wassergebühren oder Müllgebühren Können durch ortsüb- 
liche Bekanntmachungen (z.B. im Amtsblatt) gemahnt werden. Mit der Mahnung ist eine Frist 
von mindestens vier Wochen zu bestimmen. 


Maß der baulichen Nutzung 


Die zulässige Nutzung ist im Regelfall die Grundlage für die Verteilung des beitragsfähigen 
Erschließungsaufwand auf die Beitragspflichtigen. In beplanten Gebieten läßt sich die zulässi- 
ge Nutzung eines Grundstücks aus den Festsetzungen des Bebauungsplans ableiten. Unter 
dem Maß der Nutzung ist der Grad zu verstehen, in dem das einzelne Grundstück bebaut oder 
gewerblich genutzt werden Kann. Als Maßstab für die Bemessung der Beiträge (Erschlie- 
fungsbeitrag, Entwässerungsbeitrag, Wasseranschlußbeitrag) hat sich die zulässige Geschoß- 
fläche bewährt. Diese errechnet sich aus der Grundstücksfläche, die mit der Geschoßflächen- 
zahl multipliziert wird. Die zulässige Geschoßfläche ergibt sich aus den Festsetzungen der Ge- 
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schoßflächenzahl im Bebauungsplan. Schwieriger ist die Feststellung des Maßes der bauliche 
Nutzung in unbeplanten Gebieten. Hier ist es besonders problematisch, die Nutzung für unbe- 
baute zu ermitteln. Die Rechtsprechung hat zwei Möglichkeiten zugelassen: Zum einen Kann 
sich die Ausnutzbarkeit dieser Grundstücke aus der in der Nachbarschaft gegebenen tatsächli- 
chen Nutzung, zum anderen aus der überwiegend vorhandenen Bebauung der übrigen erschlos- 
senen Grundstücke, die aber realisierbar sein muß, ergeben. Bei bebauten Grundstücken im un- 
beplanten Gebiet Kann die Gemeinde sich ebenfalls an der durchschnittlichen vorhandenen 
Bebauung orientieren oder auf die tatsächliche oder mögliche Nutzung der vorhandenen 
Bebauung abstellen (Art der bauliche Nutzung, Geschoßfläche, Geschoßflächenzahl, Vertei- 
lungsmaßstäbe). 

Die Städte und Gemeinden stellen zunehmend auf den Vollgeschoßmaßstab um, bei dem die 
Grundstücksfläche mit einem Nutzungsfaktor, der nach der Zahl der zulässigen Vollgeschoße 
gestaffelt ist, vervielfacht wird. Auch die neueren Satzungsmuster der Kommunalen Verbände 
empfehlen diesen Maßstab für den Erschließungsbeitrag und für Abwasser- und Wasser- 
anschlußbeiträge. 


Mehrfacherschließung 
Siehe auch unter Eckgrundstück, 
Mehrgebühren 


Mehrgebühren Kommen in der Form der Zusatzgebühren vor (z.B. Starkverschmutzerzuschlag 
bei Abwasser). 


Mischkanalisation 


Beim Mischsystem werden alle häuslichen, industriellen und gewerblichen Abwasser und Re- 
genwasser gemeinsam in einen Kanal geleitet. Dieses Verfahren erfordert für ein Grundstück, 
nur einen Anschluß. 

Für die Bemessung des durch die Anschlußmöglichkeit gebotenen Vorteils ist es ohne Bedeu- 
tung, ob der Anschluß an eine Mischkanalisation oder an eine Trennkanalisation erfolgt. Inso- 
fern dürfen für den Anschluß an eine Mischkanalisation gegenüber dem Anschluß an eine 
Trennkanalisation Keine unterschiedlichen Beitragssätze mit der Folge vorgesehen werden, daß 
bezogen auf einen Bemessungseinheit der Beitrag bei einer Trennkanalisation höher liegt als bei 
einer Mischkanalisation. Das liegt daran, daß das Kanalisationssystem einer Gemeinde regel- 
mäßig als eine Gesamtanlage anzusehen ist. Da durch Umstellung einer vorhandenen Misch- 
Kanalisation auf eine Trennkanalisation allein ohne gleichzeitig erhebliche Erweiterung in der 
Regel für die Anlieger Keine wirtschaftlichen Vorteile entstehen, dürfen dafür auch Keine neuen 
Beiträge erhoben werden. 


Siehe auch unter Trennkanalisation. 
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Mindestgebühr 


Für die Benutzung einer Anlage Kann eine Mindestgebühr festgelegt werden. Sie ist zu unter- 
scheiden von der Grundgebühr, die die Vorhaltekosten abdecken soll. Die Mindestgebühr be- 
rücksichtigt dagegen einen nach einem WahrscheinlichKeitsmaßstab angenommenen Mindest- 
gebrauch. Sie dient der Verwaltungsvereinfachung. 


Mindestbeitrag 


Die Erhebung von einheitlichen Mindestbeiträgen (z.B. 5.000,- DM je Grundstück) ist nicht 
zulässig. Nur ein Mindestbeitrag, der vorteilsbezogen ist (z.B. nach der Grundstücksfläche ge- 
staffelt), wird in begrenztem Umfang von der Rechtsprechung anerkannt. 


Mieter 


Die Gemeinde Kann in ihren Gebührensatzungen für solche Gebühren, die mit der Wohnungs- 
nutzung zusammenhängen (Müllgebühren, Entwässerungsgebühren, Wassergebühren, Geh- 
weg- und Straßenreinigungsgebühren), in der Regel den Hauseigentümer oder den Mieter zum 
Gebührenschuldner erklären (bei den Straßenreinigungsgebühren ist in Nordrhein-Westfalen 
grundsätzlich der Grundstückseigentümer Gebührenschuldner). Im ersteren Fall ist der Eigen- 
tümer berechtigt, die Gebühren entsprechend den zivilrechtlichen Vorschriften auf die Miete 
umzulegen. Die Gemeinde ist nicht verpflichtet, dem Eigentümer dabei Unterlagen für die 
Aufteilung zu liefern. Für die Anliegerbeiträge Kann der Hauseigentümer eine Kalkulatorische 
Kapitalverzinsung in die Miete einrechnen. 


Mustersatzung 


Mustersatzungen sollen den Gemeinden als Hilfe beim Erlaß von Abgabensatzungen und zur 
möglichst einheitlichen Handhabung von Abgabetatbeständen innerhalb eines Landes dienen. 
Die Mustersatzungen werden von den zuständigen Landesministerien im Zusammenarbeit mit 
den Kommunalen Spitzenverbänden erarbeitet. Sie sind aber Keine Rechtsnorm und für die 
Gemeinden nicht verbindlich. Da sie aber ständig der Rechtsprechung angepaßt werden, halten 
sich die Gemeinden in der Regel an die von den Experten ausgearbeiteten Muster. Wenn beson- 
dere örtliche Gegebenheiten und Verhältnisse für ein Abweichen von der Mustersatzung spre- 
chen, so sollten die Gemeinden von ihrem Selbstverwaltungsrecht Gebrauch machen, um somit 
bei Erlaß ihrer Satzungen möglichst große Orts- und Praxisnähe zu gewährleisten. In verschie- 
denen Bundesländern bedürfen Abgabensatzungen einer Genehmigung durch staatliche Auf- 
sichtsbehörden; diese entfällt dann, wenn sich die Gemeinde an die Mustersatzung hält. 


Siehe auch unter Satzungsmuster. 
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Müllgebühr 


Die Abfallgesetze der einzelnen Bundesländer haben die Aufgabe des Einsammelns und des 
Beförderns des Mülls zum Teil der Gemeinde (insbesondere bei Kreisfreien Städten), zum Teil 
den Stadt- und Landkreisen übertragen. 

Es ist auch zulässig, Abfallbeseitigungsverbände als Körperschaften des öffentlichen Rechts zu 
bilden. Die bei der Müllabfuhr entstehenden Kosten sollen durch die Erhebung von Gebühren 
nach den Bestimmungen der Kommunalabgabengesetzen der Länder gedeckt werden. Auch bei 
der Müllbeseitigung durch Abfallbeseitigungsverbände oder Landkreise finden die Vorschriften 
über die Erhebung von kommunalen Aufgaben entsprechenden Anwendung. In der Regle wird 
heute bei der Müllabfuhr eine volle Kostendeckung erreicht. Da die Bemessung der Gebühr 
nach dem Wirklichkeitsmaßstab Kaum praktikabel ist, finden Wahrscheinlichkeitsmaßstäbe 
Anwendung. Diese sind jedoch nur dann zulässig, wenn sie auch tatsächlich annähernd die an- 
fallende Abfallmenge berücksichtigen. Dabei haben sich vor allem folgende Verfahren eingebür- 
gert: 


3 Personentarif/Einwohnergleichwert 
bei dem sich die Höhe der Gebühren nach der Personenzahl richtet. Werden 
Gebühren vom Hauseigentümer erhoben, so ist die Zahl der regelmäßig in 
dem Haus wohnenden Personen, bei der Erhebung vom Mieter die tatsäch- 
liche Personenzahl des Haushalts Bemessungsgrundlage. Es dürfen Perso- 
nengruppen mit gleichen Gebührensätzen gebildet werden. Für die nicht 
Wohnzwecken dienenden Grundstücke bzw. Grundstücksteile ist auch der 
Maßstab des Einwohnergleichwertes zulässig. Dieser Maßstab gibt bei 
Abfallgebühren das wahrscheinliche Verhältnis wieder, das in der Regel 
zwischen häuslichem Abfall je Person, und gewerblichen Abfall bestimm- 
ter Art besteht. So wird aufgrund von Erfahrungswerten je nach Art des 
Gewerbebetriebes pro Arbeitsplatz eine bestimmte durchschnittlich anfal- 
lende Abfallmenge zugrunde gelegt. Dabei ergeben sich degressive Werte. 
Eine genaue Differenzierung nach bestimmten Branchenmerkmalen im 


Hinblick auf die anfallenden Müllmenge ist hierzu erforderlich. 


2. Gebührenmarken 
die auf Müllbehältern aufgeklebt werden müssen und bei der Gemeinde- 
Kasse, Banken und Einzelhandelsgeschäften bezogen werden Können. Sie 
sind nach der Größe der Behälter abgestuft. Da Kleinere Abfallbehälter in 
der Regel relativ höhere Kosten als größere verursachen, dürfen dafür auch 
relativ höhere Gebühren angesetzt werden. 


3. Tonnensystem 
In der Satzung Kann die Gemeinde vorschreiben, daß je nach der Personen- 
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zahl bzw. Geschäftsraumeinheiten ein bestimmtes Behältervolumen vor- 
handen sein muß. In der Regel stellt die Gemeinde die einheitlichen Müll- 
tonnen zu Verfügung und rechnet die Anschaffungskosten über Abschrei- 
bungen und Kapitalverzinsung in die Gebühren ein. Aus Rationalisie- 
rungsgründen Können für Ein- und Zweifamilienhäuser Mindestgrößen 
vorgeschrieben werden. Neben der Größe der Mülltonne Kann auch die 
Häufigkeit der Leerung maßgeblich für die Höhe der Gebühren sein. 


4. Banderolen 
Bei diesem System werden nur solche Behälter geleert, die mit einem genor- 
mten Kontrollstreifen versehen sind., der nach der Leerung abgerissen (ent- 
wertet) wird. Die Banderolen Können nach Bedarf von Fall zu Fall von 
der Gemeindekasse, Banken und Einzelhandelsgeschäften bezogen werden 
und sind am Tag der Müllabfuhr am Müllbehälter anzubringen. 


5. Müllsäcke 
Wie die nach dem Fassungsvermögen der Behälter gestaffelten Müllmar- 
ken und Banderolen zählen auch die Gebühren für Müllsäcke zu den Be- 
hältertarifen. Die Gemeinden stellen oftmals Müllsäcke gegen Gebühren 
bereit, damit die Benutzer zusätzlich zu den aufgestellten Mülleimern 
weiteren Müll abfahren lassen Können. 


Die Erhebung von Zusatzgebühren ist je nach den Umständen innerhalb der einzelnen Körper- 
schaft denkbar (u.a. bei fehlendem Selbsttransport der Gefäße zur Sammelstelle, dem Transport 
der Müllbehälter aus Kellerschächten zum Straßenrand durch die Müllabfuhr, größeren Entfer- 


nungen, Stufen oder sonstige Erschwernisse anderer Art. 
Siehe auch unter gewerbliche Abfälle und Sperrmüllabfuhr. 
Nacherhebung 


Wenn die Gemeinde einen Grundstückseigentümer versehentlich nicht in vollem Umfang zur 
Beitragsleistung herangezogen hat, so Kann sie grundsätzlich innerhalb einer Festsetzungsfrist 
eine Nachforderung erheben (dies gilt sowohl bei zu niedriger Beitragserhebung wegen zu 
Unrecht gewährter Vergünstigungen, z.B. bei widerrechtlichem Überschreiten der zulässigen 
baulichen Nutzungsmöglichkeit, bei Eckgrundstücksvergünstigung, als auch bei Fehlern hin- 
sichtlich der Ermittlung des gesamten Kostenaufwandes, beispielsweise Übersehen von 
Rechnungen). Diese Nacherhebung ist auch möglich, wenn der ursprüngliche Beitragsbescheid 
bereits rechtskräftig geworden ist. Obwohl diese Nacherhebungsmöglichkeit gegen den Grund- 
satz der Rechtssicherheit verstößt, wird sie deshalb als zulässig angesehen, weil der Grund- 
stückseigentümer die Gegenleistung bzw. mögliche Inanspruchnahme der Gegenleistung durch 
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Erstellung der Einrichtung oder Anlage in vollem Umfang erhalten hat. 

Fine Nachforderung ist dagegen ausgeschlossen, wenn durch die erste Veranlagung (den ersten 
Beitragsbescheid) der entstandene Abgabenanspruch voll ausgeschöpft worden ist und sich erst 
danach tatsächliche oder rechtliche Umstände verändert haben, die zu einer nachträglichen Er- 
höhung der Ausnutzbarkeit bzw. der Ausnutzung des Grundstücks geführt haben (z.B. Ände- 
rung der nach dem Bebauungsplan möglichen Nutzung nach BestandsKraft des Bescheides), es 
sei denn, die Satzung sieht dies ausdrücklich vor. 

Wird nach der Erhebung eines Anschlußbeitrages ein Buchgrundstück in mehrere wirtschaftli- 
che Einheiten aufgeteilt, die jede selbständig einen wirtschaftlichen Vorteil durch die An- 
schlußmöglichkeit hat, so ist dann eine erneute Anschlußbeitragserhebung möglich, wenn nach 
der Satzung der wirtschaftliche Grundstücksbegriff zugrundegelegt wird. Hier handelt es sich 
im Prinzip nicht um eine Nacherhebung von Beiträgen, sondern um eine erstmalige Veranla- 
gung für das neue, eine selbständige wirtschaftliche Einheit bildende Grundstück, 


Niederschlagung 


Die Gemeinde darf Gebühren und Beiträge niederschlagen, wenn feststeht, daß deren Ein- 
ziehung Keinen Erfolg haben wird, oder wenn die Kosten des Einzugs außer Verhältnis zu der 
Höhe des Betrags stehen. Es handelt sich um eine rein innerdienstliche Maßnahme; die Forde- 
rung der Gemeinde bleibt im Außenverhältnis bestehen. 


Niederschlagswasser 


Regenwasser, das ohne gewerbliche, häusliche oder industrielle Verschmutzung direkt in die 
Kanalisation eingeleitet wird. Je nach örtlichen Verhältnissen schwankt der Anteil des Nie- 
derschlagswassers an der gesamten Abwassermenge sehr stark (etwa zwischen 30-50 %). Die 
Rechtsprechung hat es bisher für zulässig erklärt, daß eine Gemeinde Abwassergebühren nur 
für Einleitung von Schmutzwasser, soweit es im Kostenvergleich unerheblich ist, gebührenpf- 
lichtig zu machen. Nach neuerer Rechtsprechung (z.B. der OVG Münster) ist in Gebieten mit 
großen überbauten bzw. befestigten Grundstücksflächen die abgeleitete Regenwassermenge ge- 
sondert zu berücksichtigen. 

Bei der Dimensionierung der Kanalrohre muß in gewissem Umfang die zeitweilig hohe Wasser- 
zufuhr bei starkem Regen berücksichtigt werden. Der geeignete Maßstab ist die bebaute und 
befestigte Grundstücksfläche. 


Sie auch unter Abwassergebühr, Regenwasser und Rückhaltebecken. 
Normenkontrolle 
Siehe unter I. Einleitung. 


Nutzungsart 
160 Die Kleine Gemeindeordnung 


Siehe auch unter Art der baulichen Nutzung. 


Nutzungsfaktor 


Der aufgrund der Rechtsprechung des BVerwG neuerdings bei Erschließungs-, Entwässerungs- 
und Abwasserbeiträgen weitverbreitete Vollgeschoßmaßstab geht von der Grundstücksfläche 
der beitragspflichtigen Grundstücke aus und multipliziert diese mit einem nach der Zahl der 
zulässigen Vollgeschosse gestaffelten Nutzungsfaktor. 
Nach dem in Baden-Württemberg bestehenden Satzungsmuster (im wesentlichen in allen ande- 
ren Bundesländern gleich) beträgt der Nutzungsfaktor 


bei eingeschossiger Bebaubarkeit und bei gewerblichen Grundstücken, auf 
de-nen Keine Bebauung zulässig ist, sowie bei Stellplatzgrundstücken 1,0 


Bei zweigeschossiger Bebaubarkeit 1,25 
bei dreigeschossiger Bebaubarkeit 1,8 
bei vier- und fünfgeschossiger Bebaubarkeit 1,75 
bei sechs- und mehrgeschossiger Bebaubarkeit 2,0 


Als zulässige Zahl der Geschosse gilt die im Bebauungsplan festgesetzte höchstzulässige Zahl 
der Vollgeschosse. Bei Grundstücken, die nicht baulich oder gewerblich genutzt sind, sowie bei 
Grundstücken für den Gemeindebedarf, die aufgrund ihrer Zweckbestimmung nur untergeord- 
net bebaubar sind (z.B. Sportplätze), werden die Grundstücke mit 0,5 vervielfacht. 


Siehe auch unter Vollgeschossmaßstab. 
Öffentliche Bekanntmachungen 


Kommunale Abgabensatzungen müssen wie alle übrigen Gemeindesatzungen öffentlich be- 
kanntgegeben werden, damit die Betroffenen Kenntnis von den Regelungen erhalten. Das Ge- 
bot der Rechtsstaatlichkeit verlangt, daß die Bürger rechtzeitig über die Pflichten und Lasten, 
die ihnen in der Regel aus gemeindlichen Satzungen erwachsen, unterrichtet werden. Die Form 
der öffentlichen Bekanntmachung muß die Gemeinde in der Hauptsatzung oder einer besonde- 
ren Satzung (so z.B. in Baden-Württemberg, Satzung über die Form der öffentlichen Bekannt- 
machung) festlegen, (z.B. Veröffentlichung im Amtsblatt oder Tageszeitungen; in kleineren Ge- 
meinden Aushang an Anschlagtafeln). 


Öffentliche Einrichtungen 
Öffentliche Einrichtungen sind im weiteren Wortsinne alle Arten von Veranstaltungen, mit de- 


nen die Gemeinden ihren Recht und ihrer Pflicht nachkommen, die Bedürfnisse ihrer Bürger 
nach Daseinsvorsorge zu befriedigen. Insbesondere errichtet die Gemeinde die für das wirt- 
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schaftliche und Kulturelle Wohl ihrer Einwohner erforderlichen Einrichtungen im Rahmen ih- 
rer Leistungsfähigkeit. Sie stellt die öffentlichen Einrichtungen ausdrücklich oder stillschwei- 
gend ihren Einwohnern und anderen gegen Entgelt oder Kostenlos zur Benutzung zur Ver- 
fügung. Der oder die Einwohner haben einen öffentlichrechtlichen Anspruch auf Zulassung 
zur Benutzung nach gleichen Grundsätzen. Die Gemeinde Kann die Benutzung öffentlich- 
rechtlich (durch Satzung) oder privatrechtlich regeln und danach öffentlich-rechtliche Benut- 
zungsgebühren oder privatrechtliche Benutzungsentgelte fordern. Für bestimmte Einrich- 
tungen Kann sie durch Satzung den Anschluß- und Benutzungszwang einführen. Öffentliche 
Straßen, Wege und Plätze zählen nicht dazu, sie gelten als ‘Sachen im Gemeingebrauch”. 

Siehe auch unter Kostenrechnende Einrichtungen. 


Öffentliches Interesse 


Das Interesse, das die Allgemeinheit an der Unterhaltung öffentlicher Einrichtungen hat. In 
Höhe dieses öffentlichen Interesses sind Zuschüsse aus allgemeinen Steuermitteln zu den Ko- 
sten der Einrichtung gerechtfertigt. Je größer der individuelle wirtschaftliche Vorteil des ein- 
zelnen Benutzers an der Einrichtung ist, desto mehr soll er und nicht der Steuerzahler zur Ko- 
stendeckung herangezogen werden (Verursacherprinzip). So streben z.B. die Gemeinden bei der 
Abwasser- und Abfallbeseitigung oder bei der Wasserversorgung eine volle Kostendeckung an. 


Siehe auch unter Gemeindeanteil. 
Öffentliche Last 


Der Erschließungsbeitrag und die übrigen Anliegerbeiträge ruhen auf dem Grundstück als 
öffentliche Last. Das bedeutet, daß die Gemeinde ihre Beitragsforderung aus dem Grundstück, 
nötigenfalls zwangsweise befriedigen darf. Der jeweilige Eigentümer, auch wenn er nicht per- 
sönlicher Schuldner ist, muß die Zwangsvollstreckung in das betreffende Grundstück, dulden 
oder Kann diese letztlich nur durch Zahlung der Beitragsschuld abwenden. 


Sieh auch unter dingliche Haftung. 
Ortsdurchfahrten 


Die Kosten für die Fahrbahnen der Ortsdurchfahrten von Bundesstraßen sowie von Land- 
straßen erster und zweiter Ordnung Können nicht als Erschließungsbeitrag auf die Grund- 
stückseigentümer umgelegt werden, soweit die Fahrbahnen dieser Straße Keine größere Breite 
als ihre anschließenden freien Strecken erfordern. Ist allerdings aus Erschließungsgründen ein 
breiterer Ausbau notwendig, so Können die anteiligen Mehrkosten als Erschließungsbeitrag um- 
gelegt werden. Gleiches gilt für Gehwege, Radwege, unselbständige Parkflächen und Grün- 
flächen. 
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Ortsentwässerung (systematische Ableitung der Abwässer zur Kläranlage) 


Die Kosten der Ortsentwässerung werden durch einmalige Entwässerungsbeiträge und durch 
die laufende Erhebung von Entwässerungsgebühren aufgebracht. Die Ortsentwässerung be- 
steht im wesentlichen aus den Hausanschlußleitungen, dem Kanalnetz und dem Klärwerk, 


Siehe auch unter Abwasseranlagen und Entwässerungsanlagen. 


Ortsfremdenzuschlag 
Siehe auch unter Auswärtigenzuschlag. 
Ortsrecht 


Die Gemeinden haben das Recht, örtliche öffentliche Angelegenheiten durch Satzung zu regeln. 
Diese "Ortsgesetze” sind für die Einwohner oder ihnen Gleichgestellte verbindlich. Zum Erlaß 
von Abgabensatzungen ist eine spezielle Ermächtigung erforderlich. Jede Gemeinde, die Bei- 
träge und Gebühren erhebt, muß dies in einer Satzung im einzelnen regeln. Dieses Recht, eigene 
Angelegenheiten durch Erlaß einer Satzung zu regeln, entspricht dem verfassungsrechtlichen 
Grundsatz des Selbstverwaltungsrecht der Gemeinde. Zuständig für die Bestimmungen dieses 
Ortsrechts ist der Gemeinderat. 


Ortssatzung 

Allgemeine Bezeichnung für eine Satzung der Gemeinde. 

Siehe auch unter Abgabensatzung und die Satzung. 

Parkflächen 

Parkflächen bzw. Parkplätze sind beitragsfähige Erschließungsanlagen, wenn sie Bestandteil 
von Verkehrsanlagen sind oder nach städtebaulichen Grundsätzen innerhalb der Baugebiete zu 
deren Erschließung notwendig errichtet werden müssen. Von der Straße abgesetzte Parkplätze, 
die in erster Linie der Allgemeinheit innerhalb eines Baugebietes zur Verfügung gestellt wer- 
den, sind Keine Erschließungsanlagen, da die Abgrenzung des Kreises der erschlossenen 
Grundstücke problematisch ist. 

Siehe auch unter Einstellplätze. 


Parkspuren 
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Die Kosten für Parkspuren und Parkstreifen gelten als Teile der Aufwendungen zum Straßen- 
bau und zählen damit zu den beitragsfähigen Erschließungsaufwendungen. Für die Fahrbahn 
einerseits und für Parkspuren sowie Parkstreifen andererseits ist die Kostenspaltung möglich. 


Pauschale Veranlagungen 


Nach dem Aquivalenzprinzip sind pauschale Veranlagungen bei Beiträgen und Gebühren 
grundsätzlich nicht zulässig. 

Beim Wasserzins erheben die Gemeinden Pauschaltarife, wenn Keine Wasserzähler eingebaut 
sind (z.B. für Baustellen). Bei Gebühren für regelmäßig wiederkehrende Amtshandlungen Kann 
auf Auftrag für einen im voraus bestimmten Zeitraum (längstens ein Jahr) zur Abgeltung ein 
Pauschalbetrag erhoben werden (vgl. $10 Verwaltungskostengesetz Niedersachsen). 


Rahmengebühren 


Bei bestimmten Verwaltungsgebühren werden die Gebühren innerhalb einer festgesetzten Min- 
dest- und Höchstrahmens erhoben. Der Rahmen Kann weit gespannt sein. Je aufwendiger die 
Diensleistung der Verwaltung und je höher der individuelle Wert für den einzelnen ist, umso 
höher wird die Gebühr angesetzt. Ist der Aufwand unbedeutend und der Nutzen gering, so 
liegt die Gebühr mehr bei der Mindestgebühr. 


Siehe auch unter Mindestgebühr, Mehrgebühr, Zusatzgebühr und Grundgebühr. 
Randsteine 


Randsteine (oder Bordsteine) dienen als seitliche Einfassung des Fahrbahnkörpers oder Geh- 
wegs zum Schutz vor Beschädigungen und zur Abgrenzung beider Anlagen. Sie werden dem 
beitragsfähigen Erschließungsaufwand zugerechnet. 


Ratenzahlung 


Zur Vermeidung unbilliger Härten im Einzelfall Kann die Gemeinde zulassen, daß Beiträge in 
Raten gezahlt werden. Rechtlich ist dies eine Stundung (siehe auch unter I. Einleitung, 
Stundung und Erlaß einer Abgabe). 


Rechtsbehelfe 


Unter Rechtsbehelf versteht man jedes in einem Verfahren zugelassene Gesuch, mit dem eine 
behördliche oder gerichtliche Entscheidung angefochten werden Kann oder noch einmal die 
Überprüfung dieser Entscheidung erreicht werden soll. Innerhalb der Rechtsbehelfe unterschei- 


det man zwischen förmlichen Rechtsbehelfen und formalen Rechtsbehelfen. 
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Förmliche Rechtsbehelfe sind an bestimmte Fristen und Formen gebunden und dadurch gekenn- 
zeichnet, daß der Bürger unter bestimmten Voraussetzungen Anspruch auf Überprüfung dieser 
Entscheidung durch die nächsthöhere Instanz hat. Zu den förmlichen Rechtsbehelfen gehören: 


Widerspruch 

Berufung vor dem OVG bzw. VGH 

Revision vor dem BVerwG 
Normenkontrollverfahren 

Antrag auf Aussetzung der Vollziehung 

Antrag auf Anordnung der aufschiebenden Wirkung 
Antrag auf Ruhen des Verfahrens 

Antrag auf Wiedereinsetzung in vorigen Stand 
Untätigkeitsklage 


Formlose Rechtsbehelfe sind an keine besondere Frist oder Form gebunden. Sie Können jederzeit 
eingelegt werden. so daß die angesprochene Behörde die Kritisierte Entscheidung noch einmal 
überprüfen muß. Der Bürger hat jedoch Keinen Anspruch auf Überprüfung der darauf beruhen- 
den Entscheidung durch die nächsthöhere Instanz. Zu den formlosen Rechtsbehelfen zählen: 


Gegendarstellung 
Aufsichtsbeschwerde 
Dienstaufsichtsbehörde 


Zur ausführlichen Darstellung der Rechtsbehelfe siehe I. Einleitung “Wie Kann sich der Bürger 
gegen eine Abgabe wehren?” 


Rechtsbehelfsbelehrung 


Jeder Abgabenbescheid soll eine Rechtsbehelfsbelehrung enthalten. Jede Entscheidung im 
Rechtstreit (Widerspruchsbescheid, Gerichtsentscheidungen) soll eine Rechtsmittelbelehrung 
enthalten. Diese Belehrungen sind schriftlich zu erteilen. Sie müssen darlegen, welcher Rechts- 
behelf (z.B. Widerspruch, Anfechtungsklage, Berufung) möglich ist, wo, in welcher Form und 
innerhalb welcher Frist dieser einzulegen ist. 

Ist die Belehrung unterblieben oder unrichtig bzw. unvollständig, so beginnt die normale 
Rechtsbehelfsfrist von einem Monat nicht zu laufen. Der Betroffene Kann dann noch den 
Rechtsbehelf innerhalb eines Jahres nach Zustellung des Bescheids oder Bekanntgabe der Ent- 
scheidung einlegen. 


Rechtsbehelfskosten 


Das Kostenrisiko für den betroffenen Bürger eine wichtige Frage bei der Entscheidung, ob er 
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gegen einen kommunalen Abgabenbescheid Rechtsbehelfe einlegen soll. Soweit für ein Rechts- 
behelfsverfahren Kosten entstehen, gilt, daß demjenigen, der mit dem Rechtsbehelf erfolgreich 
ist, die Kosten von der Gegenseite erstattet werden. Ist ein Rechtsbehelf nur teilweise erfolg- 
reich, so werden entsprechend im Verhältnis die Kosten aufgeteilt. 

Im Widerspruchsverfahren gegen Kommunale Abgabenbescheide ist das Rechtsbehelfsverfahren 
in den meisten Bundesländern Kostenpflichtig, aber nicht allein. Für das Verfahren vor den 
Verwaltungsgerichten erhebt der Staat grundsätzlich Kosten (Gebühren und Auslagen) nach 
dem Gerichtskostengesetz. 

Ist ein Rechtsbehelfsverfahren Kostenpflichtig, so entscheidet die Behörde bzw. Instanz, die 
über die den Rechtsbehelf entscheidet, auch darüber, wer in welchem Anteil die Kosten zu tra- 
gen hat. 


Näheres zu den Kosten siehe bei der Darstellung der einzelnen Rechtsbehelfe unter I. Einlei- 
tung “Wie Kann sich der Bürger gegen eine Abgabe wehren?” 


Rechtsgrundlagen 


Eingriffe in die Rechte des Bürgers (beispielsweise die Erhebung von Abgaben) sind nur dann 
zulässig, wenn es dafür eine Rechtsgrundlage, d.h. ein entsprechendes Gesetz gibt (“Vorbehalt 
des Gesetzes”). 

Der Erschließungsbeitrag wird nach den Bestimmungen des BauGB erhoben; diese Rahmenbe- 
dingungen muß die Gemeinde noch durch eine örtliche Erschließungsbeitragssatzung näher aus- 
gestalten. Für die übrigen Beiträge regeln die Kommunalabgabengesetze der einzelnen Bundes- 
länder die Voraussetzungen und die Grundzüge für die Erhebung. Auch hier muß die Gemeinde 
eine örtliche Beitragssatzung erlassen. 

Die Benutzungsgebühren werden aufgrund einer Satzung erhoben; die Grundsätze sind in den 
Kommunalabgabengesetzen geregelt. Dasselbe gilt auch für die Verwaltungsgebühren; hier 
sind allerdings bestimmte Gebühren (z.B. auf dem Gebiet des Paßwesens, 
Personenstandswesen, Führungszeugnisse) bundesrechtlich durch Einzelgesetze geregelt. 
Soweit die Gemeinden als untere Verwaltungsbehörde tätig sind, gelten die Regelungen des 
Landesgebührengesetzes (z.B. Baugenehmigungsgebühren). 


Rechtsanhängigkeit 


Die Rechtsanhängigkeit tritt durch Klageerhebung ein. Der Eintritt der Rechtsanhängigkeit 
hat zahlreiche materiellrechtliche Wirkungen, insbesondere die Unterbrechung von Verjäh- 
rungsfristen. Die Rechtsanhängigkeit ist zu unterscheiden von der Anhängigkeit. Anhängig ist 
ein gerichtliches bzw. außergerichtliches Vorverfahren, wenn ein Gericht bzw. eine Behörde mit 
ihm befaßt ist; d.h., sobald ein Antrag, eine Klage oder ein Rechtsmittel bei der zuständigen 
Stelle eingegangen ist. 


Rechtskraft 
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Rechtskraft bedeutet, daß ein Gericht abschließend über die Rechtswirksamkeit eines Beschei- 
des entscheiden hat. Dieser ist dann nicht mehr abzuändern oder aufzuheben. 


Siehe auch unter Nacherhebung und Bestandskraft. 
Rechtsmittel 


Rechtsmittel sind Rechtsbehelfe, über die Gerichte entscheiden. Nach der Verwaltungsge- 
richtsordnung sind dies die Anfechtungsklage an die Verwaltungsgerichte, die Berufung an die 
Oberverwaltungsgerichte (Verwaltungsgerichtshof), die Revision beim Bundesverwaltungs- 
gericht und die Beschwerde gegen die Entscheidungen des Verwaltungsgerichts, die nicht 
Urteile sind (Kostenfestsetzung, Streitwertfestsetzung), an das Oberverwaltungsgericht. 


Rechtssicherheit 


Die Rechtssicherheit gehört zu den tragenden Zielen einer jeden Rechtsordnung. Sie soll in be- 
sonderem Maße das Gefühl der Rechtssicherheit vermitteln, d.h. davon ausgehen zu Können, 
daß ein Rechtszustand endgültig ist. Im Abgabenrecht hat der Grundsatz der Rechtssicherheit 
beispielsweise zur Folge, daß Abgabenbescheide aufgrund des Ablaufs bestimmter Fristen in 
Rechtskraft erwachsen, d.h. rechtswirksam bleiben, auch wenn sie später als sachlich oder 
rechtlich falsch erkannt werden. Hierdurch wird dem Grundsatz Rechnung getragen, daß ab ei- 
nem bestimmten Zeitpunkt beide Partner eines Rechtsverhältnisses davon ausgehen müssen, 
daß eine Angelegenheit so zu beurteilen, wie diesem bestimmten Zeitpunkt. Die Gefahr ständig 
neuer Überprüfungen mit ihrem ungewissen Ausgang soll vermieden werden. 


Siehe auch unter Bestandskraft und Rechtskraft. 

Regenwasser 

Siehe auch unter Niederschlagswasser. 

Regenrückhaltebecken, Regenüberläufe, Regenauslaß, Regenwasserbehandlungsanlage 


Diese Einrichtungen sind Bestandteile der Abwasserbeseitigungsanlage und Können in der Sat- 
zung der Beitragspflicht unterworfen werden. 


Rückwirkung 


Nach dem Grundsatz des Vertrauensschutzes soll der einzelne die Eingriffe des Staates (und 
der Kommunen) voraussehen und sich darauf einrichten Können. Danach ist eine rückwirkende 
Einführung neuer und zusätzlicher Belastungen grundsätzlich verboten. Das Bundesverfas- 
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sungsgericht läßt eine Rückwirkung nur in folgenden für die Gemeinden bedeutsamen Fällen 


ZU: 


E wenn die Rechtsnorm den einzelnen nicht belastet, sondern begünstigt 
oder 

4 der einzelne mit der rückwirkenden Regelung rechnen mußte, 

3, wenn eine ungültige Regelung durch eine gültige ersetzt werden soll; diese 


darf aber für die Gesamtheit aller Abgabepflichtigen Keine höhere Bela- 
stung mit sich bringen, als sie die ursprüngliche nichtige Vorschrift vorsah. 


Bei der Rückwirkung ist zwischen der echten und der unechten Rückwirkung zu unterschei- 
den. Die echte Rückwirkung erfaßt bereits abgeschlossene Tatbestände und regelt diese rück- 
wirkend neu. Bei der unechten Rückwirkung geht es um einen bereits begonnenen Tatbestand, 
der aber noch nicht abgeschlossen ist. Die echte Rückwirkung unterliegt aus Gründen des Ver- 
trauensschutzes äußert strengen Anforderungen. 

Die Kommunalabgabengesetze der Länder Hessen und Rheinland-Pfalz schreiben ausdrücklich 
vor, daß Satzungsmängel rückwirkend nur geheilt werden Können innerhalb des Zeitraumes der 
Festsetzungsfrist, d.h. in der Regel im Kommunalen Abgabenrecht vier Jahre. 

Im übrigen geht die Rechtsprechung in den meisten Bundesländern davon aus, daß eine rück- 
wirkende Heilung von Satzungsmängeln darüber hinaus nur bis zu dem Zeitpunkt möglich 
sein soll, von dem an die ursprüngliche Satzung gelten soll. 

Nach dem hessischen Kommunalabgabengesetze Kann auch eine Abgabe rückwirkend neu ein- 
geführt oder eine bestehende Abgabe erhöht werden, allerdings nicht über den Zeitraum von 
sechs Monaten hinaus. 


Ruhen des Verfahrens 
Siehe auch unter I. Einleitung Ziffer 8. 
Sammelstraßen 


Diese gehören zu den Erschließungsanlagen; sie müssen dem öffentlichen Verkehr gewidmet 
und nicht selbst zum Anbau bestimmt aber zur Erschließung des Baugebietes notwendig sein. 
Der Begriff der Sammelstraße beschränkt sich nicht nur auf befahrbare Straßen, sondern erfaßt 
2.B. auch Fußwege. Voraussetzung ist, daß die Sammelstraße unbedingt notwendig ist als Ver- 
bindung zum übrigen Verkehrsnetz der Gemeinde. 


Sanierungsgebiet 


Für städtebauliche Sanierungsmaßnahmen Können nach den Vorschriften des Baugesetzbuchs 
förmliche Sanierungsgebiete festgelegt werden. Die wird in einer Satzung der Gemeinde oder 
eines Planungsverbandes festgehalten. 
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In solchen Sanierungsgebieten scheidet die Erhebung von Erschließungsbeiträgen und in der 
Regel auch Straßenbaubeiträge nach den Kommunalabgabengesetzen aus. Bei Beiträgen für die 
Wasserversorgung und die Abwasserbeseitigung hat die Konferenz der Innenminister empfoh- 
len, auch hier von einer Beitragserhebung abzusehen. 


Satzung 


Fine Satzung ist ein “Ortsgesetz”, in der die Gemeinde in unverbindlicher Weise Rechte und 
Pflichten setzen Kann. Die Satzung muß vom Gemeinderat (Rat) beschlossen und danach öf- 
fentlich bekannt gemacht werden (z.B. im gemeindlichen Amtsblatt). 

Die Gemeinde Kann das Benutzungsverhältnis für ihre öffentlichen Einrichtungen privatrecht- 
lich oder öffentlich-rechtlich regeln. Im letzten Fall benötigt sie dazu eine Satzung, in der sie 
auch die Benutzungsgebühren festsetzt. Den Anschluß- und Benutzungszwang Kann sie nur 
im Wege einer Satzung einführen. Auch die Erhebung von Erschließungs-, Entwässerungs- so- 
wie Wasseranschlußbeiträgen ist nur aufgrund einer Satzung zulässig. 

Inhaltlich richten die Gemeinden ihre Satzungen häufig an Satzungsmustern aus, die die Kom- 
munalen Spitzenverbände ausgearbeitet haben. (Zur gerichtlichen Überprüfung von Satzungen 
siehe auch unter I. Einleitung “Normenkontrolle”.) 


Siehe auch unter Abgabensatzung, Mustersatzung, Rückwirkung, Öffentliche Bekanntma- 
chung und Satzungsmuster. 


Satzungsmuster 


Während Mustersatzungen von den zuständigen Landesministerien erlassen werden, versteht 
man unter Satzungsmustern Vorschläge für die Gestaltung Kommunaler Satzungen, die die 
kommunalen Spitzenverbände als unverbindliche Empfehlung ausgearbeitet haben. Die Kkom- 
munalen Spitzenverbände bilden zur Ausarbeitung Ausschüsse aus Fachleuten und erfahrenen 
Praktikern. Deshalb ist es für die Gemeinde empfehlenswert, daß sie sich weitgehend trotz der 
Unverbindlichkeit an die jeweiligen Satzungsmuster halten. Im Gegensatz zu den amtlichen 
Mustersatzungen befreit aber die Übernahme eines Satzungsmusters die Gemeinde nicht von 
der Erfordernis einer etwa durch Landesrecht vorgeschriebenen Genehmigung der Rechts- 


aufsichtsbehörde. 
Säumniszuschläge 


Für nicht rechtzeitig gezahlte Abgaben müssen die Gemeinden Säumniszuschläge erheben. Al- 
lerdings sieht die Abgabenordnung eine Schonfrist von fünf Tagen vor; d.h., ein Säumnis- 
zuschlag wird nicht erhoben, wenn die Zahlung innerhalb von fünf Tagen nach der Fälligkeit 
bei der zuständigen Behörde eingegangen ist. Der Säumniszuschlag beträgt für jeden ange- 
fangenen Monat 1 % des rückständigen Betrags, der auf volle 100 DM nach oben abgerundet 
wird. 
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Nach bisheriger Rechtsprechung mußten Säumniszuschläge, die für die Zeit zwischen Fäl- 
ligkeit der Abgabe und dem Zeitpunkt der Entscheidung über den Antrag auf Aussetzung der 
Vollziehung verwirkt waren, auf jeden Fall gezahlt werden. Nach neuester Rechtsprechung des 
OVG Lüneburg Kommt es nunmehr darauf an, ob das Gericht einen Antrag auf Anordnung der 
aufschiebenden Wirkung nur für die Zeit ab der Entscheidung (ex nunc) oder rückwirkend (es 
tunc) stattgegeben hat. Wird dem Antrag auf Anordnung der aufschiebenden Wirkung rück- 
wirkend stattgegeben, so braucht kein Säumniszuschlag gezahlt zu werden, auch nicht für die 
Zeit zwischen Fälligkeit der Abgabe und Entscheidung des Gerichts. 

Das Gericht geht davon aus, daß es wenig sinnvoll ist, den Säumniszuschlag als Druckmittel 
zu pünktlicher Zahlung einzusetzen, wenn es gleichzeitig erklärt hat, vom Erlaß des Beschei- 
des an sei Aussetzung der Vollziehung zu gewähren. 

Sagt das Gericht nicht ausdrücklich, ab wann die Aussetzungsentscheidung gelten soll, ist 
wohl auch Kein Säumniszuschlag zu zahlen. Diese Rechtsprechung ist sicher entsprechend an- 
zuwenden, wenn rechtzeitig vor Fälligkeit der Abgabe bei der Gemeinde der Antrag auf Aus- 
setzung der Vollziehung gestellt ist, die Gemeinde diesem Antrag aber erst nach Fälligkeit der 
Abgabe stattgibt. 

In jedem Fall ist aber für die Zeit ab Fälligkeit der Abgabe bis zum Ende der gewährten Aus- 
setzung Vollziehung, Aussetzungszinsen zu zahlen. 


Siehe auch unter Aussetzung der Vollziehung, Stundung und Ratenzahlung (siehe auch unter 
I. Einleitung Nr. 6,7). 


Schmutzwasser 

Unter Schmutzwasser wird im allgemeinen häusliches Abwasser verstanden. Im Gegensatz 
zum Regenwasser ist das Schmutzwasser stark mit Abfallstoffen verunreinigt. Die Entwässe- 
rungsgebühr bemißt sich in der Kommunalen Praxis weitgehend am Frischwassermaßstab. 

Sie auch unter Abwasserabgabe und Entwässerungsgebühr. 

Schuldner 

Sieh auch unter Gebührenschuldner und Beitragspflichtiger. 

Sicherheitsleistung 

Bei der Stundung einer Abgabe oder bei Aussetzung der Vollziehung Kann eine Sicherheits- 
leistung verlangt werden. Als derartige Sicherheitsleistungen Kommen u.a. in Betracht eine 
Grundschuld, eine Hypothek, eine Bürgschaft, die Verpfändung von Wertpapieren, die Ver- 
pfändung von Spareinlagen auf Sparbüchern. 


Siehe auch unter Aussetzung der Vollziehung und Stundung. 
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Sondernutzungsgebühr 


Für den Gebrauch von Straßen über das übliche Maß (Gemeingebrauch) hinaus sehen die Stra- 
Pengesetze der einzelnen Länder vor, daß dafür Sondernutzungsgebühren erhoben werden Kön- 
nen (z.B. Verkaufsstand auf der Straße, Baugerüst auf dem Bürgersteig, Werbeeinrichtungen). 
Soweit Gemeinden und Landkreise Träger der Straßenbaulast sind, regeln sie die Erhebung von 
Sondernutzungsgebühren durch Satzung. Die Höhe bemißt sich nach Art und Ausmaß der Ein- 
wirkung auf die Straße und nach dem wirtschaftlichen Interesse des Gebührenpflichtigen. 
Soweit die Gemeinde selbst Träger der Straßenbaulast ist, Kann der Gemeinderat entscheiden, 
ob Sondernutzungsgebühren erhoben werden. 


Sperrmüllabfuhr 


Sperrige Abfälle aus Haushaltungen, die nicht zur Unterbringung in den zugelassenen Abfall- 
behältern geeignet sind (wie z.B. Altmöbel, Matratzen, Kisten usw.), dürfen nicht zur Abho- 
lung durch die Müllabfuhr bereitgestellt werden. 

Die Gemeinden (oder, soweit diese die Müllabfuhr wahrnehmen, die Landkreise) sammeln 
Sperrmüll in größeren Zeitabständen nach ortsüblicher Bekanntgabe gesondert ein. Für die 
Sperrmüllabfuhr wird wegen der Schwierigkeit, dafür einen geeigneten Maßstab zu finden, 
meist Keine gesonderte Gebühr erhoben; sie ist vielmehr Bestandteil der Müllgebühr. 


Siehe auch unter Müllgebühr. 
Spezielle Entgelte 


Die Einnahmebeschaffungsgrundsätze der Gemeindeordnung schreiben vor, daß die speziellen 
Entgelte Vorrang vor den Steuern und vor Kreditaufnahmen haben. Als spezielle Entgelte gel- 
ten: Verwaltungs- und Benutzungsgebühren, privatrechtliche Benutzungsentgelte sowie Bei- 
träge. Es gilt das Verursacherprinzip, nach dem primär derjenige für die der Verwaltung entste- 
henden Kosten aufzukommen hat, dem aus diesen Dienstleistungen individuelle wirtschaftliche 
Vorteile entstehen. 

Je höher diese einzusetzen sind, desto höher soll der Grad der Kostendeckung sein. Zuschüsse 
aus Steuermitteln sind nur dann gerechtfertigt, wenn an der Unterhaltung der öffentlichen 
Einrichtung ein beträchtliches öffentliches Interesse besteht und wenn voll Kostendeckende 
Entgelte den Benutzern nicht zugemutet werden Können. So erheben die Gemeinden beispiels- 
weise in der Regel voll Kostendeckende Müll-, Abwasser- und Wassergebühren. 


Siehe auch unter Kostendeckung. 


Starkverschmutzungszuschlag 
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Für stark verschmutztes Abwasser, das in die öffentlichen Entwässerungsanlagen eingeleitet 
wird, Kann die Gemeinde durch Satzung einen Zuschlag zu der üblichen Entwässerungsgebühr 
erheben. Der Zuschlag kann nach der Stärke von Verschmutzungswerten gestaffelt werden. 


Steuerliche Absetzbarkeit 


Die Beiträge und Zuschüsse, die ein Grundstückseigentümer zu zahlen hat, unterliegen unter- 
schiedlicher steuerlicher Behandlung. 
Zu den steuerlich nicht abzugsfähigen Kosten des Grund und Bodens gehören nach ständiger 
Rechtsprechung des Bundesfinanzhofs grundsätzlich: 

Erschließungsbeitrag nach den $$ 127 ff. Baug®B 


Baukostenzuschuß Gas/Elektrizität/ Fernwärme 


Nach neuer Rechtsprechung des BFH sind Kanalanschlußbeiträge dann als Werbungskosten 
bei den Einkünften aus Vermietung und Verpachtung oder als Betriebsausgaben sofort voll ab- 
zugsfähig, wenn es sich um einen Beitrag zur Erweiterung der Kanalisation handelt und durch 
diese Erweiterungsmaßnahme die Entwässerungssituation nicht verbessert wird. Das gleiche 
gilt, wenn ein Grundstück erstmals an die öffentliche Kanalisation angeschlossen wird und 
vorher bereits eine ordnungsgemäße Entwässerung durch eine den Vorschriften entsprechende 
Sickergrube hatte. 

Das gleiche gilt wohl für den Straßenbaubeitrag nach KAG, wenn durch den Straßenausbau 
aus steuerrechtlicher Sicht die Erschließungssituation nicht wesentlich verbessert wird. 

Ferner gehören zu den sofort abziehbaren Kosten: 


Aufwendungen eines Unternehmers durch Beteiligung an den betriebsbe- 
dingten Mehrkosten der städtischen Kanalisation 


Übernahme der Mehrkosten für den Straßenbau, die wegen starker Bean- 
spruchung der Straße durch Firmenfahrzeuge entstehen 


freiwillige betriebsbezogene Zuschüsse zur Schaffung reiner Fußgänger- 


ZONE. 


Zu den Herstellungskosten des Gebäudes, die sich langfristig im Wege der Abschreibung steuer- 
lich mindernd auswirken, gehören: 


Hausanschlußkosten an den Kanal 
Hausanschlußkosten an die Elektrizitätsversorgung 


HausanschlußKosten an Gas, Wasser, Fernwärme 
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Anschluß an das Breitbandkabel der Deutschen Bundespost 
Ablösung der Stellplatzpflicht. 


Mit diesen genannten Hausanschlußkosten sind die Kosten für den Anschluß des Hauses selbst 
an diese Einrichtungen, nicht die Kosten für die Anschlußmöglichkeit des Grundstücks an sich 
an die entsprechende Einrichtung, gemeint. Die regelmäßig anfallenden Gebühren für Ab- 
wasser, Müllabfuhr und Wasserbezug Können als Werbungskosten bei den Einkünften aus 
Vermietung und Verpachtung bzw. als Betriebsausgaben geltend gemacht werden. 
Straßenbaubeiträge 


Nach den Kommunalabgabengesetzen der Länder sollen die Gemeinden für die dem öffentli- 
chen Verkehr gewidmeten Straßen, Wege und Plätze Beiträge zum Ersatz des Aufwands für 
die Herstellung, Anschaffung und Erweiterung und teilweise auch für deren Verbesserung er- 
heben, soweit nicht das Erschließungsbeitragsrecht nach dem Bundesbaugesetz anzuwenden 
ist (z.B. in Bayern, Hessen, Niedersachsen, Nordrhein-Westfalen). 


Siehe auch unter beitragsfähige Erschließungsanlagen. 
Straßenentwässerung 


Die Kosten der erstmaligen Herstellung der Entwässerung der Straße zur Ableitung des auf der 
Straße anfallenden Niederschlagswassers zählen zum beitragsfähigen Erschließungsaufwand. 
Wenn der in der Straße liegende Hauptkanal aber gleichzeitig der Ableitung des von den anlie- 
genden Grundstücken eingeleiteten Abwassers dient, müssen dessen Kosten anteilmäßig aufge- 
teilt werden. 

Bei der Berechnung der Entwässerungsgebühren muß die Gemeinde für die Einleitung des Nie- 
derschlagswassers von Straßen und Plätzen einen Anteil absetzen; dieser beläuft sich in der 
Regel auf 10 bis 25%. 


Straßenreinigungsbebühren 


Der Landesgesetzgeber ist berechtigt, die Ermächtigung für die Erhebung dieser Benut- 
zungsgebühr zu erteilen. So z.B. in Nordrhein-Westfalen durch das Straßenreinigungsgesetz 
vom 18.12.1975. Die Gebühr wird von den Eigentümern “der durch die Straße erschlossenen 
Grundstücke” (auch Hinterlieger) erhoben. Zum gemeindlichen Aufwand gehören auch die 
Winterwartung und die Entgelte für die Leistungen Dritter (z.B. Landschaftsverband, Kreis). 
Art und Umfang der Straßenreinigung müssen durch örtliche Satzung bestimmt werden. 

Was öffentliche Straßen sind, definieren die Straßengesetze der einzelnen Länder. In Nord- 
rhein-Westfalen läßt das Gesetz für höchstens 75 v.H. der anrechnungsfähigen Reinigungs- 
Kosten die Deckung durch Gebühren zu. 
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Nach dem OVG Münster ist z.B. in Nordrhein-Westfalen auch Voraussetzung zur Gebühren- 
pflicht, daß die Straße dem öffentlichen Verkehr gewidmet ist. 

Die Bemessung der Gebühr richtet sich beispielsweise in Nordrhein-Westfalen nach dem Front- 
metermaßstab; d.h. die Höhe der Gebühr bemißt sich nach der Länge des Grundstücks entlang 
der gereinigten Straße. Bei sogenannten Hinterliegergrundstücken ist die der gereinigten Straße 
zugewandte Grundstücksseite maßgebend. Die Anzahl der Frontmeter wird mit einem be- 
stimmten in der Satzung festgelegten Gebührensatz multipliziert. Dieser Gebührensatz ist ent- 
sprechend der Bedeutung der Straße für den überörtlichen oder innerörtlichen und reinen An- 
liegerverkehr gestaffelt. Am höchsten ist der Satz bei reinen Anliegerstraßen und Fußgänger-zo- 
nen. 

Siehe auch unter Gebühr, Gebührenmaßstäbe, Frontmeter und Widmung. 


In Baden-Württemberg dürfen die Gemeinden keine Straßenreinigungsgebühren verlangen. 
Stundung 

Auf Antrag Kann die Gemeinde fällige Abgabenforderungen stunden, wenn die sofortige Ein- 
ziehung eine erhebliche Härte für den Schuldner bedeuten würde. Der Anspruch darf durch die 
Stundung nicht gefährdet werden; die Stundung wird in der Regel nur gegen Sicherheit ge- 
währt. 

Näheres siehe I. Einleitung Nr. 12. 


Tatsächliche bauliche Nutzung 


Als Bemessungsgrundlage für die Bemessung der Beiträge dient grundsätzlich die zulässige 
bauliche Nutzung. Schöpft der Beitragspflichtige die zulässige Nutzung nicht voll aus, so hat 
dies Keine Ermäßigung des Beitrags zur Folge. Wird dagegen die zulässige Nutzung etwa 
durch Baubefreiung oder widerrechtlich überschritten, so legt die Gemeinde die (höhere) tat- 
sächliche Nutzung zugrunde, um den realen Vorteil des Beitragspflichtigen zu erfassen. 


Siehe auch unter Art der baulichen Nutzung, Maß der baulichen Nutzung und Nutzungsfak- 


tor. 

Technisch getrennte Entwässerungssysteme 

Siehe auch unter getrennte Entwässerungssysteme. 

Teilbeträge 

Im Wege der Kostenspaltung Kann die Gemeinde durch Satzung bestimmen, daß sie für bereits 


endgültig hergestellte Teileinrichtungen (z.B. Fahrbahn, Gehweg, Straßenbeleuchtung) Teilbe- 
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träge erhebt. 
Siehe auch unter Beitragsspaltung. 
Tiefenbegrenzung 


Sofern Grundstücke außerhalb eines Bebauungsplanes liegen, Könnte in bestimmten Fällen 
strittig werden, in welchem Umfang ein übergroßes "Grundstück" als “Baugrundstück” gilt. 
Deshalb sehen die neueren Satzungen für solche Grundstücke eine Tiefenbegrenzung vor, indem 
sie bestimmen, daß die tatsächliche Grundstücksfläche nur bis zu einer Tiefe von beispielsweise 
50 m von der Erschließungsanlage oder von der dieser zugewandten Grenze des Grundstücks 
an gerechnet wird. Reicht die bauliche oder gewerbliche Nutzung über diese Begrenzung hin- 
aus, so ist die Grundstückstiefe maßgebend, die durch die hintere Grenze der Nutzung be- 
stimmt wird. Das BVerwG hat eine solche Tiefenbegrenzung in der Satzung ausdrücklich für 
zulässig erklärt 


Trennkanalisation 


Während bei der Mischkanalisation Schmutz- und Regenwasser in einen gemeinsamen Kanal 
geleitet werden und für ein Grundstück nur ein Hausanschluß erforderlich ist, leitet das Trenn- 
system das Schmutzwasser und das Regenwasser in getrennte Kanäle ab. Für ein Grundstück, 
sind also zwei Anschlüsse erforderlich. Der Schmutzwasserkanal führt das Abwasser in die 
Kläranlage, der Regenwasserkanal u.U. über ein Regenrückhalte- oder Regenklärbecken in den 
Vorfluter. In der Praxis dominiert das Mischsystem. 


Siehe auch Mischkanalisation. 
Übergabe von Grundstücken 


Auch nach dem Verkauf von Grundstücken gilt der (frühere) Eigentümer solange als Beitrags- 
pflichtiger, wie er im Grundbuch eingetragen ist. Nach dem Eintrag im Grundbuch (vollzogene 
Auflassung) muß der neue Eigentümer damit rechnen, daß die Gemeinde wegen der vom vorhe- 
rigen Eigentümer nicht bezahlten Beiträge auf das Grundstück zurückgreift. 

Der neue Eigentümer kann eine Zwangsversteigerung nur durch Zahlung der Beitragsschulden 
des Vorgängers abwenden (dingliche Haftung, öffentliche Last). Käufer und Verkäufer Können 
zwar privatrechtlich vereinbaren, daß der Käufer die Beiträge entrichten muß. Diese Überwäl- 
zung ist aber für die Gemeinde nicht bindend; sie hält sich an den derzeitigen grundbuchrecht- 
lichen Eigentümer. 


Siehe auch unter Beitragspflichtiger. 


Umfang der Erschließungsanlagen 
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Die Gemeinde muß in der Erschließungsbeitragssatzung Art und Umfang der Erschließungs- 
anlagen festlegen. So sind in den Satzungen Höchstbreiten für einzelne Straßenarten festge- 
legt; bei deren Überschreitung dürfen die Kosten für die Mehrbreite nicht auf die Beitrags- 
pflichtigen umgelegt werden. 


Siehe auch unter beitragsfähige Erschließungsanlagen und beitragsfähige Erschließungsauf- 
wendungen. 


Umlegung 


Die Gemeinde Kann im Geltungsbereich eines Bebauungsplans zur Erschließung und um 
Grundstücke baulich und gewerblich nutzbar zu machen, diese Grundstücke durch Umlegung 
neu ordnen, so daß nach Lage, Form und Größe für die bauliche Nutzung zweckmäßig gestal- 
tete Grundstücke entstehen. Die Umlegung ist durchzuführen, wenn und sobald sie zur Ver- 
wirkfichung eines Bebauungsplans erforderlich ist. Dabei Können die Gemeinden bei der erst- 
maligen Erschließung bis zu 30 %, bei bereits vorangegangener Erschließung bis zu 10 % der 
eingeworfenen Fläche als sogenannten Flächenbeitrag unentgeltlich in Abzug bringen. 


Unbeplantes Gebiet 


In nicht beplanten Gebieten (das sind nicht vom Bebauungsplan oder Ortsbauplänen erfaßte 
Gebiete) dürfen neue Bauvorhaben nur durchgeführt werden, wenn dies nach der vorhandenen 
Bebauung und Erschließung unbedenklich ist. Dort darf anstelle der zulässigen Bebauung, wie 
sie für die Beitragserhebung bei bebauten Grundstücken gilt, die vorhandene tatsächliche Nut- 
zung zugrunde gelegt werden. Bei noch unbebauten Grundstücken darf die Gemeinde aus der 
überwiegend vorhandenen tatsächlichen Nutzung der übrigen erschlossenen Grundstück auf 
die Ausnutzbarkeit schließen. 


Siehe auch unter Beitragsmaßstäbe. 

Unterhaltung, laufende 

Die Gemeinde darf grundsätzlich zu den Kosten der Unterhaltung von öffentlichen Einrich- 
tungen keine Beiträge, sondern nur noch Benutzungsgebühren oder Benutzungsentgelte erhe- 
ben. 


Unterverteilung 


Dabei wird der beitragsfähige Erschließungsaufwand um den Gemeindeanteil reduziert; dies 
ergibt dann den “Anliegeranteil”. Dieser wird durch die Summe der Bemessungsgrundlagen der 
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erschlossenen und beitragspflichtigen Grundstücke im betreffenden Abrechnungsgebiet (z.B. qm 
Grundstücks- und Geschoßfläche) geteilt; der so ermittelte Betrag stellt den Beitragssatz je 
Verteilungseinheit, z.B. DM/gm Grundstücks- und Geschoßfläche dar. Die Unterverteilung 
wird im Anschluß an die Oberverteilung durchgeführt. 


Siehe auch beitragsfähige Erschließungsaufwendungen. 


Veranlagung 


Unter Veranlagung versteht man die Berechnung der Abgabenschuld. Bei den Benutzungsge- 
bühren wird die beanspruchte Leistung mit dem Gebührensatz multipliziert (z.B. Wassermenge 
x. DM/chm). Beim Erschließungsbeitrag wird der Beitragssatz je Verteilungseinheit (z.B. qm 
Grundstücks- und Geschoßfläche) mit der Summe der Verteilungseinheiten für das betreffende 
Grundstück multipliziert (z.B. 600 qm x 20 DM = 12.000 DM). Die so errechnete Abgabe for- 
dert die Gemeinde vom Schuldner mit einem Gebühren- oder Beitragsbescheid an. 


Siehe auch unter Verteilungsmaßstäbe und Bemessung der Abgaben. 
Verbesserung 


Im Unterschied zu den übrigen öffentlichen Anlagen ist bei den öffentlichen Straßen, Wegen 
und Plätzen nicht nur der Aufwand für Maßnahmen der Herstellung, Anschaffung und Er- 
weiterung, sondern nach den Kommunalabgabengesetzen einiger Länder auch der für Maßnah- 
men der Verbesserung beitragsfähig (beispielsweise Nordrhein-Westfalen). 

Eine beitragsfähige Verbesserung ist dann anzunehmen, wenn sich der Zustand der Anlage 
nach dem Ausbau in irgendeiner Hinsicht (z.B. räumliche Ausdehnung, funktionale Aufteilung 
der Gesamtfläche, Art der Befestigung) von ihrem Zustand im Zeitpunkt der erstmaligen oder 
nachmaligen Herstellung vorteilhaft unterscheidet. Es ist somit jeweils zu prüfen, ob der neue 
Zustand sich auf die ursprünglich vorgesehene Benutzung der Anlage günstig auswirkt. 


Siehe auch unter Erneuerung. 
Verbrauchsleitungen 


Wasser- und Abwasserleitungen in Grundstücken oder in Gebäuden. Diese Anlagen sind auf 
Kosten des Eigentümers nach DIN-Bestimmungen zu errichten. 


Vereinbarungen 


Öffentliche Abgaben dürfen nur nach Maßgabe der Gesetze erhoben werden. Dies schließt aus, 
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daß die Gemeinde mit dem Abgabepflichtigen vom Gesetz abweichende Vereinbarungen ab- 
schließt, sofern dies nicht ausdrücklich das Gesetz erlaubt. Andernfalls würde der Grundsatz 
der Abgabengleichheit verletzt. 


Verjährung 


Die Verjährung im Abgabenrecht hat zur Folge, daß der Abgabenanspruch erlischt; der Schuld- 
ner muß nicht mehr bezahlen. Bei der Verjährung ist zwischen der Festsetzungsverjährung, in- 
nerhalb der eine Abgabe angefordert werden muß, und der Zahlungsverjährung, innerhalb der 
die Ansprüche realisiert werden müssen, zu unterscheiden. Bei der Festsetzungsverjährung be- 
ginnt die Frist mit Ablauf des Kalenderjahres, in dem die Abgabe entstanden ist. Für Gebühren 
und Beiträge beträgt die Frist bei der Festsetzungsverjährung vier Jahre. Die Frist für die 
Zahlungsverjährung beginnt mit Ablauf des Jahres, in dem der Anspruch erstmals fällig gewor- 
den ist; sie beträgt für Gebühren und Beiträge fünf Jahre. Jede Mahnung, Stundung und Bei- 
treibungsmaßnahme unterbricht die Zahlungsverjährung. 

Für den Eintritt der Unterbrechung genügt, daß das Schriftstück, durch das die Verjährung 
unterbrochen wird, vor Ablauf der Verjährungsfrist die zuständige Behörde verlassen hat bzw. 
bei öffentlicher Zustellung vor Ablauf der Frist ausgehändigt worden ist. 


Siehe auch unter Festsetzungsverjährung, Zahlungsverjährung, Stundung, Zinsen und Zins. 
Verkehrsanlagen 


Für die ausschließlich dem Durchgangsverkehr dienenden Straßen (z.B. Stadtautobahnen) darf 
die Gemeinde Keine Erschließungsbeiträge erheben, weil derartige Straßen Keine Grundstücke 
erschließen. Dagegen ist nicht erforderlich, daß Straßen nur dem öffentlichen Verkehr dienen. 
Auch Straßen mit überörtlichem Verkehr Können Erschließungsstraßen sein; bei Ortsdurch- 
fahrten von Klassifizierten Straßen dürfen allerdings nur die erschließungsbedingten Breiten 
herangezogen werden. 


Verkehrszeichen 

Die Kosten für die Beschaffung und das Anbringen von Verkehrszeichen sind nicht als Beitrag 
auf die Grundstückseigentümer umzulegen. Diese Verkehrszeichen dienen nämlich in erster Li- 
nie der Sicherheit und Leichtigkeit des allgemeinen Straßenverkehrs, nicht aber der eigentlichen 
Erschließungsfunktion. 


Vermessung 


Die erstmaligen Vermessungskosten im Zusammenhang mit dem Grunderwerb für 
Erschließungsanlagen rechnen zum Erschließungsaufwand. 
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Verplantes Gebiet 


Beplante und verplante Gebiete sind solche, in denen ein Bebauungsplan mir gewissen Min- 
destfestsetzungen besteht. Dieser setzt Art und Maß der zulässigen baulichen Nutzung fest, 
die in der Regel einen Beitragsmaßstab für den Erschließungsbeitrag darstellen. 


Siehe auch unter Art der baulichen Nutzung und Maß der baulichen Nutzung. 


Verrentung 


Zur Vermeidung unbilliger Härten Kann die Gemeinde zulassen, daß der Erschließungsbeitrag 
in eine Schuld umgewandelt wird, die längstens 10 Jahre einschließlich Zinsen zurückzuzahlen 
ist. 


Verteilungsmaßstäbe 


$ 131 Abs. 2 BBauG läßt für die Verteilung des beitragsfähigen Erschließungsaufwands drei 
verschiedene Verteilungsmaßstäbe zu, die alternativ oder kombiniert angewendet werden Kön- 
nen. Die Satzung muß den von der Gemeinde gewählten Maßstab eindeutig und für alle mög- 
fichen Beitragsfälle festlegen. Zulässige Maßstäbe sind: 


I; Art und Maß der baulichen Nutzung 
die Art der Nutzung (z.B. Wohnzwecke, gewerbliche Nutzung) 
das Maß der zulässigen Nutzung (Geschoßfläche, Geschoßflächenzahl, 
GFZ) 


2. Grundstücksflächen 
- dabei ist nachteilig, daß dieser reine Flächenmaßstab die Intensität der 
Nutzung nicht erfaßt (z.B. ein- oder vierstöckiges Gebäude) 


3. Grundstücksbreite 
auch Frontmetermaßstab genannt. 


In Gebieten mit unterschiedlicher zulässiger baulicher Nutzung muß die Gemeinde einen Maß- 
stab wählen, der die Verschiedenheit der Nutzung nach Art und Maß berücksichtigt. Deshalb 
ist der Frontmetermaßstab im Beitragsrecht praktisch nicht mehr zulässig, es sei denn, für alle 
Grundstücke ist ein gleicher Zuschnitt und eine gleiche bauliche Ausnutzung gegeben. 

Für Industrie-, Gewerbe- und Kerngebiete erheben die Gemeinden in der Regel einen Zuschlag, 
dessen Höhe sie in der Satzung festlegen, weil der Vorteil aus der Erschließung bei überwiegend 
gewerblich und industriell genutzten Grundstücken hier höher als bei Wohngrundstücken ist. 
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Siehe auch unter Art und Maß der baulichen Nutzung, Grundstücksflächen, Geschoßfläche, 
Geschoßflächenmaßstab, Vollgeschoßmaßstab, Kombinierter Grundstücksflächen-/Geschoß- 
flächenmaßstab. 


Vertretbares Entgelt 


Nach den Grundsätzen der Einnahmebeschaffung sollen bei den Kostenrechnenden Einrich- 
tungen die speziellen Entgelte die laufenden Kosten voll decken. Zu den laufenden Kosten 
gehören auch angemessene Abschreibungen und angemessene Kalkulatorische Kapitalver- 
zinsung. Der Grundsatz der Kostendeckung Kann durch sozialpolitische Momente, also durch 
die Zumutbarkeit der Gebühren und Entgelte für die Benutzer, eingeschränkt werden. Bei dem 
Spannungsverhältnis zwischen Kostendeckung und Vertretbarkeit hat der Gemeinderat (Rat) 
einen erheblichen Entscheidungsfreiraum. 

Zur Entscheidung der Frage, welches Entgelt als vertretbar gilt, sind oftmals die erheblichen 
regionalen Unterschiede zu berücksichtigen. 


Siehe auch unter Kostendeckung, Kostenrechnende Einrichtungen, Gebührenmaßstäbe und Ge- 
meindeanteil. 


Verwaltungsakt 


Unter einem Verwaltungsakt versteht man eine Verfügung, Entscheidung oder andere hoheitli- 
che Maßnahme, die eine Behörde zur Regelung eines Einzelfalles auf dem Gebiet des öffentli- 
chen Rechts trifft. So sind im kommunalen Abgabenrecht alle Beitrags- und Gebührenbescheide 
Verwaltungsakte. Solche Verwaltungsakte sind für den betroffenen Bürger verbindlich und 
müssen durch Rechtsbehelfe angefochten werden, wenn er sich dagegen wehren will (siehe 
insbesondere I. Einleitung). Solche Verwaltungsakte bedürfen grundsätzlich einer gesetzlichen 
Grundlage, d.h., in einem Gesetz oder einer Ortssatzung müssen die mit dem Verwaltungsakt 
angesprochenen Sachverhalte geregelt sein. 


Siehe auch unter Beitragsbescheid, Gebührenbescheid, Heranziehungsbescheid und Rechtsbe- 
helfe. 


Verwaltungsgebühr 


Verwaltungsgebühren sind gesetzlich geregelte Entgelte für eine besondere Inanspruchnahme 
der Verwaltung. Diese besondere Leistung der Verwaltung Kann eine Amtshandlung (z.B. Be- 
scheinigung, Erlaubnis, Genehmigung) oder eine sonstige Tätigkeit der Verwaltung sein, die 
den Gebührenpflichtigen unmittelbar begünstigt oder die er beantragt hat. Bei der Bemessung 
der Verwaltungsgebühr gilt sowohl das Kostendeckungsprinzip als auch das Aquiva- 
lenzprinzip. 
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Siehe auch unter I. Einleitung, Benutzungsgebühr und Beitrag. 
Verzinsung 


Stundet die Gemeinde dem Abgabenschuldner die Zahlung, so muß sie für die Dauer der ge- 
währten Stundung Zinsen berechnen ($ 234 Abgabenordnung). Der Zinslauf beginnt am ersten 
Tag. für den die Stundung wirksam wird, und endet mit dem Ablauf des letzten Tages, für den 
die Stundung ausgesprochen wurde. Die Zinsen betragen für jeden vollen Monat des Zinslaufs 
0,5 %. 

Auch bei Aussetzung der Vollziehung sowohl im gerichtlichen als auch außergerichtlichen 
Rechtsbehelfsverfahren werden Zinsen in Höhe von 0,5 % für jeden vollen Monat berechnet. 
Voraussetzung für diese Aussetzungszinsen ist, daß eine rechtskräftige Entscheidung im ge- 
richtlichen Verfahren vorliegt und der Abgabenschuldner endgültig Keinen Erfolg gehabt hat, 
d.h. seinem Rechtsbehelf nicht stattgegeben worden ist. Soweit der Rechtsbehelf erfolgreich 
war, Können für den Betrag keine Aussetzungszinsen entstehen. Bei der Festsetzung von Zin- 
sen wird der zu verzinsende Betrag auf jeweils volle 100 DM nach unten abgerundet. Auf die 
Erhebung von Zinsen Kann dann verzichtet werden, wenn sie nach Lage des Falles unbillig 
wäre. 


Siehe auch unter Erlaß. 
Festsetzungsfrist 


Die Festsetzungsfrist für Zinsen beträgt ein Jahr. Sie dürfen nur dann festgesetzt werden, 
wenn sie mindestens 20,- DM betragen. Hat der Abgabenschuldner die Abgabe pünktlich ge- 
zahlt und in einem gerichtlichen Rechtsbehelfsverfahren später Erfolg, so hat er nur unter be- 
stimmten Voraussetzungen Anspruch auf die Verzinsung des zu Unrecht gezahlten Betrages. 
Wird durch eine rechtskräftige gerichtliche Entscheidung oder aufgrund einer solchen Ent- 
scheidung eine Abgabe ganz oder teilweise herabgesetzt, so ist hier der Betrag insoweit zu ver- 
zinsen. Die Verzinsung beginnt mit dem Tag der Rechtsanhängigkeit, d.h. mit Einreichung der 
Klage beim Gericht bzw. bei späterer Zahlung mit dem Tag der Zahlung. Sie endet mit dem 
Tag der Auszahlung der zu Unrecht erhobenen Abgabe. 

Auch diese Erstattungszinsen betragen 0,5 % für jeden vollen Monat und sind von Amts we- 
gen zu berücksichtigen. Zur Berechnung wird die zu erstattende Abgabe auf volle 100 DM 
nach unten abgerundet. 


Vollgeschoß 


Aufgrund der Rechtsprechung des BVerwG haben viele Städte und Gemeinden in letzter Zeit 
den Beitragsmaßstab auf den Vollgeschoßmaßstab umgestellt. Dieser vervielfältigt die Grund- 
stücksfläche mit einem nach der Zahl der zulässigen Vollgeschosse gestaffelten Nutzungs- 
faktor. Was als Vollgeschoß gilt, regelt nicht die Beitragssatzung, sondern die Baunutzungs- 
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verordnung, die ihrerseits wiederum auf die Vorschriften der Landesbauordnung verweist. Da- 
nach gibt es Keine “halben” Geschosse. Wenn z.B. ein Bebauungsplan 1 Voll- und 1 Unter- 
geschoß festlegt, so handelt es sich um 2 Vollgeschosse. Als zulässige Zahl der Geschosse gilt die 
im Bebauungsplan festgesetzte höchstzulässige Zahl der Vollgeschosse. Weist der Bebauungs- 
plan nur eine Baumassenzahl aus, so gilt als Geschoßzahl die Baumasse geteilt durch 3,5. 
Dabei werden die Bruchzahlen bis 0,5 ab- und darüber aufgerundet. Wenn im Einzelfall eine 
größere Geschoßzahl genehmigt ist, so wird diese zugrunde gelegt. In unbeplanten Gebieten 
und bei Grundstücken, für die ein Bebauungsplan weder die Geschoßzahl noch die Baumasse 
festsetzt, ist bei bebauten Grundstücken die Zahl der auf den Grundstücken der näheren Um- 
gebung überwiegend vorhandenen Geschosse maßgebend. Bei Bauwerken mit einer Geschoß- 
höhe von mehr als 3,5 m gilt als Geschoßzahl die tatsächliche vorhandene Baumasse geteilt 
durch 3,5. Als Geschosse gelten Vollgeschosse im Sinne der Baunutzungsverordnung. Hinzu- 
zurechnen sind überwiegend gewerblich genutzte Untergeschoße sowie Untergeschoße in Park- 
häusern. 


Vollgeschoßmaßstab 


Nachdem eine teilweise noch widersprüchliche Rechtsprechung die Anforderungen an den Ge- 
schoßflächenmaßstab (vor allem in den Fällen, in denen der Bebauungsplan Keine Geschoß- 
flächenzahl festlegte) immer höher schraubte, haben viele Gemeinden den Beitragsmaßstab auf 
den einfachen Vollgeschoßmaßstab umgestellt, den das BVerwG in mehreren Entscheidungen 
für geeignet und zulässig erklärte. Dieser vervielfältigt die Flächen der erschlossenen Grund- 
stücke mit einem sich an der Zahl der Vollgeschosse orientierenden Nutzungsfaktor. Diese 
Berechnung ist relativ einfach und verständlich. 

Beträgt z.B. die Grundstücksfläche 500 qm und legt der Bebauungsplan die Zahl der Vollge- 
schosse mit 2 Vollgeschossen fest, so wird der in der Satzung festgesetzte Nutzungsfaktor ge- 
sucht, der nach dem Satzungsmuster 1,25 beträgt. Als anrechenbare Fläche ergibt sich dann 
500 x 125 = 625 qm. Dieser Maßstab berücksichtigt den Vorteilsaspekt in ausreichender 
Weise. 

Gegenüber dem die Nutzungsintesität stärker ausprägenden Geschoßflächenmaßstab ist der 
Vollgeschoßmaßstab übersichtlicher; das BVerwG hat zu recht hervorgehoben, daß der Ge- 
sichtspunkt der Berechenbarkeit und der Klarheit für den Beitragspflichtigen höher anzusetzen 
ist als das Streben nach einer überzogenen Genauigkeit. Wenn eine Gemeinde, wie dies nach- 
drücklich zu empfehlen ist, für alle Arten von Anliegerbeiträgen diesen Maßstab verwendet, 
dann hat sie eine praktikable und bürgerfreundliche Lösung getroffen. 


Vollstreckungsaufschub 


Wird wegen einer geschuldeten Abgabe Vollstreckungsaufschub gewährt, so fallen dafür 


Säumniszuschläge an. 


Siehe auch unter Säumniszuschlag. 
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Vorausleistungen 


Die Gemeinde hat die Möglichkeit, den Grundstückseigentümer schon vor Entstehen der end- 
gültigen Erschließungsbeitragspflicht an den Kosten zur Finanzierung der Erschließungsanla- 
ge zu beteiligen. Die Beteiligung des Grundstückseigentümers bzw. Erbbauberechtigten an der 
Vorfinanzierung Kann auch in seinem Interesse sein, da die sonst erhöhten Kosten aufgrund 
Kreditaufnahme bei Erhebung des endgültigen Erschließungsbeitrags umgelegt werden Können. 
Eine solche Vorausleistung Kann dann erhoben werden, wenn für das Grundstück eine Bauge- 
nehmigung erteilt ist und in absehbarer Zeit, d.h. in etwa vier bis fünf Jahren, mit der end- 
gültigen Herstellung der Erschließungsanlage gerechnet werden Kann. Seit dem Inkrafttreten 
des Baugesetzbuches zum 1.7.1987 Kann auch ohne Baugenehmigung eine Vorausleistung erho- 
ben werden, wenn mit der Herstellung der Erschließungsanlage begonnen worden ist. Auch in 
diesem Fall ist die Voraussetzung, daß das Grundstück grundsätzlich bebaubar oder gewerb- 
lich nutzbar ist. Die Vorausleistung Kann bis zur voraussichtlichen Höhe des endgültigen Er- 
schließungsbeitrags erhoben werden. Die Vorausleistung ist mit der endgültigen Beitragsschuld 
zu verrechnen. D.h., bei Eigentumswechsel zwischen Erhebung der Vorausleistung und der 
endgültigen Beitragsveranlagung Kommt die gezahlte Vorausleistung dem neuen Grund- 
stückseigentümer zugute. Anders lautende zivilrechtliche Vereinbarungen zwischen Verkäufer 
und Käufer haben für die Gemeinden Keine Bedeutung. 

War die gezahlte Vorausleistung höher als der endgültige Beitrag, so wird der zuviel gezahlte 
Betrag erstattet, ist jedoch nicht von der Gemeinde zu verzinsen. 

Seit dem 1.7.1987 Kann der Grundstückseigentümer die Vorausleistung dann zurück verlangen, 
wenn die endgültige Erschließungsbeitragspflicht sechs Jahre nach Erlaß des Vorausleistungs- 
bescheides noch nicht entstanden und nicht benutzbar ist. Die Erschließungsanlage ist dann 
nicht benutzbar, wenn sie eine funktionsgerechte Nutzung nicht gewährleistet. Funktions- 
gerechte Nutzung erfordert mindestens einen Straßenzustand, der durch den Straßenverkehr 
nicht beschädigt werden Kann, sowie hinreichende Straßenentwässerung und Beleuchtung. Bei 
nicht völlig untergeordnetem Fahrzeugverkehr ist auch ein abgesetzter Gehweg notwendig. 
Dieser Rückzahlungsanspruch ist ab Erhebung der Vorausleistung mit 2 % über dem Dis- 
kontsatz der Deutschen Bundesbank jährlich zu verzinsen. Auch für Beiträge nach dem Kom- 
munalabgabengesetz Können in den meisten Ländern Vorleistungen bzw. Vorauszahlungen 
dann erhoben werden, wenn mit der Herstellung der Anlage begonnen worden ist. Ein zu ver- 
zinsender Rückerstattungsanspruch bei nicht rechtzeitiger Herstellung der Anlage besteht hier 
jedoch nicht. Bei Eigentumswechsel zwischen Vorauszahlung und endgültiger Beitrags- 
abrechnung entscheidet hier die Rechtsprechung zum Teil anders. So geht das OVG Münster 
davon aus, daß die Vorauszahlung dem Eigentümer, der sie geleistet hat, zu erstatten ist. Von 
dem neuen Eigentümer wird dann der gesamte Beitrag bei endgültiger Abrechnung neu erhoben. 


Vorauszahlung 
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Siehe auch unter Vorausleistung. 

Vorbehalt der Nachprüfung 

Siehe auch unter Abgabenfestsetzung unter Vorbehalt der Nachprüfung. 
Vorfluter 


Öffentliches Gewässer, in das gereinigtes oder ungereinigtes Abwasser eingeleitet wird. 
Vorteilsausgleich 


Die Erhebung von Gebühren und Beiträgen soll den individuellen wirtschaftlichen Vorteil ab- 
gelten, den der einzelne aus den von der Gemeinde (Kreis) bereitgestellten Einrichtungen hat. 
Der Beitrag wird bereits für einen möglichen Vorteil, also für die Anschlußmöglichkeit als sol- 
che, eines Grundstücks an Straßen, Entwässerungsanlagen, Wasserversorgung usw. erhoben, 
ohne Rücksicht darauf, ob der Grundstückseigentümer diese Anlage nutzt. Gebühren dürfen 
dagegen nur für die tatsächliche Benutzung oder für beanspruchte Verwaltungsleistungen er- 
hoben werden. Es gilt der Grundsatz, daß die Kostendeckung umso höher sein soll, je größer der 
wirtschaftliche Vorteil für den einzelnen ist. 


Vorverfahren 
Siehe auch unter Rechtsbehelfe. 
Wahrscheinlichkeitsmaßstab 


Ein Wahrscheinlichkeitsmaßstab ist dann zulässig, wenn eine genaue Feststellung der tatsäch- 
lichen Leistung unmöglich oder verhältnismäßig schwierig, insbesondere mit hohen Verwal- 
tungskosten verbunden wäre. Er muß dem Ausmaß der Benutzung wenigstens im großen und 
ganzen entsprechen. Stehen mehrere Wahrscheinlichkeitsmaßstäbe zur Auswahl, so darf die 
Gemeinde entscheiden, welcher sie anwenden will. Ein WahrscheinlichKeitsmaßstab darf aber 
nicht offensichtlich ungeeignet sein. 

Beispiele für den Wahrscheinlichkeitsmaßstab: Bemessung der Beiträge nach der Geschoßfläche 
oder nach dem Vollgeschoßmaßstab, bezogene Wassermenge für Abwassergebühren, Größe der 
Müllbehälter bei den Müllgebühren. 


Siehe auch unter Bemessung von Abgaben und Wirklichkeitsmaßstab. 
Wege 


Zum Anbau bestimmte öffentliche Wege, die dem Gemeingebrauch gewidmet sind (Widmung), 
zählen zu den beitragspflichtigen Erschließungsanlagen. Die Straßengesetze der einzelnen 
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Bundesländer definieren die Begriffe näher. 


Wendehammer (Wendeplatte, Wendeplatz) 


Bei Stichstraßen wird häufig eine Wendeplatte angelegt, um eine für den übrigen Verkehr un- 
gefährliche Rückfahrt zu gewährleisten. Soweit diese Maßnahme einem Baugebiet dient, zäh- 
len die Kosten zum beitragsfähigen Erschließungsaufwand. 


Wertgebühr 


Das sind Verwaltungsgebühren, die an den Wert einer beantragten oder von der Verwaltung 
geleisteten Sache anknlipfen, indem ein bestimmter Hundert- oder Tausendsatz des Wertes als 
Gebühr zu entrichten ist (z.B. Fundgebühren, Baugenehmigungsgebühren). Auch hier ist das 
Aquivalenzprinzip zu beachten. 


Wertsteigerung 


Die Beiträge erfassen in pauschaler Weise den Vorteil des Grundstückseigentümers, der durch 
die Erschließung der Grundstücke eintritt und zu einer Wertsteigerung führt. Erst durch die 
Erschließung wird ein Grundstück, baulich oder gewerblich nutzbar. Es ist nicht erforderlich 
und auch gar nicht möglich, daß sich die Höhe des einzelnen Beitrags nach den Konkreten 
Wertsteigerungen bemißt. 


Siehe auch unter Verteilungsmaßstab. 
Wiederbeschaffungskosten 


Die meisten Kommunalabgabengesetze lassen bei der Berechnung von Abschreibungen zur 
Kalkulation der Benutzungsgebühren als Ausgangswert den Ansatz von Wiederbeschaffungs- 
zeitwerten zu. Danach werden die ursprünglichen Anschaffungskosten um die inzwischen ein- 
getretenen Preissteigerungen aufgestockt. 

In Bayern und Baden-Württemberg dürfen die Gemeinden nur den Anschaffungswert, nicht 
dagegen den höheren Wiederbeschaffungswert bei der Berechnung der Abschreibungen anset- 
zen. Umstritten ist, ob die Gemeinden bei der Berechnung der Kalkulatorischen Kapitalver- 
zinsung von Wiederbeschaffungswerten ausgehen dürfen; da die Gemeinden nur das Kapital 
für die Anschaffungskosten aufgebracht haben, dürfte es richtiger sein, für die Kapitalver- 
zinsung auch nur die tatsächlichen Anschaffungskosten (gekürzt um empfangene Anliegerbei- 
träge und Staatszuweisungen sowie um aufgelaufene Abschreibungen) zugrunde zu legen. 


Siehe auch unter Abschreibungen und Kalkulatorische Kosten. 
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Wiederkehrender Beitrag 


In Rheinland-Pfalz Können zur Abgeltung des Vorteils, den der Grundstückseigentümer aus 
dem Vorhalten einer Einrichtung durch die Gemeinde hat, wiederkehrende Beiträge erhoben 
werden. Vorhalten ist das Bereitstellen von Sachen, Rechten und Personal; es umfaßt auch die 
erstmalige Verschaffung und die Erhaltung der Möglichkeit, die Einrichtung der Gemeinde in 
Anspruch zu nehmen. Dies gilt insbesondere für das Vorhalten der Straßen, Gehwege usw. in 
den einzelnen Abrechnungsgebieten. 

Der wiederkehrende Beitrag wird in der Regel jährlich von allen Grundstückseigentümern 
innerhalb eines Abrechnungsgebiets erhoben. Wiederkehrende Beiträge Können auch erhoben 
werden zur Deckung der festen Kosten für Einrichtungen zur Abwasserbeseitigung und zur 
Wasserversorgung. Zur Deckung der veränderlichen Kosten werden Benutzungsgebühren erho- 
ben. Diese Pflicht zur Zahlung wiederkehrender Beträge besteht hier fir alle Grundstücke und 
Betriebe innerhalb der Kommunalen Gebietskörperschaft, soweit sie an die Leitungen ange- 
schlossen sind oder angeschlossen werden Können oder sie für andere Anlagen vorgehalten wer- 
den. Für Grundstücksteile oder Teile von Betrieben, die rechtlich oder tatsächlich auf Dauer 
vom Anschluß an diese Einrichtungen ausgeschlossen sind, besteht insoweit Keine Beitrags- 


pflicht. 
Siehe auch unter Abrechnungsgebiet. 
Widerspruch 


Der Widerspruch ist ein förmlicher Rechtsbehelf. Der Widerspruch muß schriftlich bei der Be- 
hörde erhoben werden, die den Abgabenbescheid erlassen hat, oder bei der Behörde, die über den 
Widerspruch entscheidet. Er kann auch mündlich zu Protokoll gegeben werden. Der Wider- 
spruch ist innerhalb eines Monats nach Bekanntgabe des Abgabenbescheides zu erheben. 
Sofern jedoch der Abgabenbescheid Keine Belehrung über den zulässigen Rechtsbehelf enthält, 
Kann der Widerspruch auch noch später, längstens innerhalb eines Jahres nach Zugang des Be- 
scheids, eingelegt werden. 


Siehe auch unter Rechtsbehelfe und 1. Einleitung. 

Widmung 

Durch die Widmung wird die Straße dem öffentlichen Verkehr übergeben; das Verfahren richtet 
sich nach den Bestimmungen in den Straßengesetzen der Bundesländer. Die Widmung als 


öffentliche Straße ist Voraussetzung für die Erschließungsbeitragspflicht, nicht dagegen aber 
für die Beitragspflicht nach den Kommunalabgabengesetzen der Länder. 


Wirklichkeitsmaßstab 
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Maßstab, mit dem die Leistung exakt gemessen werden Kann; z.B. beim Wasserverbrauch über 
Wasserzähler. 


Siehe auch unter Wahrscheinlichkeitsmaßstab und Bemessung von Abgaben. 


Wirtschaftliche Einheit 


Das Beitragsrecht hebt auf den bürgerlich-rechtlichen Grundstücksbegriff im Sinne des Grund- 
buchrechts ab (Grundstück). Nur in besonderen Fällen ist auf die “wirtschaftliche” Einheit ab- 
zustellen, wenn die Grundstücke demselben Eigentümer gehören, unmittelbar aneinander an- 
grenzen und nur als Gesamtheit überbaubar sind. Für das KAG geht das OVG Münster gene- 
rell vom Begriff der wirtschaftlichen Einheit aus. 


Zahlung 


Der Abgabenpflichtige muß geschuldete Beträge rechtzeitig bis zur Fälligkeit an die Gemeinde 
entrichten. Bei nicht rechtzeitiger Zahlung Kann die Gemeinde eine gebührenpflichtige Mah- 
nung und danach Beitreibung durchzuführen. Die nicht rechtzeitige Zahlung löst nach Ablauf 
einer “Schonfrist” von fünf Tagen die Erhebung von Säumniszuschlägen. 


Zahlungsverjährung 


Die Gemeinde muß ihre durch Gebühren- und Beitragsbescheide angeforderten Abgaben inner- 
halb einer Frist von fünf Jahren, beginnend mit dem Ablauf des Jahres, in dem der Bescheid 
zugestellt und die Forderung fällig geworden ist, einziehen. D.h., die Forderung Kann nur bis 
zum 31. Dezember des fünften Jahres nach dem Jahr, in dem der Bescheid zugestellt und die 
Abgabe fällig geworden ist, geltend gemacht werden. Die Zahlungsverjährung ist nicht von 
Amts wegen zu berücksichtigen. Deshalb muß der Abgabenschuldner sich darauf berufen. Die 
Zahlungsverjährung wird insbesondere durch Zahlungsaufforderung (z.B. Mahnung), durch 
Zahlungsaufschub, durch Stundung, durch Vollstreckungsmaßnahmen und durch Anmeldung 
im Konkurs unterbrochen. Mit Ablauf des Kalenderjahres, in dem die Unterbrechung endet, be- 
ginnt eine neue Verjährungsfrist mit gleicher Zeit zu laufen. 


Siehe auch unter Festsetzungsverjährung,. 
Zinsen 


Siehe auch unter Verzinsung. 
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Zulässige bauliche Nutzung 


Der Bebauungsplan legt die Art der baulichen Nutzung eines Baugebietes, z.B. als Wohnge- 
biet, Mischgebiet, Kerngebiet, Gewerbegebiet oder Industriegebiet, und das Maß der baulichen 
Nutzung fest. Das Maß der baulichen Nutzung wird vor allem durch die Geschoßflächenzahl 
und die Grundflächenzahl, die angibt, wie viel gm Grundfläche je gm Grundstücksfläche zuläs- 
sig sind, sowie auch die Zahl der Vollgeschosse bestimmt. 

Siehe auch unter Bemessung der Abgaben und Vollgeschoßmaßstab. 


Zusagen 


Der Gemeinde ist aus Gründen der Gesetzmäßigkeit und der Abgabengleichheit nicht erlaubt, 
Zusagen auf den Verzicht oder die Reduzierung von Abgaben zu geben. Grundsätzlich ist da- 
von auszugehen, daß solche Zusagen im Abgabenrecht gegen das Gebot der Gesetzmäßigkeit 
und Gleichmäßigkeit der Abgabenerhebung verstoßen und damit nichtig sind. Nur in wenigen 
gravierenden Fällen gibt es von diesem Grundsatz Ausnahmen (wenn eine Umdeutung in einen 
Erlaß möglich ist oder wenn die Nichteinhaltung der Zusage zu untragbaren Verhältnissen für 
den Betroffenen führen würde). 


Zusatzgebühren 


In bestimmten Fällen erheben die Gemeinden Zusatzgebühren in progressiver Form, um z.B. 
die Benutzung zu drosseln oder um besondere oder erhöhte Aufwendungen abzugelten (z.B. 
Starkverschmutzerzuschlag bei den Abwassergebühren). Ihre Höhe muß in der Satzung festge- 
legt werden. 


Siehe auch unter Gebührentarife. 
Zustellung 


Mit der Zustellung bzw. der Bekanntgabe eines Bescheides beginnt die Rechtsmittelfrist von 
einem Monat zu laufen. Dieser Zeitpunkt ist auch maßgeblich für die persönliche Beitrags- 
pflicht und für die Fälligkeit, die bei Beiträgen in der Regel einen Monat später eintritt. Für 
Erschließungsbeitragsbescheide nach BauGB und Beitragsbescheide nach den meisten KAG der 
Länder reicht die wirksame Bekanntgabe des Bescheids aus. Dagegen ist in Baden-Würt- 
temberg, Hessen und im Saarland bei Beitragsbescheiden nach KAG eine förmliche Zustellung 
nach den Vorschriften der Verwaltungszustellungsgesetze der Länder notwendig. 

Bei förmlicher Zustellung mit Zustellungsurkunde ist der Tag der Zustellung derjenige, an dem 
der Bescheid unter Gegenzeichnung der Zustellungsurkunde ausgehändigt worden ist. Hat der 
Postbote, weil er niemanden angetroffen hat, lediglich eine entsprechende Nachricht hinterlas- 
sen, so gilt der Tag dieser Nachricht als Tag der Zustellung, nicht der Tag der Abholung des Be- 
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scheids von der Post. Wird der Bescheid durch normalen Brief bekanntgegeben, d.h. zugesandt, 
gilt er am dritten Tag nach der Aufgabe zur Post als bekanntgegeben. Hat z.B. der Poststempel 
das Datum 23.9.1991, so gilt als der Tag der Zustellung der 26.9.1991. 


Siehe auch unter Rechtsbehelfe und Beitragspflichtiger. 


Zuweisungen, staatliche 


Erhalten die Gemeinden von Bund und Ländern Zuweisungen zu Erschließungsanlagen oder 
beitragsrelevanten Maßnahmen nach KAG, müssen sie diese Einnahmen bei der Berechnung 
der Beiträge als anderweitig gedeckten Aufwand dann absetzen, wenn der Zuschußgeber den 
Beitragspflichtigen und nicht die Gemeinde entlasten will. 

Beider Berechnung der Kalkulatorischen Zinsen sind sie ebenfalls abzusetzen. In Baden-Würt- 
temberg dürfen diese Zuschüsse auch bei der Bemessung der Abschreibungen nicht angesetzt 
werden. 


Siehe auch unter Abschreibungen, Kalkulatorische Kosten und Kalkulatorische Zinsen. 
Zwangsmittel 


Zwangsmittel sind gesetzlich vorgesehene Möglichkeiten zur Durchsetzung von Verwaltungs- 
akten, die auf Herausgabe von Sachen oder auf Vornahme von bestimmten Handlungen bzw. 
auf Duldung oder Unterlassung bestimmter Handlungen gerichtet ist. Durch Zwangsmittel 
vollstreckbar sind nur solche Verwaltungsakte, die bestandskräftig sind oder deren sofortige 
Vollziehung angeordnet ist bzw. bei denen durch Einlegung eines Rechtsbehelfs Keine aufschie- 
bende Wirkung gegeben ist. Solche Zwangsmittel sind: 


a) Ersatzvornahme 

b) Zwangsgeld 

c) Unmittelbarer Zwang 

a) Wird die durch Verwaltungsakt verlangte Handlung vom Betroffenen 


nicht erfüllt, so Kann die Vollzugsbehörde dann einen anderen mit der 
Vornahme dieser Handlung beauftragen, wenn ein anderer sie auch vor- 
nehmen Kann. Die Kosten für diese Ersatzvornahme hat der durch den 
Verwaltungsakt Verpflichtete zu tragen. 


b) Kann ein anderer die durch einen Verwaltungsakt festgesetzte Handlung 
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nicht vornehmen oder weigert sich der Verpflichtete, eine Handlung zu 
dulden oder zu unterlassen, so Kann er zur Zahlung eines Zwangsgeldes 
verpflichtet werden. 


c) Führen Ersatzvornahme oder Zwangsgeld nicht zum Ziel oder sind sie aus 
anderen Gründen nicht angebracht, so kann die Vollzugsbehörde den 
durch den Verwaltungsakt Verpflichteten zur Handhabung, Duldung 
oder Unterlassung unter Umständen mit Gewalt zwingen oder die Hand- 
lung selbst vornehmen 


Jedes einzelne dieser Zwangsmittel muß zuvor schriftlich mit angemessener Frist angedroht 
werden. Da diese Androhung des Zwangsmittels wiederum ein Verwaltungsakt ist, Kann sie 
selbständig durch Einlegung eines Widerspruchs angefochten werden. Jedes dieser Zwangs- 
mittel muß in einem angemessenen Verhältnis zu dem damit verfolgten Zweck stehen. 


III. Auszug aus dem Baugesetzbuch und Satzungsmuster 


Vorbemerkung 


Die im folgenden als Auszug aus dem Baugesetzbuch dargestellten $$ 123 bis 135 und $ 242 
sind für die Erschließungsbeitragsrecht bundesweit einheitlich maßgebenden gesetzlichen Be- 
stimmungen. Zwar hat der Ortsgesetzgeber, der Gemeinderat, beim Erlaß der örtlichen Er- 
schließungsbeitragssatzung aufgrund des durch die Verfassung garantierten Selbstver- 
waltungsrechts der Gemeinde einen eigenen Ermessensspielraum, doch müssen sie den Anforde- 
rungen dieser Bestimmungen des Baugesetzbuchs entsprechen. 

Darüber hinaus hat die Verwaltungsrechtsprechung sowohl zum Erschließungsbeitragsrecht als 
auch zum Kommunalen Abgaberecht nach den Kommunalabgabengesetzen der Länder in einer 
umfangreichen Rechtsprechung weitere Grundsätze festgeschrieben, die beim Erlaß der örtli- 
chen Beitrags- und Gebührensatzungen zu beachten sind. Erfüllt eine Satzung diese Anforde- 
rungen nicht, so ist sie bei schweren Fällen nichtig und die darauf beruhenden Bescheide nich- 
tig. 

Deshalb entwickeln die zuständigen Ministerien und Kommunalen Spitzenverbände, der Deut- 
sche Städtetag und der Städte- und Gemeindebund in den jeweiligen Bundesländern, Satzungs- 
muster, an denen sich die Gemeinden orientieren Können. Diese Satzungsmuster berücksichtigen 
die maßgebende Verwaltungsrechtsprechung und passen ihre Satzungsmuster diesen Anforde- 
rungen regelmäßig an. Eine Ortssatzung, die sich an dem jeweiligen Satzungsmuster orientiert, 
dürfte in der Regel rechtmäßig sein. Bei größeren Abweichungen sollte geprüft werden, ob sie 
durch örtliche Gegebenheiten gerechtfertigt sind. 

Im folgenden sind exemplarisch fünf solcher Satzungsmuster aus verschiedenen Bereichen des 
kommunalen Abgabenrechts und verschiedenen Bundesländern mit eine gültigen Stand vom 
September 1991. Diese Satzungsmuster werden ständig der aktuellen Rechtsprechung angepaßt 
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und regelmäßigen Abständen dementsprechend überarbeitet. 


Wir bedanken uns an dieser Stelle beim Bund der Steuerzahler für die freundliche Unterstüt- 
zung bei der Erstellung dieses Hanbuches 


A: Baugesetzbuch (BauGB) 


in der Fassung der Bekanntmachung vom 8. Dezember 1986 (BGBl. I S. 2253), zuletzt geän- 
dert durch den Einigungsvertrag vom 31. August 1990 (BGBl. II S. 889, 1122) 


Auszug 


$ 123 Erschließungslast 


(1) Die Erschließung ist Aufgabe der Gemeinde, soweit sie nicht anderen gesetzlichen Vor- 
schriften oder öffentlichrechtlichen Verpflichtungen einem anderen obliegt. 


(2) Die Erschließungsanlagen sollen entsprechend den Erfordernissen der Bebauung und des 
Verkehrs hergestellt werden und spätestens bis zur Fertigstellung der anzuschließenden bauli- 
chen Anlagen benutzbar sein. 


(3) Ein Rechtsanspruch auf Erschließung besteht nicht. 


(4) Die Unterhaltung der Erschließungsanlagen richtet sich nach den landesrechtlichen Vor- 
schriften. 


$ 124 Erschließungsvertrag, städtebaulicher Vertrag 
(1) Die Gemeinde Kann die Erschließung durch Vertrag auf einen Dritten übertragen. 


(2) Liegt ein Bebauungsplan nicht vor, so dürfen diese Anlagen nur mit Zustimmung der höhe- 
ren Verwaltungsbehörde hergestellt werden. Dies gilt nicht, wenn es sich um Anlagen innerhalb 
der im Zusammenhang bebauten Ortsteile handelt, für die die Aufstellung eines Be- 
bauungsplans nicht erforderlich ist. Dir Zustimmung darf nur versagt werden, wenn die Her- 
stellung der Anlagen den in $ 1 Abs. 4 bis 6 bezeichneten Anforderungen widerspricht. 


(3) Die Rechtmäßigkeit der Herstellung von Erschließungsanlagen wird durch Abweichungen 
von den Festsetzungen des Bebauungsplans nicht berührt, wenn die Abweichungen mit den 
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Grundzügen der Planung vereinbar sind 
#, die Erschließungsanlagen hinter den Festsetzungen zurückbleiben oder 
2. die Erschließungsbeitragspflichtigen nicht mehr als bei einer plangemäßen Herstel- 


lung belastet werden und die Abweichungen die Nutzung der betroffenen Grund- 
stücke nicht wesentlich beeinträchtigen. 


$ 126 Pflichten des Eigentümers 
(1) Der Eigentümer hat das Anbringen von 


I, Haltevorrichtungen und Leitungen für Beleuchtungskörper der Straßenbeleuchtung 
einschließlich der Beleuchtungskörper und des Zubehörs sowie 


2: Kennzeichen und Hinweisschildern für Erschließungsanlagen auf seinem Grund- 
stück zu dulden. Er ist vorher zu benachrichtigen. 


(2) Der Erschließungsträger hat Schäden, die dem Eigentümer durch das Anbringen oder das 
Entfernen der in Absatz 1 bezeichneten Gegenstände entstehen, zu beseitigen; er Kann statt 
dessen eine angemessene Entschädigung in Geld leisten. Kommt eine Einigung über die Ent- 
schädigung nicht zustande, so entscheidet die höhere Verwaltungsbehörde; vor der Ent- 


scheidung sind die Beteiligten zu hören. 


(3) Der Eigentümer hat sein Grundstück mit der von der Gemeinde festgesetzten Nummer zu 
versehen. Im übrigen gelten die landesüblichen Vorschriften. 


Zweiter Abschnitt - Erschließungsbeitrag 


$ 127 Erhebung eines Erschließungsbeitrags 


(1) Die Gemeinden erheben zur Deckung ihres anderweitig nicht gedeckten Aufwands für Er- 
schließungsanlagen einen Erschließungsbeitrag nach Maßgabe der folgenden Vorschriften. 


(2) Erschließungsanlagen im Sinne dieses Abschnitts sind 


1. die öffentlichen zum Anbau bestimmten Straßen, Wege und Plätze; 

2. die öffentlichen aus rechtlichen oder tatsächlichen Gründen mit Kraftfahrzeugen 
nicht befahrbaren Verkehrsanlagen innerhalb der Baugebiete (z.B. Fußwege, Wohn- 
wege); 
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1 Sammelstraßen innerhalb der Baugebiete: Sammelstraßen sind öffentliche Straßen, 
Wege und Plätze, die selbst nicht zum Anbau bestimmt, aber zur Erschließung der 
Baugebiete notwendig sind; 


4. Parkflächen und Grünanlagen mit Ausnahme von Kinderspielplätzen, soweit sie Be- 
standteil der in den Nummern 1 bis 3 genannten Verkehrsanlagen oder nach städte 
baulichen Grundsätzen innerhalb der Baugebiete zu deren Erschließung notwendig 
sind; 

5 Anlagen zum Schutz von Baugebieten gegen schädliche Umwelteinwirkungen im 
Sinne des Bundesimmisionsschutzgesetzes, auch wenn sie nicht Bestandteil der Er- 
schließungsanlagen sind. 


(3) Der Erschließungsbeitrag Kann für den Grunderwerb, die Freilegung und für Teile der Er- 
schließungsanlagen selbständig erhoben werden (Kostenspaltung). 


(4.) Das Recht, Abgaben für Anlagen zu erheben, die nicht Erschließungsanlagen in Sinne die- 
ses Abschnitts sind, bleibt unberührt. Dies gilt insbesondere für Anlagen zur Ableitung von 
Abwasser sowie zur Versorgung mit Elektrizität, Gas, Wärme und Wasser. 


$ 128 Umfang des Erschließungsaufwands 


(1) Der Erschließungsaufwand nach $ 127 umfaßt die Kosten für 


1, den Erwerb und die Freilegung der Flächen für die Erschließungsanlagen; 

2, ihre erstmalige Herstellung einschließlich der Einrichtungen für ihre Entwässerung 
und ihre Beleuchtung; 

3. die Übernahme von Anlagen als gemeindliche Erschließungsanlagen. 


Der Erschließungsaufwand umfaßt auch den Wert der von der Gemeinde aus ihrem Vermögen 
bereitgestellten Flächen im Zeitpunkt der Bereitstellung. Zu den Kosten für den Erwerb der 
Flächen für Erschließungsanlagen gehört im Falle einer erschließungsbeitragspflichtigen Zu- 
teilung im Sinne des $ 57 Satz 4 und des $ 58 Abs. 1 Satz 1 auch der Wert nach $ 68 Abs. 1 
Nr. 4. Ä 


(2) Soweit die Gemeinden nach Landesrecht berechtigt sind, Beiträge zu den Kosten für Er- 
weiterungen oder Verbesserungen von Erschließungsanlagen zu erheben, bleibt dieses Recht un- 
berührt. Die Länder Können bestimmen, daß die Kosten für die Beleuchtung der Erschließungs- 
anlagen in den Erschließungsaufwand nicht einzubeziehen sind. 
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(3) Der Erschließungsaufwand umfaßt nicht die Kosten für 
8, Brücken, Tunnels und Unterführungen mit den dazugehörigen Rampen; 


2, die Fahrbahnen der Ortsdurchfahrten von Bundesstraßen sowie von Landstraßen T. 
und II. Ordnung, soweit die Fahrbahnen dieser Straßen Keine größere Breite als ihre 
anschließenden freien Strecken erfordern. 


$ 129 Beitragsfähiger Erschließungsaufwand 


(1) Zur Deckung des anderweitig nicht gedeckten Erschließungsaufwands Können Beiträge nur 
insoweit erhoben werden als die Erschließungsanlagen erforderlich sind, um die Bauflächen 
und die gewerblich zu nutzenden Flächen entsprechend den baurechtlichen Vorschriften zu 
nutzen (beitragsfähiger Erschließungsaufwand). Soweit Anlagen nach $ 127 Abs. 2 von dem 
Eigentümer hergestellt sind oder von ihm aufgrund baurechtlicher Vorschriften verlangt wer- 
den, dürfen Beiträge nicht erhoben werden. Die Gemeinden tragen mindestens 10 vom Hundert 
des beitragsfähigen Erschließungsaufwands. 


(2) Kosten, die ein Eigentümer oder sein Rechtsvorgänger bereits für die Erschließungsmaß- 
nahmen aufgewandt hat, dürfen bei der Übernahme als gemeindliche Erschließungsanlagen 
nicht erneut erhoben werden. 


$ 130 Ermittlung des beitragsfähigen Erschließungsaufwands 


(1) Der beitragsfähige Erschließungsaufwand Kann nach den tatsächlich entstandenen Kosten 
oder nach Einheitssätzen ermittelt werden. Die Einheitssätze sind nach den in der Gemeinde 
üblicherweise durchschnittlich aufzuwendenden Kosten vergleichbarer Erschließungsanlagen 
festzusetzen. 


(2) Der beitragsfähige Erschließungsaufwand Kann für die einzelne Erschließungsanlage oder 
bestimmte Abschnitte einer Erschließungsanlage ermittelt werden. Abschnitte einer Erschlie- 
fungsanlage Können nach örtlich erkennbaren Merkmalen oder nach rechtlichen Gesichtspunk- 
ten (z.B. Grenzen von Bebauungsplangebieten, Umlegungsgebieten, förmlich festgelegten Sa- 
nierungsgebieten) gebildet werden. Für mehrere Anlagen, die für die Erschließung der Grund- 
stücke eine Einheit bilden, Kann der Erschließungsaufwand insgesamt ermittelt werden. 


$ 131 Maßstäbe für die Verteilung des Erschließungsaufwands 


(1) Der ermittelte beitragsfähige Erschließungsaufwand für eine Erschließungsanlage ist auf 
die durch Anlage erschlossenen Grundstücke zu verteilen. Mehrfach erschlossene Grundstücke 
sind bei gemeinsamer Aufwandsermittlung in einer Erschließungseinheit ($ 130 Abs. 2 Satz 3) 
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bei der Verteilung des Erschließungsaufwands nur einmal zu berücksichtigen. 


(2) Verteilungsmaßstäbe sind 


1. die Art und das Maß der bauliche oder sonstigen Nutzung; 
2, die Grundstücksflächen; 
3. die Grundstücksbreite an der Erschließungsanlage. 


Die Verteilungsmaßstäbe Können miteinander verbunden werden. 

(3) In Gebieten, die nach dem Inkrafttreten des Bundesbaugesetzes erschlossen werden, sind, 
wenn eine unterschiedliche bauliche oder sonstige Nutzung zulässig ist, die Maßstäbe nach Ab- 
satz 2 in der Weise anzuwenden, daß der Verschiedenheit dieser Nutzung nach Art und Maß 
entsprochen wird. 


$ 132 Regelung durch Satzung 


Die Gemeinden regeln durch Satzung 


#, ‚die Art und Umfang der Erschließungsanlagen im Sinne des $ 129, 

2, die Art der Ermittlung und der Verteilung des Aufwands sowie die Höhe des Ein- 
heitssatzes, 

3 die Kostenspaltung ($ 127 Abs. 3), 

4. die Merkmale der endgültigen Herstellung einer Erschließungsanlage. 


$ 133 Gegenstand und Entstehung der Beitragspflicht 


(1) Der Beitragspflicht unterliegen Grundstücke, für die eine bauliche oder gewerbliche Nut- 
zung festgesetzt ist, sobald sie bebaut oder gewerblich genutzt werden dürfen. Erschlossene 
Grundstücke, für die eine bauliche oder gewerbliche Nutzung nicht festgesetzt ist, unterliegen 
der Beitragspflicht, wenn sie nach der Verkehrsauffassung Bauland sind und nach der geordne- 
ten baulichen Entwicklung der Gemeinde zur Bebauung anstehen. Die Gemeinde gibt bekannt, 
welche Grundstücke nach Satz 2 der Beitragspflicht unterliegen; die Bekanntmachung hat Kei- 
ne rechtsbegründende Wirkung. 


(2) Die Beitragspflicht entsteht mit der endgültigen Herstellung der Erschließungsanlage, für 
Teilbeträge, sobald die Maßnahmen, deren Aufwand durch die Teilbeträge gedeckt werden soll, 
abgeschlossen sind. Im Falle des $ 128 Abs. 1 Satz 1 Nr.3 entsteht die Beitragspflicht mit der 
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Übernahme durch die Gemeinde. 


(3) Für ein Grundstück, für das eine Beitragspflicht noch nicht oder nicht in vollem Umfang 
entstanden ist, Können Vorausleistungen auf den Erschließungsbeitrag verlangt werden, wenn 
ein Bauvorhaben auf dem Grundstück genehmigt wird oder wenn mit der Herstellung der Er- 
schließungsanlagen begonnen worden ist. Ist die Beitragspflicht sechs Jahre nach Erlaß des 
Vorausleistungsbescheids noch nicht entstanden, Kann die Vorausleistung zurückverlangt wer- 
den, wenn die Erschließungsanlage bis zu diesem Zeitpunkt noch nicht benutzbar ist. Der 
Rückzahlungsanspruch ist ab der Erhebung der Vorausleistung mit 2 vom Hundert über dem 
Diskontsatz der Deutschen Bundesbank jährlich zu verzinsen. Die Gemeinde Kann Bestim- 
mungen über die Ablösung des Erschließungsbeitrags im ganzen vor der Entstehung der Bei- 


tragspflicht treffen. 
$134 Beitragspflichtiger 


(1) Beitragspflichtig ist derjenige, der im Zeitpunkt der Bekanntgabe des Beitragsbescheids 
Eigentümer des Grundstücks ist. Ist das Grundstück mit einem Erbbaurecht belastet, so ist der 
Erbbauberechtigte anstelle des Eigentümers beitragspflichtig. Mehrere Beitragspflichtige haf- 
ten als Gesamtschuldner ; bei Wohnungs- und Teileigentum sind die einzelnen Wohnungs- und 
Teileigentümer nur entsprechend ihrem Miteigentumsanteil beitragspflichtig. 


(2) Der Beitrag ruht als öffentliche Last auf dem Grundstück, im Falle des Absatzes 1 Satz 2 
auf dem Erbbaurecht, im Falle Absatzes 1 Satz 3 auf dem Wohnungs- oder Teileigentum. 


$ 135 Fälligkeit und Zahlung des Beitrags 
(1) Der Beitrag wird einen Monat nach der Bekanntgabe des Beitragsbescheids fällig. 


(2) Die Gemeinde Kann zur Vermeidung unbilliger Härten im Einzelfall, insbesondere soweit 
dies zur Durchführung eines genehmigten Bauvorhabens erforderlich ist, zulassen, daß der Er- 
schließungsbeitrag in Raten oder in Form einer Rente gezahlt wird. Ist die Finanzierung eines 
Bauvorhabens gesichert, so soll die Zahlungsweise der Auszahlung der Finanzierungsmittel 
angepaßt, jedoch nicht über zwei Jahre hinaus gestreckt werden. 


(3) Läßt die Gemeinde nach Absatz 2 eine Verrentung zu, so ist der Erschließungsbeitrag durch 
Bescheid in eine Schuld umzuwandeln, die in höchstens zehn Jahresleistungen zu entrichten 
ist. In dem Bescheid sind Höhe und Zeitpunkt der Fälligkeit der Jahresleistungen zu bestim- 
men. Der jeweilige Restbetrag ist mit höchstens 2 vom Hundert über dem Diskontsatz der 
Deutschen Bundesbank jährlich zu verzinsen. Die Jahresleistungen stehen wiederkehrenden 
Leistungen im Sinne des $ 10 Abs. 1 Nr.3 des Zwangsversteigerungsgesetzes gleich. 


(4) Werden Grundstücke landwirtschaftlich oder als Wald genutzt, ist der Beitrag solange 
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zinslos zu stunden, wird das Grundstück zur Erhaltung der Wirtschaftlichkeit des landwirt- 
schaftlichen Betriebs genutzt werden muß. Satz 1 gilt auch für die Fälle der Nutzungsüber- 
lassung und Betriebsübergabe an Familienangehörige im Sinne des $ 15 der Abgabenordnung. 


(5) Im Einzelfall Kann die Gemeinde auch von der Erhebung des Erschließungsbeitrags ganz 
oder teilweise absehen, wenn dies im öffentlichen Interesse oder zur Vermeidung unbilliger 
Härten geboten ist. Die Freistellung Kann auch für den Fall vorgesehen werden, daß die Bei- 
tragspflicht noch nicht entstanden ist. 


(6) Weitergehende landesrechtliche Billigkeitsregelungen bleiben unberührt. 
$ 242 Überleitungsvorschriften für die Erschließung 


(1) Für vorhandene Erschließungsanlagen, für die einen Beitragspflicht aufgrund der bis zum 
29. Juni 1961 geltenden Vorschriften nicht entstehen Konnte, Kann auch nach diesem Gesetz- 
buch Kein Beitrag erhoben werden. 


(2) Soweit am 29. Juni 1961 zur Erfüllung von Anliegerbeitragspflichten langfristige Verträge 
oder sonstige Vereinbarungen, insbesondere über das Absammeln von Mitteln für den Straßen- 
bau in Straßenbaukassen oder auf Sonderkonten bestanden, Können die Länder ihre Ab- 
wicklung durch Gesetz regeln. 


(3) $ 125 Abs. 3 ist auch auf Bebauungspläne anzuwenden, die vor dem 1. Juli 1987 in Kraft 
getreten sind. 


(4) $ 127 Abs. 2 Nr. 2 ist auch auf Verkehrsanlagen anzuwenden, die vor dem 1. Juli 1987 
endgültig hergestellt worden sind. Ist vor den 1. Juli 1987 eine Beitragspflicht nach Landes- 
recht entstanden, so verbleibt es dabei. 


(5) Ist für einen Kinderspielplatz eine Beitragspflicht bereits aufgrund der vor dem 1. Juli 
1987 geltenden Vorschriften ($ 127 Abs. 2 Nr. 3 und 4 des Bundesbaugesetzes) entstanden, so 
verbleibt es dabei. Die Gemeinde soll von der Erhebung des Erschließungsbeitrags ganz oder 
teilweise absehen, wenn dies aufgrund der örtlichen Verhältnisse, insbesondere unter 
Berücksichtigung des Nutzens des Kinderspielplatzes für die Allgemeinheit, geboten ist. Satz 2 
ist auch auf vor dem 1. Juli 1987 entstandene Beiträge anzuwenden, wenn 


1. der Beitrag nicht entrichtet ist oder 
2. er entrichtet worden ist, aber der Beitragsbescheid noch nicht unanfechtbar gewor- 
den ist. 


(6) $ 128 Abs. 1 ist auch anzuwenden, wenn der Umlegungsplan ($ 66 des Bundesbaugesetzes) 
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oder die Vorwegregelung ($ 76 des Bundesbaugesetzes) vor dem 1. Juli 1987 ortsüblich be- 
kanntgemacht worden ist ($ 71 des Bundesbaugesetzes). 


(7) Ist vor dem 1. Juli 1987 über die Stundung des Beitrags für landwirtschaftlich genutzte 


Grundstücke ($ 135 Abs. 4 des Bundesbaugesetzes) entschieden und ist die Entscheidung noch 
nicht unanfechtbar geworden, ist $ 135 Abs. 4 dieses Gesetzbuchs anzuwenden. 


B: Muster einer Erschließungsbeitragssatzung 
hier: Satzungsmuster des Niedersächsischen Städte- und Gemeindebundes (Stand 1989) 


Satzung über die Erhebung von Erschließungsbeiträgen 


Aufgrund des $ 132 des Baugesetzbuches (BauG®) in der Form der Bekanntmachung vom 8. 
Dezember 1986 (BGBl. 1.5. 2253) in Verbindung mit $ ... der Gemeindeordnung für das Land 
.. (...) hat der Rat der Gemeinde/Stadt .... in der Sitzung am .... folgende Satzung beschlossen: 
$1 Erhebung des Erschließungsbeitrages 


Die Gemeinde/Stadt .... erhebt Erschließungsbeiträge nach den Vorschriften des Bundesbau- 
gesetzes ($ 127 ff) sowie nach Maßgabe dieser Satzung. 


$2 Art und Umfang der Erschließungsanlagen 


(1) Beitragsfähig ist der Erschließungsaufwand: 


1, für die öffentlichen zum Anbau bestimmten Straßen, Wege und Plätze 
a) in Dorfgebieten, reinen Wohngebieten, allgemeinen Wohngebieten und 
Mischgebieten 
aa) bei beidseitiger Bebaubarkeit bis zu (14) m Breite, 
bb) bei einseitiger Bebaubarkeit bis zu (8) m Breite, 
b) in Kerngebieten, Gewerbegebieten und Sondergebieten 
aa) bei beidseitiger Bebaubarkeit bis zu (18) m Breite, 
bb) bei beidseitiger Bebaubarkeit bis zu (12,5) m Breite, 
c) in Industriegebieten 
aa) bei beidseitiger Bebaubarkeit bis zu (20) m Breite, 
bb) bei beidseitiger Bebaubarkeit bis zu (14,5) m Breite, 
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d) in Kleinsiedlungsgebieten und Ferienhausgebieten, 


aa) bei beidseitiger Bebaubarkeit bis zu (10) m Breite, 
bb) bei beidseitiger Bebaubarkeit bis zu (7) m Breite, 
e) auf Flächen für Kleingärten und in Wochenendhausgebieten bis zu (6) m 
Breite; 
2, für die öffentlichen, aus rechtlichen oder tatsächlichen Gründen mit Kraftfahrzeugen 


nicht befahrbaren Verkehrsanlagen innerhalb der Baugebiete (z.B. Fußwege, Wohn- 
wege) bis zu einer Breite von (5) m; 

2. für die nicht zum Anbau bestimmten zur Erschließung der Baugebiete notwendigen 
Sammelstraßen innerhalb der Baugebiete bis zu einer Breite von (21) m; 


4. Parkflächen, 


a) die Bestandteile der Verkehrsanlagen im Sinne von Nr. 1 und 3 sind, bis 
zu einer Breite von (5) m, 


b) soweit sie nicht Bestandteil der in Nr. 1 und 3 genannten Verkehrsanla- 
‚gen, aber nach städtebaulichen Grundsätzen innerhalb der Baugebiete zu 
deren Erschließung notwendig sind, bis zu 15 v.H. aller im Abrechnungs- 
- gebiet ($ 5) liegenden Grundstücksflächen; $ 6 Abs. A (2) findet Anwen- 
dung. 


(2) Werden durch eine Erschließungsanlage nach Abs. 1 Nr. 1 unterschiedliche Gebiete gemäß 
den Buchstaben a) bis e) erschlossen, so gilt für die gesamte Erschließungsanlage die Regelung 
mit der größten Breite. Bei unbeplanten Gebieten richtet sich die Bestimmung der Gebietsart 
gemäß Abs. 1 Nr. 1 nach dem überwiegenden Charakter der vorhandenen Bebauung. 

(3) Endet eine Erschließungsanlage mit einem Wendehammer, so vergrößern sich die in Abs. 1 


Nr. 1 bis 3 und 5 a angegebenen Maße auf das Anderthalbfache, mindestens aber um 8 m. Das 
gleiche gilt für den Bereich der Einmündung in andere bzw. Kreuzungen mit anderen Erschlie- 


Rungsanlagen. 


$3 Ermittlung des beitragsfähigen Aufwandes 

Der beitragsfähige Erschließungsaufwand ($ 2) wird nach den tatsächlichen Kosten ermittelt. 
$4 Anteil der Gemeinde am beitragsfähigen Erschließungsaufwand 

Die Gemeinde trägt 10 vom Hundert des beitragsfähigen Erschließungsaufwandes. 


$5 Abrechnungsgebiet 
Die Kleine Gemeindeordnung 199 


Die von einer Erschließungsanlage erschlossenen Grundstücke bilden das Abrechnungsgebiet. 
Wird ein Abschnitt einer Erschließungsanlage oder eine Erschließungseinheit abgerechnet, so 
bilden die von dem Abschnitt der Erschließungsanlage bzw. der Erschließungseinheit erschlos- 
senen Gebiete das Abrechnungsgebiet. 


$6 Aufteilung des beitragsfähigen Erschließungsaufwandes 
A 


(1) Der nach $ 3 ermittelte Erschließungsaufwand wird nach Abzug des Anteils der Gemeinde 
($ 4) auf die erschlossenen Grundstücke des Abrechnungsgebietes ($ 5) nach den Grundstücks- 
flächen verteilt. Dabei wird die unterschiedliche Nutzung der Grundstücke nach Maß (Absatz 
B) und Art (Absatz C) berücksichtigt. 


(2) Als Grundstücksfläche gilt: 


a) bei den Grundstücken im Bereich eines Bebauungsplanes die Fläche, die der Ermitt- 
lung der zulässigen Nutzung zugrunde zu legen ist, 


b) wenn ein Bebauungsplan nicht besteht oder die erforderlichen Festsetzungen nicht 
enthält: Die tatsächliche Grundstücksfläche bis zu einer Tiefe von (....) m von der 
Erschließungsanlage oder von der Erschließungsanlage zugewandten Grenze des 
Grundstücks. Reicht die bauliche oder gewerbliche Nutzung über diese Begrenzung 
hinaus, so ist die Grundstückstiefe maßgebend, die durch die hintere Grenze der Nut- 
zung bestimmt wird. Grundstücksteile, die lediglich die wegemäßige Verbindung zur 
Erschließungsanlage herstellen, bleiben bei der Bestimmung der Grundstückstiefe un- 
berücksichtigt. 


B 


(1) Entsprechend der Ausnutzbarkeit wird die Grundstücksfläche mit einem Nutzungsfaktor 
vervielfacht, der im einzelnen beträgt: 


2, bei eingeschossiger Bebaubarkeit oder gewerblich nutzbaren Grundstücken, auf de 
nen keine Bebauung zulässig ist 1 
FA bei zweigeschossiger Bebaubarkeit 1,25 
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3. bei dreigeschossiger Bebaubarkeit 18 
4. bei vier- und fünfgeschossiger Bebaubarkeit 1,73 
5. bei sechs- und mehrgeschossiger Bebaubarkeit 2 


(2) Als zulässige Zahl der Geschosse gilt die im Bebauungsplan festgesetzte höchstzulässige 
Zahl der Vollgeschosse, Weist der Bebauungsplan nur Grundflächen- und Baumassenzahl aus, 
so gilt als Geschoßzahl die Baumassenzahl geteilt durch (2,8), wobei Bruchzahlen auf die 
nächstfolgende volle Zahl aufgerundet werden. Untergeschoße, die keine Vollgeschoße im Sinne 
der BauNVO sind, werden hinzugerechnet, wenn sie überwiegend gewerblich, industriell oder 
in gleichartiger Weise genutzt werden. 


(3) Ist im Einzelfall eine größere Geschoßzahl zugelassen oder vorhanden und geduldet, so ist 
diese zugrunde zu legen. 


(4) Grundstücke, auf denen nur Garagen oder Stellplätze gebaut werden dürfen, gelten als ein- 
geschossig bebaubare Grundstücke. Ist nach den Festsetzungen des Bebauungsplanes mehr als 
ein Garagengeschoß zulässig oder im Einzelfall genehmigt, so ist die jeweils höhere Geschoß- 


zahl anzusetzen. 


(5) Gemeindebedarfs- oder Grünflächengrundstücke in beplanten Gebieten, deren Grundstücks- 
flächen aufgrund ihrer Zweckbestimmung nicht oder nur zu einem untergeordneten Teil mit 
Gebäuden überdeckt werden sollen bzw. überdeckt sind (z.B. Friedhöfe, Sportplätze, Freibä- 
der, Kleingartengelände) werden mit (0,5) der Geschoßflächen angesetzt. Entsprechendes gilt 
für solche Grundstücke im unbeplanten Innenbereich. 


(6) In unbeplanten Gebieten und Gebieten, für die ein Bebauungsplan weder die Geschoßzahl 
noch Grundflächen- und Baumassenzahl festsetzt, ist 


a) bei bebauten Grundstücken die Zahl der tatsächlich vorhandenen, 
b) bei unbebauten, aber bebaubaren Grundstücken die Zahl der auf den Grundstücken 
der näheren Umgebung überwiegend vorhandenen Geschosse maßgebend. Hinzuge- 


rechnet werden Geschosse nach $ 6 B Abs. 2 Satz 3. 


(7) Ist eine Geschoßflächenzahl wegen der Besonderheiten des Bauwerks nicht feststellbar, 
werden je angefangene 3,5 m Höhe des Bauwerks als ein Vollgeschoß gerechnet. 


C 


Werden in einem Abrechnungsgebiet ($ 5) außer überwiegend gewerblich oder in gleichartiger 
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Weise (z.B. mit Büro-, Verwaltungs-, Post-, Bahn-, Krankenhaus- und Schulgebäuden) ge- 
nutzten Grundstücken oder Grundstücken, die nach den Festsetzungen eines Bebauungsplans 
in einem Kern, Gewerbe- oder Industriegebiet liegen, auch andere Grundstücke erschlossen, so 
sind für die Grundstücke in Kern-, Gewerbe- oder Industriegebieten sowie für Grundstücke, die 
überwiegend gewerblich oder in gleichartiger Weise genutzt werden, die in Absatz B (1) Nr. 1 
bis 5 genannten Nutzungsfaktoren um 50 vom Hundert zu erhöhen. Dies gilt nicht für die Ab- 
rechnung von Erschließungsanlagen im Sinne von $ 2 Abs. 1 Nr. 5 b). 


D 


(1) Soweit Grundstücke von mehr als einer Erschließungsanlage im Sinne des $ 2 Abs. I Nr. 1 
dieser Satzung erschlossen werden, ist die Grundstücksfläche bei der Abrechnung jeder Er- 
schließungsanlage nur mit zwei Dritteln anzusetzen. 


(2) Dies gilt nicht 

a) Für Grundstücke in Kerngebieten, Gewerbegebieten und Industriegebieten sowie für 
überwiegend gewerblich genutzte Grundstücke in sonstigen beplanten oder unbe- 
planten Gebieten, 

b) wenn ein Erschließungsbeitrag nur für eine Erschließungsanlage erhoben wird und 
Beiträge für weitere Anlagen weder nach dem geltenden Recht noch nach vergleich- 
baren früheren Rechtsvorschriften erhoben worden sind oder erhoben werden dürfen. 

(3) Mehrfach erschlossene Grundstücke sind bei gemeinsamer Aufwandsermittlung in einer 


Erschließungseinheit ($ 130 Abs. 2 Satz 3 BauG®) bei der Verteilung des Erschließungsauf- 
wandes nur einmal zu berücksichtigen ($ 131 Abs. 1 Satz 2 BauGB). 


$7 Kostenspaltung 


Der Erschließungsbeitrag Kann für 


2. den Grunderwerb 

2. die Freilegung 

3, die Fahrbahn, auch Richtungsfahrbahnen 
4. die Radwege 
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5, die Gehwege, zusammen oder einzeln 


6. die Parkflächen 

2 die Grünanlagen 

8. die Beleuchtungsanlagen 
a, die Entwässerungsanlagen 


gesondert erhoben und in beliebiger Reihenfolge umgelegt werden, sobald die Maßnahme, deren 
Aufwand durch Teilbeträge gedeckt werden soll, abgeschlossen worden ist. Über die Anwen- 
dung der Kostenspaltung entscheidet die Gemeinde im Einzelfall. 


$8 Merkmale der endgültigen Herstellung der Erschließungsanlagen 


(1) Straßen sind endgültig hergestellt, wenn ihre Flächen Eigentum der Gemeinde sind, sie eine 
Verbindung mit dem übrigen öffentlichen Verkehrsnetz besitzen und die folgenden Bestandteile 
und Herstellungsmerkmale aufweisen: 


a) Fahrbahn mit Unterbau und Decke; die Decke Kann aus Asphalt, Teer, Beton, Pfla- 
ster oder einem ähnlichen Material neuzeitlicher Bauweise bestehen; 


b) beidseitige Gehwege mit Abgrenzung gegen die Fahrbahn und fester Decke; die 
Decke Kann aus Platten, Pflaster, Asphaltbelag oder einem ähnlichen Material neu- 
zeitlicher Bauweise bestehen; 


c) Entwässerungsanlagen mit Anschluß an die Kanalisation; 
d) Beleuchtungseinrichtungen betriebsfertig; 
e) Begleitgrün im Sinne von $ 2 Abs. 1 Nr. 5 a) angelegt. 


(2) Die übrigen Erschließungsanlagen sind endgültig hergestellt, wenn ihre Flächen Eigentum 
der Gemeinde sind, sie eine Verbindung mit dem übrigen öffentlichen Verkehrsnetz besitzen 


und 


a) Plätze entsprechend Abs.1 Buchst. a). c), d) und e) ausgebaut sind; 

b) Wege und öffentliche, aus rechtlichen oder tatsächlichen Gründen mit Kraftfahrzeu- 
gen nicht befahrbare Verkehrsanlagen entsprechend Abs. 1 Buchst. b), c), d) und e) 
ausgebaut sind; 
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c) Radwege entsprechend Abs. 1 Buchst. b), c), d) und e) ausgebaut sind; 

d) Parkflächen entsprechend Abs. 1 Buchst. a), c), d) und e) ausgebaut sind; 

e) Grünanlagen ($ 2 Abs. 1 Nr. 5b) gärtnerisch gestaltet sind. 

(3) Der Rat Kann im Einzelfall die Bestandteile und Herstellungsmerkmale der Erschließungs- 
anlagen abweichend von den Absätzen 1 und 2 festlegen. Ein solcher Abweichungsbeschluß ist 
als Satzung öffentlich bekanntzumachen. 

$9 Immissionsschutzanlagen 

Art, Umfang, Verteilungsmaßstab und Herstellungsmerkmale von Anlagen zum Schutz von 
Baugebieten gegen schädliche Umwelteinwirkungen im Sinne des Bundesimmissionsschutzge- 
setzes werden durch ergänzende Satzung im Einzelfall geregelt. 


$10 Vorausleistungen 


Die Gemeinde Kann für Grundstücke, für die eine Beitragspflicht noch nicht oder nicht in voll- 


em Umfang entstanden ist, Vorausleistungen erheben 


1. bis zu einer angemessenen, sich am tatsächlichen Aufwand orientierenden Höhe, 
wenn mit der Herstellung der Erschließungsanlage begonnen worden ist, 


2; bis zur Höhe des voraussichtlichen Erschließungsbeitrages, wenn ein Bauvorhaben 
auf dem Grundstück genehmigt wird. 


$11 Ablösung des Erschließungsbeitrages 


Der Beitrag der Ablösung nach $ 133 Abs. 3 Satz 5 BauGB bestimmt sich nach der Höhe des 
voraussichtlich entstehenden Beitrages. Ein Rechtsanspruch auf Ablösung besteht nicht. 


$12 Inkrafttreten 

(1) Diese Satzung tritt am .... in Kraft. 

(2) Zum gleichen Zeitpunkt tritt die Erschließungsbeitragssatzung vom .... außer Kraft. Soweit 
eine Beitragspflicht nach bisherigen Recht entstanden und noch nicht geltend gemacht ist, gel- 
ten anstelle dieser Satzung die Satzungsbestimmungen, die im Zeitpunkt der Entstehung der 
Beitragspflicht gegolten haben. 


Alternative zu $ 8 
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Merkmale der endgültigen Herstellung der Erschließungsanlagen 
(1) Straßen, Wege und Plätze ($ 2 Abs. 1 Nr. 1) sind hergestellt, wenn ihre Flächen im Eigen- 
tum der Gemeinde sind und folgende Bestandteile aufweisen: 


a) Unterbau und Decke; 
b) Entwässerungseinrichtungen mit Anschluß an die Kanalisation; 
c) Beleuchtungseinrichtungen betriebsfertig. 


(2) Die Decke im Sinne von Abs. 1 Buchst. a) Kann aus Asphalt, Teer, Beton, Platten, Pflaster 
oder einem ähnlichen Material neuzeitlicher Bauweise. 


(3) Die übrigen Erschließungsanlagen und Teileinrichtungen sind endgültig hergestellt, wenn 
ihre Flächen im Eigentum der Gemeinde sind und 


a) nicht befahrbare Verkehrsanlagen im Sinne von $ 2 Abs. 1 Nr. 2 entsprechend Abs. 1 
Buchstabe a) bis c) und Abs. 2 ausgebaut sind; 


b.) Radwege, Gehwege und unselbständige Parkflächen ($ 2 Abs. 1 Nr. 4 a) entspre- 
chend Abs. Buchstabe a) und b) und Abs. 2 ausgebaut sind; 


c) selbständige Parkflächen ($ 2 Abs. 1 Nr. 4 b) entsprechend Abs. 1 Buchst. a) bis c) 
und Abs. 2 ausgebaut sind; 


d) Grünanlagen ($ 2 Abs. 1 Nr. 5 a) und b) gärtnerisch gestaltet sind. 


(4) Die Gemeinde/Stadt Kann im Einzelfall durch Satzung die Herstellungsmerkmale abwei- 
chend von den bevorstehenden Bestimmungen festlegen. Ein solcher Abweichungsbeschluß ist 
als Satzung öffentlich bekannt zu machen. 


C: Muster einer Straßenbaubeitragssatzung nach KAG 


hier: Satzungsmuster des nordrhein-westfälischen Städte- und Gemeindebundes (Stand: 
Dezember 1982) 


Aufgrund des $ 4 der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen in der Fassung der 
Bekanntmachung vom * (* Die Präambel ist an die gegenwärtige Rechtslage anzupassen) und 
des $ 8 des Kommunalabgabengesetzes für das Land Nordrhein-Westfalen vom 21. Oktober 
1969 zuletzt geändert durch das Gesetz von * (* Die Präambel ist an die gegenwärtige Rechts- 
lage anzupassen) hat der Rat der Gemeinde/Stadt .... in den Sitzungen am .... folgende Satzung 
beschlossen: 
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$1 Allgemeines 


Zum Ersatz des Aufwandes für die Herstellung , Anschaffung, Erweiterung und Verbesserung 
von Anlagen im Bereich der öffentlichen Straßen, Wege und Plätze und als Gegenleistung für 
die dadurch den Eigentümern und Erbbauberechtigten der erschlossenen Grundstücke erwach- 
senden wirtschaftlichen Vorteile erhebt die Gemeinde Beiträge nach Maßgabe dieser Satzung. 


$2 Umfang und Ermittlung des beitragsfähigen Aufwandes 

(1) beitragsfähig ist insbesondere der Aufwand für 

1. den Erwerb (einschließlich der Erwerbsnebenkosten) der für die Herstellung, Erwei- 
terung oder Verbesserung der Anlage benötigten Grundflächen; dazu gehört auch der 

Wert der hierfür von der Gemeinde aus ihrem Vermögen bereitgestellten eigenen 

Grundstücke; maßgebend ist der Wert im Zeitpunkt des Beginns der Maßnahme, 

2. die Freilegung der Flächen, 


3, die Herstellung, Erweiterung und Verbesserung der Fahrbahnen mit Unterbau und 
Decke sowie für notwendige Erhöhungen und Vertiefungen, 


4. die Herstellung, Erweiterung und Verbesserung von 
a) Rinnen und Randsteinen, 
b) Radwegen, 
c) Gehwegen, 
d) Beleuchtungseinrichtungen 
e) Entwässerungseinrichtungen für die Oberflächenentwässerung der Anla- 
gen, 
) Böschungen, Schutz- und Stützmauern, 
g) Parkflächen. 1) 
5, Die Umwandlung einer Fahrbahn nebst Gehwegen in eine Fußgängergeschäfts- 
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straße, 


6. Die Umwandlung einer Fahrbahn nebst Gehwegen in einen verkehrsberuhigten Be- 
reich im Sinne des $ 42 Abs. 4a StVO 2), 3). 


(2) Zum Ersatz des Aufwandes für Hoch- und Tiefstraßen sowie für Straßen, die für den 
Schnellverkehr mit Kraftfahrzeugen bestimmt sind (Schnellverkehrsstraßen), ferner Brücken, 
Tunnel und Unterführungen mit den dazugehörigen Rampen werden keine Beiträge erhoben. 
Die Fahrbahnen der Ortsdurchfahrten von Bundes-, Landes- und Kreisstraßen sind nur inso- 
weit beitragsfähig, als sie breiter sind als die anschließenden freien Strecken (Überbreiten). 
Nicht beitragsfähig sind die Kosten für die laufende Unterhaltung und Instandsetzung der 


Anlagen. 


(3) Der beitragsfähige Aufwand wird nach den tatsächlichen Aufwendungen ermittelt. 


(4) Der Rat Kann beschließen, daß der Aufwand für einen Abschnitt einer Anlage gesondert er- 
mittelt wird, wenn der Abschnitt selbständig genutzt werden Kann. 


$3 Anteil der Gemeinde und der Beitragspflichtigen am Aufwand 

(1) Die Gemeinde trägt den Teil des Aufwandes, der auf die Inanspruchnahme der Anlagen 
durch die Allgemeinheit und durch die Gemeinde entfällt. Der übrige Teil des Aufwandes ist 
von den Beitragspflichtigen zu tragen (Anteil der Beitragspflichtigen nach Abs. 3). 


(2) Überschreiten Anlagen die nach Abs. 3 anrechenbaren Breiten, so trägt die Gemeinde den 
durch die Überschreitung verursachten Mehraufwand allein. 


(3) Die anrechenbaren Breiten nach Abs. 2 und der Anteil der Beitragspflichtigen an dem 
Aufwand für die anrechenbaren Breiten nach Abs. 1 Satz 2 werden wir folgt festgesetzt: 


anrechenbare Breiten 


Bei Straßenart in Kern- in sonstigen Bau- 
Anteil der Gewerbe- gebieten u. inner- 
Beitrags- und Indu-halb im Zusam- 
plicht- striege- menhang 
bebauter tigen bieten 
Ortsteile sowie im 

Außenbereich, so- 


weit dort eine Be- 
bauung zugelassen 
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ist 
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Anliegerstraßen 

a) Fahrbahn 

b) Radwege einschl. 
Sicherheitsstreifen 

c) Parkstreifen 

d) Gehweg 

e) Beleuchtung und Ober- 
flächenentwässerung 


Haupterschließungsanlagen 


a) Fahrbahn 

b) Radweg einschl. 
Sicherheitsstreifen 

c) Parkstreifen 

d) Gehweg 

e) Beleuchtung u. Ober- 
flächenentwässerung 

Hauptverkehrsstraßen 

a) Fahrbahn 

b) Radweg einschl. 
Sicherheitsstreifen 

c) Parkstreifen 

d) Gehweg 

e) Beleuchtung u. Ober- 
flächenentwässerung 

Hauptgeschäftsstraßen 

a) Fahrbahn 

p) Radweg einschl. 
Sicherheitsstreifen 

c) Parkstreifen 

d) Gehweg 

e) Beleuchtung u. Ober- 
flächenentwässerung 


Fußgängergeschäftsstraßen 


8,50 m 


je 1,70 m nicht vorgesehen 


Je 2,50 m 
Je 2,50 m 


8,50 m 
je 1,70 m 


Je 2,50 m 
je 2,50 m 


8,50 m 
Je 1,70 m 


Je 2,50 m 
je 2,50 m 


7,50 m 


je 1,70 m 
Je 2,50 m 


Je 6,00 m 


50m 0vMH. 
50v.H. 
je 2,00 m 50 v. H. 
je 2,50 m 6 OV.H. 


50v.M. 


650m 30v.MH. 
je 170m 30 v.H. 
je 2,00 m 50 v. H. 
je 2,50 m 50 v.H, 


30v.H. 


850m 10 v.H. 
je 170m 10v.H. 
je 2,00 m 50 v. H. 
je 2,50 m 50 v. H. 


10 v. H. 


750m 40v.H. 
je 1,70m 40 v.H. 
je 2,00 m 60 v. H. 
je 6,00m 60 v.H. 


40v. HM. 
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einschließlich Beleuchtung und 


Oberflächenentwässerung 9,00 m 9,00 m 50v. H.4) 
6. Selbständige Gehwege 

einschließlich Beleuchtung und 

Oberflächenentwässerung 3,00 m 300m 60 v.H. 
?. Verkehrsberuhigte Bereiche 


im Sinne des $ 42 Abs. 4 a 
der Straßenverkehrsordnung 
(STVO) einschl. Parkflächen 
Beleuchtung und Ober- 
flächenentwässerung 9,00 m 900m 50v.H.2) 


Wenn bei einer Straße ein oder beide Parkstreifen fehlen, erhöht sich die anrechenbare Breite 
der Fahrbahn um die anrechenbare Breite des oder der fehlenden Parkstreifen, falls und soweit 
auf der Straße eine Parkmöglichkeit geboten wird. 


Überbreiten bei Fahrbahnen der Ortsdurchfahrten von Bundes-, Landes oder Kreisstraßen (vgl. 
$2 Abs. 2 S. 2) sind beitragspflichtig, soweit sie die vorstehenden anrechenbaren 
Fahrbahnbreiten nicht unterschreiten. 


(4) Im Sinne des Abs. 3 gelten als 


a) Anliegerstraßen: Straßen, die überwiegend der Erschließung der angrenzenden oder 
der durch die Zuwegung mit ihnen verbundenen Grundstücke dienen, 


b) Haupterschließungsstraßen: Straßen, die der Erschließung von Grundstücken und 
gleichzeitig den Verkehr innerhalb von Baugebieten oder innerhalb von im Zusam- 
menhang bebauten Ortsteilen dienen, soweit sie nicht Hauptverkehrsstraße nach 
Buchstabe c) sind, 


c) Hauptverkehrsstraßen: Straßen, die dem durchgehenden innerörtlichen Verkehr oder 
dem überörtlichen Durchgangsverkehr dienen, insbesondere Bundes-, Land- und 
Kreisstraßen mit Ausnahme der Strecken, die außerhalb von Baugebieten und von im 

Zusammenhang bebauten Ortsteilen liegen, 


d) Hauptgeschäftsstraßen: Straßen, in denen die Frontlänge der Grundstücke mit La- 
dengeschäften im Erdgeschoß überwiegt, soweit es sich nicht um Hauptgeschäfts- 
straßen handelt, 
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e) Fußgängergeschäftsstraßen: Hauptgeschäftsstraßen, die in ihrer gesamten Breite dem 
Fußgängerverkehr dienen, auch wenn eine zeitlich begrenzte Nutzung für den Anlie- 
ferverkehr möglich ist, 


) Selbständige Gehwege: Gehwege, die der Erschließung dienen und nicht Bestandteil 
einer Erschließungsanlage sind. auch wenn die Benutzung für Radfahrer und für 
den Anliegerverkehr mit Kraftfahrzeugen möglich ist, 


g) Verkehrsberuhigte Bereiche: Verkehrsräume, in den der fließende Durchgangsverkehr 
verdrängt und die funktionale Aufteilung durch verkehrsberuhigende Baumaßnah- 
men so gestaltet ist, daß die Verkehrsräume von allen Verkehrsteilnehmern im Sinne 
des $ 42 Abs. 4 a Straßenverkehrsordnung gleichberechtigt genutzt werden Können. 


Die vorstehenden Bestimmungen gelten für öffentliche Plätze entsprechend. 

(5) Erstreckt sich eine straßenbauliche Maßnahme auf mehrere Straßenabschnitte, für die sich 
nach Abs. 3 unterschiedliche anrechenbare Breiten oder unterschiedliche Anteile des Beitrags- 
pflichtigen ergeben, so sind die Straßenabschnitte gesondert abzurechnen, ohne daß es dazu ei- 


nes Ratsbeschlusses bedarf. 


(6) Grenzt eine Straße ganz oder in einzelnen Abschnitten mit ihren Seiten an unterschiedliche 
Baugebiete ($ 4), ist jeweils die größere anrechenbare Breite maßgebend. 


(7) Für Anlagen, für welche die in Abs. 3 festgelegten anrechenbaren Breiten oder Anteile der 
Beitragspflichtigen offensichtlich nicht zutreffen, bestimmt der Rat durch Satzung etwas ande- 
res. 


$4 Beitragsmaßstab 


A 

(1) Der nach $$ 2 und 3 ermittelte Anteil der Beitragspflichtigen am beitragsfähigen Aufwand 
wird auf die durch die Anlage erschlossenen Grundstücke nach den Grundstücksflächen ver- 
teilt. Dabei wird die unterschiedliche Nutzung der Grundstücke nach Maß (Abs. B) und Art 
(Abs. C) berücksichtigt. 

(2) Als Grundstücksfläche gilt: 


2 bei Grundstücken im Bereich eines Bebauungsplanes die Fläche, die der Ermittlung 
der zulässigen Nutzung zugrunde zu legen ist, 
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2 wenn ein Bebauungsplan nicht besteht oder sie erforderlichen Festsetzungen nicht 
enthält, die tatsächliche Grundstücksfläche bis zu einer Tiefe von 50 m von der An- 
lage oder von der der Anlage zugewandten Grenze des Grundstücks. Reicht die bau- 
liche oder gewerbliche Nutzung über diese Begrenzung hinaus, so ist die Grund- 
stückstiefe maßgebend, die durch die hintere Grenze der Nutzung bestimmt wird. 
Grundstücksteile, die lediglich die wegemäßige Verbindung zur Anlage herstellen, 
bleiben bei der Bestimmung derGrundstückstiefe unberücksichtigt. 


B 


(1) Entsprechend der Ausnutzbarkeit wird die Grundstücksfläche mit einem Vomhundertsatz 
vervielfacht, der im einzelnen beträgt: 


g, bei eingeschossiger Bebaubarkeit oder gewerblich nutzbaren 

Grundstücken, auf denen Keine Bebauung zulässig ist 100 v. H. 
2. bei zweigeschossiger Bebaubarkeit 125 v.H. 
3. bei dreigeschossiger Bebaubarkeit 150 v. H. 
4. bei vier- und fünfgeschossiger Bebaubarkeit 175 v.H. 
5 bei sechs- und mehrgeschossiger Bebaubarkeit 200 v. H. 


(2) Als zulässige Zahl der Geschosse gilt die im Bebauungsplan festgesetzte höchstzulässige 
Zahl der Vollgeschosse. Weist der Bebauungsplan nur Grundflächen und Baumassenzahl aus, 
so gilt als Geschoßzahl die Baumassenzahl geteilt durch 2,8, wobei Bruchzahlen auf die 
nächstfolgende volle Zahl aufgerundet werden. 


(3) Ist im Einzelfall eine größere Geschoßzahl zugelassen oder vorhanden und geduldet, so ist 
diese zugrunde zu legen. 


(4) Grundstücke, auf denen nur Garagen oder Stellplätze gebaut werden dürfen, gelten als ein- 
geschossig bebaubare Grundstücke. 


(5) Grundstücke, die nicht baulich oder gewerblich genutzt sind und auch nicht baulich oder 
gewerblich genutzt werden dürfen, werden mit 0,5 der Grundstücksflächen angesetzt. 


(6) In unbeplanten Gebieten und Gebieten, für die ein Bebauungsplan weder die Geschoßzahl 
noch Grundflächen und Baumassenzahl festsetzt, ist 
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1. bei bebauten Grundstücken die Zahl der tatsächlich vorhandenen 


2, bei unbebauten, aber bebaubaren Grundstücken sie Zahl der auf den benachbarten 
Grundstücken des Abrechnungsgebietes überwiegend vorhandenen Geschosse maßge- 
bend. 


(7) Ist eine Geschoßzahl wegen der Besonderheiten des Bauwerks nicht feststellbar, werden je 
angefangene 2,80 m Höhe des Bauwerks als ein Vollgeschoß gerechnet. 


e 


Bei Grundstücken in Kern, Gewerbe und Industriegebieten sowie Grundstücken, die in anders 
beplanten oder unbeplanten Gebieten liegen, aber überwiegend gewerblich oder industriell ge- 
nutzt werden, sind die nach Abs. B (1) Ziffern 1 bis 5 sich ergebenden Vomhundertsätze um 30 
Prozentpunkte zu erhöhen °°. 


$5 Beitragspflichtige 
(1) Beitragspflichtig ist, wer im Zeitpunkt des Zugehens 7) des Beitragsbescheides Eigentümer 
des durch die Anlage erschlossenen Grundstücks ist. Mehrere Eigentümer eines Grundstücks 


sind Gesamtschuldner. 


(2) Ist das Grundstück mit einem Erbbaurecht belastet, so tritt an die Stelle des Eigentümers 
der Erbbauberechtigte. 


(3) Bei Wohnungs- und Teileigentum sind die einzelnen Wohnungs- und Teileigentümer ent- 
sprechend ihrem Miteigentumsanteil beitragspflichtig. 


$6 Kostenspaltung 


Der Beitrag Kann für 

1, den Grunderwerb, 
2, die Freilegung, 

3. die Fahrbahn, 

4. die Radwege, 

3 die Gehwege, 
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6. die Parkstreifen, 

7. die Beleuchtungsanlagen, 

8. die Entwässerungsanlagen 

gesondert erhoben und in beliebiger Reihenfolge umgelegt werden, sobald die Maßnahme, deren 
Aufwand durch Teilbeträge gedeckt werden soll, abgeschlossen ist. Die Anwendung der 
Kostenspaltung wird im Einzelfall vom Rat beschlossen”. 


$7 Vorausleistungen 


Sobald die Durchführung der Maßnahme begonnen worden ist, kann die Gemeinde angemesse- 
ne Vorausleistungen, höchstens jedoch bis zur Höhe des voraussichtlichen Beitrages erheben. 


$8 Ablösung des Beitrages 


Der Betrag einer Ablösung bestimmt sich nach der Höhe des voraussichtlich entstehenden Bei- 
trags. 


Ein Rechtsanspruch auf Ablösung besteht nicht. 
$9 Fälligkeit 


Der Beitrag wird einen Monat nach dem Zugehen des Beitragsbescheides fällig. 


$10 Inkrafttreten 


Diese Satzung tritt am .... in Kraft. 


Anmerkungen: 


1) Der hier verwandte allgemeinere Begriff Parkflächen erfaßt sowohl die bei funktioneller 
Aufteilung der Verkehrsflächen üblichen Parkstreifen als auch die sonstigen, etwa bei ver- 
Kehrsberuhigten Bereichen anzutreffenden Parkflächen. 


2) Es empfiehlt sich, bei der Abrechnung von Verkehrsberuhigungsmaßnahmen immer den bera- 
tenden Erlaß des Innenministers vom 11. August 1981 mit hinzuzuziehen. Insbesondere sollte 
bei jeder Konkreten Maßnahme geprüft werden, ob die in $ 3 Abs. 3 vorgeschlagenen Bestim- 
mungen über anrechenbare Breiten sowie den Anteil der Beitragspflichtigen passen. Ansonsten 
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sollte gemäß $ 3 Abs. 7 der vorliegenden Satzung im jeweiligen Einzelfall ein als Satzung zu 
veröffentlichender Beschluß des Gemeinderates gefaßt werden. 


3) Der vorstehende Katalog der beitragsfähigen Teileinrichtungen bzw. Maßnahmen ist nicht 
zwingend abschließend, sondern Kann bei Bedarf um weitere beitragsfähige Teileinrichtungen 
bzw. Maßnahmen im Sinne von $8 KAG ergänzt werden. Zu denken wäre etwa an unselbst- 
ändige Grünanlagen, Kombinierte Geh und Radwege, Standspuren und Busbuchten sowie auch 
an Fußgängerstraßen. Entsprechende Ergänzungen müßten dann unter Umständen auch in $ 3 
bei den anrechenbaren Breiten und dem Anteil der Beitragspflichtigen getroffen werden. 


4) Für Fußgängergeschäftsstraßen gilt, was die anrechenbaren Breiten sowie den Anteil der 
Beitragspflichtigen betrifft, im wesentlichen das gleiche wie für die verkehrsberuhigten Be- 
reiche. Um der konkreten Situation vor Ort möglichst gerecht zu werden, Kann im Einzelfall 
auch bei einer Fußgängergeschäftsstraße der Erlaß einer ergänzenden Einzelsatzung im Sinne 
von $ 3 Abs. 7 empfehlenswert sein 


5) Der Beitragsmaßstab entspricht bis auf die Regelung des Artzuschlags sowie der Eckgrund- 
stücksvergünstigung im wesentlichen dem Verteilungsmaßstab eines Satzungsmusters für Er- 
schließungsbeitragssatzungen des NWStG®B. Die Regelung des Artzuschlages wurde abwei- 
chend festgesetzt, weil ein Abstellen auf Prozentpunkte bei dem für Kern, Gewerbe und Indu- 
striegebiete festzusetzende Artzuschlag letztlich einfacher und damit auch praktikabler sein 
dürfte. Dieser Artzuschlag darf nach der Rechtsprechung des OVG Münster 30 Prozentpunkte 
nicht unterschreiten. 


6) Zur Vermeidung unnötiger Schwierigkeiten wurde auf eine satzungsgemäße Eckgrund- 
stücksregelung völlig verzichtet. Ein solcher Verzicht dürfte vor allem durch den Grundsatz 
der Praktikabilität geprägt sein. Wollen Gemeinden dennoch eine Regelung zugunsten der 
Eigentümer/Erbbauberechtigten für von mehr als einer Anlage erschlossenen Grundstücke in 
ihre Satzung aufnehmen, wäre etwa folgende grundsätzliche Regelung denkbar: ‘Soweit durch 
eine Ausbaumaßnahme eine von mehreren das Grundstück _erschließenden Anlagen eine Aus- 
stattung erlangt, die eine andere das Grundstück erschließenden Anlage bereits besitzt, werden 
von der anrechenbaren Grundstücksfläche nur 60 % in Ansatz gebracht.” 

Ebenfalls vertretbar wäre eine Billigkeitsentscheidung zu Lasten der Gemeinde des Inhalts, 
daß bei Eckgrundstücken zwischen mehreren Anlagen der Beitrag nur zu 60 % erhoben wird. 


7) Nach $ 122 AO 1977 sind Abgabenbescheide zwar bekanntzugeben, aber nach Abs. 5 nur 
noch dann förmlich zuzustellen, “wenn dies gesetzlich vorgeschrieben ist oder behördlich ange- 
ordnet wird”. Der vorstehende, umfassende Begriff des Zugehens erfaßt sowohl das Verfahren 
der schlichten Bekanntgabe des Beitragsbescheides als auch im Einzelfall (z.B. wegen ablau- 
fender Fristen) zweckmäßig förmliche Zustellung. 


8) Wegen des im vorliegenden Muster verwandten Anlagenbegriffes hat die Kostenspaltung ei- 
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ne wesentliche Bedeutung nur noch bezüglich der selbständigen Beitragserhebung für die 
Aufwendungen für den Grunderwerb und die Freilegung, weil nur diese Aufwendungen nicht 
aufgrund einer selbständigen abrechenbaren Maßnahme im Sinne des $ 8 KAG entstehen. Der 
Aufwand für die Fahrbahn, die Radwege, die Gehwege, die Parkstreifen, die 
Beleuchtungsanlagen und die Entwässerungsanlagen Kann grundsätzlich auch ohne weiteres 
selbständig ermittelt und auf die Beitragspflichtigen umgelegt werden. 


D: Muster einer Ausbaubeitragssatzung nach KAG 
Hier Satzungsmuster des Bayerischen Gemeindetages (Stand: Juli 1985) 


Aufgrund des Art. 5 des Kommunalabgabengesetzes erläßt die/der Gemeinde/Markt/Stadt .... 
mit Genehmigung des/der Landratsamtes/Regierung .... vom .... Nr. folgende Satzung: 


$1 Beitragserhebung 


Die Gemeinde erhebt zur Deckung ihres Aufwandes für die Erweiterung oder Verbesserung der 
$ 5 Abs. 1 genannten, in ihrer Baulast stehenden öffentlichen Einrichtungen Beiträge nach den 
Vorschriften des Kommunalabgabengesetzes (KAG) und dieser Satzung, soweit nicht aufgrund 
des Bundesbaugesetzes (BBauG) Erschließungsbeiträge zu erheben sind. 


$2 Beitragstatbestand 


Der Beitrag wird für bebaute, bebaubare, gewerblich genutzte, gewerblich nutzbare oder son- 
stig nutzbare Grundstücke erhoben, die aus der Möglichkeit der Inanspruchnahme dieser Ein- 
richtungen einen besonderen Vorteil ziehen Können (beitragspflichtige Grundstücke). 


$3 Entstehen der Beitragsschuld 


(1) Die Beitragsschuld entsteht mit dem Abschluß der Maßnahme. in den Fällen der Kosten- 
spaltung ($ 9) mit dem Abschluß der Teilmaßnahme. Eine Maßnahme oder Teilmaßnahme ist 
abgeschlossen, wenn sie tatsächlich und rechtlich beendet und der Gesamtaufwand feststellbar 
ist. 

(2) Wenn der in Absatz 1 genannte Zeitpunkt vor den Inkrafttreten dieser Satzung liegt, ent- 


steht die Beitragsschuld erst mit Inkrafttreten dieser Satzung. 


(3) Wenn das Grundstück erst nach dem in Abs. 1 genannten Zeitpunkt bebaut oder gewerblich 
genutzt werden darf, entsteht die Beitragsschuld erst mit den Eintritt der baulichen oder ge- 
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werblichen Nutzung. 


$4 Beitragschuldner 


Beitragspflichtig ist, wer im Zeitpunkt des Entstehens der Beitragsschuld Eigentümer des 
Grundstücks oder Erbbauberechtigter ist. Mehrere Beitragspflichtige sind Gesamtschuldner; bei 
Wohnungs- und Teileigentum sind die einzelnen Wohnungs- und Teileigentümer nur entspre- 


chend ihrem Miteigentumsanteil beitragspflichtig. 


$5 Art und Umfang des Aufwandes 


(1) Der Berechnung des Beitrages wird zugrundegelegt der Aufwand der Erweiterung oder 


Verbesserung für 


1. Ortsstraßen 
1.1 in Wochenendgebieten 
mit einer Geschoßflächenzahl bis 0,2 


1.2 in Kleinsiedlungsgebieten 
mit einer Geschoßflächenzahl bis 0,3 
bei einseitiger Bebaubarkeit 


1.3 in Kleinsiedlungsgebieten, soweit sie nicht 

unter 1.2 fallen, allgemeinen Wohngebieten, Mischgebieten 
a) mit einer Geschoßflächenzahl bis 0,7 

bei einseitiger Bebaubarkeit 

b) mit einer Geschoßflächenzahl über 0,7 - 1,0 

bei einseitiger Bebaubarkeit 

c) mit einer Geschoßflächenzahl über 1,0 - 1,6 

d) mit einer Geschoßflächenzahl über 1,6 


1.4 in Kerngebieten, Gewerbegebieten und Sondergebieten 
a) mit einer Geschoßflächenzahl bis 1,0 

b) mit einer Geschoßflächenzahl über 1,0 - 1,6 

c) mit einer Geschoßflächenzahl über 1,6 - 2,0 


216 


bis zu einer 
Straßenbreite 
(Fahrbahnen, 
Radwege und 
Gehwege) von 


‚Om 


10,0 m 
8,5 m 


14,0 m 
10,5 m 
18,0 m 
12,5 m 
20,0 m 
23,0 m 


20,0 m 
23,0 m 
25,0 m 
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d) mit einer Geschoßflächenzahl über 2,0 27,0 m 
1.5 Industriegebieten 


a) mit einer Baumassenzahl bis 3,0 23,0 m 
b) mit einer Baumassenzahl über 3,0 - 6,0 25,0 m 
c) mit einer Baumassenzahl über 6,0 27,0 m 
1.6 als nicht zum Anbau bestimmte Sammelstraßen 27,0 m 


1.7 als verkehrsberuhigte Straßen oder Fußgängerbereiche bis zu den 

Nr. 1.2 bis 1.4 festgelegten Straßenbreiten; werden diese überschritten, 
ist der beitragsfähige Aufwand für eine Fläche, die sich aus der Multipli- 
Kation der Länge der verkehrsberuhigten Straße bzw. des Fußgängerbe- 
reiches mit den für das jeweilige Gebiet in Nr. 1.2 bis 1.4 festgelegten 


Breiten ergibt 
bis zu einer 
Breite von 

2. die folgenden Bestandteile der Ortsdurchfahrten von 

Bundes-, Staats- und Kreisstraßen: 

2.1 Überbreiten im Rahmen der Nr. 1 6,0 m 

2.2 Gehwege 110 m 

2.3 Radwege 33 

2.4 gemeinsame Geh- und Radwege 14,0 m 

3 beschränkt öffentliche Wege: 

3.1 Gehwege 5,0 m 

3.2 Radwege 3,5 m 

3.3 gemeinsame Geh- und Radwege 8,0 m 


3.4 verkehrsberuhigte Straßen oder Fußgängerbereiche bis zu den 

Nr. 1.2 bis 1.4 festgelegten Straßenbreiten; werden diese überschritten, 
ist der beitragsfähige Aufwand für eine Fläche, die sich aus der Multipli- 
kation der Länge der verkehrsberuhigten Straße bzw. des Fußgängerbe- 
reiches mit den für das jeweilige Gebiet in Nr. 1.2 bis 1.4 festgelegten 
Breiten ergibt 


4. Eigentümerwege 5,0 m 
5. Parkplätze 


5.1 die Bestandteile der in Nr. 1 - 4 genannten Straßen sind 
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(unselbständige Parkplätze) 
a) soweit Parkstreifen vorgesehen sind 


- bei Längsaufstellung je 2,5 m 
- bei Schräg- und SenKrechtstellung 5,0 m 
b) soweit keine Parkstreifen vorgesehen sind 5,0 m 


5.2 die Kein Bestandteil der in Nr. 1 bis 4 genannten Straßen sind 

(selbständige Parkplätze) bis zu 15 v.H. der durch sie erschlossenen 

Grundstücksflächen 

6. die erforderlichen Wendehammer an Ortsstraßen nach Nr. 1, an beschränkt öffentlichen We- 
gen nach Nr. 3, und an Eigentümerwegen nach Nr. 4 bis zur doppelten Straßenbreite. 


7. Grünanlagen 
7.1 die Bestandteile der in Nr. 1 bis 6 genannten Verkehrsflächen sind (Straßenbegleitgrün) 


7.2 die Kein Bestandteil der in Nr. 1 bis 5 genannten Verkehrsflächen sind bis zu 15 v.H. der 
durch sie erschlossenen Grundstücksflächen 


8. Kinderspielplätze innerhalb der Baugebiete bis zu einer Grundstücksfläche von 10 v.H. der 
durch sie erschlossenen Grundstücksflächen 

Finseitige Bebaubarkeit im Sinn des Satzes 1 ist gegeben, wenn auf einer Straßenseite die 
Grundstücksfläche baulich oder gewerblich nicht genutzt werden dürfen. | 

(2) Beitragsfähig nach Abs. 1 ist der Aufwand für 


1, den Grunderwerb oder die Erlangung einer Dienstbarkeit einschließlichder 
Nebenkosten und der Kosten aller Maßnahmen, die durchgeführt werden 
müssen, damit die Gemeinde das Eigentum oder die Dienstbarkeit an den 
für die Einrichtung erforderlichen Grundstücken erlangt, 


&, die Freilegung der Grundflächen, 
3, die Erweiterung oder Verbesserung der Einrichtung einschließlich 
a3 des technischen Unterbaues, 


32 der Befestigung der Oberfläche durch eine Pflasterung, Asphalt-, Teer-, 
Beton- oder ähnliche Decke neuzeitlicher Bauweise, 


ER der notwendigen Erhöhungen oder Vertiefungen des Niveaus, 

3.4 der Rinnen und Randsteine, 

33 der Entwässerungsanlagen, Gräben, Durchlässe und Verrohrungen, 
3.6 der Böschungen, Schutz- und Stützmauern, 
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3.42 der Trenn-, Seiten-, Rand- und Sicherheitsstreifen, 

3,8 der Parkplätze, 

33 der Straßenbeleuchtung, 

3.10 der Grünanlagen mit gärtnerisch gestalteten Flächen und der erforderli- 
chen Bepflanzung, 

3.2 der Ausrüstung der verkehrsberuhigten Straßen und Fußgängerbereiche 
mit ortsfesten Einrichtungsgegenständen, 

3.22 der Omnibus-Haltebuchten und -wendeplätze, 

313 der Geh- und Radwege mit Abgrenzung gegen die Fahrbahn und gegenein 
ander, der Befestigung der Oberfläche mit Platten, des Asphaltbelages oder 
einer ähnlichen Decke neuzeitlicher Bauweise oder des technisch notwen- 
digen Unterbaues, 

3.14 der Änderung von Versorgungs- und Entsorgungsanlagen, 

3.15 des Anschlusses an andere Verkehrsanlagen, 

3.16 der Verkehrszeichen, Verkehrseinrichtungen und Verkehrsanlagen. 


(3) Der Aufwand umfaßt auch den Wert der von der Gemeinde aus ihrem Vermögen bereitge- 
stellten Sachen und Rechte im Zeitpunkt der Bereitstellung. 


(4) Der beitragsfähige Aufwand umfaßt nicht die Kosten für Brücken, Tunnels und Unter- 
führungen mit den dazugehörigen Rampen, soweit es sich nicht um Bestandteile handelt, die 
auch ohne die genannten Bauwerke als Einrichtungen im Sinne von Abs. 1 erforderlich sind. 


$6 Ermittlung des Aufwandes und Abrechnungsgebiet 
(1) Der beitragsfähige Aufwand ($ 5) wird nach den tatsächlichen Kosten ermittelt. 


(2) Der beitragsfähige Aufwand wird für die einzelne Einrichtung ermittelt. Die Gemeinde 
kann abweichend von Satz 1 den beitragsfähigen Aufwand entweder für bestimmte Abschnitte 
einer Einrichtung oder für mehrere Einrichtungen, die für die Erschließung der Grundstücke ei- 
ne Einheit bilden, ermitteln. 


(3) Die von einer Einrichtung erschlossenen Grundstücke bilden das Abrechnungsgebiet. Wird 
ein Abschnitt einer Einrichtung gebildet oder werden mehrere Einrichtungen zu einer Einheit 
zusammengefaßt, sind die von dem Abschnitt bzw. der Einheit erschlossenen Grundstücke das 
Abrechnungsgebiet. 


(4) Die Aufwendungen für Sammelstraßen ($ 5 Abs. 1 Nr. 1.6.), für Parkplätze ($ 5 Abs. 1 Nr. 
5), für Grünanlagen ($ 5 Abs. 1 Nr. 7), und für Kinderspielplätze ($ 5 Abs. 1 Nr. 8) werden 
den zum Anbau bestimmten Straßen, Wegen und Plätzen, zu denen sie von der Erschließung 
her gehören, zugerechnet. Das Verfahren nach Satz 1 findet Keine Anwendung, wenn das Ab- 
rechnungsgebiet (Abs. 3) der Parkplätze, Grünanlagen oder Kinderspielplätze von dem Ab- 
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rechnungsgebiet der Straßen, Wege und Plätze abweicht; in diesem Fall die Parkplätze, Grün- 


anlagen oder Kinderspielplätze selbständig abgerechnet. 


$7 Gemeindeanteil 


(1) Die Gemeinde beteiligt sich an dem Aufwand nach Maßgabe des Abs. 2 mit einem Anteil, 
der nicht nur unbedeutende Vorteile der Allgemeinheit für die Inanspruchnahme der Einrich- 


tung angemessen berücksichtigt (Eigenbeteiligung). 

(2) Die Eigenbeteiligung der Gemeinde beträgt 

1. Ortsstraßen ($ 5 Abs. 1.1 bis 1.6, 6 und 7.1) 

1.1 als Erschließungsanlage mit der Funktion einer Wohnstraße 
1.2 als Erschließungsanlage mit starker innerörtlichem Verkehr 
1.3 als Geschäftsstraße 

1.4 als Hauptverkehrsstraße 

1.5 als Durchgangsstraße 

2. Überbreiten der Ortsdurchfahrt ($ 5 Abs. 1 Nr. 2.1 und 7.1) 
3. Gehwegen der Ortsdurchfahrten ($ 5 Abs. 1 Nr. 2.2 und 7.1) 


4. Radwegen der Ortsdurchfahrten ($ 5 Abs. 1 Nr. 2.3 und 7.1) 


5. gemeinsame Geh- und Radwege der Ortsdurchfahrt 
($ 5 Abs. 1 Nr. 2.4 und 7.1) 


6. Gehwegen ($ 5 Abs. 1 Nr. 3.1 und 7.1) 


6.1 die ausschließlich oder überwiegend der Erschließung von räumlich 


abgrenzbaren Wohngebieten dienen 
6.2 sonstigen Gehwegen 


7. Radwegen ($ 5 Abs. 1Nr. 3.2 und 7.1) 


8. gemeinsamen Geh- und Radwegen ($ 5 Abs. 1 Nr. 3.3 und 7.1) 


9. verkehrsberuhigten Straßen- und Fußgängerbereichen 
($ 5 Abs. 1 Nr. 1.7, 3.4 und 7.1) 

vH. 

10. Eigentümerwegen ($ 5 Abs. 1 Nr. 4, 6 und 7.1) 

220 


20 v.H. 
40 vH. 
30 v.H. 
50 vH. 
60 v.H. 
60 v.H. 
50 vH. 


60 v.H. 


60 v.H. 


20 v.H. 
30 v.H. 


40 v.H. 


40 v.M. 


20 v.H. 


30 
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11. unselbständigen Parkplätzen ($ 5 Abs. 1 Nr. 5.1 und 7.1) 50 v.H. 


12. selbständigen Parkplätzen ($ 5 Abs. 1 Nr. 5.2 und 7.1) 50 v.H. 
13. Grünanlagen ($ 5 Abs. 1 Nr. 7.2) 50 v.H. 
14. Kinderspielplätze ($ 5 Abs. 1 Nr. 8) 50 vH. 


15. Einrichtungen und Einrichtungsteilen, die sowohl den beitrags- 
fähigen als auch den nicht-beitragsfähigen Anlagen dienen, insbesondere 
für Randsteine und Stützmauern 50 v.H. 


(3) Den Mehraufwand für eine über die in $ 5 Abs. 1 festgesetzten Maße hinausgehende Er- 
weiterung oder Verbesserung trägt die Gemeinde. 


(4) Im Sinne des Abs. 2 gelten als 
1. Erschließungsstraßen mit der Funktion einer Wohnstraße: Straßen, die mit einer überwie- 
gend der Erschließung von Wohngrundstücken dienen; 


2. Erschließungsstraßen mit starkem innerörtlichen Verkehr: Straßen, die neben der Er- 
schließung der Anliegergrundstücke dem durchgehenden innerörtlichen Verkehr dienen und 
nicht Hauptverkehrs-, Geschäfts- oder Durchgangsstraßen sind; 

3. Geschäftsstraßen: Straßen, in denen die gewerbliche Nutzung der Anliegergrundstücke im 
Sinne des $ 8 Abs. 10 und 12 überwiegt, und die nicht Hauptverkehrs- oder Durchgangsstraße 


sind; 


4. Hauptverkehrsstraßen: Straßen, die überwiegend dem örtlichen oder überörtlichen Durch- 
gangsverkehr dienen und nicht Durchgangsstraße sind; 


5. Durchgangsstraßen: Straßen, die überwiegend dem überörtlichen Durchgangsverkehr dienen. 
$8 Verteilung des Aufwandes 

(1) Bei zulässiger gleicher Nutzung der Grundstücke wird der nach $ 6 ermittelte Aufwand 
nach Abzug des Anteils der Gemeinde ($ 7 Abs. 2) auf die Grundstücke des Abrechnungsge- 


bietes ($ 6 Abs. 3) nach den Grundstücksflächen verteilt. 


(2) Ist in einem Abrechnungsgebiet ( $ 6 Abs. 3) eine unterschiedliche bauliche oder sonstige 
Nutzung zulässig, wird der nach $ 6 ermittelte Aufwand nach Abzug des Anteiles der Ge- 


Die Kleine Gemeindeordnung 221 


meinde ($ 7 Abs. 2) auf die Grundstücke des Abrechnungsgebietes ($ 6 Abs. 3) nach den Grund- 
stücksflächen, vervielfacht mit dem Nutzungsfaktor, verteilt, der im einzelnen beträgt: 


1. bei eingeschossiger Bebaubarkeit und gewerblich oder sonstig nutzbaren Grund- 
stücken, auf denen keine oder nur eine untergeordnete Bebauung zulässig ist 

1,0 

2. bei mehrgeschossiger Bebaubarkeit zuzüglich je weiteres Vollgeschoß 0,30 

(3) Als Grundstücksfläche gilt 

1, der Flächeninhalt des Buchgrundstückes, wie er sich aus der Eintragung im Grund- 
buch ergibt. Reicht die Fläche des Buchgrundstückes über den Geltungsbereich des 
Bebauungsplanes hinaus, ist die im Geltungsbereich für die Ermittlung der zulässi- 
gen Nutzung gelegene Fläche zugrundezulegen, 

2, wenn ein Bebauungsplan nicht besteht oder die erforderlichen Festsetzungen nicht 
enthält und es gröblich unangemessen ist, den Flächeninhalt des Buchgrundstückes 
zugrundezulegen, die Fläche, die das Maß einer wirtschaftlichen Grundstückseinheit 
bildet, 

3, wen aneinandergrenzende Buchgrundstücke desselben Eigentümers einheitlich wirt- 


schaftlich genutzt werden oder genutzt werden dürfen, der Flächeninhalt dieser 
Grundstücke; Nr. 1 bzw. 2 sind entsprechend anzuwenden. 


(4) Grundstücke, die ohne bauliche Nutzungsmöglichkeit oder die mit einer untergeordneten 
baulichen Nutzungsmöglichkeit gewerblich oder sonstig genutzt werden oder genutzt werden 
dürfen, werden mit 50 v.H. der Grundstücksfläche in die Verteilung einbezogen. 


(5) Als zulässige Zahl der Geschosse gilt die im Bebauungsplan festgesetzte höchstzulässige 
Zahl der Vollgeschosse. Weist der Bebauungsplan nur eine Baumassenzahl aus, so gilt als 
Geschoßzahl die Baumassenzahl geteilt durch 3,5. Bruchzahlen werden auf die nächstfolgende 
volle Zahl aufgerundet. 


(6) Ist im Einzelfall eine größere Geschoßzahl zugelassen oder vorhanden, so ist diese zugrun- 
dezulegen. 


(7) Grundstücke, auf denen nur Garagen oder Stellplätze zulässig sind, gelten als eingeschossig 


bebaubare Grundstücke. Bei mehrgeschossigen Parkbauten bestimmt sich der Nutzungsfaktor 
nach der Zahl der Geschoße. 
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(8) In unbeplanten Gebieten und Gebieten, für die ein Bebauungsplan weder die Zahl der Voll- 
geschosse noch die Baumassenzahl festgesetzt ist 


1, bei unbebauten Grundstücken die Zahl der tatsächlich vorhandenen 


2, bei unbebauten, aber bebaubaren Grundstücken der näheren Umgebung überwiegend 
vorhandenen Vollgeschosse maßgebend. 


(9) Ist eine Geschoßzahl wegen der Besonderheiten des Bauwerkes nicht feststellbar, werden je 
angefangene 3,5 m Höhe des Bauwerkes als ein Vollgeschoß gerechnet. 
(10) Werden in einem Abrechnungsgebiet ($ 6 Abs. 3) auch Grundstücke erschlossen, die 
gewerblich genutzt werden oder genutzt werden dürfen, so sind für diese Grundstücke die nach 
Abs. 2 zu ermittelnden Nutzungsfaktoren um je 50 v.H. zu erhöhen. 
(11) Für Grundstücke, die von mehr als einer Einrichtung nach $ 5 Abs. 1 Nr. 1.1 bis 1.5, 1.7 
bis 2.4, 3.1 bis Nr. 4 erschlossen werden, ist die Grundstücksfläche bei Abrechnung jeder Ein- 
richtung nur mit zwei Dritteln anzusetzen. Dies gilt nicht für Grundstücke, die überwiegend 
gewerblich genutzt werden sowie Grundstücke in Kern-, Gewerbe- und Industriegebieten. 
(12) Als überwiegend gewerblich genutzt oder nutzbar im Sinne des Abs. 10 gilt auch ein 
Grundstück, wenn es überwiegend Geschäfts-, Büro-, Praxis-, Unterrichts-, Heilbehandlungs- 
oder ähnlich genutzte Räume beherbergt. 
$9 Kostenspaltung 
Der Beitrag Kann für 

1. den Grunderwerb, 

2. die Freilegung, 

3. die Fahrbahn, 

4. die Radwege, 

5. die Gehwege, 

6. die gemeinsamen Geh- und Radwege, 


7. die Parkplätze und Parkstreifen, 


8. die Grünanlagen, 
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9. die Kinderspielplätze, 
10. die Beleuchtungsanlagen, 
11. die Entwässerungsanlagen 


gesondert erhoben und in beliebiger Reihenfolge umgelegt werden, sobald die Baumaßnahmen, 
deren Aufwand durch Teilbeträge gedeckt werden soll, abgeschlossen sind. 


$10 Fälligkeit 


Der Beitrag wird einen Monat nach Bekanntgabe des Beitragsbescheides, die Vorauszahlung 
einen Monat nach Bekanntgabe des Vorausleistungsbescheides fällig. 


$11l  Auskunftspflicht 


Der Beitragsschuldner ist verpflichtet, der Gemeinde alle zur Ermittlung der 
Beitragsgrundlage erforderlichen Angaben zu machen und auf Verlangen geeignete Unterlagen 
vorzulegen. 


$12 Inkrafttreten 
(1) Diese Satzung tritt am .... in Kraft. 


(2) Gleichzeitig tritt die Satzung über .... vom .... außer Kraft. 


E: Muster einer Entwässeungsbeitrags und Abwassergebührensatzung 
hier Satzungsmuster des Ministers des Inneren Niedersachsen (Stand: Oktober 1983) 


Satzung über die Erhebung von Beiträgen, Gebühren und Kostenerstattungen für die 
Abwasserbeseitigung (Abgabensatzung für die Abwasserbeseitigung) 


Aufgrund der $$ 6 und 83 Abs. 1 der Niedersächsischen Gemeindeordnung (NGO) in der Fas- 
sung vom 22.6.1982, der $$ 6 und 8 des Niedersächsischen Kommunalabgabengesetzes 
(NKAG) vom 8.2.73, zuletzt geändert durch $ 80 Abs. 1 Nr. 25 des Niedersächsischen Ver- 
waltungsvollstreckungsgesetzes vom 2.6.82 und des $ 8 Abs. 1 des Niedersächsischen Aus- 
führungsgesetzes zum Abwasserabgabengesetz vom 14.4.81, 


hat der Rat der Gemeinde ..... 


in seiner Sitzung am .... 
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folgende Satzung beschlossen: 


Inhaltsübersicht 
Abschnitt I 


$1 Allgemeines 


Abschnitt II 


$2 Grundsatz 

$3 Gegenstand der Beitragspflicht 
$4 Beitragsmaßstab und Beitragssatz 
$5 Beitragspflichtige 

$6 Entstehung der Beitragspflicht 
$7 Vorausleistungen 

$8 Veranlagung und Fälligkeit 


Abschnitt III 
Abwassergebühr 


$9 Grundsatz 

$10  Gebührenmaßstäbe 

$11 Gebührensätze 

$12  Gebührenpflichtige 

$13 Entstehung und Beendigung der Gebührenpflicht 
$14  Erhebungszeitraum 

$15 Veranlagung und Fälligkeit 


Abschnitt IV 
Erstattung der Kosten für Grundstücksanschlüsse 


$16 Entstehen des Erstattungsanspruchs 
$17 Fälligkeit 


Abschnitt V 
Gemeinsame Vorschriften 
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$18  Auskunftspflicht 
$19  Anzeigepflicht 

$20  Ordnungswidrigkeiten 
$21 Inkrafttreten 


Abschnitt I 
$1 Allgemeines 


Die Gemeinde erhebt nach Maßgabe dieser Satzung 


a) Beiträge zur Deckung des Aufwandes für die öffentlichen Abwasseranlagen (Ab- 
wasserbeiträge, 

b) Benutzungsgebühren für die Inanspruchnahme der öffentlichen Abwasseranlagen 

(Abwassergebühren), 

c) Kostenerstattungen für Grundstücksanschlüsse. 

Abschnitt II 

Abwasserbeitrag 

$2 Grundsatz 


(1) Die Gemeinde erhebt, soweit der Aufwand für die Abwasserbeseitigung nicht durch Ab- 
wassergebühren oder auf andere Weise gedeckt wird, für die Herstellung, Anschaffung, Erwei- 
terung, Verbesserung oder Erneuerung der öffentlichen Abwasseranlagen Abwasserbeiträge als 
Abgeltung der durch die Möglichkeit ihrer Inanspruchnahme gebotenen wirtschaftlichen 
Vorteile. Dabei wird unterschieden nach Anschlüssen zur Beseitigung von Schmutz-, Nieder- 
schlags-, und/oder Mischwasser. 

(2) Bei der Mischwasserbeseitigung beträgt der für die Niederschlagswasserbeseitigung der 
öffentlichen Verkehrsanlagen abzusetzende (durch Erschließungsbeiträge/Straßenausbau- 
beiträge zu finanzierende) Aufwandsanteil (30 v.H.). 


Alternative 
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(2) Bei der Beseitigung von Schmutz- und Niederschlagswasser im Trennsystem beträgt der für 
die Niederschlagswasserbeseitigung der öffentlichen Verkehrsanlagen abzusetzende ( durch Er- 
schließungsbeiträge/Straßenausbaubeiträge zu finanzierende) Aufwandsanteil (50 v.H.). 


$3 Gegenstand der Beitragspflicht 


(1) Der Beitragspflicht unterliegen Grundstücke, die an die öffentlichen Abwasseranlagen an- 
geschlossen werden Können und für die 


a) eine bauliche oder gewerbliche Nutzung festgesetzt ist, sobald sie bebaut oder ge- 
werblich genutzt werden dürfen, 


b) eine bauliche oder gewerbliche Nutzung nicht festgesetzt ist, wenn sie nach der Ver- 
kehrsauffassung Bauland sind und nach der geordneten baulichen Entwicklung der 
Gemeinde zur Bebauung oder gewerblichen Nutzung anstehen, 


(2) Wird ein Grundstück an die öffentlichen Abwasseranlagen tatsächlich angeschlossen, so un- 
terliegt es der Beitragspflicht, wenn die Voraussetzungen des Absatzes 1 nicht erfüllt sind. 


(3) Grundstück im Sinne dieser Satzung ist grundsätzlich das Grundstück im Sinne des Grund- 
buchrechts. Mehrere solcher Grundstücke gelten dann als ein Grundstück, wenn sie eine wirt- 
schaftliche Einheit bilden. Besteht bei wirtschaftlicher Betrachtungsweise für Teilflächen eines 
Grundstücks im Sinne des Grundbuchrechts eine selbständige Inanspruchnahmemöglichkeit, sie 
ist jede solche Teilfläche als Grundstück im Sinne dieser Satzung anzusehen. 


$4 Beitragsmaßstab und Beitragssatz 
1. Variante: 
(1) Der Abwasserbeitrag wird 


a) für die Beseitigung von Schmutz- und Mischwasser nach der Fläche , die sich durch Verviel- 
fältigung der Grundstücksfläche mit der Geschoßflächenzahl ergibt (zulässige Geschoßfläche), 


b) für die Beseitigung von Niederschlagswasser nach der bebaubaren Fläche 
berechnet. 
(2) Als Grundstücksfläche im Sinne des Absatzes 1 Buchst. a gilt: 


i. bei Grundstücken im Bereich eines Bebauungsplans die Fläche, auf die der Bebau- 
ungsplan die bauliche oder gewerbliche Nutzungsfestsetzung bezieht; 
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D. bei Grundstücken, die über die Grenze des Bebauungsplans hinausreichen, die Fläche 
im Bereich des Bebauungsplans, auf die der Bebauungsplan die bauliche oder ge- 
werbliche Nutzungsfestsetzung bezieht; 


3, wenn ein Bebauungsplan nicht besteht oder der Bebauungsplan eine andere als die 
bauliche oder gewerbliche Nutzung vorsieht, 


a) bei Grundstücken, die an Straßen angrenzen, die Fläche von der Straße bis 
zu einer Tiefe von höchstens (50) m, 


b) bei Grundstücken, die nicht an die Straße angrenzen oder lediglich durch 
einen zum Grundstück gehörenden Weg mit dieser verbunden sind, die 
Fläche von der zu der Straße liegenden Grundstücksseite bis zu einer Tiefe 
von höchstens (50) m. 


(3) Die Geschoßflächenzahl wird durch den Bebauungsplan festgesetzt. Fehlt im Bebauungs- 
plan die Festsetzung der Geschoßflächenzahl, so ist sie entsprechend $ 17 der Baunutzungs- 
verordnung in der Fassung vom 15.9.1971 nach der festgesetzten Zahl der Vollgeschosse und 
der Grundflächenzahl zu ermitteln. Ist im Zeitpunkt der Entstehens der Beitragspflicht auf- 
grund einer Ausnahme oder Befreiung eine höhere Geschoßflächenzahl als die im Bebauungs- 
plan festgesetzte zulässig oder ist bei bebauten Grundstücken eine größere als die nach dem Be- 
bauungsplan zulässige Geschoßfläche vorhanden, so sind jeweils diese der Beitragsberechnung 
zugrunde zu legen. Ist nach bauordnungsrechtlichen Vorschriften im Einzelfall nur eine gerin- 
gere Geschoßfläche zulässig, so ist diese maßgebend. Für Grundstücke, für die in einem Bebau- 
ungsplan an Stelle einer Geschoßflächenzahl eine Baumassenzahl festgesetzt ist, gilt als Ge- 
schoßflächenzahl ein Drittel der Baumassenzahl. In Fällen des $ 33 des Bundesbaugesetzes in 
der Fassung vom 18.8.1976, zuletzt geändert durch Art. 1 des Gesetzes zur Beschleunigung im 
Verfahren und zur Erleichterung im Investitionsvorhaben im Städtebaurecht vom 6.7.1979, 
(Vorhaben während der Planaufstellung), ist die zulässige Geschoßfläche nach dem Stand der 
Planungsarbeiten zur Zeit der Planungsreife zu ermitteln. In Gebieten, für die eine Bebau- 
ungsplan nicht besteht, wird als zulässige Geschoßfläche für bebaute Grundstücke die tatsäch- 
lich vorhandene Geschoßfläche und als Geschoßflächenzahl für unbebaute Grundstücke die 
nach der durchschnittlichen Bebauung der Grundstücke in der näheren Umgebung ermittelte 
Geschoßflächenzahl zugrunde gelegt. Bei selbständigen Garagen- und Einstellplatzgrund- 
stücken gilt (unabhängig von einer etwaigen Festsetzung im Bebauungsplan) die Zahl 0,5 und 
bei überwiegend Gewerbezwecken dienenden Grundstücken, für die eine bauliche Nutzung 
nicht zugelassen ist, die Zahl 0,8 als Geschoßflächenzahl. 


(4) Soweit die zulässigen Geschoßflächen nicht nach Absatz 3 ermittelt werden Können, gelten 
die nachstehenden Zahlen als Geschoßflächenzahlen: 


a) bei Kleinsiedlungen in jedem Fall = 0,3 
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b) bei überwiegend Wohnzwecken dienenden Grundstücken 


bei 1 Vollgeschoß -D,8 
bei 2 Vollgeschossen = 0,8 
bei 3 Vollgeschossen = 1.0 
bei 4 oder mehr Vollgeschossen = 
c) bei selbständigen Garagen- und Einstellplatzgrundstücken 
in jedem Fall =03 
d) bei überwiegend Gewerbezwecken dienenden Grundstücken 
ohne bauliche Nutzung = 0,8 
bei 1 Vollgeschoß = 1,0 
bei 2 Vollgeschossen =1.6 
bei 3 Vollgeschossen 2,0 
bei 4 oder mehr Vollgeschossen 22 


Sofern ein Vollgeschoß eine lichte Höhe von mehr als 5 m hat, gilt 
abweichend von der vorstehenden Regel einheitlich die Geschoß- 
flächenzahl von = 


(5) Die bebaubare Fläche im Sinne des Absatzes 1 Buchst. b wird 


1. bei Vorhaben im Bereich eines Bebauungsplans nach der darin festgesetzten überbau 


baren Grundstücksflächen, sofern solche Festsetzungen getroffen worden sind, 


2, bei Vorhaben innerhalb der im Zusammenhang bebauten Ortsteile sowie in Gebieten, 
in denen Festsetzungen durch einen Bebauungsplan nicht getroffen worden sind, un- 

ter Berücksichtigung der tatsächlich überbauten Grundstücksflächen der Grund- 

stücke in der näheren Umgebung, oder sofern solche nicht vorhanden sind, durch 

Ansatz (eines Viertels) der Grundstücksfläche bestimmt 


(6) Der Abwasserbeitrag beträgt je gbm der nach den Absätzen 1 bis 5 berechneten Beitrags- 
fläche bei einem Anschluß an Abwasseranlagen zu Beseitigung von 


a) Schmutzwasser .. DM 
b) Niederschlagswasser .. DM 
c) Mischwasser .. DM 


(7) Der Abwasserbeitrag ist auf volle 0,10 DM abzurunden. 
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(8) Die Gemeinde Kann abweichend von den Absätzen 1 bis 6 den der Beitragsrechnung für die 
Erweiterung, Verbesserung und Erneuerung der öffentlichen Abwasseranlage zugrunde zu le- 
genden Beitragsmaßstab und Beitragssatz durch gesonderte Satzung festlegen. 


2. Variante 
(1) Der Abwasserbeitrag wird 


a) für die Beseitigung von Schmutz- und Mischwasser nach der Grundstücksfläche, 
b) für die Beseitigung von Niederschlagswasser nach der bebaubaren Fläche berechnet. 


(2) Als Grundstücksfläche im Sinne des Absatzes 1 Buchst. a gilt: 


L, bei Grundstücken im Bereich eines Bebauungsplans die Fläche, auf die der Bebau- 
ungsplan die bauliche oder gewerbliche Nutzungsfestsetzung bezieht; 


2. bei Grundstücken, die über die Grenze des Bebauungsplans hinausreichen, die Fläche 
im Bereich des Bebauungsplans, auf die der Bebauungsplan die bauliche oder ge- 
werblich Nutzungsfestsetzung bezieht; 


3 wenn ein Bebauungsplan nicht besteht oder der Bebauungsplan eine andere als die 
bauliche oder gewerbliche Nutzung vorsieht, 


a) bei Grundstücken, die an die Straßen angrenzen, die Fläche von der Straße 
bis zu einer Tiefe von höchstens (50) m, 


b) bei Grundstücken, die nicht an die Straße angrenzen oder lediglich durch 
einen zum Grundstück gehörenden Weg mit dieser verbunden sind, die 
Fläche von der zu der Straße liegenden Grundstücksseite bis zu einer Tiefe 
von höchstens (50) m. 


In den Fällen des Satzes 1 Nr. 1 bis 3 ist bei darüber hinausgreifender baulicher oder gewerbli- 
cher Nutzung des Grundstücks zusätzlich die Tiefe der übergreifenden Nutzung zu berücksich- 
tigen. 


(3) Die bebaubare Fläche im Sinne des Absatzes 1 Buchst. b wird 


2, bei Vorhaben im Bereich eines Bebauungsplans nach den darin festgesetzten über- 
baubaren Grundstücksflächen, sofern solche Festsetzungen getroffen worden sind, 


2 bei Vorhaben während der Planaufstellung entsprechend der nach dem Stand der 
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Planungsarbeiten vorgesehenen überbaubaren Grundstücksflächen; 


3, bei Vorhaben innerhalb der im Zusammenhang bebauten Ortsteile sowie in Gebieten, 
in denen Festsetzungen durch einen Bebauungsplan nicht getroffen worden sind, un- 

ter Berücksichtigung der tatsächlich überbauten Grundstücksflächen in der näheren 
Umgebung, oder sofern solche nicht vorhanden sind, durch Ansatz (eines Viertels) 

der Grundstücksfläche bestimmt. 


(4) Der Abwasserbeitrag beträgt bei einem Anschluß an Abwasseranlagen zur Beseitigung von 


a) Schmutzwasser je gm Grundstücksfläche .. DM 
b) Niederschlagswasser je gm Grundstücksfläche .. DM 
c) Mischwasser je gm Grundstücksfläche .. DM 


(5) Der Abwasserbeitrag ist auf volle 0,10 DM abzurunden. 


(6) Die Gemeinde Kann abweichend von den Absätzen 1 bis 4 den der Beitragsrechnung für die 
Erweiterung, Verbesserung und Erneuerung der öffentlichen Abwasseranlage zugrunde zu le- 
genden Beitragsmaßstab und Beitragssatz durch gesonderte Satzung festlegen. 


3. Variante 

(1) Der Abwasserbeitrag wird 

a) für die Beseitigung von Schmutz- und Mischwasser nach der Grundstücksfläche, 
b) für die Beseitigung von Niederschlagswasser nach der bebaubaren Fläche berechnet. 


(2) Frontlänge im Sinne des Absatzes 1 ist die Länge, mit der das Grundstück an die Straße 
(Weg, Platz) angrenzt, in der die öffentlichen Abwasserkanäle liegen. Liegt ein Grundstück, 
nicht oder wenigstens mit der Hälfte der dieser Straße zu gewandten Grundstückseite an dieser 
Straße, so wird an Stelle der Frontmeterlänge die Hälfte der dieser Straße zugewandten 
Grundstücksseite zugrunde gelegt. Grenzt ein Grundstück an mehrere Straßen mit Abwasser- 
Kanälen, so werden für die Bemessung der Frontlänge alle in Betracht Kommenden Frontlängen 
zusammengezählt. Von der Gesamtfrontlänge wird bis zu .... m nur die Hälfte berechnet. Die 
restliche Frontlänge wird voll berechnet. Bei abgeschrägten oder abgerundeten Grundstücks- 
ecken werden die Frontlängen vom Schnittpunkt ihrer geradlinigen Verlängerung gemessen. 


(3) Als Grundstücksfläche im Sinne des Absatzes 1 Buchst. a gilt: 
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1. bei Grundstücken im Bereich eines Bebauungsplans die Fläche, auf die der Bebau- 
ungsplan die bauliche oder gewerbliche Nutzungsfestsetzung bezieht; 

2, bei Grundstücken, die über die Grenze des Bebauungsplans hinausreichen, die Fläche 
im Bereich des Bebauungsplans, auf die der Bebauungsplan die bauliche oder ge- 
werblich Nutzungsfestsetzung bezieht; 

3, wenn ein Bebauungsplan nicht besteht oder der Bebauungsplan eine andere als die 
bauliche oder gewerbliche Nutzung vorsieht, 


a) bei Grundstücken, die an die Straßen angrenzen, die Fläche von der Straße 
bis zu einer Tiefe von höchstens (50) m, 
b) bei Grundstücken, die nicht an die Straße angrenzen oder lediglich durch 


einen zum Grundstück gehörenden Weg mit dieser verbunden sind, die 
Fläche von der zu der Straße liegenden Grundstücksseite bis zu einer Tiefe 
von höchstens (50) m. 


In den Fällen des Satzes 1 Nr. 1 bis 3 ist bei darüber hinausgreifender baulicher oder gewerbli- 
cher Nutzung des Grundstücks zusätzlich die Tiefe der übergreifenden Nutzung zu berücksich- 
tigen. 


(4) Die bebaubare Fläche im Sinne des Absatzes 1 Buchst. b wird 


1, bei Vorhaben im Bereich eines Bebauungsplans nach den darin festgesetzten über 
baubaren Grundstücksflächen, sofern solche Festsetzungen getroffen worden. sind, 


2 bei Vorhaben während der Planaufstellung entsprechend der nach dem Stand der 
Planungsarbeiten vorgesehenen überbaubaren Grundstücksflächen; 


3 bei Vorhaben innerhalb der im Zusammenhang bebauten Ortsteile sowie in Gebieten, 
in denen Festsetzungen durch einen Bebauungsplan nicht getroffen worden sind, un- 
ter Berücksichtigung der tatsächlich überbauten Grundstücksflächen in der näheren 
Umgebung, oder sofern solche nicht vorhanden sind, durch Ansatz (eines Viertels) 
der Grundstücksfläche bestimmt. 


(5) Der Abwasserbeitrag beträgt bei einem Anschluß an Abwasseranlagen zur Beseitigung von 


a) Schmutzwasser je gm Grundstücksfläche .. DM 
b) Niederschlagswasser je gm Grundstücksfläche + DM 
c) Mischwasser je gm Grundstücksfläche u DM 


(6) Der Abwasserbeitrag ist auf volle 0,10 DM abzurunden. 
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(7) Die Gemeinde Kann abweichend von den Absätzen 1 bis 5 den der Beitragsrechnung für die 
Erweiterung, Verbesserung und Erneuerung der öffentlichen Abwasseranlage zugrunde zu le- 
genden Beitragsmaßstab und Beitragssatz durch gesonderte Satzung festlegen. 


Für alle drei Varianten: 


() Unberührt von den (1, Variante: Absätzen 1 bis 5; 2. Variante: Absätzen 1 bis 3; 3. Varia- 
nte: Absätzen 1 bis 4) bleiben Vereinbarungen, nach denen der Anschlußnehmer zusätzliche 
Aufwendungen der Gemeinde zu tragen hat, die durch die besondere Lage des Grundstücks 
oder durch Mängel und Beschaffenheit der einzuleitenden Abwässer oder aus sonstigen techni- 
schen Gründen erforderlich werden. 


$5 Beitragspflichtige 

(1) Beitragspflichtig ist, wer im Zeitpunkt der Bekanntgabe des Beitragsbescheides Eigentümer 
des Grundstücks ist. Ist das Grundstück mit einem Erbbaurecht belastet, so ist an Stelle des 
Eigentümers der Erbbauberechtigte beitragspflichtig. Mehrere Beitragspflichtige haften als 


Gesamtschuldner. 


(2) Bei Rechtsnachfolge gehen alle Verpflichtungen auf den Rechtsnachfolger über. Die etwaige 
persönliche Haftung des Rechtsvermögens bleibt hiervon unberührt. 


$6 Entstehung der Beitragspflicht 


(1) Die Beitragspflicht entsteht mit der Fertigstellung der öffentlichen Abwasseranlagen oder 
der Beendigung der sonstigen beitragsfähigen Maßnahme ($2 Abs. 1 Satz 1). 


(2) Im Falle des $ 3 Abs. 2 entsteht die Beitragspflicht mit den Anschluß, frühestens jedoch mit 
dessen Genehmigung. 


$7 Vorausleistungen 

Auf die Künftige Beitragsschuld Können angemessene Vorausleistungen verlangt werden, so- 
bald mit der Durchführung der Maßnahme begonnen worden ist. Die Vorausleistungen werden 
nach dem für den Beitrag geltenden Maßstab erhoben. 

$8 Veranlagung und Fälligkeit 

Der Abwasserbeitrag wird durch Bescheid festgesetzt und einen Monat nach Bekanntgabe des 


Bescheides fällig. Das gleiche gilt für die Erhebung einer Vorausleistung. 
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Abschnitt III 
Abwassergebühr 


$9 Grundsatz 


Für die Inanspruchnahme der öffentlichen Abwasseranlagen wird eine Abwassergebühr für die 
Grundstücke erhoben, die an die öffentlichen Abwasseranlagen angeschlossen sind oder diese 
entwässern. Soweit der Aufwand durch Abwasserbeiträge gedeckt wird, werden Gebühren 
nicht erhoben. Die Abwassergebühr ist so zu bemessen, daß sie bei der Beseitigung von 


a) Schmutzwasser (100) v.H. 
b) Niederschlagswasser (90) v.H. 
c) Mischwasser (95) v.H. 


der Kosten im Sinne des $ 5 Abs. 2NKAG deckt. Die Gemeinde trägt die nach Satz 3 nicht ge- 
deckten Kosten als Anteil für die Beseitigung des Niederschlagswassers der öffentlichen Ver- 
kehrsanlagen. 


$10  Gebührenmaßstäbe 


1. Variante 


(1) Die Abwassergebühr wird nach der Abwassermenge bemessen, die in die öffentlichen Ab- 
wasseranlagen gelangt. Berechnungseinheit für die Gebühr ist 1 qbm Wasser. 


(2) Als in die öffentlichen Abwasseranlagen gelangt gelten 
a) die dem Grundstück im letzten abgelaufenen zwölfmonatigen Ablesezeitraum aus 
öffentlichen oder privaten Wasserversorgungsanlagen zugeführte und durch Wasser- 


zähler ermittelte Wassermenge, 


b) die auf dem Grundstück gewonnene und dem Grundstück sonst zugeführte Wasser- 


menge. 
(3) Hat ein Wasserzähler nicht richtig oder überhaupt nicht angezeigt, so wird die Wasser- 


menge von der Gemeinde unter Zugrundelegung des Verbrauchs des Vorjahres und unter Be- 
rücksichtigung der begründeten Angaben des Gebührenpflichtigen geschätzt. 
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(4) Die Wassermenge nach Absatz 2 Buchst. b hat der Gebührenpflichtige der Gemeinde für 
den abgelaufenen Bemessungszeitraum von einem Kalenderjahr innerhalb der folgenden zwei 
Monate anzuzeigen. Sie sind durch Wasserzähler nachzuweisen, die der Gebührenpflichtige 
auf seine Kosten einbauen muß. Die Wasserzähler müssen den Bestimmungen des Eichgesetzes 
entsprechen. Wenn die Gemeinde auf solche Meßeinrichtungen verzichtet, Kann sie als Nach- 
weis über die Wassermenge prüfbare Unterlagen verlangen. Sie ist berechtigt, die Wasser- 
mengen zu schätzen, wenn diese auf andere Weise nicht ermittelt werden Können. 


(5) Wassermengen, die nachweislich nicht in die öffentlichen Abwasseranlagen gelangt sind, 
werden auf Antrag abgesetzt, soweit sie im Kalenderjahr (60) gbm übersteigen. Der Antrag ist 
nach Ablauf dieses Zeitraumes innerhalb von zwei Monaten bei der Gemeinde einzureichen. 
Für den Nachweis gilt Abs. 4 Sätze 2 bis 4 sinngemäß. Die Gemeinde Kann von dem Ab- 
gabepflichtigen zum Nachweis der eingeleiteten oder abzusetzenden Abwassermenge (sowie des 
Verschmutzungsgrades) amtliche Gutachten verlangen. Die Kosten hierfür trägt der Gebühren- 
pflichtige oder, sofern das Gutachten zu einer niedrigeren Einstufung führt, die Gemeinde. 


Variante 2: 


(1) Die Abwassergebühr wird für die Beseitigung von Schmutz- und Niederschlagswasser ge- 
trennt und nach verschiedenen Maßstäben berechnet. 


(2) Die Gebühr für die Beseitigung von Schmutzwasser wird nach der Abwassermenge berech- 
net, die in die öffentliche Abwasseranlagen gelangt. Die Berechnungseinheit für die Gebühr ist 
1 gbm Abwasser. 


(3) Als in die öffentlichen Abwasseranlagen gelangt gelten 


a) die dem Grundstück im letzten abgelaufenen zwölfmonatigen Ablesezeitraum aus 
öffentlichen oder privaten Wasserversorgungsanlagen zugeführte und durch Wasser- 
zähler ermittelte Wassermenge, | 


b) die auf dem Grundstück gewonnene und dem Grundstück sonst zugeführte Wasser- 


menge. 


(4) Hat ein Wasserzähler nicht richtig oder überhaupt nicht angezeigt, so wird die Was- 
sermenge von der Gemeinde unter Zugrundelegung des Verbrauchs des Vorjahres und 
unter Berücksichtigung der begründeten Angaben des Gebührenpflichtigen geschätzt. 


(3) Die Wassermenge nach Absatz 2 Buchst. b hat der Gebührenpflichtige der Gemeinde für 
den abgelaufenen Bemessungszeitraum von einem Kalenderjahr innerhalb der folgenden zwei 
Monate anzuzeigen. Sie sind durch Wasserzähler nachzuweisen, die der Gebührenpflichtige 


auf seine Kosten einbauen muß. Die Wasserzähler müssen den Bestimmungen des Eichgesetzes 
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entsprechen. Wenn die Gemeinde auf solche Meßeinrichtungen verzichtet, Kann sie als Nach- 
weis über die Wassermenge prüfbare Unterlagen verlangen. Sie ist berechtigt, die Wasser- 
mengen zu schätzen, wenn diese auf andere Weise nicht ermittelt werden Können. 


(6) Wassermengen, die nachweislich nicht in die öffentlichen Abwasseranlagen gelangt sind, 
werden auf Antrag abgesetzt, soweit sie im Kalenderjahr (60) gbm übersteigen. Der Antrag ist 
nach Ablauf dieses Zeitraumes innerhalb von zwei Monaten bei der Gemeinde einzureichen. 
Für den Nachweis gilt Abs. 4 Sätze 2 bis 4 sinngemäß. Die Gemeinde Kann von dem Ab- 
gabepflichtigen zum Nachweis der eingeleiteten oder abzusetzenden Abwassermenge (sowie 
des Verschmutzungsgrades) amtliche Gutachten verlangen. Die Kosten hierfür trägt der 
Gebührenpflichtige oder, sofern das Gutachten zu einer niedrigeren Einstufung führt, die 
Gemeinde. Zuviel erhobene Gebühren sind zu verrechnen oder zu erstatten. 


(7) Die Gebühr für die Beseitigung von Niederschlagswasser wird nach der überbauten und be- 
festigten Grundstücksfläche des angeschlossenen Grundstücks berechnet. Die über 100 qm hin- 
ausgehende Grundstücksfläche wird jeweils auf volle 100 qm abgerundet. Maßgebend für die 
Flächen Berechnung ist der Zustand am (1. Dezember) des Vorjahres. Der Gebührenpflichtige 
hat die Berechnungsgrundlagen und ihre Änderungen der Gemeinde innerhalb eines Monats 
nach Eintritt der Gebührenpflicht oder der Änderung mitzuteilen. 


3. Variante 

(1) Die Abwassergebühr wird in Form einer Grund- und Zusatzgebühr erhoben. 

(2) Die Grundgebühr wird nach der Nennleistung der verwendeten Wasserzähler bemessen. Be- 
finden sich auf einem Grundstück, mehrere Wasserzähler, so wie die Grundgebühr nach der 


Summe der Nennleistungen der einzelnen Wasserzähler bemessen. Die Grundgebühr beträgt bei 
der Verwendung von Wasserzählern mit einer Nennleistung 


bis 5 gbm/h .... DM/Monat 
bis 7 gbrn/h .... DM/Monat 
bis 10 gbrm/h u... DM/Monat 
bis 20 gbm/h u... DM/Monat 
bis 30 gbm/h .... DM/Monat 
bis 100 gbn/h .... DM/Monat 
bis 150 gbm/h .... DM/Monat 
bis 300 gbm/h u... DM/Monat 
über 300 gbm/h .... DM/Monat 


Sofern die Nennleistung der verwendeten Wasserzähler durch Feuerlöscheinrichtungen oder 
durch Verbrauchsstellen mitbestimmt wird, die Keinen Anschluß an das Abwassernetz 
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(3) Die Zusatzgebühr wird nach der Abwassermenge berechnet, die in die öffentlichen Abwas- 
seranlagen gelangt. Die Berechnungseinheit für die Gebühr ist 1 qbm Abwasser. 


(4) Als in die öffentlichen Abwasseranlagen gelangt gelten 


a) die dem Grundstück im letzten abgelaufenen zwölfmonatigen Ablesezeitraum aus 
öffentlichen oder privaten Wasserversorgungsanlagen zugeführte und durch Wasser- 
zähler ermittelte Wassermenge, 


b) die auf dem Grundstück gewonnene und dem Grundstück sonst zugeführte Wasser- 
menge. 


(5) Hat ein Wasserzähler nicht richtig oder überhaupt nicht angezeigt, so wird die Wassermen- 
ge von der Gemeinde unter Zugrundelegung des Verbrauchs des Vorjahres und unter Berück- 
sichtigung der begründeten Angaben des Gebührenpflichtigen geschätzt. 


(6) Die Wassermenge nach Absatz 2 Buchst. b hat der Gebührenpflichtige der Gemeinde für 
den abgelaufenen Bemessungszeitraum von einem Kalenderjahr innerhalb der folgenden zwei 
Monate anzuzeigen. Sie sind durch Wasserzähler nachzuweisen, die der Gebührenpflichtige 
auf seine Kosten einbauen muß. Die Wasserzähler müssen den Bestimmungen des Eichgesetzes 
entsprechen. Wenn die Gemeinde auf solche Meßeinrichtungen verzichtet, Kann sie als 
Nachweis über die Wassermenge prüfbare Unterlagen verlangen. Sie ist berechtigt, die 
Wassermengen zu schätzen, wenn diese auf andere Weise nicht ermittelt werden Können. 


(7) Wassermengen, die nachweislich nicht in die öffentlichen Abwasseranlagen gelangt sind, 
werden auf Antrag abgesetzt, soweit sie im Kalenderjahr (60) qbm übersteigen. Der Antrag ist 
nach Ablauf dieses Zeitraumes innerhalb von zwei Monaten bei der Gemeinde einzureichen. 
Für den Nachweis gilt Abs. 4 Sätze 2 bis 4 sinngemäß. Die Gemeinde Kann von dem Abgabe- 
pflichtigen zum Nachweis der eingeleiteten oder abzusetzenden Abwassermenge (sowie des 
Verschmutzungsgrades) amtliche Gutachten verlangen. Die Kosten hierfür trägt der Gebühren- 
pflichtige oder, sofern das Gutachten zu einer niedrigeren Einstufung führt, die Gemeinde. 
Zuviel erhobene Gebühren sind zu verrechnen oder zu erstatten. 


$11  Gebührensätze 

1. Variante: 

(1) Die Abwassergebühr beträgt je gbm Abwasser ... DM. 
2. Variante: 


(1) Die Abwassergebühr für die Beseitigung von Niederschlagswasser beträgt je gm bebaute 
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und befestigte Fläche jährlich ... DM. 

3. Variante: 

(1) Die Zusatzgebühr beträgt je gbm Abwasser ... DM. 

Starkverschmutzerzuschlag: 

() Wird in die Abwasseranlage stark verschmutztes Abwasser eingeleitet und biologisch gerei- 


nigt, so werden zu dem Gebührensatz nach Absatz 1 Zuschläge erhoben, und zwar bei einer 
Verschmutzung des Abwassers, gemessen am biochemischen Sauerstoffbedarf in 5 Tagen (BSB) 


von ... bis g/...( =... DM 
von... bis g/..L =... DM 
(usw.) 


Der Verschmutzungsgrad wird von der Gemeinde festgesetzt. 
$12  Gebührenpflichtige 


(1) Gebührenpflichtig ist der Eigentümer; wenn ein Erbbaurecht bestellt ist, tritt an dessen 
Stelle der Erbbauberechtigte des angeschlossenen Grundstücks. Gebührenpflichtig sind außer- 
dem Nießbraucher oder sonstige zur Nutzung des Grundstücks dinglich Berechtigte. Mehrere 
Gebührenpflichtige haften als Gesamtschuldner. 


(2) Beim Wechsel der Gebührenpflichtigen geht die Gebührenpflicht mit Beginn des auf den 
Übergang folgenden Kalendervierteljahres auf den neuen Verpflichteten über. Wenn der bishe- 
rige Verpflichtete die Mitteilung hierüber versäumt, so haftet er für die Gebühren, die auf den 
Zeitraum bis zum Eingang der Mitteilung bei der Gemeinde entfallen, neben dem neuen Ver- 
pflichteten. 


$13 Entstehung und Beendigung der Gebührenpflicht 


Die Gebührenpflicht entsteht, sobald das Grundstück an die öffentlichen Abwasseranlagen an- 
geschlossen ist oder den öffentlichen Abwasseranlagen von dem Grundstück, Abwasser zuge- 
führt wird. Sie erlischt, sobald der Grundstücksanschluß beseitigt wird oder die Zuführung von 
Abwasser endet. Entsteht oder endet die Gebührenpflicht im Laufe eines Kalenderjahres, wird 
die Grundgebühr ($ 10 Abs. 2, 3. Variante) für jeden angefangenen Monat der Gebührenpflicht 
mit einem Zwölftel berechnet. Endet die Gebührenpflicht im Laufe eines Monats, so wird die 
Benutzungsgebühr bis zum Ende des Monats erhoben, in dem die Veränderung erfolgt (Nur bei 
2. Variante zu $11). 
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$14  Erhebungszeitraum 
(1) Erhebungszeitraum ist das Kalenderjahr, 


(2) Soweit die Gebühr nach den durch Wassermesser ermittelten Wassermengen erhoben wird, 
gilt die Ableseperiode für den Wasserverbrauch als Erhebungszeitraum. 


$15 Veranlagung und Fälligkeit 
1. Variante: 


(1) Auf die nach Ablauf des Erhebungszeitraumes endgültig abzurechnende Gebühr sind vier- 
teljährlich Abschlagszahlungen am 51.2., 15.5., 15.8., und 15.11. des laufenden Jahres zu lei- 
sten. Die Höhe der Abschlagszahlungen wird von der Gemeinde durch Bescheid nach der Ab- 
wassermenge des Vorjahres festgesetzt. Die Gebühren Können zusammen mit anderen Abgaben 
angefordert werden. 


(2) Entsteht die Gebührenpflicht erstmalig im Laufe eines Kalenderjahres, so wird der Ab- 
schlagszahlung diejenige Abwassermenge zugrunde gelegt, die dem tatsächlichen Verbrauch des 
ersten Monats entspricht. 
(3) Abschlußzahlungen aufgrund der durch Bescheid vorzunehmenden Endabrechnung werden 
zusammen mit der ersten Abschlagszahlung zum 15.2. des folgenden Jahres fällig. Überzah- 
lungen werden verrechnet. 


2. Variante: 

Fälligkeit der Gebühr 

Die Gebühren sind innerhalb eines Monats nach Bekanntgabe des Gebührenbescheides zu zah- 
len. Ist im Gebührenbescheid ein anderer Zeitpunkt für die Fälligkeit angegeben, so gilt dieser. 
Die Gebühren Können zusammen mit anderen Abgaben angefordert werden. 

3. Variante: 

Veranlagung und Fälligkeit 

Der Gebührenbescheid ist (kann) mit dem Heranziehungsbescheid der Gemeinde/des Wasserver- 


sorgungsunternehmens für das Wassergeld verbunden (werden). Die Fälligkeit der Abwasserge- 
bühr richtet sich nach $ .... der Wasserabgabensatzung der Gemeinde/den AVB Wasser V des 
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WVU vom .... (veröffentlicht im ....). Das Wasserversorgungsunternehmen ist, wenn verbunde- 
ne Bescheide erteilt werden, zur Entgegennahme der Zahlungen auf die Abwassergebühren be- 


Fugt. 


Abschnitt IV 

Erstattung der Kosten für Grundstücksanschlüsse 

$16 Entstehen des Erstattungsanspruchs 

Die Aufwendungen für die Herstellung, Erneuerung, Veränderung und Beseitigung sowie die 
Kosten für die Unterhaltung der Grundstücksanschlüsse an die öffentlichen Abwasseranlagen 


sind der Gemeinde in der tatsächlichen Höhe zu erstatten. $ 5 gilt entsprechend. Der Erstat- 
tungsanspruch entsteht mit der Beendigung der Maßnahme. 


$17 Fälligkeit 


Der Erstattungsanspruch wird durch Bescheid festgesetzt und einen Monat nach der Bekannt- 
gabe fällig. 


Abschnitt V 
Gemeinsame Vorschriften 
$18  Auskunftspflichten 


(1) Die Abgabepflichtigen und ihre Vertreter haben der Gemeinde jede Auskunft zu erteilen, die 
für die Festsetzung und Erhebung der Abgaben erforderlich ist. 


(2) Die Gemeinde Kann an Ort und Stelle ermitteln. Die nach Absatz 1 zur Auskunft ver- 
pflichteten Personen haben dies zu ermöglichen und in dem erforderlichen Umfange zu helfen. 


$19  Anzeigepflicht 


(1) Jeder Wechsel der Rechtsverhältnisse am Grundstück ist der Gemeinde sowohl vom Veräu 
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Berer als auch vom Erwerber innerhalb eines Monats schriftlich anzuzeigen. 


(2) Sind auf dem Grundstück Anlagen vorhanden, die die Berechnung der Abgaben beeinflus- 
sen, so hat der Abgabenpflichtige dies unverzüglich der Gemeinde schriftlich anzuzeigen. Die- 
selbe Verpflichtung besteht für ihn, wenn solche Anlagen neu geschaffen, geändert oder besei- 
tigt werden. 

(3) Ist zu erwarten, daß sich im Laufe des Kalenderjahres die Abwassermenge um mehr als 50 
v.H. der Abwassermenge des Vorjahres erhöhen oder ermäßigen wird, so hat der Abgaben- 
pflichtige hiervon der Gemeinde unverzüglich Mitteilung zu machen. 

$20  Ordnungswidrigkeiten 


Zuwiderhandlungen gegen $ 10, 


(1. Variante: 
Abs. 4 Sätze 1 und 2, 


2. Variante: 
Abs. 5 Sätze 1 und 2 und Abs. 7 Satz 4 und 


3. Variante: 
Abs. 6 Sätze 1 und 2), 


$$ 18 und 19 dieser Satzung sind Ordnungswidrigkeiten nach $ 18 Abs. 2 Nr. 2NKAG. 
$20 Inkrafttreten 


Diese Abgabensatzung tritt am .... in Kraft. 


F: Muster einer Verwaltungsgebührensatzung 


hier : Satzungsmuster des Nordrhein-Westfälischen Städte- und Gemeindebundes (Stand: Juli 
1990) 


$1 Gebührenpflichtige besondere Leistung 
(1) Für die in dem in der Anlage enthaltenen Gebührentarif genannten besonderen Leistungen 
(Amtshandlungen oder sonstige Tätigkeiten) der Verwaltung einschließlich der Anstalten (und 


Eigenbetrieben) der Stadt (Gemeinde) werden Verwaltungsgebühren erhoben, wenn der Betei- 
ligte die besondere Leistung beantragt oder wenn sie ihn unmittelbar begünstigt. 
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(2) Die Erhebung von Gebühren aufgrund anderer Rechtsvorschriften für besondere Leistun- 
gen, die in dem Gebührentarif nicht aufgeführt sind, bleiben davon unberührt. 


$2 Höhe der Gebühr 


(1) Die Höhe der Gebühr ist nach dem Gebührentarif zu bemessen. Bei mehreren, nebeneinan- 
der vorzunehmenden, gebührenpflichtigen Handlungen werden die Gebühren einzeln nach den 
in Betracht kommenden Tarifnummern des Gebührentarifs erhoben. 


(2) Eine Gebühr, für die der Tarif einen Rahmen zwischen Höchst- und Mindestgebühr vor- 
sieht, ist auf volle Deutsche Mark festzusetzen. Bei der Festsetzung dieser Gebühren sind mit 
der Vorbereitung der Amtshandlung verbundene Verwaltungsaufwand und die wirtschaftliche 
oder sonstige Bedeutung des Gegenstandes zu berücksichtigen. 


$3 Sachliche Gebührenfreiheit 


Gebühren werden nicht erhoben für besondere Leistungen, für die nach gesetzlicher Vorschrift 
Gebührenfreiheit angeordnet ist; hierzu zählen insbesondere Leistungen im Bereich der Sozial- 
versicherung, der Sozialhilfe, der Kriegsopferversorgung, der Jugendhilfe, des Schwerbeschädig- 
tengesetztes, des Heimkehrergesetzes sowie des Gesundheitswesens und besondere Leistungen 
zur Durchführung des Wehrpflichtgesetzes und des Unterhaltssicherungsgesetzes, in der je- 
weils gültigen Fassung. 


$4 Persönliche Gebührenfreiheit 


Die persönliche Gebührenfreiheit bestimmt sich nach $ 5 Abs. 6 des Kommunalabgabengesetzes 
für das Land NRW vom 21.10.1969. 


'$] Besondere bare Auslagen 


Der Ersatz barer Auslagen, die im Zusammenhang mit der besonderen Leistung stehen, richtet 
sich nach $ 5 Ab. 7 des Kommunalabgabengesetzes für das Land NRW vom 21.10.1969. Eine 
Verpflichtung zum Ersatz besonderer barer Auslagen besteht auch dann, wenn die Leistung 
selbst gebührenfrei ist. 


$6 Billigkeitsabkommen 


Von der Erhebung von Gebühren und Auslagen Kann auf Antrag insoweit abgesehen werden, 
als dies aus Gründen der Billigkeit, insbesondere zur Vermeidung sozialer Härten geboten er- 
scheint. 

Im übrigen richtet sich die Stundung und der Erlaß von Verwaltungsgebühren nach den Vor- 
schriften des Kommunalabgabengesetzes für das Land NRW vom 21.10.1969. 
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$7 Gebührenschuldner 
(1) Zur Zahlung von Gebühren und Auslagen ist verpflichtet, wer die besondere Leistung 
selbst oder durch Dritte, deren handeln ihm hinzurechnen ist, veranlaßt hat, sowie derjenige, 


zu dessen Gunsten sie vorgenommen, insbesondere eine Genehmigung erteilt wird. 


(2) Von mehreren, an einer Angelegenheit Beteiligten ist jeder gebührenpflichtig, soweit die 
Amtshandlung ihn betrifft. 


(3) Mehrere Gebührenpflichtige haften als Gesamtschuldner. 
$8 Fälligkeit der Gebühren, Form der Erhebung 


(1) Die Gebühr wird mit Beendigung der besonderen Leistung fällig. Sie soll spätestens bei Aus- 
händigung der Entscheidung, des Zeugnisses usw. entrichtet werden. 


(2) Die Gebühr Kann vor Vornahme der besonderen Leistung gefordert werden. 


(3) In der Regel wird die Gebühr unter Verwendung von Gebührenmarken oder Gebühren- 
stemplern entrichtet. 


$9 Gebühren bei Ablehnung oder Zurücknahme von Anträgen sowie für Wider- 
spruchsbescheide 


(1) Wird ein Antrag auf eine gebührenpflichtige Leistung abgelehnt oder vor ihrer Beendigung 
zurückgenommen, so wird eine Gebühr gem. $ 5 Abs.2 des Kommunalabgabengesetzes für das 
Land NRW vom 21.10.1969 erhoben. 

(2) Für Widerspruchsbescheide wird nur dann eine Gebühr erhoben, wenn der Verwaltungsakt, 
gegen den Widerspruch erhoben wird, gebührenpflichtig ist und wenn und soweit der Wider- 
spruch zurückgewiesen wird. Die Höhe der Gebühr richtet sich nach $ 5 Abs. 3 des Kommu- 
nalabgabengesetzes für das Land NRW vom 21.10.1969. 

$10  Beitreibung 


Die Verwaltungsgebührensatzung tritt mit dem Tage ihrer Bekanntmachung in Kraft. 


Anlage zur Verwaltungsgebührensatzung der Stadt (Gemeinde) .... vom .... 
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Gebührentarif 


Tarif- 


Nr. 


1, 
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Gegenstand 


a) 


b) 


c) 


Abschriften und Auszüge 


Abschriften und Auszüge in deutscher 
Sprache für jede angefangene Seite 
Für Abdrucke, die auf mechanischem 
Weg hergestellt werden, ausgenommen 
im Weg der Ablichtung, und Durch- 
schriften, die in einem Arbeitsgang 
mit Originalschreiben hergestellt 
werden, für jede angefangene Seite 


Für Schriftstücke in tabellarischer 
Form, Verzeichnisse, Listen, 
Rechnungen, Zeichnungen und dergl. 


wird eine Gebühr nach dem Zeitaufwand 


erhoben, der bei durchschnittlicher 
Arbeitsleistung zur Herstellung benötigt 
wird. 

die Gebühr beträgt für jede angefangene 
halbe Stunde 


Bei Herstellung von Abschriften im 
Wege der Ablichtung bis zum Format 
DIN .A4 für jede angefangene Seite 
Bei größerem Format als DIN A4 für 
jede angefangene Seite 


Beglaubigungen und Zeugnisse 


a) 


b) 


Beglaubigungen von Unterschriften 
oder Handzeichen 


Beglaubigungen von Abschriften 
Auszügen, Ablichtungen, Zeichnungen, 
Plänen je Seite 


Gebühr 
DM 


5,00 


3,00 


17,50 


0,30 


0,50 


2,00 


5,00 
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10. 


11, 


Abgabe von Druckstücken oder Verviel- 
fältigung ortsrechtlicher Vorschriften 
für jede angefangene Seite, 

mindestens jedoch 


Genehmigungen, Erlaubnisse 

Bescheide, Ausnahmebewilligungen und 
Bescheinigungen, soweit nicht eine 
andere Gebühr oder Gebührenfreiheit 
vorgeschrieben ist 

je angefangene halbe Stunde 


a) Frteilung von Vorrangseinräumungen 
und Löschbewilligungen 


b) Freigabeerklärungen und sonstige 
Erklärungen für das Grundbuch (z.B. 
Bescheinigung zum Nichtbestehen/zur 
Nichtausübung eines Vorkaufsrecht 
nach $ 28 Abs. 1.5.3 BauGB) 


Frteilung von Zweitausfertigungen von 
Bescheinigungen usw. 


Ersatz für verlorene oder unbrauchbar 
gewordene Hundesteuermarken 


Feststellungen aus Konten und Akten 
je angefangene halbe Stunde 


Ersatz von Lohnsteuerkarten 


Genehmigung und Überwachung von 
Arbeiten, die für Rechnung Dritter von 
Unternehmen an Straßen, Plätzen, Kanälen 
und sonstigen Anlagen ausgeführt werden 
je angefangene halbe Stunde 

mindestens jedoch 


Feststellungen, Besichtigungen, Gutachten, 
Bauleitungen, Auszüge, technische Arbeiten, 
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0,50 
2,00 


17,50 


17,50 


20,00 


3,00 


3,00 


17,50 


4,00 


17,50 
35,00 
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und zwar für 


a) Büroarbeiten je angefangene halbe Stunde 17,50 
b) Außenarbeiten je angefangene halbe Stunde 35,00 
c) Gehilfestunden vor Vorhaltung und Beförderung 
von Geräten je angefangene halbe Stunde 30,00 
12, Abgabe von Leistungsverzeichnissen bei öffentlichen 
Ausschreibungen bis 40 Seiten 
für jede angefangene Seite 0,50 
für jede weitere Seite 0,30 
13, Lichtpausen 
a) DIN A4 2,00 
a) DIN A3 3,00 
a) DIN A2 5,00 
a) DIN A1 8,00 
a) DIN AO 12,00 
Für transparente Lichtpausen wird die jeweils doppelte 
Gebühr erhoben. 
14. Für familiengeschichtliche Auskünfte wird die Gebühr 
nach dem Zeitaufwand erhoben 
je angefangene halbe Stunde 17,50 
13 Anfertigung von Abschriften und Auszügen aus 


Archivgut, Übertragungen in moderne Schrift 

je angefangene Schreibmaschinenseite 

je nach Schwierigkeitsgrad mindestens 10,00 
höchstens 60,00 


zzgl. der Gebühren unter Nr. 14., wenn besondere 
Nachforschungen des Archivs zur Ermittlung der 
Vorlage notwendig sind, und Portoauslagen, wenn 

diese höher sind als die Gebühren für einen Standardbrief. 


Von der Erhebung der Gebühren unter 14. und 15. Kann abgesehen werden, wenn die Inan- 
spruchnahme des Archivs wissenschaftlichen Zwecken dient. 
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